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Hochgeehrter Herr Kollege! 



In der geraumen Ttcit, seit Sie in die aUndcmisclu! Wlrkswnkeit ge- 
treten sind, hüben nicht vvtniger als siebi.'n Iluchsohulen das Ghlek gehabt, 
Sie zu den Ilirigen zu zählen, keine länger ahs die Hochschule, au der Sie 
noch heute in untreschwachtcr Kraft wirken. Wem s«>l!(e die aufrichtigste 
Teilnahme an iiircr heutigen Jubelfeier näher liegen als Üiren gegen- 
wärtigen Kollegen an der Juristenfakuität der Georgia- Augusta? Wir 
dürfen es als eine besondere Gunst des Schicksals betrachten, in jahre- 
langer gemdüsanier Arbeit Sic als Kollegen und Menschen eiprobt und 
eineSamme vonAiin^ng, die vielseitigste Fördernng von Ihnen empfangen 
M haben. Es mag dem Reichen leichter werden, von dem Seinigen mit- 
sateilen, denn sdn Sdiats wird knam merklich kleiner; aber dies m tbnn 
in einer Form, wdohe den Empfönger nicht drückt, sondern hebt, immer 
glmdi berdt» gleidi freudig, gleich nndgennfitag wa geben, das ist wenigen 
Anseriesecen votbehdten. 

Im Namen noserer Fakultät schulden wir Ihnen Dank, dass Sie sich, 
dem Wonsohe Ihrer Kollegen nachgebend, m einem Alter noch der Ldir- 
wirksamkat widmen, das Sie voll berech^te, sich davon snrCksknuidien. 
Wer wXre «ndi im stände, Ihren Fiats ansanftUen? 
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Wir glaubten, dem Geffihlc des Dankes, das uns crlTillt, aiicli in der 
althergebraohten akademischen Sitte einer litteranschen Gabe Ausdruck 
verleihen m sollen. Die Verfasser der nachstehenden Abhandlungen sind 
sich nur zu sehr bewusst, dass ihre Leistungen der Bedeutung des An- 
lasses nicht gerecht werden, der sie ins Leben gerufen. Wir kennen aber 
die Naobsioht des Empfängers und sind der Zuversicht, dass die Ge- 
flinntiog, in der die Qabe gecenohi «ixd, Sie Ober die UnvoUkommenheit 
der Ausführung hinwegsehen Ulest 

An Jahren der Älteste, an Sohoffen^raft und Sdiaffenafreudig^dt 
der Jagendliohete unter uns, wie wir Bie heote b^ruasen, ao mSgen Sie 
nooh lange Jahre der ünarige bldben. Das walte Gott! 
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1* 



§ 1. 

Einleitung. 

Kaum ii-jfend ein wiebti^ow Pi"oblem di's tuodertieii Yerki'hi-srechta 
ist so lebhaft beöliUten wie die Fi-uge uach der rechtlichen StcUuiig der 
YerHicheningsagCDten. 

I. Zwei Anaohaanngen stehen sieii diametral g^nfiber. 

Die Versicherut^gBgesellschaften, ausgehend vQü den nniftilos 
riciitigen Gedanken, daee der Agent ein eelbetindiger Gewerbetreibender, 
kdn Handlnngsdiener vit, wollen ihn einfoc^ als Hakler betrachtet wissen, 
der unabhängig zwischen den Psrtei«! steht, beiden nadi ebener Ent- 
sehliessang dient tmd durob seine Handlungen den Yetsidiarar nnr sowät 
verpflichte^ als er von diesem ansdrfilckUch daan bevollmiobtigt ist*). 

Das Pnbliktitn aber sidit in dem Agenten den angestdlten Gehilfen, 
ja den VertrauenBmann des VersidiererB, und es hat alle Uieaehe dies an 
thun. Denn der Terricherer bedient sich ftst bei sdiiem gesamten Ver- 
kehr mit den Versioberungsinteressenten der Yermittelung des Agenten: 
der Agent händigt die Police aus und acht die FMmie ein, der Agent 
nimmt die Anzeige von Gefahrsanderungen und. von eingetretsnen SchSden 
entgegen, der Agent ordnet die Massregchi zur Rettung und zur FeststeUung 
des SchadenR an, der Agent zahlt häufig auch die Entschädigungen ans. 

Dazu kommt, dass er seine Niederlassung mit dem Firmenschild des 
Yersichereis kennzeichnet und das» er ledi^cb von diesem für seine Dienst- 
leistungen belohnt wird. 

Was ihn aber vor allem von d< ui eigentlichen Makler unterscheidet, 
ist wine Verpflielitmig, stets nnr für denjonip^en Versicherer, von 
dem er angestellt ist, Versicherungsverträge zu vermitteln, er 

1) Dieien Sfamdpiuikt Tertritt nsneitemi mit Oesehii^ die OOUsiiger Doklor- 

diBwrtatioi) von NiMimann: »Die rechtlich»' Stellwng des sogenannten ünteragenten 
einer Privat-Venücbenuigs-GeBellschaft''. Berlin 1891. — Derselben Anidcbt auch 
Lewii, Leturhoeh dci TerakhenrngMehti S. 160 ff. 
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darf Hiebt wie d«r Makler beide Kontrahenten fr^ auswählen. Wahrend 
ce die Au%abe does Haklers sdo würde nnd beim SeeveKsiolMrung^esdilft 
audi tiuttaioblieh ist, das ihm angetragene Risiko au mfigUcfast gfinstigen 
Bedingungen bd iigoid dum suverlSssigen A.sKokuradcur oder bei mehreren 
solehon unterzubringen, hat der Agent in dieser Beziehung überhaupt keine 
Wahl> er ist nicht in der Lage, die Vorteile der Konkurrenz den Vor- 
gicherungsuchenden zuzuwenden. Dieaes Moment ist ffir die Stellung des 
Agenten völlig entscheidend, und wenn man sich trotzdem bc>muht, ihn als 
einen frei z>vischen den Parteien stehenden Makler darzustellen, der als 
solcher beiden Parteien verantworth'ch ist, wfvhrend dir VersicherungHgesell- 
schaft befugt sein soll, jede Vurantwortiiclikeit für seiiif Handlungen ab- 
zulehnen, 80 gehört die» zu den manalosen und uniialtbaren Anspificht ii, 
welche der Sache der Privatgesellschaften nur geschadi t haben und des- 
halb gerade von ihren Freutiden nicht verteidigt werden sollten. Die von 
uns bckümplle Anschauung widerspricht nicht nui' dem natürlidien Ge- 
rechtigkeitsgefühle, sondern auch dem wohlverstandenen Interesse der Xor- 
sieherungsgesellschaften selber. 

Sie widerspricht dem Gerechtigkeitsgefühle. Denn das Publikum 
ist bei sonon Veäcehr väi der yersicheruughgc-seUsoliaft «nf den Agenten 
angewiesen, es kann ilm gar nidit umgehen, wShrrad es keinen Einfluss 
auf »eine BSmennnng, kerne MogU<dikeit hat, eone Yertrauenswfird^Eeit 
au erproben. Die Yersidierungsgesellsoliaft dag^en stellt den Agenten 
an» sie kann sieh vorher fiber seine ZnveiUasigkeit inlonnieren) sie Icann 
ihn genan instmeren und liat ilm dauond in der Hand. Ist das Angebot 
geeigneter Personen, sumal auf dem platten Landen geringe fiült ihre Wahl 
daher snweilen anf aweifdbafle oder geedtaftsunkundige Peraonenf so sollte 
d^ unerfahime Versicherte der letite sdn, der darunter au leiden liat 
Wenn noan dem Bauer sagt» durch das Yertiauen, weldies er dem in 
seinem Dorfe ansiaa^en Agenten aohenke, gefäude er seinen ganzen Ver- 
Bichenuigsanspruoh, so wird er tausendmal lieber zur nächsten Stadt gehen, 
als aus Bequemlichkeit ein solches Risiko laufen. Nicht im Interease des 
Publikums, sondern im eigenen Interesse nimmt die VersiohemngBgesell- 
sch&ft Agenten an, nü ht um dem Bauer einen zu ersparen, sondern 
um möglichst zidih riebe Kunden zu gew'innen, um die Konkurrenz emer 
andern Gesellschaft uuszuhalten oder auszustechen, hat sie auch in incm 
Dorfe einen Agent< n angestellt, und wenn sie dabei einen FehigriÄ gethan 
bat, so muas nie die Folgen auf sich nehmen. Nur soweit es mit dem 
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Sdmtw des Publikums vertrii^ich iBt, wird man gern bereit sein, auch den 
Ymklmer gegen die Handlungen adner nmovolissigen Agenten audier- 
msteUen. 

Die bddbupite Ananhannng ividerspricht aber ttooli dem wohlver^ 
atandenen Interesse der Vereieherungsgesellsobaften. Dom wenn 
die Mva^eseUsdiafteii der sor Hcmehalt gelangten ZcitsftKhuang nooh 
dne Zoknnft haben, so verdanken sie es dem Yesteanm in ihre Kulans. 
Ersohattem «e dieses Vertrauen, so sigen sie selber den Ast ab^ auf dem 
flie sitsen. Gerade «er wie ich die Frivatversiahetungqgesellsehaften für 
dnen wertvollen, in manohen QesohillBsweigen — See- und Binnentoans- 
portverrfoherung — Ar einen unenibehrlieben Faktor unsres WirlKbalts- 
lebens hilti muss solefae, kdi mfiehte sagen unstaiatMntonische Komdebt^ 
luat, bedauern. 

II. Im vorliegenden Falle aber handelt es sich nicht bloss am eine 
Frage der Knlanz, sondern des rechtlichen Yerpfliohtetaeins. Wir 
wollen untersuchen, ob und inwieweit die Versicherungsgesellschaften för 
Handlungen ihrer Agenten rechtlich einzustehen haben. Wir beschränken 
nns dabei auf die Frage nach ihrer Verantwortlichkeit gcgcnfiber den 
Vcrsichernngjsinteressenten; iuiabhSii|fig davon ist die Frage nach 
ihrer Verantwortlichkeit gegenüber anderen Gesellschaften wegen 
deloyaler Konkurrenz^). 

1) Eine allgemeine Bemerkung ist voranwisehicken. Der Versicherer 
kann nämlieh für die Thatigkeit eines Agenten überall nur dann verant- 
wortlich gemacht werden, wenn wirklieh ein Versiehemngsvertrag 
zu Stande gekommen ist. Bleibt es bei blossen Vorverhandlungen, so 
kann sieh der Versicherungsuchende nur an den Agenten halten, durch 
dessen pflichtwidriges Handeln oder Unterlassen er geschädigt wiurde. Hat 
der Agent also den Versicherungsantrag gar nicht an den Versicherer be- 
fSrdert oder die ablehnende Antwort des V^icherers nicht dem Antrags 
stdier übermittd^ so ballet niekt der Ymoherer, aondem nor der Ag«it 
auf Sdiadenosats, wenn der Verndierangsoobende infolgedessen mver^ 
sichert Udbt. Denn dnen Anspruoh auf Antwort bätte der letsfere ja 
selbst dann nidit gdiabt, wenn er seinen Antnur direkt beim Versiobexer 
eingeretcbt bStte, und eine allgemeine Garantie fBr das ganse gewerbliebe 
Gebabren s^nes Agenten hat der Versicherer weder fibemelmieu wollen» 

8} Vgl. Tivaste, U coatiatto di eeBieunMctone I 6. 105, 8. Uli 
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nooh wMgh in den Augen ventindig urteilender Personen dnich die An» 
Bteltang des Agenten fnktiech tlbemoninien*)^ 

2) Ob nnd inwiewat dne reobilicbe VMeatwortlidikflit der Ver- 
«diemngqgeeellsohaften Ar ihre Agenten wnoericennen itl, das liest eich 
weder auf Grand aUgemeiner Begriffe (Auftrag, Vollmacht, Stellvertretung) 
nooh nuch mit einer allgemdnen Formel entscheiden vielmehr bedarf es 
einmal einer scharfen Abgrenzung der rechtlichen Stellung des Agenten 
gegenüber anderen Mittelspersonen (§ 2); sodann einer Unter- 
»iuchnng sämtlicher einzelner Funktionen des Agenten daraufhin, 
(»b von Recht« wegen Vollmachtsolemente in ihnen enthalten «ind, und zwar 
ausgehend von dem Zwecke, d<'m jede einzelne F\inktion zu dienen be- 
stimmt ist (^t^ 3 — ^8); endlich ist die Frage zu beantworten, ob <ler Agent 
.«ich mit verbindlicher Wirkung für den Versicherer eine andere Person 
substituieren künn (§ 9). 

3) Wo naeli dem Ei^ebnis dieser Untersuciumg eine Verantwortlich- 
keit des Versiciierers für die Handlinigeii seiner Agenten an/ucrkeiuien 
i.»!t, wivd .stets weiter zu untersuchen sein, ob eine Einseliränkung oder 
Aufhebung derselben und zwai- durch bU>ase Aulnalime einer ein- 
echränk enden oder aufhebenden Bestimmung in die Versichern ngs- 
bedingnngen lolassig ist. Aach bd der Beantwortung dieser Frage sind 
die eigentifanliohen Veihlltnieee des Yeraielierampweeenft ins Aqge m 
IheeMi; irer sie acUenkweg naeh dem Firiniipe der Vertiagefreiheit b^nhen 
wollte*)» «firde dnrait die eben eist gewonnene Anerkennung jener Yennt- 
woitiidikeit etnfteh wieder besett%en ond das PnUtkom fiwt genau so 
edrateloB maehen, wie es ohne diese Anericennung war. Denn bei dem 

8) Daher haftet der Versicherer auch nicht, wenn der Aj^xtt die dem Ver- 
ncherteo gcBchnldele Pflicht der Vendiwiageiilieit verleirt. Im Aoalaiid besteht anch 
hi«r vielfft« it •■ine * tr>=ni,'ort^ AntT.i.<'su!ii2' in uiiijunsten der Versioheningsgesellschafteii. 

4) Nur in die^j^'m Sinne darf man dem häutig aufg'e!<tellten Onind»>atze zustimmen, 
dsM ein den Unf^ing der BevoUinichtigung des Agenten noarmierender RechtMati 
uifht aziitieri, ila.«« die Stellung eines Ver^ioherangKagenten dberhanpt nieht Bbatiali 
pirtUwjerbar sei. So ROH«. 23. Okt. 1872 (Enticheid. VII No. 99 S. nT^\ V^:! auch 
Behr«nd, L^^hrboch de« UandeUrevbt« I g Ö6 Not« 8. — Die von uns bekämpfte 
hhtfhs Argumentation findet neh in der knaaevten WeiM hei Lewis &. a. 0» S. Ifiöf, 
K« ist merkwürdig, da-as weder er noch die fihrigen Tcrtacier dcss»»lb€n Standpunkt*« 
dadurch stutiig werden. !.i>-^ dir ili'Dt-Lb.fn . fran??^?i?ohen. englischen nnd anterika- 
tmchen Gerichte mehr und mehr zu der enigegengesetxten Anschauung gelaugt sind 
(«o Lewis Mlbst a. a. O. & 196 Nole 16). 

' SoHApp.«;. München. 30. März 1878 (I->l;uiger Sammlung III S. 778>. Anvh 
Behrend a. a. O. ^. ä8U. Säl scheint auf diMein f^tandpnnkt« tu stdien. 
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Urnftiig der 00g. VetaiflhcniPgBbedmgiiiigen wflrde eine derartige die reeht- 
liehe Venuitwortliehkeit des YersidieierB einmshrinfcende oder «nflu^Mnide 
YertrigBldfliied den V^RsieheniiifNi^mem gimtlidi entgehen od&t in ihrer 
l^i^veite deo masteii von Umen unventindlidi bleiben, und sellMBt im 
en^[i^engeeetiten Falle wOrden die Veraieherieo ntoht amhin kSnnen, bei 
nhlreidien enftandienden Zweiüdn und Ungewiasheiten fiber dai^ ^»me eie 
sn tlinD nnd m laaeen haben, eich doob an den Agenten m wenden, vddier 
Um eini%e ihnen ngin^ehe eaehverstSod^ AntoritH danteilt nnd ohne 
den sie daher Tdllig raUoe aein wfirdea Warn dann dar Venidierar in 
der Lage ist, unter Benifin]^ auf die den V««ichcrten au%enGI%te Yer^ 
trageldaneel, alle Handlungen des Agenten nacbtcigUoh zu verlSugnen, 
80 iift di'(< rechtliche Position gerade der unerfahrensten, loyalsten und 
i<'hutrwürdig.st€n Versicherfon eine gans onertcigliche Daher muss die 
rechtliche Verantwortlichkeit des Versicherers für seine Agenten in ge- 
wissen Fallen als eine absolute betrachtet werden, die auch durch eine 
Bestiiumung der Versicherungsbedinjrunfr' n weder aufgehoben noch einge- 
schränkt werden kann. Und da« ist nichts TTnerbörte-i. Wirtschaftliche 
Anstalten, die einen stark monopolisierenden Charakter hab<'n, wie z. B. 
Eisenbalineri , mler zin- Kartellbildung hinneigen, wie «ahlreiche Gewerbe 
mit Ix'HchnliiUt i Ki nkm 1 t iii',, wenn sie zuj^leich von prosRCr s«)zialer Be- 
deutung sin 1, v.-i'\iii also die grosse MaAse des Volks iln-e Benutzung nicht 
umgehen kann, imbcn aich in alter und neuer Zeit solche Einschränkungen 
der Vertragsfreiheit gefallen lassen mQssen; und ebenso mQssen die Rechte 
der social eohwachen oder gesdi&ftsonerfahraiea Bevölkerungsgruppen, um 
vottwirinaBi sn sein, hinflg des rem dispositiven Owrakters der mriaten 
Frivatredite aiüdeidet werden: idb erinnere an die gesetdidie Haftpflicht» 
an dae AibeitersdiutaMebt n. e. f. Bdde 6en<litq[»ttnkte finden nicht auf 
alle Versioherui^ssvnhiltniBM Anwendung^ insbesondere nicht auf die 8ee> 
und Binnen>Tnm^ortvenieiierun|^ wo den Yersidiernngsgeselleoiiaften ein 
sosial gldoh kriUtiges, und f^eich geeohSft^gewandtes kaufinXniusdies Publi- 
kum gegenflbcnteht und wo sug^eidi die Konkurtena des Auslandes ge- 
fährlichen Kaitdlbildungeu der Yeraioherer kräftiger entgegentritt Da- 
gegen bei den meisten fibngen Ycrsicherungsaiten — > und gerade hi«r 
spielen die Agenten ihre wichtige Rolle — bedarf es in der lliat einer 
solchen Beiichrankung der Yc rtr agsfr ei heit 

6) 80 iiubeioiulflre bei der enriditigen Andegniig eiiier Beatimmimg dtt* Yer- 
ticbenntgifbediiigaiigeii dnreh den Agenten; vgL nacUier § 3. 
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Dm Mass denotbeii rnnss dundi Gessts bestiiDiiit weidsn. B« dem 
Mangel jeder gesetdkiheii Noimiemng ist man jetst auf ein Axgnmentieren 
ans dem Zwedte oder der Natar der Saehe aogewieseni nnd da wird dch 
Aber das Mehr oder Minder leidit streiten Urnen. Dw Eigeboisse der 
voiUegenden Abhandlung miSgen daher teilwnse nnr als VmsdiUlge de 
lege ferenda an betraohten sein. 

Jedenfells wird eine ina<<9vo)]e Auf^^tr llnng absoluter Beditssitze, ond 
nicht nur auf dem hier behandelten Gkbiete des Versichening^^rechts, auch 
den VtfsiüharnngpgeseUschaften selber, gegen welche sie scheinbar gerichtet 
fiind, zu gnte kommen. Denn wenn sich die Versicherten erst eines ge- 
nügenden gesetzlichen Schutzes erfreuen, wenn die Versicherungsgesell- 
schaften nicht mehr in der Lage sind, Bcstimninngt^n in die Versicherangs- 
l)edingungen aufzunehmen, welche auf d''Ti illoyalen Versiclierten berechnet 
sein mögen, Imufi«!- ;iher zu wahren Fallstricken für den loyalen Versicherten 
werden, dann wirdaucli die eiuseitige l'arteinahme mancher Gerichts- 
höfe fiir die Versicherten von selbst verschwinden, eine Parteinahme, die 
unter dem gegenwärtigen Rechtszustandc entschuldbar erscheint, aber trotz 
alledem einen berechtigten Be<ichwerdepünkt der ^"er8icherungsgesellschaften 
bildet; dann werden auch die Gesellschaften ihre Differenzen wieder mit 
Vertrauen den ordenthcheu Gerichten zur Entscheidung überlassen. 

4) Soviel Aber die Einschränkung der rechtlichen Verantwortlich- 
keit des Yeiaiohereni f&r die ThXligkeit seiner Agenten. Natfirlicb st^ 
ihm aber dne Erweiterung derselben dnrbh besondere Bevoll mich - 
tigung völlig freL Dies kenn aneh slillsohweigend gesobdien, indem der 
Verricherer wiederholt gestattet| dass der Agent Handinngen ausserhalb 
des Rahmens seiner gesetdichen Vollmadit vonimmt nnd damit eine 
Uebnng sanktioniert^ Nnr darf man nicht jede dem Agenton ertdlte 
(interne) Instruktion als eine nach wsaen wirksame BevoUmichtignng be- 
trachten^. 



7) BeliiM^nd a. a. 0. S. 381; ROHÖ. 5. N'r.v. 1872 (Entscheid. VII S. 246); 
Wolff in der Zeit«chr. f. Versich.-R. I S. 212, 213. 215. — Besondere häufig wird 
durch «ine stUlcchweigeiide BilligUBg der wiederhulten Uandlung des Agentca iii 
dritten P«rMii«i die VonfceUimg «rweekt, dan auadiecUiobe ToUmacht erteilt 
sei. Auch die franz^^s^i^rlifn fJerirht»' entscheidf'n in diffnm Sinn>'. V^'l. Dalloz, 
Rep. 8. m, äupl. au fiep. (18»7) S. 564. Siehe auch Goldschmidt, Uandbach des 
HandeltrecbtB I § 66 & 687. 

8) Hau«. OLG. 19. OkL im) mGZtg. Beibl. 1881 No. 86). (Hier hatte die 
YeniclienragpgefleUachaft gegenflber d«iii Agenten nad ihrem Anwalt achriftlich er- 
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ßisweilcn liabfn gewisse Agenten von dem Versicherer sogar \ (»11- 
macht zum Abschinese der Versicherungsverträge erhalten, so ins- 
besondere die sog. Hauptagenten der Feuerver>«icherungsge«ellflchafton. 
Aber auch in diesem Falle darf keine sehrankculo.se Venintwoiilichkcit 
des Versicherers ffir die Handlungen des Agenten angenommen werden, 
vielmehr mfisaen hier ebenfalls sftmtliche einxehie Funktionen des Agenten 
danmfluD mitmiidit werden, ob und in trdcdieni Umfange sodi für ihn 
VaUmaokfcBelemente darin o^dialten sind. Eine sehroffe Gegenüber- 
Btelliuig addier tarn Abeohlnaa bevoUmichtigter Hauptagenten nnd der 
flbrigen, wobl als lyUnteragentan" beaeiohneCen Agenten ist daher nidit 
gereditfCTtigt*). 

9 8. 

I. Die rechtliche Steilung des Ageateu überhaupt ^ 

Unter yerBi<teoi%Bi^enten ventehen vir aelbat&ndige Gewerbe- 
treibende, welche von einem Versicherer stftndig beauftragt 
sind, seinen gesohSftlichen Verkehr mit den Versioherungs- 
Interessenten an vermitteln. 

X, Jeder Agent irt vom Versicherer beauftragt, d. h. es ist ein 
Mandat svertrag, der sogenannt« Agenturvertrag zwischen ihnen abg&> 
aohloBaen. Dies gilt bezüglich der sog. Unteragenten auch dann, wenn der 
einem pr^seren Bezirke vorgesetzte (Haupt-) Agent von seiner Gesellschaft 
mit der Anstellung der Unteragenten für die einaelnen Ortschaften des 

klBrtt daM die Bddamation dei Agenten anf Abiinderang einer Beatimmung der De- 
klaration und Police berechtigt «ei.] Na< Ii dem Frk. , bedarf es keiner weiteren Ans- 
frihrnng*. da«« Korrespondenzen und Erklärungen zwischen dem Versicherer und seinem 
Agenten oder Anwalt für das Rechtsverhältnis zwischen dem Versicherer und Ver- 
ncfaerten völlig ineleTaBt aind. Vgl. auch ROH(l. S. Sept 1876 avm No. 79 & W7) 
UTul (lag.gfii ROHO. 11. Miirz 1373 (IX S. 3771: h,'uh^ Krkpnntnisse widersprechen 
i<ich nicht, da eben in jedem eimeeinen Falle zu untersuchen ist, inwiefern die sog. 
Instruktion des Agenten aneli eine BevollinBchtigung enthalt. Sehr treit geht daher 
das Statut der Ooth^r L.-V.>Baak % 89: ,Die Bank haftet für die von den Agenten 
eingeganjrf'non Verbimlüclikeitcn mir insowt'it, iils fin Agent Verfassung«- and in- 
struktionsmässig oder im besonderen Auftrage des Büreaus gebandelt hat* 

9) Dies tbnt soheinbar Vivante a. a. 0. 8. 106, aber materiell steht seine 
AnffiMSung der unsrigen sehr nahe: vgl. z. B. a. a. 0. j 67 (B. 100). 

10) Ausser den bereits zitierten Schriften nofh zu vergleichfii : Malss in ih-r 
Zeitschrift fOr Handelsrecht XIII ä. 68 ff.; König in Endemanns Handbuch «ies 
Handebceehfa III 8. 768 ff. 
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Benrkfl beiioftnigt Isb"). Ob daneben ein BeofatsverhUtnis iwisohen dem 
^aptegenten und dem Unteragenten besteht, ist Ar d(>n Agenturvertrag 
ebenso gleicligültig wie die iVege, ob der Hauptagent für die Zuverlässig 

k<>it Jer von ihm angest^ten Unteragenten der Gesellschaft gegenfiber 
haftet'^). Soll der Unteragent lediglich em Gehilfe des Hauj^ngenten 
sein und in gar keinem Rechtsverhältnis zum Versicherer stehen, so mosa 
dies ausdrücklich vereinbart sein, im Zweifel ist es niemals anzunehmen'^. 

Dritten Personen gegenüber i'<t pflbst eine solche Vereinbarung wirkungs- 
los, falls die vom Hauptagenten anire^tellte Person sich als \'er.<iehcrungs- 
agent geriert und also die Firma der Gesellschaft es ist» in deren Schatten 
me handelt 

U. Der Auftrag, welcher dem Agenten vom Versleherer erteilt ist, 
iiat stets zum Inhalt die Vermittelung des geschäftlichen Verkehrs 
mit den Versieherungsintere.Hsenten. Meist gelit der Aufuug noch 
weiter und umfasst auch Funktionen, welche den Verkehr mit den Yer- 
sicherungsinteresscnten uai nicht betreffen; aber dies ist unwesentlich und 
für die reobtliohe Stellung des Agenten nicht charakteristisch. 

Der Ausdrac^ „Vennittelang' ist nun ein sehr aUgenieiner und nn- 
beetimmter, ebenso wie der Ausdnick „Agent" adber ea iBt>*). Sowohl 
eine bloase Thitij^eit im Intorease des VersichererB wie ein juristischca 
Haaddn im Namen dessdiben kann darnntw verstanden werden. Die ganie 
Skala mfigli'frfier Handlung vor» wSbrend und nacli dem Vertragsacbloaae, 
weldie den Agenten in BerÜhrang mit dem Pttblikum twingen, von dem 
Anfspilren versieberangdaatiger Personen an, über die Vertragaachli^ung 
hinweg bia avr Vertngserf&llnng ist uneohwer unt»r den Genehtspunkt 
einer Yermittelnng des gesebafütchen Verk^rs au bringen. 



11) Vgl. Neiini -iin :x. a. <). S. 8; Vivante a. u. O. 

12) Die» ist htlutig <ier Fall nach dem Inhalt des Agenturvertrags (Neumann 
a. a. 0. 8. 9). 

13) Das ergabt sidi schon daraus, daas b«i der Anstellung durch den Hanpt- 
nfj*'ntpii iH<- (ii'n<limi]?»>np d^r rrpsdl^cliaft stets vorbehalt^^n wird; diese GenehmiiriiTig 
wird durch ein Ernennungsschreiben erteilt (Neumann a. a. 0. S. 8). Anders bei 
den sog. «stillen TermitUera', auch voU Aequistteora genunit, demi neh auch die 
Untengenten bedienen. 

14) Gold!<chmidt a. a. 0. § 55 Note 20 ... . iler Ausdruck ist juristisch un- 
brauchbar. Es gibt keine auf den .Agenten' anwendbare RechtBs&tze", und dazu 
8. 688: .alles dies gilt iaabesondoe aoeh von den »Ageaten' (Unterageateat Haupi- 
ugcnten, Generalagenten) der . . . VerochcwmgsgsseHechsften/ Tgl. auch r. Hahttt 
Kommentar tum HGBach 1 8. 229. 
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Kritscheideijcl ist zunächst der Inhalt dea At^fnturvertniges, welcher 
berulit. auf der dem Agenttu erteilten Instruktion'^). Diese Agentur- 
instruktionen enthalten im wesentlichen übereinstimmende N'orschrifteu bei 
den verschiedenen QeaellMhaften, und es lässt sich daher für gewisse 
^uptpunkte ein typischer Inhalt dersdben feitstetlen. 

III, Der Agent ist st und ig von dem Versicherer beauftragt, d. h. 
er hat für die Dauer seiner Austeilung ununterbrochen und aus eigner 
Initiative im Interesse seines Auflraggebers thätig zu sein. Zwar zu ein- 
zelnen Funktionen bedarf er ihrer Natur nach eine« besonderen Auftrages 
— z. B. zur Auszahlung von £nt«chädiguugeu — und in Bezug auf andere 
ist seine Thätigkeit von dem Auftreten eines bestimmten Bedürfnisses ab- 
hängig — m. B» bei der Anwendimg yaa Bsttungsmassregeln oder bei einer 
LeiohenMiiAu — > aber im allgemeinai und beecmdeia Ar seine Hanptwirk- 
samkeit — das Werben neuer Versicherter — soll er stind^ tliitig 
sein, anch wenn dßt Auftrag lediglich fBr «ne bestimmte Zeit ertolt ist. 

Hierdurch unterscheidet sich der Agent eiuerseits von dem Makler, 
der nur auf einen speziellen Aultrag hin in Thätigkeit tritt, und anderer- 
seits von sonstigen Beamten der Versicherungsgesellschaften, die ebenfalLs 
für dm Vermittelung des geschäftlichen Vericehrs mit dem Publikum in 
gewissen Beiiehungen angestellt sind, insbesondere von den sog. Inspek- 
toren, welche bei grösseren SchadensfiÜlen die Regulierung besingen. 

IV. Der Agent ist eit) Gewerbetreibender, er betreibt die Ver- 
mittelung des gescliiüllichen Verkehrs seines Aultru^ebers mit tien Ver- 
eieheruugöiüteressenten gewerbemässig, d. h. als dauernde Eiuuulmie- 
quellc'^). Gewöhnlich hat er ein BQreau, das durch ein von der Gresell- 
schail ^lielevtes Schild gekennieidmet ist» ni^ sehr häufig betimbt er aein 
GcMPerbe als Nebenberul 

Durch die Gewerbomiissigkeit ihres Betriebes unterseiieiden sieh die 
Agenten von denjenigen lokalen Vertretern kleinerer Gegenseititrkeit.sgesell- 
liaiten — häutig Distriktsdeputierte genannt — , uel< iie ihre Ftuik- 
tiuueu unentgeltlieh oder gcgeu eine geringe Kemuneration (zum Ersatz 
ihrer Aufwendungen an Zeit und Geld) versehen; erhalten diese Distriks- 



1q) Es ist das Verdieoüt der Litierien Scbtifl von Kcumana, dcu Inhalt dieser 
Instruktionen com enten Male ausgiebig v«rwertet lu haben. 
16) Goldichmidt a. a. 0. I 8. 454. 
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deputierte Fhnente von jeder abgescblossenen Yerakliening oder einen 
wuschen Gehall» so «bd sie reditlieh den Agenten g^eidinistdlen. 

V. Der Agent ist endlich ein eelbstfindiger Gewezbetieibender 
Dieee Eigensdiaft nfihert seine fit^nng deijen^en des Mdden imd isti 
wie befdis bmerkt wurde (Seite 5)« ein Hauptaigument sur BegrSndnng 
der Anstdit, dase der Verneherer von jeder Verantvortlidikett ffir die 
Handinngen seiner Agenten fird sei. 

Der Agent ist also kein Handlnngsdiencr, wedor Handlungs» 
gehilfe noch Handlungsbevollmädit^ter er ist in dem Gewerbe setner 
Versicherungsgesellschaft nicht angestellt^ gehört nicht zu deren „Beamten" 
oder „Personal". Eine in einem anderen Handlungshause als Handlungs- 
diener angestellte Person kann aber — mit fiewillig^ung ihres Prinapals 
— selbständig ein Agentui^sch&ft betreiben. 

Der Agent ist Kaufmann, wenn die Geschäfte, welehe er gewcrh- 
msUsig betreibt, llandelsgcsL-liäfte sind nämlich wenn er beauftragt 
ist, solche Versicherungsverträge zu vermitteln, welche selber Handelsge- 
schäfte sind 15*), einerlei ob einseitige oder zweiseitige, absolute oder rela- 
tive *<>), Der Agent einer Immobilinr-Feuerversicherungsgesellschaft oder 
einer Lebensversicherungögesellöchafl ist daher als solcher nur dann Kauf- 
mann, wenn er von einer Aktiengesellschaft, nicht, wenn er von einer 
Gegenseitigkeitsgesellschntt angestellt ist; der Agent einer Mobiliar-Feuer- 
versicherungsgesellächaft auf Gegenseitigkeit ist als »«ulüher nur dann Kauf« 

17} Während ea sonst wohl kanfmanniscbe ÄngeBtellte gibt, welche den Vamon 
«Agenten' führen und doch Handlungsgehilfen oder Handlungebevollniftchtigt« sind 

(G 0 ! <1 ? chm idt a. n. f). S. 63.">, Bohrend a. a. 0. «: •''■"> Note 5), ist dios T» ! ilcn 
Veräii heruQgsagenten niemals der Fall, oder ist hier wenigstens der Kreis ihrer 
Agentunreschftfte ein streng abgeschlossener , so das« si« insoweit selbständige 6e* 
werbetreibende sind (vgl. über eine suli-he Doppelstellung Goldschmidt a. a. 0. 
S. 636). Richtig IniiHrkt bereit« Wolff a. a. 0. S. 210, da»? ilic nniiul^iHze von 
HandlungshevoUinUehtigten schon deshalb nicht passen, weil der Agent im Zweifel 
CSesdiSfle Ar mehrere (aioht konlmrierende) Hftnser übernehmen kann. — Vgl. Aber 
Agenten iui allgemeinen auch IIAG. Nürnberg 2(). Dezbr. 1872 (Z. f, HR. XX S. ßll); 
ROHG. 13. Dczbr. 1870 (I No. 44), 26. Febr. 1H73 (IX \o. 31.. 16. Dezbr. 1875 (XIX 
No. 2Gj. Speziell doM Generalagenten keine HandlungsbevoUniAchtigte sind: £rk. 
Dresden 4. Sept. 1863 (Z. f. HR. VIII S. WS). B0H6. 11. Män 1873 (IX 8. 377); da- 
gegen will da« HAG. Mflnohen 30. März 1878 (Erlanger Sammlung III S. 773) die Haupt- 
agenten der FeuerversicbeningsgeseUschaflen als Handlangsbevollmftchtigte behandeln. 

18) HGB. Art ^ 

19) HGB. Art 872 Ne. 4 und dasn Art 271 No^ 3. 873 Abs. 1. 

20) Goldschmidt a. a. 0. 6 65 S. 689. 
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mann, wenn er iiucli lüi Kaufleute die Versicherung ihrer Waren, Fabrik- 
utensilitiu u. ö. w. vermittelt. 

Da&& diese Unterscheidungen jedes inneren Grrondea entbdiren, liegt auf 
der Hand. 

II. Die ginwinan FnnktuniAii des Agenten. 

8 8. 

1) Abgabe bindender ErkUrongen durch den Agenten. 

Wenn der Agent fiber einen ffir das Vertrag^veriiiitnis wichtigen 
Punkt eine Erkllrung gfgenfiber den VeraiohenuigautefeaBenten abgibt, 
— ist dann dar VernobeMr an dieee Eridlrong gdiondenf Oder anders 
auqgedr&okt; gilt der Agent ab von Bechts wegen bevoDmaehtigt, bindende 
Erklärungen iigend wddier Art ahsugeben? Bin der Beantwortong dieser 
FVage haben wir wiederum die in Betradtt kommenden einadnenErklanmgen 
SU nntecsohmden. 

I. Zur selbständigen Entscheidung fiher die Annahme des 
VersicherungsantragH ist der Agent im Zweifel nicht bevollmSchtigt^'), 
an eine solche Erklärung ihres Agenten ist die YersidierungegeseUschafl 
nicht gebunden. Doch erhalten bei der Feuerversicherung, auch wohl bei 

d«f Hagt'K f rsicherang und einigen ander<»n Versicherungsarten die sog. 
IIauptagent«'n — bisweilen auch solche Agenton, die nicht diesen Titel 
führen, — Volhnntht 2um Absehlusse der Versicherungsverträge, 
HPi ein für allemal durch die Statuten oder durch einen speziellen Auf- 
trag'^'- Niemals aber wird <hfse Vollmacht seilest l)eim Vorhandensein 
dies - nlcr eines noch imp«>>:iiiteif'ii Titels (Snl . liicktor, (Jeneralagent) ver- 
mutet'-'j; wenn daher die Statuten nicht schon das Erforderliche enthalten, 
\\ ird der vornlchtige Versicherungsnehmer sich die schriitliche Bevollmäch- 
tigung vorzeigen lasisen**), die eine selbständige Urkunde oder in der lu- 

21) Wolff a. a. 0. 221, 227; Drej^dnor Erk, vom 4. Sept. 1863 (Z. f. Handels- 
recht VIII S. 603); Hans. OLG. lö. ükt. 18Ö0 (HGZtg. üeibl. 1881 No. 35). 

2S) Bei den LebensvertidiennigigeBellBeliaften «rkalteo die analindiBelien Oeneml- 
Mgenten büußg die Vollmacht zur Aasstellung einer Interimspolice. 

23) Vivante a. a. 0. scbeini für «Oeneralagenten' «tet« dieae Vollmacht 
als vorhanden anzunehmen. 

24) Behrend a. a. 0., § 65 Note 7: «Die Bomdmung »Agent* enthilt, genau 
genommen, eine Warnung für den Drittt'u, eine Vi'rtretungHbefugnis des so Be- 
zeichneten nicht ohne sorgfältige Prüfung anzunehmen.* — Wer aber befiip-t ist dif» 
Police zu uuteracbreibeu« maan prima facie als sum Abschlues bevollm&chtigt gelten 
UtO. 21. Febr. 1883; IX S. 880). 
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stroktion mit <»thalteD sein kann. Ist die «tatatuieeb voigesebene Vdl- 
maoht dem Agenten entcogen» so mnss der Vemohoer, mn steh der Haftnng 
aus deaeen Vertragsscfalflssen in entstellen y naohweiaen, dass der Ver* 
sicbenugandmier von der Entsiehung der Vdlmadkt Komtnis liatte*^). 

Der Umfang dieser VoUmaoht kann sich ebenfalls ans den Statuten 
dw Gesdlscbaft ergeben, und dann ist eme Einschränkung dem Dritten 
gegenüber ebcnfalh nur wirksam, wenn dieser sie kannte. Auch eine 
SpesaalvoUmacht kann zugleich die Grenzen der Befugnisse des Agenten 
angeben, z. B. dadurch, dass für die Uebemahme gewisser Arten von 
Risiken die Einwilligung dir Direktion voigeschrieben ist: eine solche 
Bestimmung der Vollmachtsurkuude wirkt auch gegen Dritte Ist die^ 
aber nicht geschehen , ist dem Agenten vielmehr mit einer allgemeinen 
Formel Vollmacht zum Abseliluss der V'ersiehcrungcn erteilt, so umfn^sft 
diese \''olimachi alK- Handlungen, welche mit dem Vertra^sschiu-sse zu- 
sammenhängen'^), dagegen solche Handlungen nicht« welclie mit dem Ab- 
schlüsse nichts zu thun haben, z. 6. die Fest<!etzung der Entschädigungen'^^). 

Da in einer weiteren Vollma( lit die engere stets mitenthalten ist, 
so ist der zum Abseliluss autorisierte Agent auch befugt, laufende Ver- 
aichermigen zu verlängern und ihren Vertragsinhalt in Uebereinstimmung 
mit dem Versicherten wirksam abzuändern; eine Einschrfinkung dieser 
Belbgnia ist nur dann dem Dritten g^nüber wirksam, wenn dieser sie 

Dagegen ist der Agent» ohne «ne hierauf geriditete SperialvoUmacht, 
niemals ~ weder beim ersten Abschluss noch später — befugl^ dem Ver- 
siehenmgsnebmer in Abweichung von den gedruokten allgemeinen 
Bedingungen einen gfinstigeren Vertngsinhalt au bewilligen. Die 
ToUmadit ermlchttgt Um im Zweifel nur aom Abediluss auf Grnnd 
dieser Bedingungen, und der Venieherungsnehmer hat keine Ursache an- 
«mefcmen, dass sie weiter reidie« dass sie den Agenten autorisieren sdi, 
sich üb«r den klar ausgesprochenen, in den gedruckten Bedingungen nieder* 

25) HG. 18. Mai mi (lüitecheid. XIX S. 226). 

iß) Beispiel: B0H6. Enticheid. Band XVU 8. 815. Vgl. auch ROHO. 6. Sept. 
1872 (Seuffert.«. Archiv XXIX No. 168). 

27i Wolff a. a. <>. «S. 212: ,waa die onlnnnRT^mJUsijfe Ausführung der ihm gt^- 
gebenen Auitr%e mit aieb brisgt'. (Dagegeu Maiss in Z. f. HR. XIU S. 70). . Noch 
entidhiedener will den Inhalt de« Art 47 des HGBuelis («gewöhnlidi mit lich hnagt^l 
dsa Erk. München 30. Märs 1878 (Erlauger ^mm lu ng III 8. 773) heniuieheiL 

ÜS) Darfiher das Ij&here weiter untea. 
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gelegten Willen des Versicherers hinwc^naetzen'*). Auch würde sonst 
ein t«chnisch-znverlSssig-er und gloichmapsip^cr Geschäftsbetrieb der Ver- 
sichemngsgeseUschail mit Hilfe zahlreicher A^ten überhaupt nicht mög- 
lich sein"). 

Finden ^^ich in den Statuten der Gesell ?ichaft f^ewisse ancli für das 
Verlragsverlialtiiis l)ecleiit.saaie Vorschriften, welche ni«'ht in «lie »/edruckten, 
dem Tersicherungsne}inier eingehändigten Veraicherungsbeciingungen auf- 
genommen sind, so irilt für sie diese Einschränkung nicht; der Agent 
macht sich durch Bewilligung abweichender Vertragsbedingungen zwar einer 
Pflichtverletzung gegenüber dem Versicherer schuldig, aber der Versicherer 
isl trotzdem an die Abmachung gebunden. Diu» gilt unter den gleichen 
VorauBsetmnigai auch fSr den Abaehluw mit einer Gegenseitigkeitsge- 
eeUsdiaft, da eine Bdcanntadiaft der Miiig^MkMr mit den Statalien ihrer 
VersidimuigsgesellMliaft niobt vorausgesetet werden kann. 

n. Die Ablehnung dnes Yersidiemngaaatnigs durch den Agenten 
wirict stete befreiend für den Antngstdler, amdi wenn der Agent von dem 
Versieherer ledigjieh mit Entig^enmihme von AntrSgen nidit mit dem 
Abadilnfls v<» Vertrigen bcanflnigt war. Denn der Antragsteller« dem der 
Agent die Abldinnng nutteilt, kann weder wiesen nooh nnterauohen, ob 
dieaer den Antng fibeibanpt an den Verneherer übemuttdt bat mid ferner, 
ob der Veiaiofaflrer ihn mit der Abgabe einer ablehnenden EcUirui^ be- 
auftxagt hat oder nicht. Die^ mnsB selbst dann gelten, wenn in der Ab- 
lehnung ai^^mch der Verzicht auf ein dem Versicherer anstehendes Vor- 
vetsicherungsrecht enthalten i^t ^ 

III. Aus denselben Gründen gilt der Agent dem Versicherten gegen- 
über stets als bevollmächtigt «ur Kündigung des Versicherungsvertrags 
— soweit eine solche vortraj^smässig zulfi^^sig ist — femer zu Verhand- 
luugen Aber die Aufbebung den Vertraget^, sowie zur Abgabe der £r- 

29) Anderer AiiHiLlit für die ,Agen/ie generali* VivantS S. S. 0. 8. 104, der 
ihnen überhaupt eine fast schrankenlo^te VoUmacht zoHpricht. 

90^ Dies «dMiat aaeh di« Anridit d«a BOHGeridita an wia. Zwar au dem in 
4«n Entscheid. II S. 244 ff. abgedruckten Wortlaute de« Erk. vom 2. Mai 1871 könnte 
man das Gegenteil entnehinen. aber die Berichtigung in Band II S. 472 sagt doch 
wohl, dass die Kenntnis, also die Handloogsweiae des Agenten dem Versicherer nicht 
prt|adiii«re (in dea •Bedingoagen* ataad, dav einnlae Gebäude ▼<m der Yeraehenug 
nicht ausgciichlossen werden drirften, dies war aber docb gewiiebea). Bei Gegen- 
•eiÜgkeitsgeRellschaft^n vpi^teht sich die» von selbst. 

31) RüHG. 2. Mai 1871 (II S. 244 ff.). 

8 
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klirongi dass derselbe erloschen oder anverbindlich B«i. An solche 
ErklSrm^en ist der YtfdAsKt stete gebunden, «udi wenn der Agwt 
dadurdi seine Belfagnisse fibefschritt nnd also den Agenturmtrag verletite. 
Denn der Vermcherte muss sie um so mehr ISr antofiriert haltoi, weO 
der Agent gar kein eikennbares Interesse hat, derartige Eridinu^^ gegen 
den WDlen des Versicherers abnigeben. Er ist ^hto von dem Z^tpnnlct 
an» mit welchem cUe ErUirnng des Agenten in Wiihsamkeit tritt, nicht 
mehr aar Leistang von Primien oder B«tr%en verpflichteti und wenn er 
nunmehr dnen Veniahemngsvffltng mit einem andern Yersicherw fli>er 
dasselbe Risiko abschliesst, so ist dies niemals eine veihotene Doppel* 
versicherui^. 

IV. Von ungemein grosser praktischer Bedeutung ist die Frage, ob 
der Agent bevollmächtigt ist, während des Leofes d^ Vcrsichorung dem 
Versklicrten in bindend» Weise Anweisungen an erteilen und Zug^ 
st&ndnii^se zu muchen, dergestalt, dass sie so angesehen werden, als seien 
sie von dem Versicherer selber ausgegangen. 

A. Die Beantwortung dieser Frage bietet hosonder? dann Schwierig- 
keiten, wenn der A^ent sich durch eine derartifjje Erklännie: mit einer 
Vorschrift der \' erBicheruugsbedinguDgen in Widerspruch setzU 
Hierbei ist zu unterscheiden: 

1) Der Agent i.st niemals befugt, den W'rsicherten von einer Vor- 
schrift der Versieherunpsbedinguiigen allgemein zu dispensieren; selbst 
der zum Abschlüsse der N^^trä^e bevoUiuächtigte iVgeut kann dies, wie wir 
gescheu haben, nieht in Bezug auf die gedruckten BedingUDgeo, der ge- 
wöhnliche Agent kann es überhaupt nicht 

2) Aber auch eine einmalige Abweicliuug von den in den Bo- 
iUnguugen erteilten VorsohriAen, x. B. über die Anwendung gewisser Sicher- 
beitsmassr^eln gegen Feuersgefiihr, kann der Agent dem Yersicherten in 
der Regel nicht würlcsam gestatten, wenn er nicht ansdrflckUdi dam be- 
voUmlchtigt ist Ebensowenig kann er ihn von einer Anz(>igepflidit ent> 
binden. Denn derartige Votschiiften beanspruchen AUgemeiugültigkeit nnd 
haben vielfach geradesn den Zweck, den Versidierer anch gegen willkOr^ 
liehe Konaeswonen seitens seiner Agenten an sichern''). Eine besondere 

H2) Vivante n. a. (>. ^ -S? (S. IWt nimmt trotzdem ein*' zi \ i 1 1 f< rli 1 1 i die Ver- 
autwortlichkeit der Gesellschuft au« aolchen Veraprechuiigen ihrer Unteni^«nt«D an. 

3S) So in dem Eik. det JlOt. Tom 2S. Juni 1888 (Veveintblatt 1889 S. 130). 
la dem betreffenden Falle Milte die Heixong der beim Druchen gebnuehten Loko> 
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Betrachtung veilaiigen die \'orschriftfn öh<?r die Vornahme von Kettniiiis- 
massregelu und über die öchadcnsft'ststt'llunL'' (nachlier Nn. 4), uud was die 
Zahlung der Prämie anbetrifft, so künueu Anweii^ungcu und Zugeständnisse 
des Agenten hier überhaupt nur in Frage kommen, wenn dioscr — was 
allerdings die Hegel bildet — zur Empfangnahme solcher Leistungen 
bevollmächtigt ist; darüber »püter ^ 6. 

3) Dagf^n ist jeder Agent ohn« weiteres als bevoUmSchtigt anzu* 
«dien, unklare oder Behwerveretändliohe odor nnTeratfindliolie Be- 
stimmnngeD der Yersieberiingsbedingnngeii nnd Fragebogen ati»- 
sulegen'^). Sokbe Auslegungen sind, faUa der Agent nidit «udrllddidi 
erkUrt hat» daaa er luoht ala Oi;^ des YerBiehererB handle, ftr den Yeiv 
sicherer bindend, und sowdt der Verncfaerte iDfo^edeaaco Handlnngen 
vomahnii welche er nadi dem beabsichtigten Sinne jener Beatminrangen 
bitte nnterlaaaen mflaaen, oder Handlungen unterliess, welche er bitte vW' 
nehmen mfissen, ist dies tBr seme Ansprfidie nnprijudisttUoh. 

Diese Vollmacht kann dem Agenten auch nicht durch Auf- 
nahme einer Klausel in die Tersioherungsbedingnngen wirksam 
entzogen werden **)| weil der Agentnrbetrieb sdnem Wesen nach auf ihr 
beruht. Denn der Versicherungsmteressent stdit sowohl beim Abschluss 
der Versicherung wie bei etwaigen Veränderungen des Risikos und auch 
beim Eintritt des Schadens den umfangreichen, verwickelten nnd selbst für 
den Kenner oft schwerverständlichen Versicherungsbedii^nngen meist ratlos 
gegenfiber, nnd für die notwendige Belehrung ist er ausschliesslich auf 
seinen Agenten angewiesen, in welchem er von seinem Standpunkte aus 
mit Recht den von der Versieiierungsgesellschnft gerade hierzu bestellten 
Sachverständigen erblickt. Indem die Versicherungsgesellschaft Agenten 
anstellte. Hie mit der Werbung versicherungslustiger Personen beauftragte 
und ihnen die dazu erforderlichen Papiere aushändigte, musste sie ihnen 



mobile mit Torf nur nach erfoltrtcr Zustimmunc: des Generalagenten zultUsig «ein. 
Der Unteragent hatte dem Vc-raicherten erklärt, da»« ee einer solchen Zustimmung 
nidit badflrfB. 

3t) T)if8 leugnet Hinrlohs in Z. f. Handelsrecht XX S. Ncnmnnn a. a. 0., 
S. 24. Lewis a. a, ü., S. 153 fiF. Siehe dagegen ROHli. 23. Okt. und ö. Nov. 1872 
{Ent«cheid. VII No. 99 8. 872, 373. No. 109 S. 425) und ßG. 3. Juli 1883 (IX No. 50), 
bMonden aber R6. 18. Mai 1887 (XIX S. B96). YgL auch Crawley, fhe law of Itfii 
ianurance S, 202—205; König in Endemnnn« HaTidVincli III S'. TW nntf-n. 

85) Vgl. oben $ 1 Seite 8 f. Anderer Ajuicht KuHii. ö. Nov. 1872 cit. verbi» 
•lofern niobt ein aadffies dardi die OeeeUaelHift Imndgegeben irafdeB*. 

2* 
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auch die mieiitndkbai« Vollmadit ertdlen, den Iidialt dies«r Ptupen, 
eowdt er der geafigendea VentiDdliolikeit eatbehrte, dem Pufalikiim «lu- 
fulegen. Diese AoBl^goiig keim eogar BtiUMhweigeDd erfe]ge&'*). 

Bei der IVage» was eine unklare, sehwerveretftndliohe oder 

unverständliche Bestimmung ist, muss anf den Bildnngsstand*') nnd 

die Geschäftserfahrung der zu belduenden Person eovie auf die sonstigen 
konkreten Verhältnisse (Aufregung, QemQtsbew^ung bei Eintritt eines 
BrandongläolEB, eines Todesfalls u. s. w.) Kfiokaiolit genonmien werden. 
Lubesondere die für die Schadensberechnung vorgesehenen Policenbe* 
Stimmungen zu verstehen, sind viele ganz kluge und gebildete Leute gar 
nicht im stjinde: was kSnntoii f=ie dann aber besseres thun, als sich an 
den Agenten inn Belelirung zu wctuien, zumal viele VersicherungsbedingUDgen 
den VersichertLii '.uisdrücklicli nn fliesen verweisen! 

Zu der Auslegung gehört aueli die Sulisumieruug einzelner Anwendungs- 
falle unter eine allgemein geiialtene Reirel. W«'nn insbesondere der Agent 
bei der Annahme oder währead des Lauts der \ ei-sicherung einen Umstand, 
dessen Anzrigepflichtigkeit nach den Versicherungsbedingungen zweifelhaft 
ist'*), für unerheblich und daher für nicht anzeigepflichtig erklärt, so 
wird der Versicherer diese Auslegung för sich gelten lassen müssen, voraus- 
geeetrt naturlich, dass der Versidierte edber die Auffassung des Agenten 
teHt; denn hegte er selber Zweißl an der Biebtigkeit cBeser Auslegung, 
so mnes er jedenfidls den Umstand cor Anseige bringen'"), und es ist 
Sache des Biditers, bei der Beortnlnng seber bona oder mala fides mit rfiek- 
sichtaloser Strenge an verfehren. 

Dagegen Inndet es den Yenncherer nioht^ wenn det Agent die Nidht- 



36) 80 in dem Tom ROHa. 6. Kot. 1872 «Mdedenen Fatte Hier hatte der 
auf den Todetdall Venicherte die Frage, ob bereit« froher ein Versicherongaaiitang 

jil.<;i']«'hnf worden sei, verneint, da er auf finr-n frflhpren Antrag, welcher dnrch 
denselben damals bei einer anderen Gesellachaft an^stellien Agenten befQmr ortet 
wotden war, gar keinen Beaeheid erlialtea hatte. 80 aneh HAG. Kllmbeig 88. Sept 
1868 (Z. f. Handelsrecht XIX S. 293-295). 

37) OLG. Bränn 5. Not. 1884, Oesterr. OGH. 28. Jan. 1885 (Olaaer und Uqgw 
No. 10402). 

98) Nur nm einen wichen kann et lidi handeln; hat a. B. beim Antrag an 

einer Fcuervereicherung der Agent den Umstand, da^s ein kleiner TeU des Schiefer- 
dachs mit Schindeln ü:t>decT<t war, für unerheblich erklärt, »o ist dies keine Auslegung 
einer zweifelhaften Frage mehr. (OG. Luxemburg 1865, Z, f. Ver8ich.-R. I S. löO, 
•iehe dagegen ein (anonymes) Erk. ebenda II S. 188). 

99) ROHO. 88. Okt. 1872 (VH No. 99). 
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beantwortung einer im Deklardtinn-tormular gestellten Frage für unerheb- 
lich erklärte, denn hier ist von keiner Auslegung mehr die Rede, sondern 
der Agent setet sich über den klar ausgesprochenen Willen seines Auf- 
traggebers hinweg. 

Dasselbe gilt natürlich dann, wenn der Agent dem Versicherungs- 
nehmer über die Höhe der Prämien oder Beiträge Zusicherungen erteilt — 
£. B. dasB Naohschüsse niemals erhoben wfirdoi — welche mit dem Iduea 
Worlknte der Bedingm^geu im Wider^mdie iteheo. Wenn dagegen der 
Agmt einer LebensYersiclieningsgesdlBohaft dem Versidierungsnehmer er- 
Uirte, die vierteljährige Primie flir eb Kapital von der und der 
werde hfidietens ao und ao viel betngoi» so ist diea swar augenscheinlich 
keine Auslegung einer noyntsliiidlidien Bedingung^ soodeni eine nmichtige 
Bciedimii^ nnd diese wird der Verricherer nicht gegen Mdi gelten lassen 
nfissen; aber andererseitB leuchtet doch ein» dass ee f&r den I^en und 
gar Ar eine Beieon gonngereu Bildnogsstandes nioht'raöglieh isly auf Grund 
der Tsbelle duer Lebensversichewmgegcsdlscha ft die an entriohteiide gsns-^ 
halb- oder viertdjXhrige Prämie f&r die verschiedenen Yersichani^smodali- 
tSten selbst zu betedmen**)i und daher ist der Versicherte befugt, die 
Gültigkeit des Vertrages wegen Irrtums anzufechten, weil dieser Trrtum 
durch dea vom Versicherer angestellten und mit der Belehrung der Ver- 
ekherungsnehmer beauftragten Agenten in ihm err^ worden ist. 

4) Gewisse Vorschriften der Versicherungsbedingungen haben fiber» 
haupt nur den Zweck, dem Versicherten in Abwesenheit einer sachver- 
ständigen oder dir- Interessen des ^'p^?;i^herers wahrnehmenden Persönlich- 
keit die allgemeine Richtung seines Handelns vorzuschreiben, wie dies be- 
sonders in Bezug auf die vorzuuehniendcn Kettnngsmassregeln L'^eschieht. 
Hier ist der Versicherte vollstnndii,' lz -leckt, wenn er den Anweisungen 
des Agenten folgend solche Vors( hrilten verletzt hat. Wollte der Ver- 
sicherer sich durch eine Klausel in den Versichenmgsbedingungeu auch für 
diesen Fall gegen eine Vertretung der Handlungen seines Agenten ver- 
wahren, so würden nicht nur seine Literessen in der Regel schlechter walu- 
genommen werden — da es dem Versicherten meitst und mehr als dem 
Agenten an dem erforderlichen Sachverstandniss und in Folge des einge* 
trefcenen Unglücks an der nötbigen Buhe und Sammlung feUt — sondern 
Iiiufig wurde gerade dadurch äne Befolgung der Vosidierungsbedingungen 



40) Siehe die in Note 87 dtierten firkenntniiM Oesteir. Gerkshle. 
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vereitelt werden, da die Police moht cor Hand oder mitverbraimt ist Der 
Hichter aber wfiide — atueer im Falle offenaiahtlibher Aij^iefc — <■ den Ver^ 
eidierten dann erst ledit von jeder VetantworkUehkeit Inr £e Folgen seines 
Handdna oder UnteilaMeiis tnSspnakm. 

Nicht 80 einfiu!h liegt die Sache bei den die Ermittelang, Be* 
rechnuug und Liquidiernng de^ Schadens gegebenen Vorschriilm 
der Versicherungsbedingungen. Obwohl sie nur den Zweck haben, eiae 
möglichst objdctivi^ suverlissige und koDtrolierbare FestetcUuog des Schadens 
m sicbenii so kann man doch zweifeln, ob sie lediglich Normative für 
denjenigen Versicherten sein sollen, der sich dabei nicht der Mit\virkuDg 
einer f^achverstiindigeren Pej son bedient. Aber es kommt hier ein ähnlicher 
Gesichtspunkt wif }*ci der Auslctrunp; zwcidrutiger oder schwerverstSnd- 
HcIkt Vorschriften der Versichcrungäbttlinmingcn (No. 3) in Betracht: 
wenn dort das Vt;r(?tändnis, so ist hier div Ati'^ Führung der vom Ver- 
sicherer verlangten Mtissnahmen schwierig, wüiirend ihre Xichtbeobuchtung 
iu der R^el mit einem strengen Präjudiz l)edrüht ist Wie die Erfuhrung 
lehrt, jseigt bei der Feststellung und Berechnung des Schadens die grosne 
Mehrzülü auch der höher gebildeten, selbst der kaufhiaiuiisch oder juvistiöch 
geschulten Versicherten einen solchen Mangel an Verständnis für die einfachsten 
assekurana-tecbniscben Verhiltnisse*'), dass sie ohne sachverständige Hülfe 
gar nidkt im stende maß, dieses GesohBft in Ende an bringen. An mm 
kann sidi aber der Yeieidierte om Bat und Auskunft auch hier wieder 
sweekmlssiger wenden als an den Agenten semea Yeiaiobereni? »Und wenn 
er dessen Anweisungen Folge leistet, nmss er daim nicht i^uben, das 
ihm demVersioberer g^genfiber Obliegende voUstind% erfttUt an haben?****) 
— natdilieh stets sebe eigene liona tides voransgesctst Dies ist in der 
That so richt%» dass auoh eine entgegenstehende Bestämmong in den Ver* 



41) So fiir den Begriff der Unterversicherung (ieilweiien SeUwtvenicherung) 
und der infitlgedeneD emtretaiid«n piMentaaleii BeaUang des Schadens, ferner fto 
die Abzüge wegen Neu tOr Alt« Ar den Uateradiied von AaschaBtaigswert und Er- 

«atzwert u. s. f. 

4S) So ROHG. 83. Okt. 1872 (VTI No. 99 S. 372), obwohl anch du Erkenntnis 

sonst iliT Ansicht i»»t (S. 371). da^s Act Agent im einzelnen Falle eine weniger strikte 
Erfülliinf; der Ptatiit.iri^cheii VerViindlichkeiten nicht gestatten dürfe. - - Im S^Inn*' des 
Textes entscheiden sogar die Allgemeinen äee-VersicheriuigS'Bedinguiigcn $ 127 No. 2 
(ScMtttasati), obwotil gerade bei d« Seermiclieining d«n Yenieherer gencbiflsge* 
wHDdtere Personen gegenOberetefaen. Anden allerdings die Bremer 8ee>Tersicberangi- 
Bedingungen g 68 No. a 
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Biobenu^bedingODgai hier Bowaiig wie vothio bestts^idi der Ibettange- 
maesregeln und besfiglieii der Aosl^Dg schwerversliadlielier Veniolieniiig»- 
bediogniigea eine Berildcrieht^;tiog venfient BmA der VerBioherer siolit dm 
ii5t%e yertraaen wa odiiein Agenten, so mag er nadi Eintritt des UnfiJls 
einm geogneten Spenelvertreter nir FesteteDnng des- Schadens dbeend»! 
— m» dies In der That bei g^oseeren SchXden in der Person «nee eog. 
Inspektors gewSludioli gesduebt — bia dabin aber hat er die Anweisüng 
des i^seulen an vertraten. Doch Iteiidit aiefa dies natnigemSaB nur auf das 
Ermittelungsverfahren; niemals kann der Agent durch seine EiUlrang 
den Versicherer materieU, in Bezug auf den Anspruch selber oder desson 
Höhe irgendwie binden» seine Anweisungen oder Zugestandnisse entlialten 
keine den Veiaieherer veipffiohtende Anerkennm^ (siehe unten unta No. V). 

5) Wenn der Vomcberte nnbe w nsat eine Torscbrift der VeraiehemngB- 
bedii^ungen verietsti so ist er dem Yersioberer gegenfiber entschuldigt, 
fiiUs der Agent dabei mitgewirkt hat, ohne ihn auf die betreiTende Vorschrilt 
aufinerksani m machen. Sollte s. fi^ die Anzeige von einer Gefahrsanderang 
nach den Versicheruagsl^edingungen direkt an die GeseUaohaft erstattet 
werden, hat aber der Agent sie trotzdem stillschweigend entgegengenommen, 
80 kann sich der Versicherer nicht auf die Verletzung der Vorschrift be- 
rufen; denn ep ist ein gnnz unbilliges Verlangen, dass der Versicherte die 
„Bedingungen" besser kennen und infolgedessen sorgsamer beobachten soll, 
als der von dem Veisioherer selber an^stellte Ag^nt 

Jede einaefaie unter der gros^^en Masse verschwindende Vorschrift 
der Versicherangsbedingongcn könnte dann — wie ich es oben Seite 10 
ansdrfickte — an einem FVülatiick f&r den loyalen Versicherten irerdso. 

Sfan darf aber den hier vniaosgesetaten Fall nicht mit dem unter 
No. 2 (Sdte 18) erSrterten verwechsrin; zur ausdrficklichen Ent' 
bindung von einer Vorwchrift der Versicherun^bedingungen ist der Agent 
regelmässig nicht befugt, bestärkt er dagegen den in einem Irrtum über 
eine solche Von<chrift befangenen Voraieherten durch Mitwirkung bei einer 
vorschrift<;\vidrigen Handlung stillschweigend in diesem Irrtum, so kann 
der Versicherte nicht darunter leiden. 

B. In allen diesen Fällen handdte es um «ne bestimmte Vor* 

pchrift der Versichenmgsbedingungen, mit wcleher sieh die Anweisung 
oder das Zi^estandnis des Agenten in Widersprur-Ii netzte. Erbittet der 
Versicherte nun die Ansieht des Agenten oder gibt dieser ihm unaa^e- 
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fordert eine Anweisung bei oiiier bezüglich der versicherton Objekte go- 
dlanten Massrogel, über welche sich keine Bestimmuug in den Ver- 
sicherungsbedins^ungren findet, so ist der Versicherer jedenfalls dann 
an die Erklärung seines Au^tmen gebunden, wrnn e« sich um eine Rettung>- 
massregel handelt, hier ja eim' ( Itbundenheit i?elb.st beim Wider- 

spruch mit einer ansdrückUchen Bestimmung der Versicherungsbedinguugen 
anzunehmen ist (oben Seite 21). Die Zweckmässigkeit der vom Agenten 
angeordneten oder gebilligten Massr^el hat der Versicherte dann nicht 
zu vertreten. 

Stand keine solche Rettui!!_:sma.ssregel In Frage, so wird es sich 
häufig doch in letzter Instanz um tme Au-Ir ( ifelhaftcr allgemeiner 

Vorschriften der Versicheningsbedingiuigen handehi und hierzu ist der 
Agent Ja autorisiert (oben St'ite 19). So /. R. bei der Frage, ob eine ge- 
plante bauliche Veränderung als Gefahrserhulauig /.u betrachten ist Ist 
dieä nicht der Fall, z. B. wenn über die Freizügigkeit der in verschiedeneu 
Gebftoden versicherten Gegeitötaode sich gar keine Bestimmung in deQ 
YenicberungsbediDgaiigen ftidefc, so ist der Ventdiever nur «n die Ep- 
kUnmgen eines soloii^ Agenten gebunden, weleber VoUnineht sum 
Abschlnsee des Yertrages hatte, denn ein derartigee ZngestXndnis 
duuslrterinert sieii alsdann als cme wahre Yertragsvereinbarnng^ für wdebe 
der gewShnfidie Agent niobt als bevollmfiobt^ gdten kann. 

V. Zur Abgabe einer bindenden Erkiänuig über die Ersatzver- 
pflicbtnng des Versicherers ist der Agent ohne besondere Vollmadit 
niemals antotisiert'^; weder über cUe Yeipfliditni^ sdber noob über die 
Hobe derselben. Ancb Erhebungen nnd Feststellungen, welche er in Bezug 
auf den ange t retenen Schaden vornimmt, präjudisionn dem Yersicberer 
in keiner Weise ^«). 

Daher ist auch selbst der zum Abschluss bevollmächtigte Hauptagent 
ohne eine Spesialvolkaadit nicht befugt, auf dne der ErBaizverpflichtuug 



43) Die Hauptagenten d«?r PeuenrersichcrungsgeRellscImtlten werden in der Regel 
zur «elb-tflndifrcTi Erlodigiiii^ kleinerer SchadensemtsBiiiprfiche (bis zu einer be- 
atituuiteu Höhe/ ein für allt^uial bevollmäcktigt. 

44) VgL oben Seite 23. Das Gegenteil will aacb nicht der SehliMasatx de« 
§ 127 (' V NHfirem. See- Versieh. -U^-il. bezüglich der dort genannten Vertreter bei«agen: 
ROHG, Ib. bept. 1874, 5, Febr. »875 (Entscheid. XIV S. 380, XVI S. 140). Vgl auch 
ROHO. 16l April 187& (XVU S. 193). 
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eotgc^renstehende Einrode wirksam zu verzichten**) oder cincD Ver- 
gleich über die Ersatzleistuug abzuscbliessen*^). 

Denn es besteht dnrdiaiis kein Bedfirfaiis und kein Interesse des 
Venicbertoii, den Agenten ebne od» gar g^^ den Wiüw seines iLnf- 
tnggeben nur Abgabe soldier I^ikÜmi^n von Bedits wc^jen w bevoll» 
oodlditi^en» 

2) Entgegennahme von Erklärungen durch den Agenten 
und sonstiges Wissen desselben. 

Eine weitere Frage ist die, ob der Agent zur Entgegennahme von 
Erklärungen seitens des Versidieningsnehmers oder Versicherten bevoU- 
niXehtigt ist, deigestalt, dass eoklw Bridärungen, wenn sie ihm gegenüber 
abgegeben sind, so angesehen werden missen, als wären de dem Yenddiwsr 
selber al^^eben wenden. Und im engstsn Znsammenbang mit dieser stdit 
die wntere Frage, ob die Kenntnis^ welche der Agent von dner Ittr den 
VersiohaangsverCng bedentsamen Tbatsache beaitst, so anxnseben ist» als 
ob der Vcfsidierer selber diese Kenntaiis besessen bitte. 

I. Was sanadist die mte fVage anbetrifit, so ist awisdien scbtiA- 
lidien nnd mfindlidien Eiklanu^^ an unteradidden. 

A. Znr Entgegennahme schriftliober Erklärungen (etngereiohter 
SdDiftstüdce) ist der Agent stets von Rechts wegen bevoUmadilagt Denn 
er bildet das noimale Vcrmittelungsorgan ainsofaen dem Versicherer nnd 
dem Publikum, und wie der Versicherer seine sduifilichen Erklärungen 
— Dcklarationsformular, Police, Primienqnittung — dem Versicherten 
durch den Agenten angehen lässt, so muss es als selbstverständlich be- 
tmehtct w( rden, das» auch die schriftlichen ErkUmngen des Versicherten 
durch die Hände des Agenten an ihn gelangen sollen. Dies gilt also wie 
von den Versicherungsanträgen sn ntich von den V( rändiTungsanzr igon, 
^^chadensansreigen, Schadensberechnungeu, Kündigungen des Versicheriing-- 
vertrags u. s. f.: hat der Versichwte solche SofariAstäoke rechüseitig dem 

45) ROHG. 17. Min 1818 (IX 8. 858). Damit iit nieht so ▼erweehMhi der 

Fall, wo ein zum Abschlnss bevollmächtigter Agent eine pri^joduderte Versicherung 
erneut: <U'nn (Linn ist ja von einer Erf^atspflicbt überhaupt noch gar nieht die R<Hle. 

4ti) RuHÜ. 23. Jan. 1872 (V S. 40 f.). Viel weiter geht die ausl&ndiache Judi- 
kator und Vivsate a. a. 0. 8. lOSff. 
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Agenten dngeietcAit, bo kann der Venudierer sich mcht daninf berulen, 
desB der Agent versiiimt habe, ihm dieselben ad filiennittdn. Sdbst ein 
Paasna in den YttsudieningBbediiignngen, wonadi alle oder gewiaae achrift» 
Hebe Mitteilnngen'- direkt an den Versicherer an machen aind, darf dem 
Versicherten dann nidit' enigcgeqgesetzt werden, wenn der Agent trotadem 
das Schriftstfidc entgcgcunahtn: dentt, nach dem oben Seite 28 aufgestellten 
Grundsätze kann der Versicherer nicht verlangen, daaa der Versicherte 
die Bedingungen" besser kennt und infolge dessen Rorg<^amer befolgt als 
sein eigner Agent*'); fehlt aber ein solcher Passus ia den Bedingungen, 
so gerat der Versichert«' umgekehrt auch nicht in Verzug, wenn der Agent 
die Annahme eines rechtzeitig angebotenen Schriftstücke vcrweigfitc *^). 

Nur wenn der Versicherer <Mnen Spezialbevol Imächtigtcn zur 
Schadensfestcllung und Verhandlung mit dem Versicherten ernannte, wird 
I>;tzterer dadurch ausschliesslich an diesen BevoUmächtigteu verwiesen 
und die gosetxliche Vollmacht des Agenten zur Entgegennahme schrill- 
liciier Erklärungen wirksam beseitigt, sobald der Versicherte von der Er- 
nennung Kunde erhalten hat. 

B. Von mündlichen Erklärungen, welche der Versicherungs- 
uehmer oder Versicherte dem Agenten macht, gilt folgendes: 

1) Soweit es sieh um Verhältnisse handelt, für deren Erledigung 
der Agent selber bevollmftchtigt war, umEridirungendesVerri^erien 
also, auf welche der Agent selber die dadaroh herroigwolbne oder bcein- 
flosste EntSchliessung zu üasen hatte, gilt die dem Agenten gegenfiber 
abgegebene lärUiroqg des Versicherten so, als wire sie dem Versicherer 
gegenfiber abgegeben. Ist dem Agenten also Volhnacht snm Abschlüsse 

47) Anderer An<4icht I^eumann a. a. 0. ü. 62, 63, obwohl er leugibt, dass »die 
Yerkdursarleiehteraiig, veldie durdi die yensittelttag des Unteragenten dem Ver- 
sicheniiigfinehmer crfbotpn ist . den allgemeinen Gebrauch . (Uf Anzeigen an i1»"n 
Agenten zu schicken, ohne Hücksieht, ob diese Art der Anzeige- Abgabe den 
VertragHbestitnraungen entspricht oder nicht, sar Regel gemacht hat*. 
Das Reichigericht soll ><ich nach Neumann a. a. 0. 8. 64 in swei Entsdieidniigien 
vom Ifi. Sept. und 21. Sept. ISSn .lirpkt widerwprochcn haben. 

48) RüUG. 11. März 1873 (IX S. 378). Schreiben die Bedingungen vor, da»» 
die Anzeige nwohl an den Agenten wie an die Oeielltehaft tn erstatten {«t, so mxm 
doch die Amdge an den Agenten genUgen, falls diet^er nicht dt'n Versicherten darauf 
aufmerksam gemacht hat, dsi«« anch an die GesellHchafl eine Anzri^'i 7.11 riclitfii -<'i 
(dagegen Neumann a. a. 0. S. 68). U. £. genügt — abgesehen von ^SehadensttUlen, 
weO hier Ge&ltr im Yenage sein kann — ancli «ine Anxeige an die OMellMhaft; 
sonst sind »>olche YorMbrifben wieder wahre FuIUitricke fQr den loyalen Versicherten, 
der durch die ErftUnng der Anxeigepflicht ja aeioe Loyaiit&t bewieeen hat. 
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von Versiclu riingsvertragen erteilt, so genügt es, wenn die Anzeigen über 
den Umfang der Gefahr üua mändUch erstattet werden. Darüber 
hemsclit kein Streit 

2) Soweit der Agent <li«' nifiui Iii; hen Erklärungen des Versicherung»' 
interes.seuten an den Vcrsicliei er, uiidzwar richtig und rechtzei tig 
übermittelt hat, gelten sie allemal als dem Versicherer selber abgegeben. 
Di^er kann sich nicht darauf" berufen, dass er von ilmen nicht auf die 
verlangte Art Kenntnis erhalten habe, und das muss auch duim gelten, 
wenn alle Beteiligten wussteu, dae»ä die Erklärung e^ntlich scliriftlich 2U 
erfolgen habe. Denn 

a) einmal wirrl der Agent die Mitteilung an deu Versicherer regel- 
massig schriftlich gelangen lassen, und dem Versichern- kann es gleich- 
guiiig 8ein, von wem er die schriftliche Mitteilung erhfilt, falls diese nur 
— was wir ja vorausgesetzt haben — richtig und reohtecitig an ihn gelangt; 
der Agent ist hier als Beauftragter des VersiohernngBinteresseiiteti 
SU betrachten.' 

b) sollte aber der Agent die Erklärung des Versichcrungsinteressenten 
mflndlich sur Kamtnis des Vm^cherers gehmdit haben und Int ^lear 
sie ohne Vorbehalt en^egengenommen, also ohne g^gen die mundlidie 
Form m protestieren, so ist ansandunen, dass er sie für genügend ge- 
halten hat, und es wttrde g^en alle böna fidss sdn, wenn er sie naditrig^ 
lieh als vertragswidrig anfechten wollte. 

3) Sind dagtgea die dem .Vgcnten riohla^ und reditzdfag abgegebenen 
mfindlidien Erklirungen d» Vermoheixmgsndimeta oder Yeraidiertea dem 
Versicherer gar nioht oder nicht riehtig oder nicht rechtzeitig 
flbermittelt worden, so entsteht nun die praktiseh ausserotdendicli 
wichtige Frage« ob der Venidierer trotsdm £e !&kllmng ab an sieh 
gerichtet gelten lassen muss, sodass also die Naehllssigkeit oder die Aiglist 
des Agenten dem Versichemni^iateressenten in seinem Vetfailtnis sum 
Verstdierer gar nicht schadet. 

Voiansgesetst ist dabei nainriu^ stets, dass der Agent nioht ans- 
drScldidi erUait hat, die Anseige nur aus Qefill^keit gegen den Ver- 
sichorm^nteressenten an sone Ges^soiiaft fibeimittdn au woUffli. 

FOr die Beantwwtnng der ausgeworfenen BVage ist der Inhalt der 
Versieh erungsbedingnngen für sich allein iriederum bedeutungslos. 
Denn einmal handdt es sich meist um Eridirangen, wd(^e der Ver- 
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sichenrngmehmer vor AbsohliiM des Vertnges» also bevw er t&A mit den 
iimlBiq;i«icheii YenioheraDgebediiigangeii recht vertraut madieii koontei 
«bnigeben hat^ und dann gilt andi liier wieder der berdta mehdadi hervor- 
gehobene Qrundsata j daaa der YeraidieffBr dem VenioheningBintereBaenten 
nidit anmuten kann, die Bedingungen beaaer au kennen und ecngeamer au 
beachten als sein eigener Agent 

Allerdingä ist das Interesse des Versicherers nn dem Empfang eines 
schriftlichen Dokuments über die Erfüllung der Anzeigepflioht — mag 
dieses nun vom Versicherten selber oder im AuRrago desselben vom Agenten 
ausgestellt sein — häufig ein sehr grosses. Dadurch allein hat er später 
die Möglichkeit, diejenigen Umstände siclier nachweisen zu können, dere» 
Anzeige unterlassen wurde, ein Interesse, das um so grosser ist, weil 
der Agent, de««f'n Provision von dem Zustandekommen der Versicherung 
abliHUgt, leieiit ariieiL-'t sein wird, die vom Versichening.-nelimer angezeigten, 
das Zustandekommen des Vertrages voraussichtlich hindeinden Umstände 
ZU verschleiern. Soweit es daher mit dem in erste Linie zu stellenden 
Schutze des Publikums verträglich ist, wird man gern bemüht sein, den Ver- 
sicherer gegen die Unzuverlässigkeit seiner Agenten zu sichern. 

Nun ergibt sich für gewisse Fälle die Notwendigkeit einer voll- 
ständigen schriftlichen Erklärung schon aus der Natur der Saclie, 
50 fttr die Sehndenaaufstellung. 

Wo es mh nioht in dieser W«se von selbst ventdit« da liat der 
Venieherar durdi Voriiige eines gemebventiadlich afage&ssteii Foxmulsia 
dem Yersidierungnnteressenten unaweidentig knndauthun, dass er 
Über die darin angegebenen Umstlnde «n scbrtftHches, eigenhändig 
unteraeichnetes Dokument in Händen haben will. In der That geschieht 
dies heutsutage atets vor Absdilusa einer danh Agenten vennittelten Ver- 
eichernng. Degen^ aber, dem dn aolebes Fonnnlar xur Üntenduift an- 
gestdlt wild, ivdss oder muss wenigstens wissen, dass er sidi mit dem 
Inhalt vorber bekannt au maeben hat, und wenn er dies thut» so etfäirt 
er aus dem Inhalt, dass alle Erklaningen, welche nicht in das Dokummit 
aufgenommen werden, als nidht geschehen zu betrachUm sind, dasa er sidi 
also hüten muss, sie lediglich dem Gedaohtniss des Agenten anzuvertrauen, 
sie dessen Veigeselichkeit prnscugeben. 

Dies geringste Mass von Umsicht kann man von ihm verlangen; 
i.st er d(>s I.<esens nicht kundig, so soll er einen Vertrauensmann zu Rate 
sieben und sich nicht gebunden dem Agenten äberliefem, gerade weil er 
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iu diesem eine das loteresHe des Versicherers vertretende Persönlich- 
keit zu sehen gewöhnt inL 

Sohutdos bleibt der Versicherte du-um nicht Sein Schutz besteht 
darin, dass der Ym&dumr — wie oben Seite 19 anageilihrt — an die 
Aualcgang gebondeu isl» welehe der Agent jedem sobwerveistSodlioben oder 
allgemnn abgefasstoi Fasaus der Bedingungen oder des DeUarations* 
ibnnnlara gegeben bat 

Wo das Ikfordenis der Abgabe einer schrifUidiai Erklirnng aidi 
nioht von eelbst verstellt und aoeh moht durch TSnhUndignng eines Formulars 
nnsireidentig kundgemacht ist> da getilgt stets eine mfindliohe Ansage an 
den Agsnten, fills dieser nidit den Anseigenden sofort darauf hii^wiesen 
hat, daas nach den Vereidienuigsbedingnngen die Anae^ in schriftlidier 
Form erstattet werden mflase. Hat er diea unterlaaaen, ao lomn dnr Ver- 
sicherer nadi dem oboi Seite 23 ausgeeproebenen Gmodaatse die Folgen 
8olc!ier Nachlässigkeit nicht den Versidierten entgelten laaam, wdcher in 
lojral* r ^yr']=.^> seiner Anzeigepflicht hat genC^n wollen.«^). 

II. Nach dem AoageHiiirten bietet es keine Schwierigkeit mehrt die 
weiteren Fragen au beantworten, ob das Wissra des Aguiten dem Ver^ 
sicherer anzurechnen ist, sodass also die Nichtanzeige einer anzeigepflichtigen 
Thatsache durch die Kenntnis des Agenten von dieser Thatsache ebenso 
VoUstfindig erü;<'tzt wird wie durch die Kenntnis des Versicherr-rs scIH^r, 

1) Diese Fra^c, welche hniitiL' mit der im folgenden Paragraph zu 
erörternden (Ausfiillimg des Deklarationblormulars; durch den Agenten) 
Vermischt wird ''^K ist zu bejahen bezuglich aller derjenigen Umstände 
für deren iluzeigen eine mündliche Erklärung an den Agenten aus- 
gereicht habtju würde lobcn litt. B); hier genügt es, wenn der Agent 
auf andere Wei«»e die erforderliche Kenntnis besass, denn da.s Erlangen 
dieser Kenntnis würde ja auch der einzige Erfolg iler Anzeige gewesen 
sein. Das gilt also besonders von allen Umstündeu, die sich auf Ver- 

48) Inioweit irt d«B BG. 17. Beibr. 1881 (VI No. 47 S. 180) somatinmeii, 
«eichet etwas aUgemein aagt: . . ebensowenig würde sich die Ansicht recbtfertigeD 
It)<'?;on. dan-' die Animhmc <!er Anzeige Meit«>nK drg Agenten die YewiflheningWtnirtalt 
unter keinen Umstanden zu verpflichten vermOge.* 

60) 8o in d«m Erk. OAO. Berlin 17. Desbr. 1869 (Senffatts Arehiv XXIV Mo. Sl), 
M» nndi Villi M.ilsH a. a. 0. S. 71 ff., von KOnig a. a. 0., von Neumann a. a. 0. S. 33 ff. 
und 7Mm T. il in den ilort atiK-eftihrten Krkli. d- s Reichstrorirht-;. So auch meist in 
französischen Erkenntnissen, wo ebenfalls die ganze Krage sehr streitig ist. Vgl 
Dallos, Supl. an K6p. I 8. 687C No. 182. 
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hXHnisae besi^eii, m deren Ededigang der Agent sdber — van Bedits 
wegen oder dureb Spedalvollmadit — bevollmiditigt war*')^ und «ueserdem 
stets dann, wenn dae JErSbxdaam einer sahrifttiGhen Eddimng sioli weder 
von selber verstand, noch ftudi dnreb Einhindigung eines Fomralam an 
den Versiebema^dmier nnsweidentig knndgetban worden war. 

Die Innige ist nber ausserdem au bqaben Ittr alle di^en^en Umstand^ 
über welche der Agent gesetzlich verpflichtet war sich zu i oformieren, 
^vIe dies insbesondere bei der FeuerversicIieruDg nach vielen Rechten 
Fall ist. I>rtiii diese Informationspflicht ist den Agenten gerade als Ver- 
tretern der Versicherungegesellschafien auferlegt worden und lediglich zu dem 
Zwecke, damit sie ihren Gesellschaften Bericht erstatten und dadurch un- 
erlaubte Versicherungen verhindern. Die Durchführung dieser Massregel 
ist daher nur dann pesichort, wenn die Versicherungsgesellschaften sieh 
das \\'issen ihrer Agenten als ihr eigen j'nrifhnen lassen müssen, denn 
sonst haben sie ein grösseres Interesse dumii, dass der Ap-nt das Resultat 
seiner Informationen lür sich behält, als dass er es ilin* n berichtet, weil sie 
alsdann die Prämien bona fide einkassieren und trotzdem später die Ver- 
bindlichkeit der Versicherung anfechten köiiueu! Sie werden daher schon 
durch da.s blosse Wissen des iVgenten in mala fides versetzt. 

2) Weiter zu gehen und dem Versicherer jede Konntniü de» Agenten 
als eigene Kenntnis zuzurechnen, besteht ein Bedürfnis nicht Insbe- 
sondere kann deae Versicherer die Yersieberung w^n einer Uoricbtigkeit 
in der Deklaration andi dann als nuverbmdlioh anfbohten, wenn der Agent 
trota besserm Wissens es unterlassen bat, den Venidierten darauf aufinerk- 
sam zn nmdim^*}. 

8) Aber andersiseits ist der Versiobersr aneÜ nidit im stände^ durch 



51) So auch Wolff u. a. n. S. 224, der aber S. 247 auf diesen Fall allem die 
Haftnnff des Vorsicheri rs iK schraiik' n will. Te;!. auch Lülwekt r (>A(i. 24. Nov. 1862 
iZ. f. Versich-'R. I S. Üi) und 11. April IHtÜ i Wunderlich, Lub. Kntschcidungen II 
8. 821 ff.), sodann B6. 81. F«b. 188S (IX S. S89). DnJiiii gehdrt audi der Fall, wenn 
ein Lebens Versicherungsagent weitere Prämienzahlungen entgegennimmt, obwohl ihm 
V>ekannt ist, dass wegen iQderlichen Lebenswandels des Versicherten die Vers»icherung 
pri^udiziert ist: er kann zwar nicht auf die Einrede des V'ersichererä wirksam ver- 
lichten, aber letsterer warn die Primie nirflokuUeo. TgL nuten 9 B. 

52) Daher richtig OAG. Berlin 2. Sept. 1870 (Seuflert.s Ardüv XXV Ko. 7.3) 
and ROHQ. 21. Juni 1872 (VI S. 423 ff.) Üer Pariser Kassationshof geht weit«r, er 
Unt s. B. den Tersicberer stets die Kenntnis des Agenten entgelten, folls t» sich um 
die Nichtanzeige der Abldmnng einei froheren Tersieherungsantragi« handelt, da» dem 
Agenten bekannt war, vgl. z. B. Caaa. 80. Mai 1879 (DaUos, SO. 1. S. 35). 
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blosse Aut'nalirne ciiier Klausel in die Versicherunp^bedlnguDgeii seine 
Haftung aiiJi solciier Kenntnis uoch weiter eiijzusclinlnken, denn eine 
<lerai-tige Vorschrift, vergraben in der Masse der übrigen Bedingungen, 
würde nur ein Fallstrick für den loyalen Versicberten sein, welcher wissend 
dass der i\.gent von der müiKllicli anzuzeigenden Thatsuche bereits ander- 
weitig Kenntniä hat, es natürlich unterliesä, ihm dieselbe noch einmal 
formell mitsuteilen. 

4) AnsBsluiwwei«« vixd besSgUch der Wirkung auf d«ii Veraichaciiiig»- 
vertrag das Wissenmftssen dem ^riüi<dim Wissen glcichgestdlt So 
insbesondere f wenn es ndi tun eine notorische Thstssiclie bandet und 
unter Umstanden anch» wenn eine gesetsliebe Information Hpflicbt 
bestdit 

In diesen Fällen bat sieb der Veroicherer anoh das Wissen müssen 
seines Agenten insoweit soreohnen su lasBan, als er sieh dessen Wissen 
bitte xnrecbnen lassen mfissen (No. 1). Weiter aber niebt Wenn also der 
Ag^ dem Versloberer gegenillber (kraft der ibm erteilten Instruktion) 
VNplliditet war, sich dbor gewisse Punkte m infijnnieren*^ und diese 
Pffidit verletst bat^ so «diadet dies dem Veraidierer in seinem Verhältnis 
aum Versicherten nicht, der Agent aber kann dem Versicherer, z. B. weil 
dieser keine Bädcversidienmg nahm, scbadenseraat^fliohtig werdcai. 

§ 5- 

3) Ausfüllung der Deklarationen durch den Agenten. 

Sehr häufig kommt es vor, dass der Agent sidi dem Versidlieinngs- 
uehmer gegcnfiber berat eiUSrt, das Deklaratlonsformnlar selber 
aussufüllen, sodass er also niebt etwa Uos nacb d&n. Diktat des V^ 
sicbernngsoduners die NiederBchrift besorgt — denn in diesem Falle trägt 
aiigenscheinlicb der letstere die volle Verantwortlichkeit fßr den Inbalt^^), 
^ sondern selbststftndig den Inhalt des Versicherungsantrages 

53) Vgl. Neu mann a. a. O. S. «n. 

54) RG. 2. Dezbr. 1890 (XXVIl S. 163). Auch die Unterwjhrift des Agenten 
unter der Deklaration ist hierbei ohne Heden tuog, da sie im Zweifel nur nir Be- 
glaubigung der Untenohzift des ÄntragsteUem dient (Neumann a. u. O. S. 24), 
nicht eine Anerkennung df^ Tnhalts der Deklaration cntlmlt. Am Ii hier ist die Auf- 
fassung der auslftndifichen Judikatur vielfach ungünstiger für die Versicberungi^eeeU- 
schalten. 
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feststellt. Wir mQssen hier mit der Thateache rechuen, dass dies eine 
sehr wtv«rbi«iteie Uebiing ist und doss die Versicherer gar nicht in der 
Lage sind dagegen wiiksam eiDmsdbrelteii^ wenn sie nicht auf den Ge- 
werbebetrieb durdi Agenten flberiuHi[ii veiuehien wollen; in ihrem eigenen 
Interesse also mflssen sie diese Uebung dulden, ja brünstigen. Zahllose^ 
besonders Feuerversicfaemngsvertrige wfliden nnabgesohloBsen blwben, wenn 
die Agenten nicht den Varsjchemngsnehaiem \m der Aoafiillang der De- 
kkrstionafonnulaie sur Hilft Idtanen, denn es ist diesen Leuten meiat listig 
oder sohwiet^r &ber gewisse in den Frsgebogen beseidinele Umstände 
— banlidie Einriolitangen des Hauses, in wehdien rie aar Miete wohnen, 
Geweibebetriebe der Nachbarschaft u. deigL — ^ veriangte Auskunft 
sich an yersdiaffen. Häufig verweisen die Statuten oder Veiaieherung^ 
bedingungen den Antragsteller sogar auf die Hilfe des Agenten^*), noch 
hinfiger ssgt der Agent den Versitlienniirslustigen geradezu: »Jhr habt 
den Antrsg nur zu unterschreiben, das Uebrige will icli schon besorgen/' 
Wenn der Versicherungsnehmer anter diesen Umstanden auch hie 
wieder dem vom V^rsichmr angostellten Agenten „Vertrauen entgegen- 
bi ingt und die v<Mi dies^ angebotene Hilfe nicht zurückweist oder dessen 
Hilfe erbittet, so macht er hierdurch allein den Agenten noch nicht zu 
ficinom Beauftragten", wie das Reichsgericht mit R«K'ht bemerkt ^ 8). Jedoch 
kommt 68 dabei wesentlich auf die Art der Umstünde an, über 
welche eine Auskunft in dem Deklarationsfonnular verlauft wird. Auch 
hier folgen wir wieder der sehr zutreffenden Unterscheidung des lieicbs- 
gerichts: 

1) „Hat nämlich der Nehmer die Beantwortung der Fragen dem 
Agenten üb» riasseti und handelt es ^ivh um die unrichtige Ikaatwortnng 
von Fragen über solche Verhältnisse, welche nach liesichtiguug 
der Oertlichkeit vom Agenten wie von jedem Dritten beantwortet 
werden können, so erscheint das Eintreten des Agenten geiguet, den an 

66) In den Statntcn mancher GegenMitiglteitsge8ellfldiafte& (s. B. Stolper Feuer- 

V.-G. Art. 11, Oldenburger F»*ner-V.-G ?; IBi h"\M es von den Di8trikt8d«patletteo 
(«. ölten S. 13): ,Sie haben den Vfrsii h- rt- n Inn der Aufnahme der Verriicheninfj;»- 
Nachweisungen zu unterstüUen, von der Richtigkeit der Situationspl&ne sich zu Uber- 
Beugen n. «. f.* 

56) RG. 2. Dezbr. IWK) (XXVI I S. 152). Um «ich dies recht klar zu machen, 
braucht man nur an den Fall zu denken, das» dpr Ver«icbi»ninfr^nehmer Htatt doHsen 
einen beliebigen Dritten mit derselben Funktion betraut. Der Gegensatz ist 
äugen wheiiilicli: daan hat er wirklich einen Ibadatar dafllr bevteUea wellen. 
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sich aus der uurichtigeo Beautwortuog folgenden Vorwinf des Verechiddens 
m entkriften, und es kann auch darin kein VeradiuldeD des Ndunen ge- 
funden werden, wenn er ea unterlaBet, die Antworten des Agmten nodi 
einer besonderen NacbprOfimg au untersiehen. Der Nehmer darf nach der 
ganaen Stellung dee Agenten das Vertranen haben, dass er aohon im 
Interesse der Gesellsdiaft Fiagen der beseidineten Art nicht ohne Angen- 
sobeinswinalime beantworten wird"^*). Erweist der Agent nch aber als 
unsuverlissig oder macht er ^r — mn die Versicherong au stände su 
bringen und seine Provision so Tcardienen — unrichtige Angaben, so mag 
der Versicherer, der ihn angestellt h&t, ^ich nn ihn halten, der loyal ver^ 
trauende Versichcningsnehmer muss geschützt werden. Im Falle der Aus- 
füllung der Deklaration durch den Agenten geht alHo die Verantwortlich- 
keit des Versicherei-s weiter, als beim blossen Wissen des Agenten von 
einem anzcigepfliohtTgen Umstantl(\ und es ist verkehr^ beide Fragea mit 
einander zu vermisclieu [oben »Seite 29\ 

Es wäre freilich für den Versicherer angenehm, wenn er die seinen 
Interessen s«'hr dienliche ITebimg st!lleehweig;end duldend, von all den zahl- 
reichen Versichcitcn, die sich der Hilfe iles Agenten bedicuten und nachher 
keinen St hadcn erleiden, die Prnniit n anstandslos einstreichen dürfle, die 
Auszahl nnp der Ent.Hchädigung aher an »lie wenigen, vom Unlall lietrotlenen, 
trotzdem nacl tiajjlich verweigern diu fte! Die Ungerechtigkeit einer solchen 
Handlungsweise liegt auf der Hand. 

Gleichgültig ist es auch, ob der Versicherungsnehmer das Deklarations- 
dokuroeut schon vorher unterschrieben hat oder erst nach Ausf&llung durah 
den Ag< nten seine Unterschrift darunter setarti: syrischen beiden ThatsadiMi 
vermag ich — was die Ibftui^ des Verndierers fOr die Thlti^eit des 
Agentoi anbetrifll ^ kdnen Unterschied au entdecken. ljedi|^<^ dann, 
wenn der Vennoherer nachweist, dass der nachtriglich unterceichnende Ver- 
sicherungsadimer die unrichtige AusfSllui^ der DeUaration gekannt habe, 
wflrde die Versicherung untor allcD Umstfinden unveibuadlich sem*«). 

Die Unvenrntwordicfakeit des Versicherers fOt die Thitigkeit des 
Agenten kann auch hier wieder nicht durch Aufiiahme einer das Gegenteil 



57) So wörtlich RG. 2. Dezbr. 1890 (XXVII S. 152). Vgl. auch RG. 9. Nov. 
1888 (XXII S- 207) Entaprechend auch Tar. Rmmt. 25. Juni 1889 (Dalloz. P. I S. 366). 
Ebenso schon App.-G. Köln 28. Feb. 1867 (Z. f. Handelsrecht XIII S. 7ö). — Noch 
lehbfcr tptamt die Tenwfewflrtlielikwt der' OMdbdiaftm Vivante a. a> 0. 1 8. 110. 

68) Uenn Nenmaiin a. a. 0. S. 34, 36. 

3 
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bestiiniuendcn Klausel in die Vers?icheningsljo<iingun2:'-ii aii-ir»^-:chlo3?ien 
werden, da diese dem Ven?5chening-Deliiner regrIiT)ris>ii_r unbekannt bleibt 
Lediglich wenn das Deklarutioii>l'«»rmular -eÜ/er *iie bfindiffe Erkläning 
enthält, das» dem Agenten Jede Mitwirkun«; Ijei dt-r Au^tfillnng 
des Formulars verboten .-ei und da-s dalier jede unrichtige Angabe 
die Vertsicheruug uuv< rbirvdlieh luaciie, öelbjil wenn sie vom Agenten 
ausgehe, lediglich dann niuss nach dem oben Seite 28 aufgestellten 
Prinzip da^ Gegente il angenommen werden. Fixilich würde eine Gesell- 
schaft, welche ausdrücklich diesen rigorossen Grundsatz proklamiert, mit 
den übrigen, kulanteren Gesellschaileu schwcrlidi mehr konkurrieren köooeD, 
und Bdütoi alle QeBellschafteii aich ttber aeine ADDabme dii%eii und ihn 
streng zur Gdtnng bringen, so würden da» PriTatfcuenrerndherangtigeflell- 
sdiaften abtwld durdi die Entrüstung der <tfentlicfaen M^ung hinweg- 
gef^ weiden. 

2) «Handelt ee sich dagcgenf' — fihrt das Brkennti^ des Beicbs- 
getichts fort — „um die Beantwortung anderer Fragen, wddie nur aus 
Httteilnngen des Nehmers richtig so beantworten sind, so kann 
das Eintreten des Agenten be! der Ansfnllnng des Foiinnlan den Neluner 
nicht enthsten»*)." Dies ist besonders auch für Lebensversicherungen 
bedeutsamf weil die hier ansusetgenden Umstinde stets derartige subjektive 
sind. Daher mnss es auch als durdiaus korrekt und saol^;anäss beseic hne t 
werden, wenn die Lebensversichenuigsgesdlschaften in ihren Versicherongs- 
bedinguugen eine ihre V* i-nntwortlichkdt aus$elilies>t lule dlgemeine Klausel 
wie die vorhin charakterisierte aafne}im< n^"\ Der Versicherungsnehmw be- 
darf aber dieser Erinnerung eigentlich nicht, er muss bei der geringsten, 
von ihm zu erwartenden Ueberlegung wissen, dass die Auskunft über 
derartige objektiv nicht festeusteUende Umstände lediglich von ihm selber 



60) So das zitierte BG.-Erk. 2. Dezbr. 1890 S. 153 und diesem Priiizip ganz 
entsprechend ROHf!, 19 Nnv. 1872 (VUJ N.. Hl uii.l 1(>. Mär? 1S7.') .XVII No. 6 
S. 24). Ebenso. IIG. IB. Sept. 1Ö89 (bei Neumaun o. a. O. ti. 35 uacb dem Vcreiu«- 
Ustt J. 1890 S. 257) und 12. Desbr. 1890 (Neumann S. 31). 

60) So z. B. AUgem. Bedin^fungcn dfs V'ereinx deiitpcher Lebensvt^rsich' i uiiu's- 
gesellscliafti II ^ ! Ab-«. 2 Snt/ 2: .Fui lic Richtigkeit und Vollständigkeit der in den 
Deklarationen gemachten Angaben und Krklärungen ist der Vemicherungsuehmer 
alleiii venmtwortiieli , aneh iteun diewlben von «inein Vertreter der OemltRcliaft . . . 
niedergeschrieben -in i.' Vgl. auch (ünhaer LVM. S 45 Abs. 2. — Dies hat dann 
Einriebe in d* r Z. f. HR. S. S9U wie atet» u tebr yerallgemeinert. 

61ji Vgl. oben «. 28. 
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erteilt werden kann und daae er, wenn er sich dabei der Hüfe des Agamt^ 
bedient, dies auf seine dg^e Ge&far thul^ daas er iiin dabei lediglidi als 
seinen eigenen Beauftragten zu betrachten hat 

§ 6. 

4) £utgegenutthme vou Leistuugcu duroli den Ageuteu. 

Zur ED^egennahme von Leistttogen des Versioherten gilt der Agent 
nach den (vewohnbeiten des Gesohäftsveikehrs jedenfoUs bdl allen IKnoeu- 
vexsicherungen als bevdlaiachtigt; wer einen Feuer- oder Lebensveiv 
sieherungsvertrag abschlteast» weiss es gar nicht anders, als dass dieRAnien 
un (I<>n Agenten zu entriditen sind*'). Der Agent ist daher wie jeder mit 
dem Zahlungsempfango betraute Mandatar auch befugt, Quittungen Obw 
Prämien und Bcitriigo mit verbindlicher Wirkung für den Versichwer aus« 
amtellen, weil das Geschäft der Einkassierung dies mit sich briu^. 

1) Es fragt sich nur, ob ihm diese gesetzliche Vollmacht durch 
Aufnahme einer Hestimmung in die Versicherungsbedingungen 
entzogen werden kann. Sehl* häu% enthalten die Bedingungen die 
V<»rschrift, dass die Quittungen von der Direktion selber zu unterzeichnen 
oder wenigstens mit dem Stempel der Gesellschuft zu verseilen sind, und 
dann uelit die Abzieht des Versiclierers dahin, cl:u?.s nur thircU den ße>itz 
einer solchen C^uittuni; der Agent bevolhnrichtigt sein soll, und zwar nur 
zum Empfanii der in dieser Quittung be.^tätisrten Zahhine. Wenn (rdtzdmi 
der Agent eine iiim anißfebotene Zahlung ohne solche Quillung euigegen- 
nimmt, so konnte man ja die Verbiinlliehheit des Zuhlungsempfanges für 
den Versicherer auch hier mit dem oben aufgestellten Grundsatze begründen, 
dass der Versicherte nicht verpflichtet sei, die „Bedingungen" besser zu 
kenneu und sorgsamer zu beobachten als der Agent; indessen bei Geld- 
zahlungen liegt die Sache denn doch wesentlich anders als bei der Erfüllung 
einer Anseigepüichi. Auch die geschaftsunkundigste Petflon weiss, dass 
hier der eigendidie Empfangsbereditigte der Gefahr einer Unterschlagung 

62) Dies scheint auch KuHtjr. 10. April 1876 (XIX S. 418) nn7tin«'hTOf'n. wrilirend 
ein Erk. des Uamb. llautL-Gerichtii (Z. t Versich.-R. I S. l'ä) oinfuch den ArL öl 
dea HQDadui nur Aawendang gehntii':. winen will, mui ncher nnriehtig irt. Wenn 
Neumaun a. a. 0. S. 47 ff. meint, diina der Agent erst durch Empfang der Quittung 
"»eitenfs der Direktion zum Empfaiifr der Priunie legitimiert würde, so ist (!ie? patix 
richtig tur den gUnch zu besprechenden Füll, da«3 ihm die Vollmacht uutxogva iat, 
im Zwoifel aber kann es nicht gdteo. 

8» 
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von Seiten der Mittelsperson auBgesetst ist und dass er daher ein grosses 
Intomsee hab^ kaoo, die Vollnuuiht der letsteren einnmdiräiikeii. Dam 
kommt aber, daas es sieb bei der PrimieniahluDg um eine r^rimisrige, 
mindeatena dnmal un Jahre wiederkdirende, mtht wie bei der Anae^ 
pAidit um dne seltene and ansaeigewöhiiUehe Verpfliehtnng handelt, imd 
es sdiMUt daher nidit auviel verlangt, wenn man dem Venrieherten sa- 
mntet, sich darfiber ans den VernchemngsbediDgttngen ein f&r allemal an 
infbrmieren. Immeriiin lisst sieh andi die entgegengttetate Ansieht rscht 
wohl verteid^eni und. mehr als iigend eine andere der biaher erörterten 
aweifelhaften Fragen verlangt diese nach einer gesetalichen Entscheidung*^ 

21 Auch wenn der Agent nach der von uns vertretenen Ansicht awar 
zur Erhebung der Prämie, aber — kraft einer Klausel in den Versicherungs- 
bedingungen — nicht zur Ausstellung der Quittung bevollmächtigt ist« 
hat er doch stets die Fähigkeit, den Versicherer durch solche Handlungen 
oder Unterlassungen zu verpflichten, welche mit der Erhebung der 
Prämie unmittelbar im Zusammenhange stehen. Daher kann er 
über Htc iiusj^eren Modalitäten der l^räraicnzahlunp Vereinbarungen mit 
dem V^ersichtTten treffen, an welche der \'er.«icherer gebunden ist. Ins- 
besondere kann er, mit verbindlicher Wirkung für den Versicherer, sich 
verpflichten, die Prämie von dem Versicherten ab/uholen, selbst wenn 
die Prämienschuld — worauf hier Tiieht näher eingegangen werden kann — 
von Gesetzes oder von Vertrags wegen eine Briugbchuld ist. Dies kann 
auch durch eine konstante Praxis des Agenten geschehen, selbst wenn 
sieh in den Versicheningsbedingungen nicht nur die Vorschrift findet, dass 
die Prämie den Agenten in dessen Wohnung zu bezahlen .sei, sondern 
sogar die weitere Vorschrift^ dass eine gegenteilige konstante Uebung keine 
läitBohttldiginig für den Voraioherten b^rfinden solle. 

Wenn ninütch aueh bei det Prianiensahlmig eme Yerletcung der 
Vorsehiiften der Yeiaicherungsbedingungen ffir den Verstdierten (nach der 



6S) Wenn man die Voltanaoht des Agenten nur AuMteUuig einar Quittung davon 

hat abhängig machen wulli i). ob an <)ie Nichtzahlung der Prämie da« »chwere Pr^udiz 
des Verfalls der Versicherung geknüpft «ei oder nicht, indem im ersteren Falle der 
Versicherer schlechterdings dafür sorgen mdsse, dass die Prämie rechtawirksam an 
den Agenten bewhlt werden kdnne (SAG. Kilmberg 89. liai 1868; Z. f. Hnndelneoht 
XIV S. 628), 80 ifit >"las;<-<,'oii /u si;t(:jpn: Natfirlich tritt da.* an^'edroliff IVSjndiz nicht 
ein, wt.-nn die Zaliiung durch Schuld des Versicherers (Nichteinsendung der (Quittung) 
ooterblieb, dagegen bmueht die Tollmacht des Agenten um dessentwillen nicht 
notwwidig aneb auf Atnetellnng der Quittang su gehen. 
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von uns soeben vertretouen Ansif ht) selbst in dem Falle präjudizierlich ist, 
dass der Agent dabei mitgewirkt liat, so muss bei einer konstanten der Ver- 
sichenmgsgesellsfhaft nicht unbekannt bleibtindeu uiid nicht verbotenen 
Uebung die entgegenstehende Vorschrift der Bedingungen als — durch 
den Gebrauch — beseitigt augesehen werden "^). Denn es muss jUs der 
bona fides wiedersprechend bezeichnet worden, wenn der Versicherer, solange 
dies seinem Intereue entapricht, duldet, dass jene Vorschrift als nicht bestehend 
behflodek werde und nur dann sieii suf de berufti wenn Tor Einziehung 
der neuen Primie dn Unfidl eintrat» wlhrend der Versidierte durch eine 
lange Uebung an den ICodiie ESnaehnng der Pkimie gewöhnt weiden 
ist**). Soll von einer solchen Uebong abgegangen werden, so ist dies 
ansdrfiokUch and vor der EUligktit einer neuen PrSnuensahlung dem 
Verricherten mitsateOen«^ 

Hat man dagegen eingewandt, eine derartige Frazis der Yer- 
siehernngsagenten kfinne nicht als IVazis der Yersicherungsgesell- 
schallen bmchnet wodm, de sei eme Fol^ der Konknitens anter den 
Agenten**), so ist m «widem, dass — da jeder Agent nur eine Ge- 
sdlsebaft derselben Branche vertritt, — es «ob stets aassehliesslieh um 
dne Komknirms der GesellschalteD handelt; etwas anderes wördc es 
sein, wenn der Agent ein Makler wäre und seine Kulanz also nicht einer 
bestimmten Versicherangageedlsdiaft, sondern lediglich seinem e^nm 
Gewerbebetriebe zu gute kirne. 

3) Aber dir^f^ Vollmacht des Agenten bezieht sich nur auf die äusseren 
Modalitäten der Prämii nzahlung, dagegen ist er nicht befugt, den mate- 
riellen Inhalt der Verpflichtung abzuändern, insbesondere also auch nicht 
die Prämien zd kreditieren«*). Dies kann selbst der zum Abschluas 

64) So mit Recht Lewis, Lehrbuch des Vcrsichcrungsrccbta S. 186, 187 auf 
Grand ^ner konitenteii Fnxifl der ftamOriBehen Oericibte. Vgl. audi König in 

Endemanns Handbach des Handelsrecht» III S. 769 ff. Das Reichsgericht hat fr.'ilirl» 
in dem hOchst bedenklichen Erk. v. 26. Kov. 1887 (XXII No. 9) im en<^r^[enge8etzten 
Sinne entschieden. 

«) Vgl. Lewii a. n. 0. 8. 187, 188. 

66) Auf diesem Standiauikt- sfclif sogiir dos cit. Erk. ilt s R'MchBfffrirhts S. 57, 
obwohl dasselbe eigentlich mit dem von ihm aufgestellten Prinzip nicht vereinbar ist. 

67) So Neumann a- a. 0. S. öO. 

W) So andi anifthrlieli daa Etk. ebiM Seliiedqgeriehtfl in Z. f. Handelsrecht 
XTT S. 550 ff., femer OAG. Lübeck 27. Sept. 1870 (Hamb. Hnztp Bcibl. 70 No 1281, 
Wolff a. a. 0. S. 843, Crawley, Ufe inmurance S. 196, Neumann a. a. 0. S. ö». 
Dw Reicbflgericht (Erk. vom 16. Mai und i. Dtibr. 1868, bei Neumana a. a. 0. 8. 67, 
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dee VereicherttPg sve r tr ages bevoIlmSchtigtc (Haupt-) Agent (latin nicht, 
wenn der Tennm für die Fälligkeit der Prämie in den gedruckten Be- 
dingungen lesigel^ ist*"). Hat jedoch der Agent — auch der gewöhn- 
liofae Untengent — die zu spät entrichtete Prämie dennoch entgegen- 
genommen, so kann der V«'r8icherer aus der vorzügerton Prämienzahlung 
keinen Einwand mehr gegen das Fortbestehen der Versicherung herleiten"*); 
während umgekehrt der Agent nicht ohiu' Zustimmung des Versicherers 
die aus einem anderen Grunde präjudizierto Versicherung durch Ent- 
gegennahme dor Prämie widcrauf leben lassen kann''), wenn er nicht 
ohnedies zum Ahsclilusa von Versicherungsverträgen und also auch zur Er- 
neuerung eines verlallenen Vertraees h^itimiert ist^'). 

4) Hat der Agent die reclit/oitisr an^rehntene Zaldung nidit aoge- 
nommen. so kann dies den Anspruch dt-s Vi r>iclH rt< ii nicht präjudizieren, 
mag der Grimd der Ablehnung gewesen sein, welcher er wolle''). 

5) ErfftUnng durch den Agenten. 

Wenn der Agent aeinerBeite dem Tenidierten eine ZeUnng machl^ 
Bo dnxf dieser anndunen, daaa jener hieixn von dm Vecaicberer bevoU» 

nach dem Yereinsblatt von 1889 S. 207, 215) sobeint aUenUags aninneliiiieii, iam der 
Agent auch mr ^inndxmg der Pr&mi« befttgt aei. 

69) Vgl. oben ri. 1<>. 

70) Das verbngi die Terkebntrea«, aonat kSoDie der Yenidicier jede Yer^ 

üicherun^f epSter aiifi clif.'n, sobald er erfahrt, dasi^ die Priiniie um einen Tai: z i -\>M 
geiahlt. isL Die« wird noch nicht mit genügender Schürfe betont von dem BOUG. 
4. Not. 1874 (XIT No. 136 S. Zu allgemein auch Neumanu a. a. 0. 8. 49, 

dan der Yeraiehexer neb ^leddateitig* Aber die ordmmgewidiige MmiemaUiuig er- 
klärt hab^n mü^ r - A. M. Hanl». NG. 16. Jan. 1877 (HQZ. BeibL 77 No. 92^. 

71) Oben Note 51. 
78) Oben Note 46. 

73) Vgl. auch Neumann a. a. 0. S. 49. Wird die Aimalune der Zahloag ver- 
wpic^rt. weil die Police oder die l'riünien , lit^ fnir von «eiten H<»r Ver=irTif rTin£r-:,'t f- 11- 
•cbaft uocb nicht eingt^jangen »ei, ao darf der Versichert«.' erwarten, von diesem Ein- 
treffen beDachrichtigt sn werden, und bat der Agent die« Teniomt. eo baim aacb der 
Versicherer nicht di-' IV.iju litierung wegen versäumter Prämienzaldllllg behaupten. 
(ROHG. 13. Okt. 1874; XV No. Ifil. .\uf ein- V. r-i. 1. i uii:rsb.Hiingung, wonach bei 
Yerweigerong der Annahme die Priunie anmittelbar au die Direktion eionuenden ist, 
miUB der Agent den Venieberten anfinericMin macben* und dieser geiit aneb dann 
nur in Verzug, wenn er länger ab im oidnaqgmlMigen QeioiiBfl^gaag erfbrderliebt 
die Einaendnng der Prtjnie trersCgertk 
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inidH%t war, und gilt daher im Zweifel als gutgläubiger Empfänger der 
Leistung. Ob dar Agent aber wiricUch Vollmacht hatten ob also die Zahlung 
mnvidemiflidi ist und ob de als ADerkenDmig der Zahlangsvertnndlifllilcett 
Butens des Venieherers ansusehen ist, das hängt von den tiiateicblidben 
Umständen ab, in der Regel also davon, dass er entweder einen speddlen 
Zahlmogsauflrag eriialten hat oder dass et sur Schadensr^liernng von 
aeitm des Versteherers bevoUmichtigt war'^). 

Daher sbd an«^ Vorsohüsse, weldie der Agent zum Zwecke der 
Abwendung od^ Verringerung des Schade ans Mitteln des VmiohemB 
machl^ im Zweifel nicht für den Versidierer verbindlich; dieser kann trota- 
dem nadiwuseni dass die drohende Gelahr gar nioht an sanen Lasten 
stand oder dass die vom Versicherten voi^gen(Hnnienen iMLuing^miMiiiiBgMii 
anaweckniSssig waren, and auf Grand dieses NadiweiBes kann er die Bfiok- 
Zahlung der gemachten Vcraehfisse dorcbsetaen. 

Der Versicherte \wm auch nicht vedangen, dass der Agent, welcher 
Gelder des Versicherers in TlaiKkn hat, ihn aus diesen Mitteln befriedige 

Denn es liegt gar kein Bedärfiiiss vor, dem Agraten hier «ne weiteP' 
gehende gesetaliohe Vollmaobt an erteilen. 

§ 8. 

6) Prozesflfährung durch den Agenten. 

Znr Proaeasfnhrung namens des Versicherers ist der Agent weder 
aktiv nodi passiv ohne besondere Vollmacht^") legitimiert^ da auch hier 
ftr ebe ges^idie BevoUmiohtigung kda Bedfirfiiies vmband«! ist^^. 
Die trotsdem von einem Agenten gegenfiber der anderen Fartn oder vor 
Gericht oder gegenüber einem Beditaanwalt abgegebene Erkllnmg oder 

74) 0)ien S. 24 f. 

75) Dresden 4. Sept. 1863 (Z. f. HR. VIII S. 604}. Daa Erk. führt aus: Die 
üiktiflche MUg^CKkeit des Agenten, aber Mittel de« Tenidieren so verfügen, genüge 
nicht all rechtliehe Grundlage am ihn daraof sn belangen, da er eben nielit zur Er- 
fallnng dr^i Vortrapp<; und 7;tir ¥< rAlgnng Aber die Mittel de« Venieheren nun Zwecke 
der Erfüllung bevolimüchügt sei. 

76) Bei GegenfleitigkeitsgesellfldiBften wird bisweilen in den Verdeheraage* 
bedingimgen bestimmt: «Die Distriktsdeputierten (fl. oben S. 13) sollen hiermit er- 
mSchtigf' soin, ilie Rf'richtlichc T?t>it.roi^nr.iT '1er in L-' Viliebenen BcitrSgC sn bc* 
wirken und zu betreiben' (so z. B. Oldenburger Feuer- V.-ü. § 51). 

77) B ehrend a. a. 0. § 55 Note IS. 
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▼oigenooiiiieMii geriditlidien Sdiritte sind daher ^ den Y«rmhmer nn- 
vertnndlidi. 

Alt dne andinduche Gcsdladiaft kraft der ihr gesetdich obli^enden 
oder als Znlawninpdiediiigniig aufeilegten Verpflichtung, ein inländisches 
Domizil zu wählen, vor dem inländischen Gerichte Recht zu nehmen und 
daselbst einen Hauptagenten zu bosteUen, so ist zwar dieser Hauptagent 
Htf'te zur Annahme prozessualer Ladungen und gerichtlicher Verfügungen be- 
vollmächtigt "8), aber ob er auch als richtiger Beklagte r i r Gesellschaft 
zu betrachten ist, hängt von dem Inhalte der gesetzUclieu Bestimmung 
oder Znla6sung8be<lingung ab, auf welcher jene Verpflichtungen beruhen; 
im Zwcifi I ist die Klagp auch in solchen Fällen gegen die Versicherungs- 
gesellschaft selbst 2u richten 

§9. 

HL SabatituieruBg einer anderen Person für den Agenten. 

£e bleibt noch die Frage an erSrtenii ob der Versiefaerer IBr Hand* 
langen» weldie dn Snbstttttt dea Agenten vorgenommen hat, genau ebeneo 
dem Vetsieherten voantwcwtlidi ia^ wie wenn der Agent selber die Hand» 
Ini^n voigenommen hatte""). 

Soweit der Agent kraft des Agenturvertragea bereohtigt war« eich 
eine andere Penon au aubatituieren, versteht aich dies von seihet **X 
lieh wird es dagegen für den — regelmässigen — Fall, dass er hieran 
keine Befagnies hatte und trotzdem durch eine andere Person vertreten wurde. 

Im allgemeinen mnaa der Versicherni^aintereserat wiaaen, daas er 

78) Das ist ja der Zweck der gansen Betitiminnng, im faitercase der Ver» 

sicIlPrtfn die prozesssiiah' Gelt^Mulmachung zu erleichtorn. 

79) Krk. Dresden 4. Sopt. 18«3 (Z. f. HH. VlII S. 603). Dasselbe sagt: .Am 
wenigHtt'ii sei abzusehen, warum oluie eine solche umfatiseude Ermächtigung der in- 
Iftndimlie Vernefa«ning«-IntereM«nt aoHer stände «ein m>U, mittelat einer diesem Haupt- 
Hgenton insiiinierten, aber gegen die Versicherunfjs^jesellBchaft Helbst gerichteten Klage 
aeine (ierechtsauie vor dem mländiachen Forum gehörig und erfolgreicli wahnu- 
nehm«!!/' Vgl. auch R0H6. 6. Hai 1871 (II 8. 262) nnd Behrend a. a. 0. 

80) Nicht SU venredweln ist hiermit der oben S. 12 voraiuirnelste Fall, da« 
der von rirn i Haiiptayontur .iriiffnnmmene (idnlff sli li dm VerHicherungsiatere-'f-''''iitpn 
gegenüber ala Agent geriert, also «elber für die Firma de« Versicherer« aaflritt. 
Hier «etsen wir dagegen Toiani, dan «r auch den dritten Peiwmen gageoflbtr nnr 
als (iehilfc crHoheint. 

81) VgL Vivante s. a. 0. I S. 106. 
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es nur mit dem Agenten Mlber, nidii mit belid»igan Angestdlten deasdben 
m thiin hat, dass nur jener persönlich ihm als Vertrete und YntHUiene» 
mann des Versicheren gegenüber steht. Wenn er also t, B. in dem 

Comptoir des Agenten dcesen HaodlungsheyoIIroachtigtem gegenüber eine 
Erklärang abgibt oder wenn dieser ihm einen Passus der Versicheruogs- 
bedingungen auslegl^ so ist der Versicherer an eine solche Aoslegnng nu^t 
gebuoden 

Etwas anderes muss aber dann gelten, wonn der Agent den Versicherten 
— ansdnicklich oder stillschweigend — an den Substituten gewiesen 
hat, wenn er z. B. durch diesrn das Deklarationsformniar ausfüllen, durch 
diesen die Prämien einkassieren lä-sst Sollte hier der Versicherer nicht 
eKensogut gebunden sein, wie wenn der Agent selber diece Handlungen 
voru iiommen hat, so würde ein vorsichtiger Agent stet* liiirch andere 
Personen Erklärungen abgeben, Erklärungen annehmen uud Leistungen em- 
pfangen lassen, und alle von uns fiir notwendig erkannten Schutsmassregeln 
des Versicherten wQrdeu wirkungnlos sein. 

§ 10. 

Sohlnssbetrachtnng. 

Die Resultate, zu denen wir gelangt sind, halten die Mitte zwischen 
der AufFassnng der französischen Judikatur, welche eine fast ««chrankenlose 
Verantwortli{'hkeit dos VersiclienTs für seine Agent<'n proklamiert, und 
der in der deutschen Litteratur noch immer herrschenden Anschauung, welche 
die Interessen des Versicherten fa.st völlig preisgibt. 

W'fdirend die höchsten deutschen Gericht« ZMnschen beiden Extremen 
hin- und herschwankon stellen wir zwar das luteres.se des Versicherten 
als das in erster Linie schutzwürdige entschieden voran, gewähren aber 
auch dem Versicherer die Möglichkeit, sich gegen besonders gefährlidie 
gprobe Pfltcbtverlelaungeii seiner Agenten so sioheni. 

Soweit es der Schnlx des Yeisieherten gebieterisch vralaiigt» schliessen 
vir die MS^idikeit dner Einaehrftnkang oder Aufhebung der Verantwort- 
lichkeit des Versidierers doroh Aufhahme von Klauseln in die Versidienu^s- 

88) ROUa 2. Mai 1M71 (II ^o. 67 S. 246). Vgl. auch Wolff a. a. 0. S. 24ö. 
83) m. Sw JnU 1888 (IX Ko. 50). 

B4) Man vergleiche das rL-icli-<;4<'rirhtli<']te ErkenntlUI TOm 96. NoT. 1887 (XXII 
No. 9) mit dem vom 8. Bexbr. 1890 (XXVII No. 86). 
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htMÜngungen aus. In diesen Punkte zeigt sich die Lehre von den Yer- 
sicliornngsiagt'ntcn als typisch für das Versicherungsrerht ülx rliaupt Die 
schrankenlose Vertrap;sfreiheit, oin giit<?8 Prinzip da, wo sich gleichstarke 
Tnteresfiif'ntengruppcii gegunübcrst^-hen, schlägt — gk-idi manrher anderen 
Freiheit — in ihr Gr'gent<,'il uui, wo dex sozial Sfliwäeliere sieh auf den 
Vertragflsehlus.s rmt dem sozial Stärkereu notwendig uiigewie»en sielit und 
wo ziigUicli iler Segen der Konkurrenz durch Kartellbildungen ausge- 
schlossen wird. Hier ist die Freiheit in Wahrheit nur für den Starkereu 
da, sie fahrt aur Unterdrfidnii^ dea «diwSehei«!! lutoüeaaeiitoij di» 
i3^diDgungen^ des VertngBadiltiBaeB einfteh auferl^ werden. Nidit 
ein „aidi vertragen" — wie daa Wort cMg<mtJich besagt, — aondem ein 
ifToradireiben" ond „befolgen** ist daa Wesra dieser sogenannten Vertrags^ 
fi^iheit 

Und diea^ Gegensats swisch^i ecbetnbarer Freiheit and wirklidiem 
Zwang dnvoiuacbt daa ganae Binnenversichernngaredtt, selbst die Bildung 
zafalreidier G^DseitigkeitageBeilaoliaften hat ihn nicht ansaugleiohen ver> 
modit» £a wird daher die wichtige Angabe der Gesetigebnng anf dieson 
Gebiete sein, doidi eine mass volle Au&tellung absoluter Becbtssitce 
den Yersioherten au sdiütaen und damit augleidi — wie ich ea obra 
Sdta 10 bereits hervoriiob — den Vevsiohernngggesdlschaftai adber den 
besten Dienst zu erweisen. 

Aber allerdings, in raassvollcr und sachverständiger Weise 
mU88 dies geschehen, damit der kraftigen Ausgestaltun rr des vielfach noch 
im Fluss befindlichen V ersicher ungswcsetiä dadurch keine hemmdKle Fessel 
angel^ seine gesnude Weiterentwiokeluiig nicht unterbunden wird. 
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I. Das jus smgolare und die analoge Anwendung. 

1. 

Die römisdieik Jumten beMiolineD eiiie AmU von Beditavonohrifteii 
alt juB flingolare Sie «teilen diese Vonoiiriften dem jus ooniiDiine giigen- 
fiber*). Panlne hat eine beeonden Sdirift de jwe aingulaii verfinsl. 
Daraus ist eine Definition des jus aiagiilafe in die Digesten übergegangen 
als L 16 de legib. 1, 3. Sie lautet: 

Jus singulare est, quod contra tenorem nrtionis propter aliquam 
utilitatem auetontate constituentinm introductum est. 

Paulus sagt in Uebereinstimmung mit Julianoa davon aus, dass es 
sioli nicht zar folgerichtigen Erweiterung Dasselbe stellt Fkpimaniia 

für eine Art des jus singulare auf*). 

1) Oai. III § 114: In lioc aatem jure (ac. adstipulationis) quaedam nngtdari 
jure olMervaBtor. L 2 de tcatam. mü. SB, 1: propria atqae singularia jura in t^tSr 
menta eonim (sc. militum) observantur. Javol. L 23 S 1 dr> pofs. 41, 2: Tn his qm 
in hostium potestatem pervenenint, in retinendo jara rerum suarum singulare jus est. 
Jttl. L S § 2 de jure oodieOL 89, 7: Codieülomin ja« singiilBre est, ut quaeeonque 
in hi« scribentur perinde haberentnr, AO n in teotamento scripta essent. Papin. 
L 23 § 3 de fideicomm. Ilbortat. 40, 5: Ktiam fidcicommissoria Hbcrfaa a filio post. 
certam aetatem eins data, si ad eam puer non pervenit, ab berede filii praestituta 
dil Mddatar: quam senliniiiam jure dngiilari recepiam ad eeteift fideicommisia relicta 
ponigi DOn plaenit. L 44 9 1 d« poM. 41, 2: Quaesitum est, cur ex peculii evsm 
per serrum if»TjoraTitibn9 posspssio qnwrerctnr. Dixi utilitatis caasa jure aingulari 
receptum. L 44 § 3 de usarp. 41, 3: Nondum aditae hereditatis tempus usuoipion 
datma astt >iv« lervns heraditarii» aliquid «ompaiat. dve delbnetiit nmeapere ooe- 
pemt: nd baee jure singulari reoqvta mnfc. Ulp. L 16 B. C> 19, 1: Sqgolaria qnaei- 
dam Mcapta sunt circa pecuniam creditam. 

8) So die Militftrtestameatsform der ordentlichen Testamentsform Paul. III, 4a 
t 8: tarn conuttuai q«unii prepri» jor» testameBinm fitoera Ulp. L 7 de iignsto iest 
28, 3: jure militari . . . «OBunmii jore L 3 L 11 pr. de testam. nül. 89, 1. In dem» 
selben Sinn wird ju« commune die gemeine Substitutionsbefugnis im Gegensatz zur 
pupUlarischen genannt (Ulp. L lä de subst. 28, 6), ebenso das Recht Aller gegenüber 
d«B PkiTÜegien des TiikiM (Papin. L 87 J. 9. 49, 14). 

^ Fand. L 14 da kgib. 1, 8 (L 141 ^. R. J. 60» 17): w» eat prodnoeadom ad 
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INeae ISgentflinlioUcdt kt der Gnindy waram mm von jehw dem 
Begriff des jus t>iiigulare nadig^ugcn ist. Aber trotz der Defioitioii des 
Paulus und trote der eifrigen Bem&hangen der Neueren ist bis jetst ein 
befiried^endes Eigebnis nicht gewonnen. Sollte der Grund nidit darin 
li«|^n, dasB das Gesoohte nioht vorhanden isl^ daas die römischen Juriaften 
mit dem Anadrodc jm sbgulare einoi festoi Be|;riff aberiwapt- nicht veiv 
bunden haben? 

Legen wir die Definiticm des Paulus ni Grunde« so kennaeiehnen das 
jus singulare folgende Merkmale^). 

1) Es Bei contra tenorem rationia etngefflhrt Faulua nennt es and^ 
wirta contra rationem juris, dieuso Jolianua» der aeineneita in demsdben 
fifinn von coutra rationem disputandi spricht^). 

Batio juris ist das Recht^pr n/i]), tenor rationis ILsst .sich wieder- 
geben mit Festhalten am Prinsip oder mit Inhalt des PrinatpSy beides 
kommt auf dasselbe hinaus. 

Jus singulare ist demnach ein Rechtäsatz, welcher nicht nur nidit 
auf denkmäseiger Entwickelung eines leitenden Kechtssatzes beruht, sondern 
jreradezti mit der Folgerichtigkeit eines Bolchen in Widerspruoh tritt, einen 
Bruch in die lopn^che Atiweriflung bringt. 

Hiemuf stützen die Neueren ilirc Ihiterscheidung von jus commune 
und jus singulare und ti))reelieii von normalem und anormalem Recht 
(Saviguy, liriiiz), von konsecjuentem und inkon'-e(]uentfm [Thol), von 
regelmässigem und regelwidrigem (W iudscheid), von prinzipnia.sMgem und 
prinzipvvi<lrig(>m (Holder)*). Der letztere Ausdruck scheint mir dem zu 
fassenden Gedanken am angemessensten. 

Prüfen wir nun die Rechtssätzc, welche die Quellen, nicht was die 
Neueren ab jus singulare bezctchncD, so ergibt sich, dase sich das genannte 
Merkmal bd «n^^ findet bd andern entadlueden nicht. 

Prinrip ist begrifflich veraohiedon von Hegel. Regel wird genannt, 
was in der Mehrzahl verwandter Ersdietnoiigen eintritt; sie ist etwas 

consequcutias L 162 K. J. fiO. 17: non debent in argumentum trahi. Jnl. T, 1.^ de legib. 
1> 3: non poHsumuR sequi regulam juris. Pap. L 23 § 2 de fideic. libert. 40, 5 (Note 1). 

3a} Aehnliche Bedenken wi« im Nachfolgenden »ind geäussert in der GötÜnger 
InampinldiflMrtatlon von Max Orasthoff» Begriff und piraktische Bedenfamg des 
Jos nngulare, 1890. 

4) Paul. L 14 de legib. 1, S, Jolian. L lö eod. L 51 § 2 ad leg. AquU. 9, 2. 

6) Savigny. SjHtem I 8. Brins, Fand. 2. n. 3. Aufl. § 2ö, Thöl, 

Einlntimg in das dflnlsefael^Tatr. §30, Wiadteheid, Fand % Beider, F^d. $ 1% 
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fioBBeiliohM, ein statisUadter Begriff. Prioap ist die dem Wesen und der 
inn^ Natur dnee LebeneverhSltnisseB angepeaete Ordnung. Die dreissig- 
jihrige Veijlhmiig ist Regel, nicht Prinsip, denn die Zahl ist willkflrlteh 
gegriffen. Ebensowenig kann dieVonohrift fiber die ordentliche Testaments- 
form prinzipiell genannt werden. Und dodi stellen die rdmisdien Juristen 
die ffir das Soldatente-stament geltende Äbweiohui^ zum jus singulare 
(Note 1 und 2). Die Testamente bildeten bei doii Römern ursprünglich 
die einzige Art letztwilliger Bechtsge^chäfte. Das Kaiserreoht hat ihnen 
die Kodisille an die Seite gesetzt, als Ausnahme nicht von einem Prinsip, 
sondern von einer Regel. Gleichwohl wird das Ko<l!zil!aiTecht jus singu- 
lare genannt (Note 1). Selbst dass die Forderung des Adstipulator nicht 
auf seine Erben ubergeht, wird man kaum prinzipwidrig bezeiehncn können, 
es i.'^t 11 nr Aliweiclinng von der AegeL Trotzdem findet Gaius darin ein 
jus singulare {Sote 1). 

Umgekehrt lassen sich die singularia in L 15 R. C. 12, 1 i Notf? 1 a. E. i 
ohne Zwnng mit der pewölinlichen DarlehnsbegrÜJidunLj unter citHMi gemein- 
samen Giuadgedauken bringen. Wir können die allniühliclu' Eutwickelung 
im römischen Recht noch verfo!|2;en «). So lange der gf^nicinsame Grund- 
gf'dankc nicht erkannt ii^t, erscheint ein Rechtssatz singulär, welcher einem 
früherea Rechtssatz einen Teil seines AnwendnngSfjebiets entzieht. 

Demnach schnimpft bei srenauerer Ret rächt mig die Zahl der als jiua 
singularia bezeichneten Rechtseäue, welelie contra tenorera rationis angehen, 
bedeutend zusammen. 

2) Fhipter aliqnam ntilitatem, von demselben Juristen anderwärts 
(L 102 R. J. 50, 17} prupter neoeisilaliem genannt Bas bi^sst: veranlasst 
durch ein praktisobes Bedfirfids, ans Zweckmiaslgkeitserwfigtmg. 

liit diesem Morkmal ist «ne feste Abgrenzung ffir das jus singulare 
nidit gewonnen. Die meisten BefAtssitse haben diesoi Ursprung. Aw^ 
von den Obligationen aus der ungerufenen Qeschaft^hrang wird gessgt, 
sie seien utilitatis eansa anerkannt worden'). Savignjr legt den Worten 
des Paulus den Gedanken unter: das jus singulare umfasse die Rechts- 
sSts^ welche nicht auf dem reinen Bechtflgebiet entsprui^n sind. Aber 



6) ZertcUialtender als Ulpinn iu der angezogenen Stelle war not h Afrikan in 
L 34 pr. mand. 17, 1. Dazu Brinz, Münch. Krit. V.ISclir XXV 8 lltHf<r 

7) L 5 pr. i. f. O. e. A. 44, 7. Vgl. femer: Gai. III § HW, Paul. V, 2 § 2, 10 
fi 8 L 90 § 8 8PU. 8, 2 L 1 pr. de trib. «ei 14, 4 L 86 de statnl. 40, 7 L 8 § 9, 16 
pro emtore 41, 4 L 96 § 7 de lolni 4A» 9. 
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was ist reines, was fr« riKiartiges Gebiet für das Recht? Bew(^ sich die 
Vorselirift über Hie ordentliclie Testamentsform melir uufdem reioeu Kechts- 
gebiet alb daa „ju.s siugulare'' über das Soldateiitchtament? Nicht gluck- 
licher nennt Scharlach») das jus singulare „eine Ausnahme von der all- 
gemeinen Rechtsregel, die nicht auf tinom inneren Rochtsgruiul basiert, 
sondern nur auf dem rein äusseiiichen Grund des Bedüribisso^ und der 
Nütitidikeit*'. Was hier als ein rein ausserlicher Grund bezeichnet wird, 
darin die weeenlilidie Trbbkraft der Beolitflyidttiig* Kurs: nach seinen 
Grfloden ist das ji» singulare vom jus oonunone niebt vevBcbiedeii*). 

8) Auotoritate ecmstituentium: der Beohtsaatz verdankt seine Ein> 
l&hiung dem Ansehen derjenigen, welche ihn angestellt haben. 

Dies deutet auf den Untosehied von fieohtssitsen bin, welche nur 
die Entwickelung dncs vorhandenen Reditssataes enthalten und «ner 
äussern durdisetsenden Kraft entbehren kdnnen. Man darf aber den Sats 
nicht urnkdiren und alles sum jus singuhtre rechnen, vas nicht mittelst 
Uosser Iutnpretati(ni lur Gdtung gebiacht werden kann. 

Die angefahrte Untersudiung von Scharlach gipfelt in dem Sati^ 
die anetofitas eonsUtuentium sdl aussddiesdidi auf die reehtscbaffende 
Macht der Jmkpn»lenz au besiehen, jus nngulsre sei Juristenredit; aber 
wie dasselbe nicht durch einen ehiselnen Juristen hervoigebraobt werden 
kdnne sondern nur durch die Annahme (Rezeption) von der Jurisprudenz 
im ganzen, so eti auch die Weiterftihrung einer singiiliiren Rechtsvorschrift 
dem£inselnen mtsogen, aber nicht der Gesamtheit ; das \ erbut der annlogen 
Anwendung setze mu- der loterpretation, nicht der Beseption eine Schranke. 

Die exegetische Grundlage dieser Ausfuhrung — sie ruht wesentlich 
auf dem Ausdruck receptum est — hat acfaon Eisele erschüttert Der» 
selbe Jurist hat darauf hingewiesen, dass das Soldatentestament seinen 
Ursprung auf Kaisermandate zurückführt, nicht auf die Jurisprudenz. Es 
ist über ferner nicht abzusehen, wie es nach dem Standpunkt Scharlach's 
übprhnnpt zur Entstehung von jus singulare kommen konnte. Der einzelne 
Jurist durite einen .solchen Rechtssatz nicht aufhtelleu, die Juristen bildeten 
aber kein Kollegium, in welchem eine AbstimmuDg hätte stattfinden können. 



8) Archiv fiir civ. Prazia LXII Abb. 13 (Das jus singulare im römischen Kecbt) 
8. 447. 

9) So richtig Brinz 2. ii. 3. AuO. 1 § 2ö bei Note 9. 

10) Iherings .Talirb. XXIII S. 120, aber auch S. f-. Dtn B. ley..n für die 
weitere Bedeutung von receptum est noch beisnfügen L ö pr. U. e. A. 44, 7. 
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Wir überzeugen uns: die Definition des Paulus passt auf mehrere 
Rechtssätze nicht, welche in den Quellen als jura äingularia bezeichnet 
werden. Dauiii ijjt ihr das Urteil gesprucheii. Sie ist ein missglückter 
Versuch, wie er in den Quellen nicht vereinzelt dasteht. Längst hat man 
erkannt, dass die Stärk« der romischeo Juristen nicht im Definieren, Kon- 
etmieren, Systematlaiweii liegt Mtn sdlte daher dfe Bemflhimgen auf- 
geben, von der De6n!tion des Paiili» ans den Begriff des jus singulare 
festeaetellen. 

Von den nachweisbar so benannten licchtssätzen läsat bxch nur das 
Gemeinsame aussagen : sie verordnen für eine bestimmte Klasse von Personen, 
Sachen, Reditegeadiäften oder BeehtoverhfiltoiMea eine von der gemeinen 
Bcgd abweichende reehfliobe Behandlung. Jas singulare ist nichts 
weiter als Sonderrecht 

Dernburg (Pand. I § 33) sucht die Ehre des Paulus zu retten, 
indem er der Definition eine beachriokte Beziehung unterlegt. Jus singulare 
begreife sowoU die Sonderreehte als die Reehierii^ularititen. Hechta- 
slngularitSten smeu RfickstSnde aus einer vergangenen Periode der Rechts- 
bilduug. Sie stinden im jetzigen Recht als Anomalien da, entbdirten 
des rationellen Grundes und waen darum nicht erweiterungsfähig. Nur diese 
„Rudimente der Vergangenheit^ habe die D^nitico des Paulus im Auge, 
nur darauf sei das Verbot der analogen Anwendung gemunst'**). 

£ine geistreidie Hypothese, welche aber genauerer Frfifnng nicht 
standhilt RecbtssinguIaritSten der beseichnetai Art sind su keiner Zeit 
saUreidi. Ans dem Recht sur Zeit des Paulas wdss uns Bernburg nur 
die usucapio pro berede anzofübren. Es ist wen% glaublich, daas dem 
Juristen nur diese seltenen EärsdieinungHi vcfgeschwebt haben, ab er «cb 
sur b^rifflichen Bestimmung des jus singulare anschickte, und daas er 
dabei an dat wdt lahlreiohefen und wicbt%nen Sondetrechte nicht gedacht 
hat Es ist wenig ^üblich, dass gans vereinaelten Bechtsminen giigen- 
fiber Paolns sow«^ — sogar an swd Orten (Note 8) — wie Jnlianus für 
notwendig gefunden habe, vor analoger Anwendung sa warnen. Aber 
mödite dem auch anders sein: dieselbe Warnung spricht Papiniunus im 
Ansohluss an einen Rechtsaats aus, der im damaligen Recht nicht zu den 
„Rudimenten der Veigangenheitf' sShlte>>). Noch mehr, in deraelben allem 

lOa) Khciü^o GrasHhoff in der Note 3a angeführten DiMertstlon. 
11} L 23 § 3 de fideicorom. libert. 40, ä (Note 1). 

4 
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AxadamoB nach niclit aehr mn&ngreicheQ Sohrift, velolier die fingUche 
Definition entstammt beschlftigie «oh Paulos mit dem sog. benefidum 
eompetentiae (L 54 soL matr. 24,3)f das g^eich&lk in jener Zeit den hippo- 
kcattachen Zug nicht an aidi hatte. Dasu komml^ was schon Eisele a. 
a. O. & 132 eitigewendet hat: die Jumten spreeben von Bechtssätien, 
wdche schon bei ihrem AufkommeQ mit der ratio juris in Wider^rnch 
standen, wahrend die Reehtadngularititen im Sinne Dernbnrg's die ratio* 
nelle Qmndhige erat verlorai haben und jetat nioht sowohl contra rationem 
als sme ratione sind. 

Die mdsten Neueren erbUoken das Eigentttmliche des jus rnngdare 
in derFrinapwidrigkeii^ in dem Einbruch in die Folgerichtig^ett des Rechts» 
in d» lokalen Abweichung von einem an sich gültigen Prindp'*). Das 
stammt weder mit dem rSmisehen Sprachgebrauch, noch liefert es, wie wir 
sdien werden, einen fruchtbaren Begriff. Mehr nähert sidk Brina dem 
tbatsSehliohen, nicht dem formulierten, Sprachgebrauch der Römer. Zwar 
Uingt der Eingang des § 25 un die herrscheudc Auflassung stark an: 
es wird hier unterschieden „die bei weitem über vi* i^Liide Ma»se von Kechts- 
sfttsen, welche auf logischer und analo^i.« ber, (bin b die Kechtsanwendung 
veranlasster Fortentwicklung der UrbegriD'e und Unsatzungen von den 
Rechten, Kechtsgeschäften und Rechtsfähigkeiten benihen" (jus commune) 
von dem „noch immer beträchtlichen Teil von Rechtssaty-en, welcher ausser 
diesem System der Ha«iptina.';so luul ge^en dasselbe aufgekommen ist" f jiis 
gingtilareX Allein im weiteren Verlaut blasst sich das Prinzipwidrige mehr 
und meiir znm Ijlossen Sonderrecht ab: „Die Gründe sirul liif-r und dort 
von derselben -Ai't; dieselbe Billigkeit, Zwecknifussigkeit, Ciunst, Gem<'in- 
nntziykeit, die das einemal zur Kegel führte, hat ei« andermal deren Ab- 
beuguiig verursacht". 

An Briuz lehnen sich Pfaff und Hofmaun (Kommentar zum österr. 
allg. bürcr Otsotzbuch 1 .S. :5<Jl — 305) an und kommen, wie mir scheint 
folgerichtig, zu dem Ergebnis, wt'lcbfs schon Kelirr fl'anfl. 7l kurz und 
zutreÖeud ausgesprodien hat: „der liegrilf des jus siugulare ist eigentlich 
ganz unfiruchtbar''. 



1 '2) An liein Uber aingiUarä 4e jure eiiigolari lind nur 3 Stellen in die 0ig««ien 

18) Kiernlff, Theorie des gemeinen Civilr. S. 48 fg., Th(»l, Einleitung § 3<i, 
J bering. Gebt de« t^. Rechte n S SB bei Note 494, Windacheid % 89, Holder § 18. 



Digitized by Google 



Slrtfiliiiife im Gubiut des Zivilrechte. 



61 



2. 

Aber — wird man emwcnden — der Begriff ist unentbchrlicli wegen 
des V^bots der analogen Antvendui^. 

Die tiieoretisierende Definition des Patdus bal dn Pkobe achlecht be- 
etanden. Mit dem praktischen fiecbtssats: quod contra zationem juns 
receptum est» nun est producendtun ad oonsoquentias atdit nidit besser. 
Das klingt nun freilidi nodi weit ketacriseher und bedarf daher des ein- 
gehendslen Beweises. 

Gehen wir dabei von der henscfaenden Auffiuaung des jus singtdare 
aus, wonach es das prinsipwidrige Recht istw Als Beispiel wird allgemein 
anerkannt die Bestimmung des SC. Vellcianum. Mit Rech^ das weiblidie 
Geschlecht stand in der Vcrpfliehtuugsfahigkeit dem minnlichen — vom 
Einfltiss der tutda mulierum abgci$chen — gleich. Bestimmt nun ein Beohta- 
sats» daee Frauen aus ihren Intenessionen nicht haften, so wird damit in 
den Anurndungskreis des Prinzips eingebrochen. Nun besdiriakt das 
SC". Velleianuiu den Sclmtz auf fidejussiones und mutui dationes pro 
aliis, quibus inteive^serint femioae (L 2 ^ 1 ad SC. Vell. 1(3,1). Das sind 
die entscheidenden Worte, die vorausgelien(h>n : d<; obligationibus feminarum, 
quac pro aliis reae fierent bezeichnen bhtss im allgemeinen den Gegenstand 
(h'r „Tagesordtmng". Die Juri.sprudenz hat aber den Schutz erstreckt auf 
die Pfandtjebung fiir eine fremde SchuUl, auf die Ex|)romis<ion, auf die 
Ut'bernaliiin' <les Prozesses fiir den Selinlfhicr '^). I.st das nicht citi pro- 
(hi< »TO !id consequentias, ein sequi regulam juris? Und dies ist nicht etwa 
eine vereinzelte Erseheiiuing '^). 

Den Verteidigern des Verbot.*» der analogen AnweiKhnig von singn- 
läreni Keeht ist diese ThatJ^aehe nicht entgangen, sie glauben aber den 
Stein des Anstosses aus dem Wege räumen zu können. Die Versuche 
sind verschieden. 

14) L 8 9 L B § 8,9 Lää 91,2 AdSC".VeU.16,l L SS 9 2 de recepCu 4, & 

15) Andere lieiH|iiel»»: l>:is Verbot, diin8 tlcr Tutor Sachen Beines Mündels durch 
Kauf an sich bringe, erweitert auf eunitoroa procuratores et (jui negoüa aliena gemni. 
L 34 § 7 C. E. 1«, 1 L 13 pr. de excu«. 27, 1 L 2 § 29 ad SC" TertuU. 88. 1? — 
die ediktinftange EditiOMpflidtt äa argentam entreckt noh auf die nummularii L 9 
ij 2 cflondo 2. 13 - dio ITaftung den fictus posBOssor von der hereditaflfi pctitio er- 
streckt auf die rei viudicotio L 27 $ 3 B. V. 6, 1 — dm Verbot der sog. lex Julia 
de fanAo dotali rom maritos eirtreekt auf den (^oiwui, aadtts anqgediftclt anf praedia» 
welche erHt dotal werden sollen L 4 de fimdo dot. 88^ 5 — vgl. aucli L 32 pr. 
ad leg. AquU. 9, 2. 

4* 
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1) Die Einen berafen adb auf deo G^nsats von ansdehnender 
Auslegung und analoger Anwendui^ und weisen die genannten Erwdtei^ 
tn^Cen der ausdebneiidcn Ausl^ong su i*). 

So ^wis<> nun jener Gegcnsats besteht» eo gewiss versagt er, richtig 

verstanden, [lier <l<pn <rpwnn«5chten Dienst 

Die au.sdehnende Au-Ie^ning und die analog» AnvBndiin|^ insbesondere 

die aog. Geseteesanalogie liabm gemeinsam, da«5S sie aus gepetzten Vor- 
gehrift<m einen KochtsptofT orsrhUes^en, der über den Wortsinn hinausliegt. 
Aber ?ie bewegen -icb auf ver-ehiedenfni Boden. Wie jede Auslegung 
aseigt aueh die ausdehnende nur da.« auf. was der Öchöpfer des Gesetzes 
als Inhalt gewollt hat. Sie weigt un ii, das.- blofs eine Un Vollkommenheit 
im Ausdruck vorließ. Die Analogie geht davon aus, dass sieh der Gc«sptz- 
geber der gn'tsseren Tragweite »einer Anordnung nicht bewus-t war und 
sie folglich nicht gewollt hat. Jene schreitet nur über den Bueh>tabet), 
diese über den W illen des Gesetzgeb« rs hinaus. Darum ist Analogie An- 
wendung, nieht aber Auslegung des Gesetzes. Sie schöpft ihre Berechti- 
gung auij defu allen iiechteii zu Grunde liegenden Öatz, da^s Gleiches gleich 
zu beurteilen sei. 

Macht man hiervon die Nutsanwenduug auf die Erweiterungen des 
SC** Velldanam» so eigibt sioli die Unbaltliariidt der erwähnten Aosknnft. 
Der Senat glanbla, mit der Bfiigsdiaft niid der sog. interoesaio tacita die 
den Franen gefthilldien Litersenionsgosebifte erschöpft za haben; die 
manohoilei Ifintertbfiren, wddie ein findiger Verkehr entdedcte, blieben 
ausseilialb seines Gesiditskruses. Man frage sich nur, ob ein heotiger 
Riditer gc^llber einem lähnlioh lautenden Gesels ans der Kemdt die 
Ansdehnung wagen würde. Ist es notw«nd%, an die rddisgeiiohüiclie 
Interpretati<m von Art 81 der deutschen Reiehsverfiusung cu erimieni? 
Man gab hi«- ni: hltte der Gesetsgeber bei Sdiaffnng des Abgeordneten- 
privilegs aa die spiter beliebten langen Vertagongen gedacht, er wfirde 
sie der Zwiedienseit zwischen awei Sitsungspeiioden g^eidigestdlt haben; 
aber: ita lex scripta. An der lex scripta scheitert nicht die ausdehnende 
Auslegung, denn ne weist den konkreten Willen des Gesetzgebers nach, 
6m im G^etz einen wenn auch unvollkommenen Ausdruck gefunden bat. 

Eiseie a. a. O. S. 123 gibt dem Unterschied von ausdehnender 
Auslegung und analogiachem Verfahren eine neue Fassni^: jene besiehe 



IQ So »neb Brins a. a. 0. 
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rieh auf Rechtsquellen, dieses auf Rechtssätze. Ich kann mich nicht über- 
zeugen, dass damit eine schärfere Grenzlinie gewonnen ist; die Verwendung 
der Ausdrüclte Reehtsquelle und Rechtsäutz zur Bezeicbunug des auszu- 
legenden und df s ausgelegten Gesetzes (Auslegangscrgebnisses''i ist ünge- 
wöhnlif'h, ja »t i r* ud. In der Sache ist Eisele einverstanden ausdehnend 
interpretieren hei.sst den vollen Umfang des vom Gesetzgeber gewollten 
KeciitssatÄCS herausstellen. Er meint aber, die röniischeu Juriuten hätten 
sich bei der Interpretation des SC. Vell. genau innerhalb dieser Linie ge- 
halten. Dabei Hegt denn doch wohl eine Verwischung der Grenzen zvrischen 
dem Verfahren im Geiste des Gesetjces (ratioue legis) und dem Verfahren 
nach der Vorschrift de^ Gesetzes i.seeundum Icgcmj zu Grunde. 

2) Savigny und Andere»') räumen ein, das« unsere Recht«(|iu41en 
Beispiele analoger Ausdehnung von jus singulare ausweisen, linden aber 
die Eikläiuiig ui Je; eigentümlichen Stellung der römischen Juristen, welche 
„die Fortbildung des Rechts unmittelbarer in ihre Hände legte, als dieses 
bei uns angenommen weiden kann". 

Nichts deutet an, dass sich die römi.schen Juristen selbst von dem 
Verbot der analogen Anwendung entbunden fühlten. Im Gegenteil, Julianus 
schliefst üich selbst ein: nou possumus seqni reguiaui juris. Die in der 
Analogie liegende Macht hat die römischen Juristen über ihre eigene Regel 
hinweggeföhrt. £s ist ihnen ei^angen wie vielen Neueren, welche AoBle- 
gungsr^elu aofiitelliiir die ^ in der Auwendung verleugnen; maa- denke 
M den Satz, dass komktorisdie Geseta» strikt so raterpretiereu seien. 

3) Es findet nich auch die Meinung, daäs die Analogie sich beim 
jus singulare von selbst verbiete d. h. nach der Natur der Analogie einer- 
nnd des jns singulare andrerseits. Analogie setze voraus, dass dem ttuilog 
an verwertenden Bechtssats ein Rechtsprinzip, ratio juris, %n Qnaiäb liege. 
Das jus singulare kennaei<^ne aber gerade der Mangel einer ratio Joris**). 

Die letztere Behauptung i^t in der Allgemeinheit unrichtig, ja wenn 
man das jus singulare auf das prinzipwidrige Rec^t — im Gegensafai mm 
r^lwidrigen — besdirimkl^ fiberiiaupt iidach. K«n sddagenderes Bdspiel 



17) Savigny, l S. 297 fg., Wächter, Würt. PR. ii S. Ö9 N. 14, auch Eisele 
a. a. 0. S. 126, wenn aoeh in anderen Beispielen. 

18) Pnelita, Vorleiangen § 81 a. E., neuerdings Halder, Tand. I S. 69: ,ein 
Hclbst aus keinem aUg-fm-'int rrTi Rf^chti^priiirip« abgeleitetes Becbt*. Bicbtig Kteralff. 
Theori« dtM gem. Civilrccbtü ä. 34, 48. 
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als das SC* Velleiauuoi"). Aber auch beim SO Macedoniaimra wird 
aus dem Grundgedanken die Erstreckung des Schutzes auf den rückgrifis- 
bereditigten Bürgen und Pfandgeber gefolgert*«*). Weitere Bnspiele lieftni 
die in Note 15 enthaltenen Stellen. 

Wir müssen fs J.-iiuia» li n.it denjenigen Juriston bullen, welche be- 
haupteju, dui-s die analoge Aiuvt-uduiig beim jus singulare nicht ausge- 
schlossen sei. Diesen Standpunkt vertritt eine Anzahl Theoretiker"), er 
wird aooh thatafichlich in der Praxis eiogenommeD. Aus der Reditspredmng 
eeien folgende erwfihnt. 

Nach Nov. 4 c, 1 kann der Hiiit:«' «lio vorfrängige Ausklagung des 
Hauptschuldners dann nicht verlangen, wenn der Hauptechuldner abwesend 
iet, eine Milderung des benefidum excussionis propter utilitatem. Eine 
fiberwiegende Pirazia erstreckt diesen Ausschluss auf den Fall sonstiger 
Schwierigkeit in der AusIdaguDg sowie auf die Aosstchtslosigkdt der 
Ansklagong 

Die ReichskonkursordnuDg enthält in 57 eine Beschränkiitig tÜr 
die Belnedigung absonderungsberechtigter Gläubiger ans der aUgemcinen 
K<mlniniiia0s<^ wenn diese Gliubig«- Ycn. dem Absonderungsreoht Gebmndi 
gemaoht haben. Der Qmnd ist eine billige Bficksicht anf die nichtabeon- 
deningsbereohttgten GÜnb^r. Das Bdchsgerioht hat keinen Anstand ge- 
nommen, derselben Beschrinknng andi solche Gläubiger su onterwerfeny 
welchen zur Sicherheit für ihre Fordemi^n vom Gemeinschuldner eine 
Sache fibereignet oder ein Becht fibertcagen wurde**). In den Grfinden m 
diesem Erkenntnis findet steh eine beachtenswerte Ausführung Ober die 
Pflicht der JnriBpmdens^ ,^te nidit in einer allgemMnen Norm konaentriert 
in dem Gescta ansgesprocfaenen Grundprinzipien zu Tage su forden und 
auf die im Leben hervortretenden. Im Gesets nicht besonders hervoige- 
hobenen, dem betreffenden Prinzip unterstehenden Fille ananwenden''. 

19) Vgl. WindHch«<ia § 4K'i Note 3. 

aO) L 9 § 3 ad SC". Mtic. 14, 0 L 2 i. f. .,ua.- tch pign. 20, 3. 

81) Kell«r, Fand. $ S9 Note 3, Rann«, Z«itM]irift für HaDcle1«r«cht XIX 8. 94; 

bf^flchrnnkt H?5lf|pr :i a. 0.: .diejonige iinalogo Auxdt'hnnng peinen (d. Ii. de« ju« 
singulare) tmmittelbarrn Inhalte, welche sein praktisi-bor Zweck fordert*. 

28) Senff, II No. 46 IV No. 42 VII No. 314 XIV No. 34 XXII No. 141 XXVI 
No. 221 XXVII No. im XXVIIl No. 204. Entecheid. des Beichiger. IV No. «4 S. 188 
(Senff. XXXVII Nn 28) Ahweiebcnd nur .S.i.lT X No. 4« XII N<.. ir>8 

2ü) Eutaebeiduugen doa RGs. in Civüsacben XXJV No. lU ä. 4ä~54 (abgeka»t 
in SKufr. Arch. XLV No. 156). 
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3. 

Es ist im vorstehenden gezeigt, dass sich die Jurisprudenz alter und 
neuer Zeit n»ir in der Theorie, nicht in der Anwendung dem Verbot der 
analogen V^erwertung von jus singulare unterworfen hat. Wie kam es aber 
zur AufHtelhmg und Festbaltung des Satzes? Dies erklart sich zunächst 
psjycholugisch. 

Zwei Forderiirigeii liegen auf dem Gebiet der Ueelitsbildung im steten 
Kampf. Nach der einen soll eine Hechtsvorschriil aui alle Ijcbeuser- 
scheinungeu angewendet werden, in welchen der abstrakte Thatbestand der 
Recht« Vorschrift verwirklicht ist; nach der andern soll die recfatliohe Rege- 
lung eines LebeoBveiliiltiiwseB waxuer E%eiiart angemäBsen asiii. Jene 
dringt auf GeDenlisierung, diese auf Spesialisierung und selbst Individuar 
lisiwung. Im Juristen Qberwiegt die generaUsierende Biditung, nicht bloss 
um der Logik und Aesthetik willen, sondern in der beveehtigten Erwägung, 
dasB hinter Spenalisiemng und Individnalisiening Willkür and Beohtsun* 
sicberhdt lauem. Hat nun im Leben die «weite Forderung ebe Abwei<^nng 
von Prinsip oder Begd durohgesetst, so fühlt der Jumt, um mit Brins 
zu reden, den Grundstock des Beohta von der Uebetdatung durch die 
ezsentiisch eindringeodw Singularit&ten bediohL Damm setat er neben 
das Sonderrecht die Warnungstafel. Dieser Zusammenhang liegt uns in 
der Fapinianisehen Stelle (L 28 § 3 de fideio. Itbert 40, 7) noch aur Ein- 
sieht vor und ist für die Aussprüdie von Panlus (L 14 de h^b. 1, 8 
L 162 R J. 50, 17) nnd von Julianus (L 15 de legib. 1, 8) mindestens 
sdir wahrscheinlich. 

Nun ist bei dem praktischen Sinn der rdmisohen Juristen nicht an- 
aunehmen, dass sie dem völligen Ausschluss der analogen Anwendung das 
Wort reden wolltm. Das würde in manchen Fallen au einer kaum er- 
trag! i( Ken Verkümmerung der gesetzgeberischen Massrcgel geführt haben. 
Mau denke sich 2. B. den Schutz der Frauen auf die im SO. Vell. ge- 
nannten InterzcÄSionsarten eingeschränkt. Die Juristen wollten vermutlich 
der Kerbtsanwcndung nur die Befugnis absprechen, Rcchtfssitze, welche fiir 
gewisse Kla-ssen von Personen, .S:iclien, Kecht«geschäf(eii oder K'^f^htsver- 
hältnisfien ans (Imist i Kreilieit, Dos, Soldaten), aus Hücksichten der SchuU- 
bedürtVigkeü iFnuien, Hauskinder, Minderjährige) oder ans jihnliohen 
Gründen eine Anisnnhmftbehandlung vorbcbreiben, um der p^ieiehen Billig- 
keit oder Nützlichkeit willen auf andere Klassen von Personen u. a. w. 
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SU entreokea. M. a. W.: es soll das reditspolitisdie Motiv emea Beohts- 
satiea keine Qiundlage bilden IQr die Erweitenuig im Wege d« Ana- 
logie »). 

Li dieser Beadirinkang stSsst der Sats auoh bei den Neueren nicht 
auf Widerspruch. Es wird nur von manclien behauptet, er sage nichts, 
waa sich nach dem Wesen der Analogie nickt von selbst versteht*^). Und 
gewiss ist der Satz kein HeohtssatK, sondern ein Lehrsatz, der auch durch 
die Aufnalime in ein Gcsetzbudi kein hölieres Mass verbindlicher Kraft 
empfangt^'^). Sieht man aber genauer zu, so enthält der Satz gelbni in 
dem angeführten Sinn nur beschränkte Wahrheit. Die Elrfahrung lehrt, 
daas im L^ufe der Zeit die Erkenntnis der gleichen Billigkeit oder Nütz- 
lichkeit unter dem Antrieb des Bedürfnisses über die dem Sonderrecht 
ursprünglich gezogenen Grenzen hinausfuhrt. Es wird mit Abwerfinig des 
spezialisierenden Momenta ans drin Sonderrechtstiatz eine allgemeinere 
Recht^regel al^eleitet. Ich will im lit :iuf die Beispiele aus dem römischen 
Recht iiinweisen, welrlu' sieh mit dem Verbot der Erwcitprung nach dem 
rechtspolitischen Grund des (iesetzes in Widerspruch setzen-" ; denn ftian 
bestreitet ihre Bevveiükraft für das heutige iiccht durch die Berufung auf 
eine freiere Stellung der römischen Jurisprudenz zur Kechtsbilduug (Note 17). 
Bel^e aus der neueren Rechtsprechung sind folgende. 

Das römische Recht gibt einen Anspruch aut ICiuiiiumung des not' 
wendigen Zugangs zu einer Grabstatte (L 12 pr. de relig. 11, 7). Zweifel- 
los bt diese Bestimmung aus einer besonderen B^^stigung der als Be- 
erdigungs^ts dienenden (Grundstücke geflossen. In Deuteddand, wo vi«l- 
fiioh die Gemeindefluren stark geteilt sind, bat sieh das gleiche BedQrfiiis 
ffir andere Gmndstfidke in dringender Weise herausgestellt, wihrend hier 
das Sondenredit in der romischen Beschrfinkung wegen der Verbreitung 
der allgemeinea Friedhöfe wenig praktischen Wert besitst, Die deutschen 

84) So «neh Kiernlff S. 48. 

25) A. M. ist Brinz § 25 Note 7. 

'2^') Nach lieiu Vorg:\n^ der JustinianiHchcn DigeHten hat ihn das büi^geri. 04- 
«ftzbuch für da« Könif^eich Sachsen $ 26 aufgeaommea. 

87) Savigny, Syst. I § 47 Note e erkennt diei fBr folgende AnweBdungen an: 
für die Erstreckung des VcrilusBcriingarerbutji dci fondus dotalia auf den Bräutigam 
(L 4 de fundo (tnfali 23, 5). der Militürtestiiinenteform auf Zivilpersonen in Feindes- 
land (L un. de bon. pom. ex tei»t. luil. 37, 13), des eheuiüuuUchen beuelicium coui- 
petentiae auf die Fnin (L 80 de re jod. 43, 1 loH der bemerkenswerten BegrOndung: 
quod et in i^etaona mulieria aequa lanee serran aequitatin «nggerit «aÜo). 
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Gerichte haben das Kocht auf den Notweg in dem erweiterten Umikug 
anerkannt sich stützend auf die Analogie der L 12 pr. de relig.>») 

Die diokletianische Verordnung, welche dem Verkäufer das Recht 
einräumt, das Kaufgeschäft wegen Verletzung über die Hälfte aufzulösen 
ist „durch konstante Praxis nicht ntir auf den Kfiufer, sondern auch auf 
andere gepjenseitige Kechtsg;eschärte analog angewendet w ordon'" -"j), gewiss 
eine Erweiterung von jus singulare i);\rh dem Grund des Gesetzes. Aller- 
dings hat die Ausdehnung bei den neueren liieoretikem vielfache Anfech- 
tung erfahren, aber selbst ein so strenger Gci^etzesmann wie Brinz (Pand. 
II § 329 Note 15) meint, sie lasse sich nicht nehlechthin verwerfen. Dass 
das Anfechtungsrecht vom gesetzgeberischen Standpunkt keine Billigung 
verdiene, ist — al^esehen vom Handelsverkehr im engern Sinn — nicht 
zuzugeben. Manclie weitweudige Streitigkeiten z. B. wegen Irrtums über 
Eigenschaften können damit abgeschnitten werden. 

Bekannt ist ferner die >«eiguug der älteren deutschen i-'raxis, die 
Wiedereinsetzung der Minderjidirigen, Gemeinden, Kirclien und Klöster auf 
alle Bevormundeten und alle Korporationen zu erstrecken •■*')• Auch darüber 
sprechen sich die neueren Theoretiker sehr ablTiUig aus, meines Erachtens 
diejenigen mit Tn recht, welche die Wiederei usetzung der erstgenannten 
Personen für ituierlieh gerechtfertigt ansehen. Man sagt zwar, die Wieder- 
einaetKung der Minderjährigen sei eingeführt zum Schutz gegen ihre eigenen 
Handlungen"*). Allein för unser Rechtsgeffihl ist entsoheidtiad, meht weldie 
Loge der Iknndcijährigen die Siofubrung der Biatitutioii veranlaeat hat, 
flondem in welcher Li^e sie ihnen jetzt so gute kraimt Dieae Lage teilen 
mit ihnen die andern Bevormundeten. Und was die Wiedernnaetaung der 
polittaohen und kirchlichen Korporation«! anlangt, so dringt die aus- 
gleichende Gerechtigkeit dahin, willkfiilicfae Begfinstignngen Einaelner ent^ 
weder schlechthin aufauheben oder xnr Bisgel für alle gldcbgearteten £r- 
scheinungen au erweitem. Uebrigens möchte idi der Ausddmung keine 



88) Seoff. I No. 177, 381 XVI No. 2 XXVII No. 8 XXXIII No. S, Lehmaan. 

Jbering» Mirh. XITl S. 262. 

29) C. 2 de rcsc. vend. 4. 44. 

30} ArndiB, Fand. § 307, woMlbat die NaehweiM ta finden siad. Als heutige 
Pruk e^omt die Aiüdehnimg andi an Slobbe, Deutsch. Privatr. III 8. 86S. 

31) Glück. Koininent. IV S. 28fg.. !^.!uffert III No. 90 (Verschwender). 
82>> Htirohardi, diu Lehre von dt>r Wiedereiusetsung in den vorigen Htmd 
«. 25Üfg., «ftvigu> Ö>-8t«m VII «. 161. 
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Zukunft propliezeien, die Wiirsehi des Instituts siud im Absieiben 
griffeuj es ^rd am wenigsten neue Schdsslingc treiben. 

X6k habe gesagl» daas eine Ausdditinng nach dem Grund des Gesetaes 
auf Anerkennung erst au rechnen bat» wenn dee Beohtssata sehen lingere 
Zeit in Uebung gewesen ist Hierin liegt ein weiterer Untersdiied awisehen 
analoger Anwendung und ausdehnender Auslegung. Was der Geaetsgeber 
ssgen wolitSi und dass et mch nur im Ausdruck vergriffen hat, lässt sieh 
unmittelbar naoh Erscheinen des Gesetses ebenso gut oder yiebndir besser 
ftststdlen als spater. Dageg^ reift die ErkoaintDtB von der grSsseren 
Tragweite des in dnem Gesets niedergdi^ten Gedankens nur alhnihliob^ 
oft erst unter dem Eindruck neuer Lebenserseheinungen. ESs musste sieh 
in Rom ein \\ esentiioher Wandel in den Anschauungen vollzielien, bis man 
die eiiieni Freien zugefögte Körperverletzung der Verletzung eines Sklaven 
oder Tieres gleichstellte und der lex Aquilia unterwarf. Dies gilt in ver- 
stärktem Masse von dem ])rivil^ienartigen Sonderrecht. Es stellt «i^Ai 
zunächst als Eindringling dar, den man nur so weit duldet als man muss. 
Der etwa darin liegende umfassendere Rechtsgedanke wird sich schwerer 
zur .^nerkciiTumü: dtirchringen. Aber wenn trotzdem die Entwickehmg sich 
im Kccliisljewusstst'iii vollzofren hat, dann darf din Rfchtsanwendung nicht 
durcli äiit^stliclic Rcgclu gehindert werden, die Frucht zu pflücken und der 
jetzigen AnsolKnuint: Ausdruck zu geben. 

E.S ist so viel von dorn Kntpn5chied die Kcilo, welcher in dem Ver- 
hältnis zur Fortbildnng des iJeelits zwischen der nWni-schen und der heutigen 
Jurisprudenz be8t4'ht: man nimmt für die römische die Eigenschaft einer 
Rechtsquelle in An»prncli. <li(! man der heutigen abspricht. Darin li^t 
zum mindesten eine lieber treib uug, gegen weiche Einspruch erhoben werden 
musg, weil sie praktische Gefahren in sich birgt. Die Lehre von der Un- 
snlassigkeit der analogen Anweuduog beim jus singulare ist nicht das 
einzige Beispiel. Was hat denn der rSmisdmi Jurispnidenz die andere 
liladitvollkommenbeit verlieben? Dem jus respondendi kommt diese Trag- 
weite nicht SU» deaa was Bereicherung des Rechtsstoffs anlai^ im G^m- 
sata aur geistigen Durchdringung, so haben die Veteres mit ihren Leistungen 
die Generation des jus respondendi überboten. In einflussreichen Stellungen 
befinden sich auch die heutigen Juristen. Man verweist wohl auf die 
grBssm Fmchtbaikmt der Gesetcgebung in der Gt^nwart. Allan wenn 
wir von det partikulären Zerrissenheit des fiedits absehen, wdehe aller- 
dings nur von der eisernen Faust des Gesetsgebera weggefegt werden 
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kann, so hat der verbreitete Ruf nach ueuea Ges( tzcn niclit zum wenigsten 
in <lem LJmstÄnd seinen Grund, dass die neuere .hirisprudenz, ich meine 
namentlicli die deutsche, nicht gleich thai krallig in die Kechtsbildutif? ein- 
greift wie ilire grusse Vorgängerin in Korn. L'nsere Jurisprudeiu umss 
sich der selbst^cschaßcnen Fesseln entledigen, dann wird sie dem ihr gc- 
bfihrenden Anteil an der Au%abe gerecht werden, dem fiedite wte stetige 
Fortibeweguog naid» dem Bedfir&is de» praktischen Lebens wa versi^effen. 

* 

IL Die Poliicitation und das Versprechen eines Beitrags zu emem 

gemeinnfttzigeu Zweck. 

1. 

Man kann darüber streiten, ob es sich empfehle, die Kunstausdrücke 
der römischen Rechtsquellen m verdeutschen, für die Servitut die Dienst- 
barkeit, für das Kommodat die Gebrauchsleihe, fiir die datio in soltitum 
die Hingabe an Erfüliungsstatt u. s. w. einzuführen. Ich hin iiiinier der 
Meinung gewesen, dass die Wi.«seiis< hafY keine andere öpraehe rvdvn sollte, 
als die Gewtzf^ebiuif», Dass aber in i-in deutsches Gesetzbuch kein Äfandat, 
keine n*'g<>tinrnni jj;esti(), kein I.< gat n. s. w, Äufuahmc tiuden dürfen, wird 
einer M<'inungsverscliied< nheit nicht unterliegen. 

Geradezu ein Fclil» r i.st es aber, wenn römische Ausdrücke in <'inem 
den Quellen fremden 8iun gebraucht wenlen, so dass die römischen Juristen 
uns nicht verHt<»hen würden. Einem solchen Gebrauch oder vielmehr Miss- 
brauob ist entgcgi iixutretcD, denn er erzeugt Miss Verständnisse. 

Ein Bcispid lithxt die Pollicitatio. In den meisten Lehr- und 
Hnndbuohem sowie in sonstigen juristischen Darstellungen arseheint die 
Pollidtation als Gattungsbezeiehnuug Ar das verpflichtende eioaeitige Ver- 
spreeheo^ Selbst die nettere Lebrbfleber mit Ausnahme des Lehrbuchs 



1) ünterholxner, SdraldTerfasUmHe II 8. 496, Pucht», Lelicbneh § SM. 

Seuffert, I'nikt. Pandi kf .'nn < lif 2r>6 bei Not*^ ö. Hinteni«, das prakt. gemeine 
Civiln cht § 96 II 1 und § 132 Note 3H a. E.: .Die Doktrin ist uuch m. W. über den 
IJegrirt der i>ollicitatio in voUstündigster üebereinstimnnuig.' Arndts Lehrb. g 241 
and Kritisohe yiertelljahnsefanft flbr Ckaetageb. o. RechtswiMBteh. Bd. V 8. 164; an 
letzterem Ort nennt A. da« unwiderrufliche VertnigHanj?«'bot eine bedingte pollicitatio 
de contrahendo und begeht damit mehr als ein^n Fehler. Wächter, Pandekten II 
§ 1«5 bei Note 26. Cayhlara iu Jheringa Jahrb. XllI Ö. 26. 
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von Deraburg halten sich davon niolit Ireii). Infolgedessen wittern alle 

Anfänger in der Jurisprudenz überall, wo ihnen in den Quellen eine poUi- 
OttatiOf ein polHccri oder auch polHcitari entgegentritt, ein Versprechen, 
welches ohne Annahme verpfliohtend wirkt. Und nicht bloss sie: die viel* 
üßh vertretene Behauptung, dass nach justinianischem und hentigem Beoht 
zur Bestellung der Dos ein einseitiges Versprechen genüge, verdankt ihre 
Entstehung und Festlialtung dem Wort poUiottatio in der Titelrubrik und 
in const. 6 de dotis promissionc vel nuda promissione; vgl. auch coust. 
25 ad SC™. Velleian. i, 29'). Denn der Sohluss von der einseitigen dictio 
dotis auf die Einscitijjkeit der pollicitatio doti.s ist, dem Dogma von der 
einseitieren Natur der I^oUicitatiouen erst nachgefolgt*). 

In gründliclier W eise, aber wie es scheint ohne durchschlagenden 
Ertülg, hat Bich dagegen Schlossmann (Der Vertrag S. 152 fg.) ausge- 
sprochen. Er weist mit reiclietn Material nach, dass die Ausdrücke polli- 
citatio und polHoeri in den (Quellen auf Versprechen verschiedener Art 
gehen, dass damit zuweilen einseitige VerheissuDgen bezeichnet werden, 
z. B. praetor pollicetur actionem, bonorum possessionem^), anderwärts alwr 
unzweideutig Vereinbarungen. In L 10 de his quac ut iudigii. 34, 9 er- 
gibt der Hergang, dass das Versprechen auf Anregung <les Empfangers 
sozusagen in dessen Hand abgelegt wird. Li const 5 de coutrah. stip. 
8| 37 [38J wird pactum genannt, was vorher als nuda pollicitatio bezeichnet 
iet Beim Sdienkat^svenpradieii unter Verlobten (oonst 3 de donat ante 
nupt. 5, 3) wird die Annahme so wenig gefehlt haben als bei den polli- 
dtationes, welche formlosen Yertragsschlüssen beigefugt wurden«). 

2) WindHcht'id § 304 Not.- :! und § 495 Not« 2: .poUicitafio . . hier . . . nicht 
im technischen Sinn . . . gebraucht." Brinz 2. Aufl. II g 248 Note 36 und § 307: 
.Aus Pollisitationen nnd Odilbden ent^ «ie nidit eimnol auf Konsens 
sondern bloss auf oinsi'iti;,'t r Willi nserklöriing beruhen . . . Schulden*. Baron, Faa- 
dekten § 211. Wrndt. Lehrb. der Fand. § 244. Dagr-nn Dori.burfr. P.md. II §9. 

3) Am ausgeprägtesten bei Sintenis § 132 Note '6S: , Warum soll mau nun 
ohne Yeranlaasong Uer die aumahauweifle Bedeutan? (d. b. im Sinne von Vertng) 
annehmen?" 

4) Freilich hat man sich wiodi i für die Einseitigkeit der dictio ivuf die ein- 
seitige Natur der pollicitatio dotis berufen und «sich so in einen unauflöslichen ZiilEel- 
nehluM begeben*. Beehmana, Dotalrecht II S. 98. 

6) Auoh in FanL V 12 § U (cf. L. ult. qui testam. fac. 28, 1) hat ))o]licitatio 
diV Hedentung einer einseitigen Erklärung, denn ein Vertng über die ürbeinseteung 
war bei den Römern unerhört. 

0) Bebt KanfVertmg L 17 6 8 SPU. 8, 2 L 4S § 1 C. E. IS. 1 L 6 f B AET. 
19. 1. Beim GeseUidMAevertnig L 62 $ 8 pro «ocio 17, 2 beim Mandat «onet. 17 
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Deu verschiedenen Anwendungen von pollicitatio lässt sich mir nin 
gemeinsames Merkmal absehen: die Formlosigkeit Nicht stUeu w ird pulli- 
«dtatto dem formellen Versprechen geradezu gegenübergestellt')^ allerdings^ 
mtSmiieai mit don Bäwort nnd«, m» abw nur «ur Verstärkung dient, denn 
dne foimfille poUioitatio Ut aukt oaohwnsbar*). 

PoUicitalioiies werden «uoh Verapfeehen von Leistungen mm Betten 
dner Stad^emeinde genannt; ea handelt davon der Bigestentitd 50, 12: 
de pollidtatiombns. Allein der Amdradc ist audi daf&r so wenig kunst> 
mSsngf daas er aidi in diese Verweodui^ mit piomissum ^promittere^ pro- 
missor) tdlt» ja nieht einmal fiberwiegt Ea kommen Stellen vor« wo swisofaen 
bdden Beaeiobnungen willkfirlieh gewecbsdit wird*). 

Ana der Bnbrik des Digestentitels kann das Gegenteil nieht gefdgert 
werdm; sie ist zu weit und zu eng. Zu w&t, indem der Titel sidi nicht 
fiber die PoUidtation»! fib^haupt vcibreitet, sondern nur über dne be> 
stimmte Anwendung deradben, über die Vmprechen zum Besten ^ner 
Stadtgemeinde. Die Rubrik bitte daher riditiger lauten mfissoi: de polii- 
citationibus in dvitatnn factis. Doch Hess die Behandlung des Gegen» 
Stands im Zusammenhang mit dem Munizipalrecht (Tit. Dig. 50» X — 12) 
den allgemdnen Wortlaut nnbedenidich ezachdnen. Zu eng» denn es ist 

mand. 4, 35 (wo der Nachdruck auf inccrtae liegt). Zweifel kCnnte L 19 § 2 de aed. 
ed. 31, 1 erwecken. In Erläuterung des ediktmäasigen dictum promiasnmvc sagt 
Dlpisn: dioere m. das Avgeben, dsw die Sache eine genrin« BeMbaflleiilieii habe. 

promittere die Verfichorinip in Vprsjireclit^nsform nml zwar timfris<-f' es ebensowohl 
dm in Stipulationsform gekleidete Versprechen (potcst referri ad fipon«um) als das 
formlofle. Das letstere Iveieielraet er mit den Worten ad nudam promünonera rire 
pollicitationeni. Da liegt nahe, promissio auf dm acceptierte. pollidtatio auf das 
einseifi^'f ViTsprcclien zu 1 i 7:t licu. Allein bei einer formlosen Vcrtraf^siintoihaiunnng 
lässt »ich ein nicht angenonunenes auf einseitige Berechtigung des Uegners angelegte« 
Venpreehen nur bei aiudrQdtlicher Abtebnung denken. Aach das Verbindungswort 
sive deutet die begriffliche Oleidiheit der beiden Ausdrücke an, dax ad qjMWBum ist 
mit rel ang* .<^r'1i1os>:*'ii. K>i seheint im Verkehr für derartige Znüebemilgen bald 
promittere bald poUiceri gebraucht worden zu Hein. 

7) Vgl. die in der Torigen Note besfiroefaeiw L 19 § 8 de aed. ed., ferner L 10 
de hiK quM' iii indign. 34, 9 cowt. 2 d« don. ante nupt. 5, 3 conat 5 de conirah. 
»Üp. 8. 37 ja«) Paul. V 12 § 9. 

8) In L 9 § 3 <iUod roet. causa 4, 2 wird eine cautio poUicitationis erwiibnt, 
ea iat eine Stipdation, welche naehtrftglich Aber eine FoUicitatiott su guntten einer 
Siadtgemeinde errichtet wunle (rumjiuni). Schlossmann, Zwang S. 63. 

9) L 1 § 1. n L 3 pr. L 8, 9 h. t rnn«t. 1 § 1 raHociniis 8, 12 ilS]. Die 
scheinbare Unterscheidung in L 19 pr. de donat. 39, 5; promittat Tel poUiceatur wird 
durch das »aehfölgende promittat au%ebobeo, das sich auf bddes besieht. 
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in dem Htd eine SteUe über das votum an^enonuiien (L 2), «oi&r niemalB 
polUcttatio gebmncht wurde. 

y<Mi mehr Gewicht ist die Beachreibimg der jjollieitatio in L 3 pr. 
h. i. Die Stelle» welche noch in andrer Biehtung zu beqjirechen hat, lautet: 

UIpi Ub. IV dispute — Pa4sUuD est doomm oonsensns stqne ooii> 
ventio, poUidtatio vero offerentis soUns promiBsnin. Et ideo Uliid 
est coostitutum, ut si ob honorem poUidtatio fnerit facta, qoaea 
debituffl ezigatur. 8ed et ooeptom opus, lioet non ob honorem 
promiasum» perfioere promissor eo cogitur et est constitutmn. 

Dem Wortlaute nach wird uns hier eine B^riflbbeslimmang fOr die 
poUidtatio sebledtthin gq;el>en: die polÜcitatio ist dn dnadtiges Ver- 
sprechen und tritt dadurch in G^ensats au dem pactum^ dem auf Ueber- 
einkunft beruhenden Rechtsgeschäft, Allein dieser allgemeine Sinn ist durch 
die früher nachgewiesene anderweit^ Verwendung von poUidtatio voUig 
auBgeschloä«eD. Die Sache verhalt sieh vielmehr so. 

An dem betreifenden Ort der Schrift» welcher der Aussog entnommen 
ist^*), handelte Ulpian von dem gemdnnntdgen Versprechen zum Besten 
von Stadtgemeinden und untersodite, wann sie klagbar sind. Das Usst 
der weitere Inhalt des Auszugs entnehmen Ein Vertrag, sagt er, li^ 
nicht vor, denn aum Vertrag gehört <lie üln reinstimmende Willenserklärung 
von zwei Personen, die pollicitatio besteht aber in dnem einsdtigen Ver- 
sprecheil, Ulpian konnte des Zusammenhangs w^n so sprechen, ohne 
ein Missverständnis zu befahren. Dagegen trifft die Kompilatoren der 
Vorwurf, dass sie die Arnsserung des Juristen in einer Gestalt aufge- 
!H>mm<ni haben, welche die !>< s( hräukte Beziehtrng verkennen lässt. Indes 
au. li (litspr Vorwurf wiegt nicht schwer; der Aii:>zuc: ist in einen Titel 
♦•iiii^cn-iht. der für die Behandlung der Pollicitatiomn zu [Tunisien pi'nor 
JStadtgomeiiide bestimmt war, er folgt mittelbar der ausführlich ihirüber 
sich ergehenden L 1. Muu küimtc freilich in der Fa.«siiii^' die Absicht 
der KompUatoren suchen, einen allgemeinen ßegriÜ von pollicitatio aufzu- 
stellen. Allein dann hätten sie jeden Gebrauch des Ausdrucks für Ver- 
dnbanmgen in der Sammlung ausmerzen müssen, was wie augefiihrt nicht 
gesdidien ist 

Den fiomern war demnach pollicitatio nicht Kunstausdruck für das 

10) Wir kennen «ie nicht, den» mit Grand beiwcifeJt Level, Palicgenesia II 
p. 403 die Bi«k(i|^t der laseriptio. 
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einseitige, nicht onmal ffir da« formlose einseitige verpflichtende Versprechen. 
Deehalb eolke auoh ^ „PoUidtatio* ah beeoDdei« Eatstehuiigtiurt von 
Obligationen aus den Pandektenejstemen vemohwbden und durdi „Ein- 
seitige yerspreohen<* ersetet werden. 

2. 

Tm hishcri^fu wiinle von dvr Aniiahtne atiisgegaugun, dass di*' Vcr- 
.sprechen zum Bestwi einer Ötiidtgemoinde schon vermöge ihrer einseitigen 
Erklärung ohne Acceptation durch die bedachte Partei verpHichtend bind. 
Dies ist auch herrschende Ansicht seit der Glos^atorenzeit Von Neueren 
ist dagegen Widerspruch erhoben wurden, beih^utig von C. F. Eichhorn, 
Grundsätze des Kircheorechts II S. 521 Note 7, in ausführlicher Dar- 
st^ong von Erita, Sammlung von RechtefiÜlen und Entsdieidungen der- 
selben Bd. n 8. 142 — 185 (1839), cndtidi — wie es scheint ohne seine 
Vorgänger zu kennen — von Schlossmann, Der Veitrag S. 14i — 102 
(1876) 1»). 

Der Widerspmdi hat gegenflber dem bestimmten Wortlaut der L 3 
pr. h. t (6u 62) sdiweren Stand. 

Schlossmann wendet ein» der Text sei verderbt^ denn der Anschluss 
des aweiten Satses mit et ideo entbdire der Logik. Es ist sucugeben» dass 
an der L 3 cit die Schere det K<mipi]atoren siohtliohennassen thatig war^*). 
Audi Hommsen in seiner Digestenausgabe nimmt die Unterdrückung 
eines ZwisdienBataea an. Wie derselbe auch gelautet haben mag, jedenfalls 

11) Karsten, die Lehre vom Vertrag bei den italienischen Jufisten des Mittel« 
alters S. 205%. 

12) Niiht recht klar i<t die Stcllunpr von Pfmicf zu dor anpreregton Fmgc. 
In Labeo i S. 279 wird diu FoUicitatio ein .klugbarvr Vertrag*, ein , obligatorischer 
Vertrag' genannt und gleidueit^ bemerkt: .Dennoch entsteht die Verbindlichkeit 
ansserlich uur einem rein einseitigen Versprechen.* In der Zeitschrift fiir Handels- 
n'rht XX S. 290 Tiussert P. unter Bernp auf die frülien* An-^führung: „Dum Votum ist 
ein Vertrug mit der Gottheit, also kein rein einseitiges Veraprechen . . . Die Polli- 
citation »her ist ein . . . nach dem Muster des Votoms geformtet Gebilde. Es vird 
hier wohl der Vorgang von ver^ichiedeneni Staadpunkt inn Auge gefasst, von der 
mateiiflkn umi d. r forinal-jiirisfischen Seite. Aber dürftf sich nirlit ^^elhst vom erst<>ren 
Standpunkt aus empfehlen, die Zweüteitigkeit mit Kntgeltlichkeit zu vertaascben? 

13) Ein ahnlidier nnlogiseher Awschlnss mit itoqne in L S de reb. dnb. 34, 6 
L 110 § 1 V. iX 45, 1, Ein bewährter Kenner der Kompilation Lencl äussert hier- 
über in <i. r Z.'itschr. dor .^avigny- Stiftung Bd. IV Itorn. Abt. S'. 119 N. 22: .Ks ist 
eine gar nicht seltene Krscheinung, dam die Koiiipilatorcn Verbindungcpartikeln stehen 
liessea, trotidem sie den Sats, auf den wsh dieselben belogen, stridien.'' 
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ist nnwabnoheinliob) dtM die EompilatoreD eine Bemerkung weggesoiinitton 
haben, welche gedgnet wer, dem vonnfgehenden 8ats einen ganz andern 
Sinn in verleih«i ala der nunmdirige Wortlaot ergibt, Daea uns der 
jnetinianiache Text riehtig fibertidbt ist, beetitigen die Basililren. Mit 
ihm mflasen wir also reohn^i. Nun sehe ich nicht, wie man ohne Aner- 
kennung der einseitigen Natur der erwähnten Pollicitatio um dtesMl Text 
herumkommt. Die PoUicitation wird uls offcrenUs eolius promissum be- 
xeidinet, sie wird dem pactum als duorum consensus atque conventio 
g^nfibergestellt. Nur als Ver7.weiflungsauskunfl ist ansuBelion die Er- 
klärung von Erits a. a. O. S. 172, pactum bedeute in der vorliegenden 
Stelle einen zweiseitigen Vertrag. Die L 3 cit. ist neuerdings sehr vid 
unter die exegetische liupe genommen worden, aber auf den Kritischen 
Cedankcn ist kein Ausleger gfkomnuni , ans gtitcn Gruriflen. Scliloss- 
mann vcrniisst in der Beschreibung jede Aussage üljer die Wirkung der 
erwähnten ( TLschäftsarten. Index was die Pollicitatio Latrifft, so verbreitet 
sich darüber der voraufgeheudt» wie der u!iehf«»lgende Inhalt des Titels. 
Hier bandelte es sich nur darum, das Gcschätt nach seiner äussern Er- 
scheinung zu zeichnen. 

Es wird weiter eingewendet^ an keinem andern Ort, so (»il aueh von 
PoUicitationen die Rede sei, werde diencr I^igentümlichkeit gedachte Eine 
unmittelbare anderweitige Bestiitiguug der Einseitigkeit besitzen wir aller- 
dings nicht. Aber (Uls ist auch wenig auffallend. Ausserhalb des dafür 
bestimmten Titels in den Digesten geschieht der i^oliicitatiou zum Besten 
einer Stadtgemeinde nur selten Erwähnung. Im Digeslentitel war aber 
dem Bedürfnis durch die Au&rimie der Ulpianwliw Aensflernng wM^*» 
genügt. An mittelbaien Beweisen fehlt es nicht 

Bemerkenswert ist vor allem, dasa die ausführliche Stelle Ober das 
sveifellos ebseitige Qdfibde in die Behandlung der Yerapredien aum Beaten 
einer Stadtgememde eingefugt und dass gnade an sie die Ulpianische Be- 
edireibung dieser PoUidtation angerdbt ist 

Femer verordnet ein kaiseilichea Reskript: wenn jemand eine Leistung 
xum gemeinen Besten verspricht flir den Fall, dass er mit einem Gemeinde- 
amt versdioiit wird, so soll er geswungen sein, nicht bloss die anf ihn 
gefsllene Wahl ansnnehmen, sondern auch das Versprechen m erl&llen, 
welches cv unter der entgegengeaelsten YoraossetEong gegeben hat (L 12 
§ 1 h. t), Biese Verfügung wne geradeiu unsittfich, wenn das Ver- 
sprechen auf einer Vereinbarung mit der Gemeinde beruhen wfirde. 
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Eine Ausnahmsstellung haben die Versprechen zu gunsten einer 
Stadtgemeinde, das lehrt die foi ü;.inieade Beznpfnahme aul Kiiiserkonstitu- 
tioueu, fast jeder Satz iu dem Titel wird so belegt, und zwar reichen die 
in Bezug genommenen Konstitutionen von Trajan bis Caracalla. Die 
Eaiserget»et7gebiiiig bat hier eine zun&chst nnr von der Sitte getragene 
EänriebtoDg ") mit reohiUdier Wirkaunkeit bekkidet, Slmlieh wie bei den 
FidokoonniMen 

Die Abweiclrang vom gemonen Redit konnte mSgUdierweiBe ledige 
lieb in der Poimlosigkcit des Gceehfifts liegen. Dal&r liesse sich Fr. Vat 
% 264a verwerten: PoUicitatio donatSootB inter privates vim obligatioois 
non indudt. Aber dann durften dteee PolHeitationen nicht mehr im Jn»* 
tiniauisdien Bedit als eine Beaondezbdt anfg^brt werden, nadidem schon 
im Jahre &29 (const 84 de donat 8^ 53 [54]) sämtliche Schenkungen, so- 
weit sie nicht einen höheren fietrsg fibersdititten, ab formlose Qesohäfte 
f&r vttpflichtend eiklart waren. 

Schlossmann vermutet» dass das Maohtwoit des Gesetsgebos diese 
Verspredboi gegen die I^x Oincia in Schutz genommen habe. Aus der 
Sebenknngsnatur der PoUicitatio hat Kritz einen Beweisgrund für die 
Zweiseitigkeit des RechtsgeschäAs abgeleitet indem ihm die Siweiseitigkeit 
der Schenkung ein unumstossliches Dogma schien. 

Nun hat die PoUicitatio zum Besten einer Stadtgemeiude mit dor 
Schenkung manches gemein: die Freiwilligkeit, die Unentgeltlichkeit, die 
Vonnöponsminderniig auf Seit<> de.« I*oll5citanten, die Frcif»'ebigkeltsab.sicht. 
Es werden auch die Ausdrüeke donatio und donator darauf angewendet 
Trotzdem gewinnen wir aus den Quellen nicht den Kindruek, als ob die 
SchenkvHigsnatur dieser Versprechen zur massgel ii li n Anerkeiuuuig ge- 
langt w&re und dass die kaiserlicbeu Eriaase sich gerade gegen die hieraus 

14) Sie reicht in die Z«it der Bq>nblik suraek und aeheittt ihre Haapiblflte in 

den firAvn /.wei Jahrhunderten der EAiMiseit gehabt «1 baben. Marquardt, BAmiache 

ätaat)4verwaltimg I S. 499. 

lö) Streitigkeiten aus diesen Pollicitationtiu wurden nickt im ordentlichen Ver- 
fidiren Terhandclt. L 8 h. t. und L 3 eod. nach der acbarfnnnigen AnflSning des 

sinnlosen eo in c.(xtra) o.(rdineni) von Hugo, L*»hrh. der rniii. n.vhts^^'f^'jeh. 10. Aufl. 
S. 4. Vgl. i%uch Pornice, Jurist. AbhamUangen. Feat^abe für Beacler S. 58. 

16) Ulp. L lü pr. de donat 39, 5: in rebus publieis. com de donatione qnae- 
rittir. Med. L 9 b. t.: donatorem paupcreni factum. Papin. Just. L 13 § 1 h. t., wo 
di«' iloiialiiines sich allerding?^ n'u-ht auf die imlüi itaf Idinv-' iH SLlir.inkcn, aber sie niit- 
nmfasscn. Iu L 8 h. t. wird von einer gratia muncriH geHj[)rochcn, in L 16 pr. de 
u«ttT. 22, 1 v«o liberalitaB in rem pnblieam &cta. 

A 
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piitsjtringfiul»! Scliwäche gekehrt hätton. Wäre (lies der Fall gewesen, so 
würde üohwcrlich in dm Konstitutionen über das rnsinnationserfordeniis 
bei Schenkungen eine Erwähnung der Versprechen /.uia Resten einer Stadl- 
gemeinde fehlen. Es fallt dieser Mangel um su mehr ins Gewicht, als der 
Widmung von Venm»gon zu frommen Zwecken ausdrücklich gedacht wird*'). 
Ferner wurde kein Anstand genomiueu, aus dem Venprediwi mm Besten 
einer 8ta*hgetaeinde VemigSKinaeii entspringen mi lassen, welche für For> 
dermalen aus Schenkmigen ▼ersagi wuen**). 

Jheriug (Zwe<^ im Rcdit I S. 285) findet den Unteradiied nnsrer 
PolUcitationen von den Sdwnkungen darin, dass sie gleksh dem Votum 
mdA uomteressiert waren, dass mit ihn«i du „QvuAdüftf* gemadit wurde. 
Das trifit l&r das Votum au: man gdobt immer nur bedingt und ver- 
pflichtet tteh nur für den Fall einer vorg&n^isen Ldstnng da* Gottheit. 
Darin haben mit dem Votum unsre heut^en Aufllobongm Verwandtsobaft} 
welche Brins (Pkmd. 2. Aufl. § 307) passend ins Weltfiche fiberaetrte Ge- 
lübde nennt Dies ist audi der Gmnd, warum es nodi niemand be^ 
fallen ist, die Auslobung«! den Sdienkangsgrundsitaen su unterwofen, 
obwohl die geforderte Leistung keineswegs immer einen Vermdgenswert 
hat (Erorberung der ersten Kanone, Anzeige eines ^Mörders u. a.). Das 
Geechäflsartige lasst sich etwa auch fiir die Pollieitatio ob honorem dc- 
cemendum behaupten. Dagegen fehlte in der Pollioitatio das geschafUiche 
Element^ wenn sie ob honorem deorctum oder gar ob aliam justam causam 
z. B. propter inccndinm erfolgte '»). Mag auch der letztgenannte Recht- 
fertigungsgrund auf späterer Erweiterung beruhen, so ist doch nicht walir- 
scheinlich, dass die poll. ob honorem deoemendum den Ausgangspunkt des 
Recbtsinstituts gebildet htxhe. 

Das Eigenartige dieser Versprechen li^ darin, dass die freiwillige 

17) Conat 19 de loeroa. eeel. 1, 8 Coiui 34 9 la Court. 86 § 6d Const 36 

pr. de donat 8, 53 [M]. Zwar sind in Const. 19 cit. donatione^ in ()utiniciinqae dri- 
tatfin genannt, aber wie der ZuHmnn)»"nhang »'rjfilil. nur inMowi'it »ic donütion»'« «n|>er 
pii« causis iüctuu bilduo. Im Ui{fesU'ntitfl de pollicitutiouibus findet »ich nicht die 
Spur von einer Betebrftnknng atif den oder von einer Be&eiiing von dem l^timni 
modus, obwohl die ang^eftihrtcu Konxtitutionen iftmtlieh der VenibfiiMimg der Mg e rt t« 
vorau«>fin^en. ScbloMumann, 8. 161. 

18) L 1 pr. h. t. L 22 de donut. 39, 5. Der Auttspruch in L Hi pr. de usur. 
22, 1 itt wie der Hingang von L 1 pr. dt von Zittsen mit Aamahme der Veniiga- 
linKn zu verstehen. 

19) L 1 § 1 h. t. : ni . ob honorem ]>rumi.«erit deeretam nibi vel decerneudum 
vel ob aliam justam causam, t«ncbitur cx poUiciiatiune. 
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Yermögcnsaufopferung zum gemeinen Nutzen gemacht wird, nicht um 
jemand zu bereichern*"). Ein Theater, eine Rennbahn, ein öffentliches Bad 
zu erbauen, öffentlich SHulen aufzustellen*^), öffentliche Spiele zu veran- 
stalten^**), das waren die ffpfj'^n-t:Huk! solcher Pollicitationeu. Darin konnte 
aber kaum eine Bereicherung auch nur des Gemeindesnckels erblickt werden, 
selbst wenn nicht die Ausfuhrune selbst, sondem das Geld zur Austührung 
versproclieii wurde^^). Aul diese \V ichnmiL;' n pauste der von der romischen 
Jurisj)rndenz scharf zng^pit^tfce Sehen kungsbegritV nicht, und so erklärt sich, 
dass wir nicht einmal den Versuch finden, darauf die Schenk iingsbe- 
schränknngen anzuwenden. Man kann einwenden, dasa die Widmungen 
zu frommen Zwecken dieselbe Eigentümlichkeit an sicli tragen und gleich- 
wohl als Schenkungen behandelt wurden. Allein zur Zeit als diese Zu- 
wendungen atifkamen, hatte sich die soziale Anschauung von der Schenkung 
geändert, sie galt jetzt nicht mehr ala eine Art Vermögensvergeudung, welche 
nüt misegünstigen Augen betraditet winde Wenn die gemeinnützigen 
Verapreehen raoi BeatoiL tSaae Stadtgemeiiide von dieser VcriUiderai^ im- 
berübrt blieben» so ist dies «n Beweis, dass das in einer firfiheren Zeit 
fest ansgebildete Institnt damals wenig oder kdne Anwendimg find, was 
bei dem Yerfkll des StSdtewesens nioht anffidlend ist*^). 

Wir überzeugen nm: in der Befreiung von den Beschränkungen der 
lex Cincia lag nioht der Grund für die rechtliche Souderstellung der polli- 
eitationes in dvitatem factae. Sonach wird man ihn doch in der Einseitige 
k«t der Versprechen an suchen haben. 

Aber gebricht es niclit an einem genügenden Grund, warum gerade 
hier der einseitigen Erklärung verpllichti-nde Krafl beigelegt wurde? Es 
ist schon von andern bemerkt worden, dass nicht von einer rechtlichen 



20) J hering a. a. 0 Note * ucnat es Liberalität za gunsteu eines Zwecks im 
G^nrntc sa der ni- guinten einer Perwn. 

21) Ucher opus faccro (L 1 pr. L S pr. L 8. 9, 18 S 1 L IB pr. L 14 b. t.) rgL 
L 80 § 1 od lei?. Fale. 86, 2. 

22) L 10 h. t. 

23) L 1 pr. § 4 L 6 § 1 L 11 h. i Der Tenprechende behielt in der Hand, 
die Ausführung selbst zu übernehmen. L 11 i. f. oit. 

24) .Ih.-rinK, Zw. L-k im Uorlif, I S. 275 fg. 

25) Eh ist nur eine Konstitution von einem Kaiser der späteren Zeit überliefert, 
welche rieh mit dietem Oegemtand betcbttftigt: oonst. un. § 1 de ralioemiia operum 
pttbl. 8, 12 [13]; sie ift zugb-ich die einzige Erwilhnnng de« Institut« im Codex. Mut- 
auMlidi hatte die Sitte im OaiUchen Teil de* Reichs Qberhaupi nicht Wurael gefiwst. 
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Uniuügliclikeit der Annahmcbethiitigung gesprociten werden darf-''): wurUe 
bei andern Heclitsgesdiäfteii eine Vertretung der Stadt anerkannt*^), warum 
niclit liier? Allein tliat^äcidich hätte das Annahmeerfordernis ein Hinder- 
uiö für ( inen f^rüsseren Ertrag der Rechtseiurii htung gebildet. Man 
vergegenwärtige sich nur den Hergang bei solchen PoUicitationen. Dlt 
zu einem Genieiudeamt Gewählte verspricht in der Freude über die ihm 
widerfahrene Ehre ein gemeinnütziges Werk, oder jemand gelobt es ftir 
den Fall, dass ihm die Ehre widerfahren würde. Er wird sich nur Abgabe 
dieses YeniwecbenB niebt gerade vor den versammelten Rat begdieiii er 
attsaeti das Verspreoben vor vielen oder wenigen aemer Mitbfiiger. Nun 
genügt zwar bei einem formlosen VerCragssddnas eine stillsdiwdgende 
Annahme. Aliein aiudrficklioh oder stilladiweigend, die Annahme beruht 
auf einem Willensakt, em Wollen ist unmöglich ohne Kenntnis von dem 
Umstandf worauf es sich bcddit. Der Nadiwets dieser Kenntnis wird liei 
einem mehrk6pfigen "^imietisofgan Idcbt Scbiffbmob Idlden, sdbtt abgesehen 
von der Fhige» ob hier jede irgendwie erlangte Kenntnis der emseben 
Mitglieder hinreidkt Pernioe (t«beo I S. 283%.) hat wahiacheinlieh ge- 
madit, dsis die reohtlicbe Anerkennung der gemdnnütsigen Verspffcdien 
der Ausfluss einer umfassenderen Fürsorge der naohjulischen Kaiser für 
die Mnnizipien war. Da K greifl sich, dass man formale Sohwierigkeiten 
aus dem Weg rünmte und für verbindlich ericUrte» was Intor privatos vim 
obligationis non induoit (Fr. Vat § 264 a). 

Auch auf den tieferen Grund des Aooeptationserfordemisscs gesehen 
ergibt sich die Entbehrlichkeit bei Versprechen dieser Art. Dasjenige 
Wesen, welchem das \'cr.«prechen zu gute kommen soll, die Allgemeinheit, 
da.« Publikum, kann nicht zu erkennen geben, dass es sich auf da? Ver- 
sprechen verlasse; die St;idt})ehörde würde sieh hier nur als Wahrerin des 
Gemeininteresses einschiel)en. Ist dies dnrcb irgend ei tu l u rechtigte KTu-k- 
sic-ht geboten'.' Man nia(_' Garantieen gegen uuül)erlegte Verspreciien 
schatren, und die rr>mibthe Kaisei-geset/.gebung hat sie ^esehaffen, indem 
sie die rechtliche Verbindlichkeit an das Dasein einer justa cansa ihIi r in 
deren Ermangelung an den Bt^nn der Ausiiihnuig kuüpfte. Die Acccj>- 
tation ist kein Bedürfnis. 

26) Pernio«, Labe« I 8. 879, Sehlosimann, Yedng S. 161. 

27) Nucliwi'i«p tjibf S' rh 1 ip s s iiKi 11 n n. n. O. 

26i Fr. Uofiuann, die £nt«tvbui)g8gründo der Obligationea, itubewMtdere der 
Tertiag 8. 74 
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Die letilere ErwSgang lüst di« behandelte Frage fin onem wmtereii 
Htnteigrund ersdieineD, de aeigt den ZuMunmeDhang mit dem al^jemeineRn 
Problem: welche dnaeilige Verspreehen haben verpffiditeiide Kraft? Es 
BoU diese Frage hier nicht erschöpfend unteisueht weidoi, wohl aber m 
mar praktisch wichtigen Anwendung. 

3. 

Krita kommt in der angef&brtoi Abhandlung au dem Eigebma, die 
Wiaaenachaft des praktiadien Rechts habe der Lehre von den PoHiaitationen 
aum Beaten einer Gemeinde lediglidi «n ehrenvolles Begräbnia au widmen. 

Anders denkt hierüber das deutsche Bdcfasgericht: in einem Urtdl 
vom 20. April 1886 hat es die Zusage eines fieiwiUigen Beitrags aum Bau 
emear Eisenbahn trete Mangels der Acoeptation auf Grund dst römischen 
Bestimmungen fibw die Pollieitationen fOr verbindlidi erklärt unter Er- 
slxeckung der YeigQDstigang auf den Staat. 

Slan kann Krits nicht bebtimmen, sein Ausgangspunkt ist falsch. 
IXe Eigentnndichkdt der PolUdtationen zum Besten von Stadtgemeinden 
lag nidit in der Formlosigkeit» aie ist dah«r auch mit der ^nföhrung 
der Gnlti^eit für alle formlosen SohenkuDgaausagen unter einem höheren 
Betrag nidit vwsohwnnden. Wie sonderbar auch: derselbe Tribonian soll 
den genannten P<^icitaticDen in den Jahren 580 und 581 den Garaus ge- 
macht und m den ^titer vollendeten Digesten einen besonderen Titel ge- 
widmet haben! 

Ab« audi das BeichsgeiMht verdient mit der Znrfickf&hmng der von 
ihm beurtdlten Zusage auf die im römischen Recht geregdten poUidta- 
tiones in eivitatem factas keinen BeifaU. Schon die Ausdehnung auf den 
Staat erweckt Bcdeuken. In den Qtiellen findet sie keine Stütze, ciWtaa 
und respnblica gehen im damaligen Sprachgebrauch auf die Stadtgemeinde **)^ 
da« Institut war ein Stück Munizipalrecht, ein muniaipiüea Privilegium. 
Es wird ferner die römische Schranke durchbrochen, wenn man in der 
Gemdnnütaigkeit eine genügende Grundlage fär die verbindlii^ Kraft 
des Versprechens erblickt. Die Quellen nennen als Rechtfertigungsgrund 
(justa causa) neben der Amtsverleihung lediglich Heimsuchung der Stadt 



29) Ooiut. 1 de vaadend. reb. civit. 11, 80 [Sl]. 
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durch ein Unglfidc**). Gemeinnfitcig weiden aber alle nidit uflvcfnüoftigen 
Venpieohen m gmiBleD dner Stadtgeuteiiide sein. 

Gewichtiger nodi «dbeiot nur Folgendes. Geaetxt ea hätte im reidu^ 
geridilliGheii Fall lücht der Staat oder eine Gemeinde dea Bau der ISsen- 

balin an die Haud grnommm, r^ondcrn eine Verranigm^ von Personen 
„•■in Komitee": hätte die Entacheiduag anders aus&llen mQ88f>n? Ich ver- 
neine das nod glaube damit auf die Zustimmung der meisten Juristen 
rechnen zu könnfn. Dann aber em'etst sich jene Begründung bei allrr 
Fr«^iheit der Auslegung unzureichend und in ihren F<ilg< n bedenklich. 
Möglicherweise ist nicht einmal die Behauptung in den Entscheidungs- 
gründen haltbar, dass die einseitige Zusage der Beitngsleistiuig schon die 
Verpflichtung zur Erfftllmig erzeugt habe. 

Das Geben und Zeichnen d. h. schriftliche N'ersprechen von unent- 
geltlichen Beisteuern m einem gemeinnützigen Zweck ist ein seiner tbat- 
sächlichen Erscheinung naeh ^ehv bekannter Vorgang, aber juristisch uoeh 
wenig untersucht^'). Dieser Autgabe soll im Folgenden näher getreten 
werden. 

1) Gesammelt wird entweder zu einer VermögenszuwLij.iinig an eine 
oder an melirere Personen (z. B. als Dankesausdruck an einen verdienten 
Mann, zur Unterstützung Abgebranut-er, \'er\\ uudetcr, Ausgcvv'iei>euer) oder 
zur Ausfflhnmg eines vorübergehenden l'ntemehmcns (z. B. einer Sedan- 
feter) oder rar ErrteUung eines dauernden Werks (z. B. eines Denkmals, 
llieat«», einer XSaenbahn). 

2) Die Bcitragsleistung enthält die Bethätigung einer IWgebigkeii 
Sie ist daher der Anfechtung durdi die Gläubiger nach Konkursordnang 
§ 25 No. 1 und naoh dem Reidiaanftchtungsgeseta vom 21. Juli 1879 
§ 3 Nou S uoterworfei. Die Forderang ans dem Venpredien des Beitn^ 
kann im Konkurs des Verspredienden nieht geltend gemacht werden 
(KonkursO. % S6 No. 4). Zweiftlhafter ist, ob die Beitngeleistung dne 
Sobenknng enthält^ so dass sie dem Erfordernis der gerichtlichen Yeriaut- 
banmg unterliegt^ wenn der Wert des Beitrags die Summe von 500 Solidi 



80) L 4 h. i.: inceadium, terrae motus, lUiqua ruinu L 7 eo<L: ob cHi^um, quem 
ciTitSB iNuaa est. 

311 So weit mir Erkannt, haben sieb ilaiiiit lir-(^li;irtif^'t kurz Brinz, Pand. 
1. Aufl. S. 1020, 1062 {2. Aufl. III § 440 a. E.), Unger, GrünhuU Z. I S. 373, r>. r n- 
burg, Pud. 9. Aufl. I § 62 N. 8, ausfiibrlichor Puchta, Zeitschr. fUr Ge^etäig. u. 
Bechtq^ m F^uwen U 8. 478-481, Bekker, Paad. i 118 BeiL II. 



Digitized by Google 



Strei&Oge im Gebiet des Zivilreckta. 



71 



öbenteigt? Die Antwort hängt davon ab^ von welofaem Sch«Dkuiigäbegriflr 
man för die Anwendung dieses gesetsUchen XHorderniMes aosgdit. 

Damit dne onentgeltlidie Zuwendung als eine unter £hegatten vei^ 
bolene Sobenkong efsdieint, rnnss sie den doppelten £rfi>]g haben, daas 
sie dem Geber eine VermSgensminderun^ dem EmpfiUiger eine Berdohe- 
rong zufShrt'^). Daher erklärt Ulpian andi unter Ehegatten för xuiasaig 
die Sobenkiing einer wenn auch kostspieligen Grabstätte, dnee Platies^ 
am darauf ein veeqMroebeDes 9ff«tdidiefl Gebäude za errichten, adbst die 
Schenkung von 6dd aur Dazbringung eines religiösen Opfera'*). Lsgt 
man diesen Sohenkungsbegriff so Grunde, so mu« man die au^worfene 
Frage Uak bejaboi, tdb vemdnen: b«^ahen flir die Beisteuer au dnw 
VermögenszuwenduDg an eine oder mehrere Personen, denn sie werden 
dadurch bereichert, verneinen für jede andere Beisteuer, weil ee hier an 
einer Bereicherung des Empfängers fehlt. 

Allein ich erachte den Ausgangspunkt itir unrichtig. Es ist aller- 
dings allgemein üblich, aus den Entscheidungen der Quellen über das 
Schenkungsverbot unter Ehegatten und über die Beschränkung ubermüssiger 
Sdienkungen die Erfordernisse zusammenzutragen und den damtis ge- 
wonnenen Schenkungsbegriff hoi allen praktischen Vorschriften über 
Schenkungen gleichmässig vdrauszusetzen. Das ist fehlerhaft. Das 
Schenkungsverbot unter Klipr^'atten ruht auf einer ainJern Enväguug und 
soll einer antlern Gefahr begcguen als die Schranke liinsiehtllcli des Masses 
von Scheakuugen. Doi-t soll der unsittlichen Ausbentnng tle.-; ehelichen 
Verhältnisses zur i^ereicherung <les einen Ehegatten auf Konten des audern 
entgegengetreten werden, liier der grundloseu übereilten empfindlichen Ver- 
niügeusachwächung. Für das \' erbot unter Eliegatten hat da.s Erfordernis 
der Bereicherung auf Seite de« Empfängers Berechtigung, für deu Schutze 
gegen Uebereilung aber nicht. Im Gegenteil, seine Anwendung würde hier 
dem Zweck des Gesetzes entschiedenen Eintrag tbun. Gegen die hier ver- 
tretene Unterscheidung darf mau sich nicht darauf berufen, dass in den 
Quellen hier wie doil die Zuwondung schlechthin donatio genannt wird. 
Der Aiudru«k donatio ist von allgemmnerer Bedeutung; wird doch selbst das 
Legat eine donatio testamento relicta genannt'*), obwohl dem Vermächtnis 

82) L 5 § 8 de dtmat. iater vir. ei uz. 24, 1: < nni rlcmum donationem impediri 
•olero, quae et donantcm paaperiorem et acoipientem faciet locopletiorem. 
33j L 5 § 8—13 cod- 
34) L 86 de l«Bat IL 
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nicht dninal eine Freigebigkeit, tondern nur eine VeigfioBtigiuig so Gninde 
liegt»«). 

Besteht sonacli fär die Anwendong des Lisinantionegdiote nieht dt» 
Erfbrdeniifl^ daee der Empfiuiger dnreh die Zuirendmig bereidiert wird, so 
sind alle BeitngBleistungen za gemeinnfitagen Zwecken Schenkung^ im 
Sinne jener gesetzlichen Yoredirift JHeses Ecgdwis entepiidit wohl «ndi 
den praktisdien Bedürfnis, denn es ist nicht abzusehen, warum jemand 
nicbt anch gegen unbedachte Bethätigung des Gemebsinns Schuts ge- 
messen sollte^''). 

3) Der Beitnig kann sofort gegeben oder nur versprochen sein. 

a) Djirch das Geben entäussert sich der Beitragende des Eigentums 
an der biogegebenen Sache. Der Entänsaetongsakt ist Tradition, nicht 
Dereliktion. Aber Tradition an wen? Man muss unterscheiden. 

Bei der Sammlung zu einer Gabe an eine oder an m«'hrere Personen 
sind dii« Sammler <lie Vermittler de? Eigentumsübergarigf; vom Geher auf 
eleu bcwidmclen Empfang) r il)ciif'tioiarius). Der Geber vollzieht zunächst 
uur ein Traditionsangebot \vi( beim jactus missilium. 

Bei andern Sammlungen wird das Eigentum auf «Ii« Venin«talter der 
Sammlung übertragen. Sie erlialten allerdings ntir anvertrautes (fiduzia- 
rische*;) Eigentum, sie sind nur Treiiliänder (perbunae interpositaei ^*). Die 
Zuwendung ist ein <latum ob rem und erzeugt zwar keinen Auj^prucli auf 
Ausfiihrung, wohl al>er eine Rfickfordenmg beim l Hierbleiben der Ver- 
wendung zu dem angigebeiieu Zneek. Die Zweckbt-stimmung be\Nirkt 
femer, dass das Gesammelte — bei Geld Unvermischtheit vorausgesetzt 
— von den Gläubigern des Sammlers nicht als BefrieiliguQgsobjekt in An- 
spruch genommsn werden kann und dass es beim Konknia eines Sammlers 
nicht in die Konkursmasse ftUt*^. 

35) Pf äff (in^l Hofinann, Exkurse über österr. sillt: hürr'^rl. Recht Bd. II S. 523. 

36j Dio ucuere Ge«*etzgebung bedient sich wohl mit Rücksicht auf den hcrr- 
■cbenden engeren Schenkan^begrilf einer aUgemeineren Bezeichnung wie unentgclt* 
lidie Verfilf^im^ oder Freigebigkeit Konkur^-O. § 25 No. 1 $ 96 No. 4. 

37} Ii 4!) il'- finnnt. iiiti-r \ ir. f^t ux. 24. 1. 

38j Andern als hier gt-scbehen ftutst den Vorgang Brinz 1. A. S. 1020 auf: 
«Geld, Lebenimittel, KleidangntQcke, welche . . . i;re«aininelt weiden, hören im Augen- 
blick der Hfitrap^leistung auf, dem Geber zu gehören, gehdren BUnfichst lediglich fttr 
den Zweck und gehen er^t im \ugenblick il> r Verwendung in lebendige^; Kifr^ nfum 
über üls Arbeit«ildhne, Kaufpreise, Geschenke an die Beteilten.* i>ti« intenmi£ti.«che 
Zwcckeig«atnin» welche« Brins aaniorait» ist wam auch juiialUcb denkbar, to doch 
nicht pisktiKli. Mit Briaa atimmen Bekker and Dernburg a. 0. 
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b) J)aä Verspiecheu eines Beitrags wird meisfonH Kchriftlicli ge- 
geben durch „Zeichnung". Rechtliche«" Erfordernis bildet die Schriftlich- 
keit nicht. Es muss nur in jedem Fall dufiir Cu wahr bestehen, das.s daa 
\vr>i\)rvvhQM in verjjflichtender Absicht abgelegt wurde. Es genügt R. 
die mündliche Anmeldung bei dem .Satiuaier oder seinem Stellvertreter. 
Aber an der Abgabe gegenüber diesen Feraonen wird man festhalten 
müssen, um ein hingeworfenes Wort über die Beteiligung — jactare nennen 
es die Qudlen**) — von dnm erosflichen Venpnohen cii mteiBdidden. 

Damit findet auch die ¥Vage ihre LSeunf^ ob die Veipfliehiiing nur 
Beitngsleistnng auf Vertrag oder auf einem «nseii^^ Verspreclien be- 
ruht Man muss sieh den thatafidüichen Heigang vcrgegeuwürtigcn. 

Die Aufforderung sur Bdtragsleistung mrd entweder an bestimmte 
Pereonen goriehtet oder erfolgt öffSenilidi „an das Publikum*'. 

Im erstereu Fall hat der Sammler die Bolle des Antragstellersi die 
Zusage eines Beitrags enthält die Annahme des Angebots» die Vertraga- 
natnr des Thatbestandcs Iwglt auf der Hand. 

Die öffentliche Aufforderung an Beiki^n ist nur eine ISnladung zur 
Stelluiig von Angeboten«*). Zwar ist liei diesen Sammlung^ in der Regel 
jeder Bdtn^ von wem audi isuner genehm. Doch bildet dies nur die 
Bfigd« M konnte a. B. bei Sammlungen an politischen Zwecken der Bei- 
trag eines Ausländers oder einefj Parteigegners sehr störend sein. Aus 
dieeem Gnmd wii-d man dem Urheber der öffentlichen Aufforderung nicht 
die Absicht unterstellen dürfen, ein Angebot an jedermann zu erhissen. 
Die Erklärung der Beitragsleistung muss an den AuH'orderuden geriditet 
werden. Er kann das Versprechen annehmen oder ablehnen. Aber nur 
die Ablehnung erheischt ausdnickliche Erklärung *^). Somit beruht auch 
hier die VerpHichtung zur ErfüMung auf einem Vertrag. 

Vielleicht wendet man ein, dass nach der hensehenden Ansicht An- 
gebote wiilküriieh widenuHieli seien und dass flMnuiri' h die \ ertragstheorie 
den /vciehnern von Reitlägen die Befugnis einräume, ihr W'rsprechen 
zurückzunehmen, so lange keine Annahme erfolgt ist Würde darin ein 



39) I, 1*1 § 3 de ti*'i\. pA. 21, 1 r>. nlt. qui tcstani. fac. 28, 1. 

40) Für die Aküenzeichmingen anerkannt in ROHU. XIV No. 97 S. 300. 

41) Nicbt danelbe gilt filr di« Zdcturang Ton Aktien oAer ron Obligationen 
bei einem Offentlicben Anlehen, weil hier die Zahl der Beteiligten bencbriuikt ist. so 
da.«« bm Ueberxeichniitif? •'in>'> tf>ilweiM Zurflckweiflong in der einen oder andern Art 
eintreten muas. KüH(i. a. a. o. 
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ernstes Bedenken liegen, so stSnde nkbta im W^e, in der Beitngaxdob- 
nuog ein tunridenaflichtt Ai^bot su erblicken; denn die Widermffichkeit 
ist nur eine r^(dlm&»ige^ keine unfridlMtfe Eigensdiaft der Angebotei Aber 
das Bedenlcen ist um deswillen nicht criieblidi, wdl das BeitragsversiNreohen 
mit dem Eintieflfcn der Erkläning bei dem Auffordernden als aogenonamen 
gill^ wenn nicht die Ablehnnng sofort erldirt wird. Die Mdglicbkett des 
Widemiis in der Zwisdienaeit bringt dem Zweck solcher Sammlungen 
keine Gefahr. 

Die oben au^eworfone BVage ist demnach an verneinen and den Zu- 
sagen einer Bdttagsleistang su einem gemeinnfitBigen Zweck die Au&ahme 
unter die obligationsenengenden einseitigen Yerspradien su versagen*^. 

4. 

Das Becht aus dem Versprechai der Beitnigsldstung erwerben ifie 
Sammler oder« um die VerwechsluDg mit den tbatsichlichen Grehilfm bei 

der Samialung au^^zuschlicseen, die Veranstalter der Sammlung. Sie können 
ebenso auf Erfüllung kitten wie den Zeichner seiner Verpflichtung ent- 
binden, sie können vun den Zeichnern belangt werden, zwar nicht auf Aus- 
führung des Werks, woiil aber auf Rückgabe des eingeudilten Beitrags 
beim Unterbleiben der IjestimmangegemSssen Verwendung, nicht aoden 
als wenn die Beiiragsieistung im Geben, nicht im Versprechen best^t. 

Nicht immer sind die Veranstalter der Sammlung auch diejenigen, 
welche die Ausfiilirung des Werks in die Hand nehmen. Sie bilden zu- 
weilen nur ein vorbereitendos Komitee mit der Aufgabe, der Ausführung 
von andeix-r Seite, durcli den Staat, durch eine (ieineinde, durch eine 
Aktieogesellbcliail^ durei» eine Privatperson den Weg zu bahnen*^). 

In diesem Fall übertragen f-ie die durch die Sammlung erworbenen 
Rechte, Eagentum und Forderungen auf den Unteniehmer. £b geschieht 

42) Aiumr dem Reichsgeridit und vor ibtn bat «ich ftlr die Einseitiglreit Unger 

a. a. O. (Note 32) ausget^prochen. 

48) So da- .Initiativkomitee fiir <\i-n Bau ilcr fliiulialin" (Sr liwcizi, Vp). das 
Kcchtagutuclit«n von J bering in Sachen des Interkantonalen Vorbereitungskomitee« 
gegen die Ge«eUachaft der Schveisenschen Ze&tralbalkn , betreffend die Vollendung 
und den Betrieb der WaBfärrtallfnUahn und ihrer Fortsetzung von Solothum Divch 
Srhftnbfilil fOltPn 1878), abgniru. kt in .1hpriii-H .T.i!irT.. Bd. XVIII S. 1-128. Unter 
dem Unternehmer ist nicht iler Künstler oder Teehniker geuieiut, welcher auf Urund 
eines WerkvertngB die Hentdlong des Denkuala, Banei u. s. w. fibernimmt. 
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dies auf Grund einefl Vwtrags zMriflohea den Mitgliedem des YorbmiungB- 
konütees und dem VoiteraAaist, wodurch sich der letetere seineraeitB sur 
Ausfiahrung dee Werics veipfliditet Die einxelnen BeitmgendeD erwerben 
aus diesem Vertrag gegen den Unternehme kern Sedit» sie können nicht 
auf AttsfOhrang klugen, Midi nieht auf Rückgabe des Empfangenen wogen 
mditausf^nng. Dem Unternehmer stehen alldn die KomiteemilgUeder 
als bereohtigt g^enüber. 

Die wichtigen Rechtsfragen Qber die Fähigkeit eines ifdomitecs^ atir 
YertngBSoiiliessang und snr Klsgerhebung sowie über die reditiiohe Gfiltig- 
keit des Vatiags trote Mangels des eignen vermögensieditlidMn Interesses 
auf Seite des Komitees haben dureh Jhering in dem (Note 43) ange- 
führten Gutachten sine so -gründUdie Erörterung gefunden, dass kdn Be- 
dfiifeis besteht, wiederholt darauf einsutieten. Wohl aber vcriookt die 
Aehnlicfakeit der hier betrsditeten Sammlung mit der Sammlung von Zeich- 
nungen dtirch die Veritnstsltsr eraer Aktiet^esellschaft zu einer Veijg^diung 
»wificlitii beiden Vorgängen. 

Sofort springt ein Unterschied in die Augen: die liier untersuchten 
Sammlungen bezwecken unentgeltliche Vermögensopter, der Zeichner einer 
Aktie will und soll am Ertrag des rntornehmens beteiligt werden. Dabei 
kann immerhin dort der Beitragende das Opfer aas der eigennützigen Be- 
rechnung bringen, in der Ausfiihrung der l'nternehmung seinen Privat- 
vorteil zti finden, und kann andererseits der Zeichner einer Aktie ans reiner 
Gemcininitzigkeit handeln; Art. Ii07a der .VUtiennovflle von ls84 sieht 
ausdrücklicli Aktiengesellschalten für gt^nicinnützige rntoruehmeu vor. Auch 
der Umstand hebt die Kiitgtltiii-hkeit der AktifMizcifhnung nicht auf, dass 
ein Gewinn aus diin l iitenithmen vou vornlieiein unwahrscheinlich ist. 

Hiermit hängt eiue Vei'sehiedenheit in der rechtlichen Natur zu- 
sammen, welche zwischen der Zeichnung eines Heitrags zu einer gemein- 
nützigen .Samiiiliiiig und einer Aktieiizeichiiuiig beisteht. Jene ist ein ein- 
faches ZahUuigsversprechen und erzeugt nur eine Verbindlichkeit des 
Zeichners. Die Äktienzeichnung enthält einen gegenseitigen Schuldvertrag: 
es entepringt daraus für den Zeichner nicht bloss die Verpflichtung zur 
Zahlung des irensinbaTten Betrags, sondern auch das Beoht anf lieferung 
einer Aktie d. h. auf Gewihrung der AktieniMteiligung**). In Recht und 
Pfliefat aus diesem Vertrag tritt die Aktiengesellschaft mit ihrer Entstehung 

M) BOHO. XX No. 72 S. 273. 
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eio, vwMUgeaetxfc dass cBe Zeichnung sowohl der konatitiuecendim Gweral- 
venammlung als dem RegisteniGhter voigelegt and von ihnen genehmigt 
war. Ss bedarf nioht etwa einer Zeesion von eeiten der Veranetalter der 
Zdehnangeeammlnng. Ja eine Zeesion tat nieht möglich, weil dieee Sammler 
eine Forderang gegen dem Zeidim» auf Zahlung des vereinbart«! Betrags 
überhaupt nicht erwerben. Der Zeichner ist an sein Versprechen g^undenf 
trotsdem dass ihm ein Gläubiger sur Zeit nidit gegenfiberstehi Gegen 
<fie Veranstalte der AktieMdchnung wwirbt er mit der Annahme seines 
Angebots zwar ein Reeht> abw nicht aof Lieferung von Aktien, was z. R 
bei Kameusaktien nusser ihrer Macht li^en wfiide, sondern auf Voriage 
seiner Zciclinuug in der konstituierenden Genendvmrsammlung**). 

Im Ciegensats hierzu wird der Sammler von nncn(geklichen Beitragen 
aus der Zeichnung fordrrungsbcreclitigt auf Erfiillung des Zahlungsvcr- 
sprechens, nnd derjenige, welcher <lie Ausiubrung des geplanten Werks 
Gbernimmt^ erwirbt die Foixlerungsrochte gegen die Zeichner von Beiträgen 
im Wege der Zession (S. 75). Hieraus scheint et!t< Schwäche dieses Er- 
w vrhf^ gegenüber dem Erwerb der Aktiengeseilschafteu aus den Zeicbnongen 
au enti$pringcn. 

Schon vor der Aktiennovellc von 1884 stand in der Rcchtspret lniMw 
fcHt, das«? Recht und l'Hicht der Aktiengesellschaft ^«■^'•^uübcr dem Zeichner 
nich Icdinrlich iiarh dem Inluili (h-s Zcirhnungsschcins bestimmen nnd dafs 
sie vun Ncbctiabreden zwischen d«'ni Zeichner und den Vcranhi.sscrn (h r 
Zeichnung nidil berührt werden. Auch die Einrede der Siinulinitm der 
Zeichnung kann der Akticngebcllj^chatl nicht entgegengesetzt werden"'). 
Dies ist jetzt durch den letzten Absatz des neugeschafieueu Art. 209 e zum 
Gesets ^boben. 

Können dagegen mcfat dem Zessionar alle Ifiiq^ der Fcidening 
entgegengehalten werden wie dem Zedenten? Das ist keineswegs schlecht 
hin der FaU. 



46) Wiener in der ZeitMhr. tOt Bsnddir. XXI 8. 833—342, eine Wehraide 

Rezension der Schrift von Hahn, T^ hor die aus der Aktienzi-ichrninpr li>M vorj:i^Vi.^nilf n 
Keclitsverhfiltnitt.'^e. ätrasctburger lnauguraldi>iseHation 1874. Vgl. ferner Wiener in 
dmelbea Zeitscbr. XXIV S. 22 fg. Primkcr iui Uandb. de« deutschen Hnndela-, 
See- und WedMcIr. hernnagegeben ron Endemann 1 % 116. 

46) ROHG. V No. 99 S. 416 VI! No. 40 S. 161 No. 112 S. 4:^7. }t('. 11 No. 34 
8. 131 IX No. 6 S. 37 XVUI Ho. l «. 2 XIX No. 24 .S. 124 XXIV No. 3 S. 21, die 
drei letztangeführten Erkenntnine sind nach Entcbeinen der Aktietmovelle von 1884» 
«ber nicht anf Qnind derselben erlamen. 
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Vor allem kmui j«t«fc sIb oommnnb opimo angenommen werden, daas 
die Berufung auf die Simulution eines Rechtageaciififts gegen Dritte nn- 
atdSssig ist, wenn sie im Vertrauen auf die Emstiichkeit des Gesoliäfts 
einen listigen Erwerb gemadit oder eine Zahlung geleistet haben. Diese 
Meinung lut guten Grund, tratadem dass sich für sie ein unmittelbarer 
Quetteubd^ nicht nachweisen Ussl Der Erwerb der Beeilte aus den 
Zeidmungen tmentgeHlicfaer BeitrSge durch den Uebemehmer des ge|»lanten 
Woks ist em lastiger. Demnadi fallt ihm gegenüber die Einrede weg, 
die Z^dinung beruhe auf Simulation, er müaste denn von diesem Mangel 
bei seinem Erwerb Kenntnis gehabt haben, Simulationen sind bei soldben 
Sammlungen nicht Helten; um Stimmung zu machen, wird jemand beredet, 
einen Beitrag zu xeiehnen, \v<.'lch(<n er entweder überhaupt oder wenigstens 
in d(>r angegebenen Hohe su leisten nadi ISnverstftndnis mit d^ Sammler 
nicht verpflichtet sein soll. 

Was die sog. NebcnabnKleti anlangt, so muss mau unterscheiden. 

Ist das Versprechen der Beitragsleistung nur mündlich gegeben, so 
kann von einer Nebenabrede nicht gesprochen werden. Die; gesamte Bc- 
rediing bildet ( in Oanzos und der Sammler wurde eine dem Versprechi-ii- 
dfii unvertanglichf falsche Darstellung des SachverhiiltK geben, wemi er 
i]i'm l'eberaehmer des Werks mitteilte, es sei ein unbesehräiiktes Bnitrags- 
v( rspret hen geleistet, wahrend dasselbe nur bedingt oder unter einer andern 
Beschränkung gegeben wurde. 

Andel*« wenn eine „Zeiclimmg" des Beitrags vorliegt» Gegenüber 
der unbeschränkten sehriftlielien Verpflichtung lässt sieh z. Ii. der Vor- 
behalt einer Bedingung nur als eine neben dem uubeHchräukten Zablungs- 
versprecheu hergc'hende Uebereinkunft autlasseu, kraft deren der Sammler 
sich haftbar erklärt, dass der Zeichner nur beim Eintritt der vorbehaltenen 
Bedingung f&r scm Versprechen wird aufkommen mfiasoiL Diese Vet^ 
pflichtung geht nicht schon kraft der Zessioa das Anspiuchs aus der Zeich- 
nu:ig :iuf den Uebemehmer des Werics Ober. Der Zeichner kann sich wegen 

47) Unterstützend L 17 de transact. 2, 15: propter justim i^nMianfiiun T, 11 
§ 5 de instit. act. 14, 3: neque enim decipi debent contruheotefl. Die Beechr&nkung 
auf den lästigen Erwerb findet einen Anhalt in L 4 § 29, 31 de doli mal. exc. 44, 4. 
Dafttr ROHO. XVI No. W S. 66, BG. XX No. 76 S. 840, SenlT. XLT No. 4 u. Naehw.. 
Knhlfr in .Ihoringa .Tahrb. XVI S*. 127 F>,'.. !I .i r t m -,i n ii i'bonda XX S. 3, Lronhard, 
Irrtum bei nichtigen Verträgen ä. IBl fg., Bechniann, KaufllS. H05, Kuueccerus, 
Dw Bechtsgeechaft 8. 100. Dernburg, Pftad. I § 100 Note 9, Bekker, Paod. § 9B 
Beil. 1, wftlire&d Wiadeeheid § 76 Note 8 a. fi. die Vnge offen lint. 
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NichterfuUuug uur aa den SammlcT halten, aber die Leisinng des Beitragä 
gemaas der Zeichnang nieht verweigon. 

Die vorBt<>hendcn zwei UntenochangeD sind gleiclifiills Beitrage zu 
einer Sammlung^ die bestimmt ist, der dankbaren Teilnahme an der Jubel- 
feier eines Man tu < Ausdruck au geben, der »ieh um die Reehtswissenschalt 
unvergänglielie N'erdienstc erworben hat. Mochtm sie hinter ihrer Be- 
stimmung nicht aUauweit xurückatehen« 
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Im Altertum war o< Tlr inc)!, auf Grabmonumenten und Sargen In- 
schriften anzubringen, welche dem V erletzcr iles GrabeadEriedens eine Strafe 
drohten. Die Eigentümlichkeit dieser Inschriften zeigt sich vor atlem 
darin, dass sie sich gegen jeden richten, der zuwiderhandelt, ohne Rück- 
siclit auf Nationalität, auf Familienzugehörigkeit oder dergl. Dadurrli pp- 
winnen sie, ilue rechtliche Wirksamkeit vorausgesetzt, die Natur einer 
heutzutage l)efremdenden strafrechtlichen Norm. 

Pic Strafa!idn>hungf'n sind vers(;hiedenen Inhalts. Manelic enthalten 
nur ein Verbut. Andere iM"/leitt;u dasselbe mit Verwnnsciningen. Am 
wirksamsten — weniirsten-, im weltlichen Sinne — soiitou sie wobl durch 
Beifügung einei- (ieldstrafu gemacliL werden, welche an die Stadtgemeinde 
(rrdAtc, di^fiog, atTarium populi), an Kollegien (zu denen die römischen 
pontifices und Vestalinnen gehörteu), au den fiscus Caesaris oder — 80 
nur im Orient — auch au Gottheiten fiel. 

Es lässt sich die bekannte romische Unterscheidung der leges pu- 
bUoae naoh ihrer Fassung in l^s perfectae und inpexf eotae anoh bd 
diesen Veiboten aufstellen. Die lex inperfeota „in qua nnUa deviantibaa 
poena sandtur^ wird duroh die blosam Verbote reprSeeutierb Leges per- 
fectae sind die Inschriften mit Verwönschungeu ond mit GddstMfen, Ton 
denen jene dem piaculum, diese der mnlta entspreohen, der getsüiohen und 
der iveltlichen Strafe, wie sie z. B. anch in der alten sog. kz hioi 8pole- 
tini*) neben einander stdit Zu einer lex perfecta gebort ferner die An- 
gabe des Aechtswcgee, auf wdohem der Inhalt des Gesefcses geltend m 
machen ist«), und audi dieser Bestandteil fehlt wenigetens den kkxBr 
asiatischen Grabschriflen nidit^ indem vide von ihnen ansdrnoklioh j^jedem, 
der da will**, eine Klage gestatten unter Teraohiedenen Beseidhnongen: 

1) Macrobiu9 in f^nrnn. Scip. II 17, 13^ Ulpian. fr. 9 ^• 

2) Brnos, font«s (ed. V) p. 241. 

3) Rndorff, iKnuflcbe R«eb1agewhi«bt«. I 8. 18 M.9. 
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drmZta&aiy lySiy.uCtai^ai , •Auii^yoqtiv , fZeXf-'^tiv, h.di/.Fh\ etuayyfXXttv, 
rcQa^ig und TtQoaayyrli'a. Von den latcinisohi^n nrabschriften enthält aller- 
din^ blos eine eiuicige ühnliehes, eine Inschrift von Aquileix*) Endlich 
kann man in pjewisseu Italien auch von einer lex minus quam perfecta 
reden, von «1er es heisst: „si factum «it, non rescindit, sed puenam ininngit 
ei qui contra legem feeit". So nämlicli bei den die Veranssernng ver- 
bietenden (inihsehriften , ^vel("lle nnr verbieten oder Strafe drolien, im 
Gegensatz zu dcnjeniifen — ailerdingü eine geringe Anzahl ansmacheuden 
und wieder nur orieutaliächen — , welche ausserdem auch noch die verbotö- 
widrige Veräusserung fbr ungiiltijf ,u/.iQog) erklären*). 

Ueber die geschichtliche Herkunft und Entwickelung dieser InacfaxiAen 
hatte HiiMhke in seinem Btiche fiber „Die Multa und das Sacramentum" 
(1874) die Anrieht aufgestellt (S. 315), dan die in grieofaiacher Sprache 
abg^&aateo „wenigstens der Hauptsache naoh auf Uebeitragung romisdier 
Site and r&mischen Beehts auf die Frovinaen des rSmisdien fimdis he- 
rahen" — eine Anridit, die neaerdings da videilegt au betraditon ist 
Denn man hat znm Ttal infoige neuer Fände, aum mittdat eingdbender 
Sichtung des schon frfiher vorhandenen Materiales entdedEt, dass unter 
den Grahsduiften grieduscher Sprache sich namentlich in Ljfcien solche 
befinden, die nidit bloss wdt ilter rind, ab die latebischen, sondern sogar 
ans dner Zeit stammoi, wo von Bednfliusung durdi rSorisdies Redit und 
romiadieD Brandl noch keine Bede sein kcMinte. Das Verdienst, ^es 
hen'oigehoben an haben, gebfihrt zwei philologiadien Schriftstdleni, wddie 
fast gleichzeitig diesen Gegnutaod bdumddten: Gustav Hirsch feld 
in den „Königabeiger Studien« Heft 1 (1887) S. 85 fg. und Oskar Trenber 
in den Beilagen zum Jahresbericht 1886 7 des Königlichen Gymnasiums 
in Tübingen (1888\ Ihnen gesellt sich, was die Inschriften in lykischer 
Sprache anlangt, W. Deeckc hinzu in den Beitrügen zur Knude der indo- 
germanischen Sprachen Band XIV S. 181^. (1889). 

Diese neue Entdeckung giebt AnJass, wiederholt auch das rOmische 
Rerht inid die lateinischen Grabschriflen von dem neugewonnenen Gesichts- 
punkte aus zu hetraeliten — eine Arbeit, die durch eine fleissige Giessener 
Dissertation von Ferdinand Wämser: I^e ittre «eptilorali Romanorum 
quid tituli doceant (1887) weaeutUch erleichtert, aber oicht überflüssig 

4) C. J. L. y 8306: (d)oi ni peneentio coilibet de popdo dsinr. 

5) MovafT» 1885 p. 29 No. 855. C. J. Qr. 8876 (Smyraa). C. 3. Qr. im 
(AphrodioM). 
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gemacht worden ist. Denn Wamser beschränkt sich im ganzen auf ein« 
Sammlung des lateinischen Materials ohne einrrelieiulere Verarbeitung des- 
selben, und die genttDOten Bearbeiter des griechischen ziehen das lateinische 
Qiu Iknmaterial nur manchmal zur Vergleichung herbei, ob\v()}iI sie auofa 
gelegentlich einige wertvolle Zusammenstellungen von beidem geben. Die 
übrige neuere Litteratur über das Grabcrrocht «) endlich befriedigt hinsieht^- 
lieh der hier interessicrendnn Punkte wenig, da sir meistcne von den In- 
schriften fast gänzlich ab.>ji('lit oder dieselben wenigstens nielit gein'i':fend 
borficksiehtigt. Dieser Umstand erklärt sich wohl zum Teil aus der Müh- 
seligkeit der insehriltUchen Forschunfi^. Man mtiss, wie sehon Hirselifeld 
und Treuber mit Recht bemerkt haben, die Thätigkeit eines StiUistikers 
entwickein und man darf sich dun-h die immerwährende Gleichmässi;rkeit 
der Formeln nicht ermüden lassen, wenn man zu Kesultaten gelangen will 
Es ist aber auch niclit richtig, dass diese Arbeit überflüssig wäre, wie 
mauehe gesagt haben Denn trot^ vieler L ebcreiustimmung giebt es 
iSuaneen uud Unterschiede genug, die nur auf dem Wege eines ein- 
gehenden Studiums und einer möglichst vollständigen Sammlung des um- 
fiinraden Quellenmaierials okaant yrndem kömiaii. Einer Bolobeu Arbeit 
enÜMbed fSr ihr Gebiet selbit die danlLenawerlett Sobrillea von Hirseh- 
feld und Treuber niofat, da aie aus äusseren Gründen die Insdinften 
nioht in eztoiso wiedergeben kdnnra und da doch jeder audi nur ^adi 
seiner eigenen lUohtung hin sammeli 

Einiges, was der Verfasser dieser Zeilen auf dem angedeuteten Wege 
gefunden an haben glaubt, soll die fdgenden Blfitter fnUen. Eine er- 

fi^ Zu ilfii h»'i Warn [je r S. 2 genannten traten inzwij«chfin Iii U7,\i: Fr. ScLlldler, 
über tUuä römische Begräbni«wes»en, (xym.'Pxogt. Landau 1888. Auguate Benoit, 
du ins aepulori k Rome, Nancy 1890 (th^). 6. Detroye, du tombean «t de la 

violation de sepulf uro. I'ari-; 1S90 itlr. M<i. Nachzutragen ist: Labatnt, les fiuirrailles 
chez les Romains, l'öiiit < t Ii s lois tiinuptuidn's. Pari- 1 878. H u ^ c h k o fehlt aufftilliger 
Weise bei Wämser. Dem Verfa^iser vorliegender Abhandlung lag nur Labatut 
nicbt Tor. 

7) Ferrini bemerkt oinmal in Heiner hier ein!>chläfpgeB Seblift: Arohivio gttt- 
ridico XXX p. 470 von den Inschriften: ,ita abtindant. uf nf>n operae pretium P"?sp 
ducamos aliqua adducere*: der llerau^geber im Bulletin de corre^^ip. hellen. VII <2(>6 
No. 8: aMveial otiier fimeral inMiipttoiu of nnular style and no interast, oopied in 
Adalia by Sir C. Wilson by mS, may be omitted as unimportant" ; Unschke, Multa 
S. 316: „Für den Erfolfj der TJntcr<?i!chnTif» wird darauf nicht viel ankommen (nämlich 
auf VoUBtändigkeit und genaue kritische Dichtung des Materials), da die meisten ein* 
MhlagendeD bucbriften ttbereinatinuiMii nnd iliTe Ifewe so groa ist, dsH andi die 
ttngeMfaeiieii aftmtUdi aasaflUuren bloaser Lozus gewesen wtre." 
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»chöpfende Vergleichung der romischen ErRolieinungcii mit de» orienta- 
lischen wird .«chon um der ränrnliclien (Ireuze willen, die der Erörterung 
gesetsst ist, hirr nidit erwartet werden können. Möge das wenige Dar- 
gebotene dtr Gelegenheit der Gabe nicht «nwfirdij^ sein! 

I. Trotz des oben erwähnten Resultüte^i, d;is d'w fiühere Anschauung 
Ober die Sepulcralio8cbrift«ii 80 wesentlich umgei^iaUet, darf man doch 
mni nieht ohne weiteres eine Bea^tk»! grieohiadier Sitte naeh Born 
ftjmehmen. Dieser Bchiuss auf das G^eoteil des von Huaohke Auf- 
gestdltaD wSre vorschnell tud die neuesten Bearbeiter des Gegenstandes 
haben ihn selbst nicht gezogen*). Viehnebr führt schon eine oberflächliche 
Ve^letchnng der griediisohen und lateiniscdien Formeln aar Feststdlung 
von PekultaritSten der letsteren. Dabei handelt es dob nicht am die 
Versehiedenbeit der Fassung in den Grabinschriften fiberiiaopt — ein 
Thema, welches viel su weit itlhren würde — , sondm nur um diejenige 
iKrer die Verbotsklausebi enthaltenden Bestandteile. Einige derselben sden 
im Folgenden hervorgehoben. Vorher möge aber nocli bemerkt werden : man 
möchte vielleicht die Ansicht Hu.scbke's und deren Widerlegung lediglich 
auf die Einführung der Sepulcndtnulten beschränken wollen. Dies würde 
nicht zutreffen, denn Husohke hat, gleich den späteren Bearbeitern, au<^ 
die übrigen Strafandrohungen und Verbote in Grabschriften in seine Er- 
örterungen mit hereinziehen müssen, und in dpr That ist dies alles un- 
tr» fiuh sr von einander, die Sepnlcralmulten bilden nur einen sehr hänfifren 
Bc'äLuiidteü der im Eingang dieses Aul«atzes charakterisierteo Verbots- 
vorschriflen. 

1. Eine über den ganzen Occident bis nach Spanien hin verbreitete 
Besonderheit der lateinischen Inschriileu ini die Furmel: H(oo) M(onu- 
mentura) H(eredem) N(on) S(equitur oder sequetur). Sie tritt auch auf in 
Verbindung mit sepnlcrum, locus, sarcophagus, arca, ollae'-*) und bedeutet, 
dass das sonst auf den Erben des Graberrichters fibergehende Bedit der 
Benutsong diesmal unvererblich sei. Es ist neuerdings schon von Pernice 
ausgeführt worden dass der Anteil am Familiengrabe von den Römern 
juristisch anders beurteilt wurde, als die privatredittichen Bechtsv«4ifilt- 
nisse, indon er jedem agnatisohen Hansgcnossra als soldiem sukam, dass 
jedoch „der Hausherr die Befugnis hatte, den Kreis der Begräbnisberech- 

ÖJ Hiraohfeld, S. 125. Trüubcr, S. 40. A. M. M. Voigt 8. unten N. liJö. 
9) C. S, L. I 1090, n 3069, 4979 (S|MUiien), III p. 131, VI 17594. 
10) SUBniigiberichte der Kgl. pieuaa. Alademi« der WiMenMli. 1886, LI S. 39 fg. 
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tagten durch Eeiufimg cor ErlMcbaft »u erwdteni*'. üraprDng^ch 
vne C^ro bemei^t, „at ezlira sao» et geotem infefri ha negent aase**") 
und die Fanuliengruf l gehörte, wie heutzutage nooh in Japan aar »Haufr- 
* erbediaft". Nachher erkennen ab«r die Juristen uobescbraukt an: heredem 
(audi extraneum) ius monumenti Bequitur'^), und es bildet sich wohl 
namentliGh im lateresse der Auflegung letztwilliger oder sepulcraler Ver^ 
fBgungen ein (Jntendtied swischeu familiaria und hereditaria eepulcra aiie, 
von denen die ersten stets und die letzten wenigstens in ge^v^88era Um- 
tiaiige auch Nichterben oftV'ii stehen Eine Folcro dloser Ausehaiuinfjeu 
war, was di*' Juristen der Kaiser/eit au^prechen und die Kaiser dekrt!- 
(ifH'ii: (la^s die Frei^clrivsenen nur dann Piii Anrocht auf die MonumeiiU- 
ilirer l'atronc hc-it/.L-n, \\L'iin sie dicsellien hLcrhcn ' ''\ son«! nicht. Da}>e! 
wird zuijlcicli eine Kritik an den luochriften ireüht: Papinian erklärt es 
füi- gkicligiiltifTr wenn „tjiiiduui inscripserint mouuuientiini sibi libertisque 
Huis fecisse", und der Kaiser lässt hugen: „monumenturuiu iuHcriptiones 
ueque äcpulclirorum iura uequo dominium loci puri ad libertos transfenmt": 
nur den lang^ nnd redlich begonnenen Besitesland will er ab gerecht- 
fertigt aneikmnen. Dies wiie vielleicht nicht so energisch betont worden, 
wenn nicht die Frage zweifelhaft gewea^ wfirs, ob man nicht im vor- 
liegenden ZuBammenhange die Freigehusenen doch nodi mit aitr Familie 
reobnea dfirfe, und wenn nidit wenigstene nach laienhafter Yomtellung da» 
Grabsofariften etwas ZulSesiges verordnet hfittm. 'ESa Gtabetifter von CUaea 
mochte solche Bedenken abedineiden wollen mit der Formd: praedpio 
aute(m) post obitum meum ut liberti libertasque pooantur sine nlla con- 
troversia'*): und auch eine stadtromische Inschrift schlieest erat libettomm 
libertos aus» die sie den «ezt«i nominis" ^eichsteltt *^ 

11) Cic. de legih. 2, 22, nb cf. de oft 1, 17, M/66: eadam haben Bumenenta 
maioratn — aepuicra habere communia. 

12) Kitiii, das Erbrecht Japann OHiMMni. Qettingen 1891) S. SW. 

13) Pompou. 1). 10, 2. 18, 2. Ulj. I», 11. 7, T. pr Paul I>. 36, 1. 43, 1. 
C. 3. 44, 4 (a. 223» m..] , 13 i,i '29li. Vi:l ;nich Ulp. 1' 11. 7, 83 (indignus heres) 
luid D. 40, 5, 4, 21 (bonorum Ubertatium conservandarum causa addictio). 

14) Qai. ad ed. prov. D. 11. 7, 6. ülp. D. 11. 1, 6 pr. C. 3, 44, 18 dt. 

15) Papiuian D. 11, 7, 6 pr. di L f. C. 3, 44, 6 (a. 224). 

16) 0. J. L. III 23Rfi F»i> Klausel findet sieb auch l»oi iiiu1<^r<'ii Rccht.tiRf^chätlon • 
in einer Depositum-Urkunde vom Jahre 167 (s. Bruns, fontes p. 26**), in der Schenkung 
der JoUa Honine (dsMlbik 8. 868). in C. J. L. VI 8188: Aat d cni im moniiDenti 
leUquero rine controversia. ib. 289G8: at parie{a) communi» du« eentroveida dt» 

17) C. J. i* VI 13484, 
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Die Klausel h. m. ii. u. s. nahm also das Recht auf das Grabmal 
des Erblassers deu Erben und damit auch den Familienangehörigen über- 
haupt, soweit ihnen nicht etwa auedr&oklich ülatioDsrecht vorbebaheii 
worden war; denn, wollte man die Etoilfengenoesen ndassen, so bot sieh 
die andere ebonao hSofige Fonnd dar: hoo monnmentom extraneam he- 
redem non flequetor oder: ne de fionilia oder de nomine iiuniliae ezeat 
Die lelate Elaueel besass fr^eb eine Aber den Erbfall hinauereieibende 
Bedentnng und wird naohber no<^ besonders besproehen werden. FQr die 
erste Fassung (eztranenm heredon) aber fafttten wSedenun die Joriatm za. 
fibttligen gdiabt, ch bm der insobzüUiohen Besohranlcung das allgemdne 
Hinaip: hetedem ins mooiimmti seqnitur (Note 18) aom Opfer bringen 
wdlten odw nicht Leider fehlt es fOr diesen SVdl an einer Aeussening. 

Dass non die besprochene Formel dne Besondorheit oecidentalisdier 
Insdunften wirklidi uit, erweist deren aahiloses Yotkommen gegenflber den 
wenigen Fällen, in denen sie sich in griechischen Grabechriften findet**). 
Zudem sind die letzten zum Toi) derartig, dass eine unmittelbare Version 
aus dem Lateinischen klar zu Tage liegt, wie bei der in der R('\ iic archäo> 
lo^'i(]U6 L cit g^beuen Smymaischen Inschrift, wo s. B. auch die Wendung 
„do^> TtovtjQq Ti Tiw^mf^ deutlich genug ist ' \ 

Für die andere nur extranei ausschliessende Klaust l und fiir das 
ebenfalls einige Male vorkommende Gegenstück zu der hier behandelten, 
nämlich für die Klausel: hoc monumentum heredem sequitur*') dagegen 
läßst i^icfi eine occidentalische Besonderheit nicht in gleicher Weise in An- 
spruch uehmen. Denn die erste entspricht dem sehr häufigen Vorbot, 
^^(OTty.cv Ttrvmn oder vr/.QLV cif.h'ji{)ioi zu iiiferieren, oder der liezeichuung 
als 7iQOYoyt/.iv r^Q<iiov u. derjrl. Die Ausdehnung de» Benutzungsrechts 
auf die F.rben aber, oft in Form der Einräumung, jtnk'm Beliebigen die 
Illation zu erlauben, ist in griechischen Inschriften wohl noch häufiger, als 
das h. m. b. s. iu lateinischen, 

2. Als weitere Eigentümliclikeit, wie sie namentlich in stadtrömischeu 

18) C. J. Gr. 8270. Rev. arch^ol. XXX 51 fg Nn IV Smyrna). C. J. (ir. 
3S70 (Pbrvgial ArchJiol. epigr. Mitf ;] ans n,.^torr. VllI N.,. ßf! ''KOfliendflche). 
Joum. of heU. stud. VIII 258 No. 4ö (Kleiiuwien). 0. J. ür. 630U (J<om). 

19) 8. diem Formd jetatt anch bei Paton and Hicka, the insoriptioiw of Co« 
(1891) p. 306 No. 3in «Tcifpi T{t)v) (,i)oyf}nöi //«rfo^HK^o««. U«bcr die „couloar latine*' 
der flmymaer Formel ■. ancli <ii<' HiMiieikunßr*Hi *!('■' Ilt'rauj^j^'^'liLTs >". 

20) C. J. L. m 1928, 473U (Noricum) VI lölö, t)l9Ö, U4Ö1, 12Ut>4, 10040, iiWlä 
(wo Mgar (tie ezteri nouiiiMi herede» bwöndera genaimt werden). 
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Liadiriften so Tage tritt, aber aaeh im fibrigen Italkn, in Sinlien, Spanieik 
and Gallien naokw^bM ie^ «rmhdnt die Ausgestaltong des YeiiiieMniiig»* 
veibotes. Zwar giebt es dasselbe auch in Eldnasien, besonders in Smjnia, 
aber die Gneisen b^Qgen sidi damit, im allgemelnea das amxKhrifUSaai 
oder i^tdXorQißaM m Terbieten, hödistois mit dem Zusatce: xav* o^dimt 
XQdmv oder: ti ^ avubVt oder es wird Dur smli^mf adtener audi 
iiyo^difai^*)f nnteissgt Der Börner dsgegen hasb die verscbiedeDen rechts- 
gesobäftKehoi MöglidikeiteD der VerausBerung ins Auge und begnfigt sieh 
selten mit dem blossen abaliensn^ sondern unteradiadet mindestens regd- 
massig vendere vel donare, nimmt aber auch aasdrfioldioh Bezug auf fidu- 
oiare^^, mancipio dare'^), pignori obligare*'). Dementsprechend ist auch 
mir in lateinischen und wiederum fast nur in stadtrömischen Inschriilen 
die Geldstrafe tur verbotene Veräusserung: dem „Käufer und dem Ver- 
känler"^^), dem Schenker „und dem Beschenkten**^^, manchmal alternativ 
dem Verkäufer „oder dem Käufer"*') auferlegt, offenbar in der Absicht, 
einen von beiden sicher 7.n troffen und eine einengende Inteqiretation der 
Formel Hiiszuschliessen. Iii grieelii.seher Sprache gcj^chieht dies bloss io 
der sclion erwähnten romanisierten Inschrift von iSmyrnu ^^Notc 19). 

Vielleicht darf es auch als eine nicht bloss zutallige That^ache be- 
trachtet werden, wciin ch »ich in diesen letzLcrwähuten Fällen immer nur 
um Multen Laadelt, die an das Aerarium populi Koiuaai oder aa dm 
colk'gium pontiücum lallen (m Ömyrna ist die ytftovata genannt), während 
z. B. keine der fiskalischen Multen beiden Parteien des Rechtsgeach&ftes 
auferlc^ wird. Uebetbaupt erscheint der Fiskus als Empfanger einer Hult 
für VennsserUDg Snssent selten. Dieser Umstand» verbanden mit dem 
besondsEB häufigen Vorkommen der pontifioes gerade bei Multen fiir Vei^ 
aussenii^, dürfte dodi wohl mit dem Oberauftkihtoredit des rSmischen 
Kollegiums, das sidi auch auf ^e YerSusserang der Graber erstreckte, in 

81) IbSv. «rdkk»l. 1. eii. (Smyina). TUoiHRtop 1886 p. S2, (^<| (HieroeMiaMii). 

C. 3. Gr. 4300 h (Antiphelliis). 

22> (' J U. VI 3ÖÖ4, m&, 11446, Ox«iU Tiül (Born), X (FuteoU), XVT 
3031 (PraeaeBte). 

aa) C. J. L. X 6194 (PonniM). 

24) C. J. L. VI 13203. 

25) C. .1. L. VI 10219, 10682 v. lOeq, (?), 13152 v. %tq,, 14190 m, X 6706 (Anüum). 
cf. noch C. Th. 9, 17, 2 pr. (a. 349). 

28) C. J. L. VI 13162 cit. 

87} C. J. L. TI 13885, 14880, 16640/1. 
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Zusammenhang stebeu. Mau mochte, wie es auf dem Ptlugitruiouument 
keisBl, „per querdlam*' die pontifioes um ihre „uotio" augeheu könuun, 
wenn über voigenommene Veiüussening emer Grabstfitte Streit entetand, 
und die „flententia pontificnm^ eohuf darüber Recht'*). 

Die Wräusserungsverbott! der Inschriften bedüilieu einer Rechtferti- 
gung gegenüber den Yorscbrifleu des rumiächeu Rechts. Schon von alten» 
her wohl stand m fest, daas ein Plate in dem Augeoblick, da er ,^eligios'' 
wurde, aufhörte f^menschliehen Rechtes'' au sein, wie die Jurieten aidi 
auBdrßoken'*), and man hatte nur Veranlassung, g(;nauer zu besl^mmen, 
wann der nun religioeum fkcere genügende Thatbestand vorliege Selbst 
der Ablauf der Ye^ährungafrist f&brte nicht cum Privateigentum suröok, 
wie dies schon die XU Tafeln mittelst Verbotes der Usucapion des bustum 
anerkannt hatten Daher gab es keine rei vindicatio auf ein Grab 
kerne possessio an ihm **), es konnte ihm keine Servitut rechtsgfiltig auf- 
eriegt werden'^), eine StifKihition auf rem religiosam dare scheiterte an 
der juristii^chen Unmöglichkeit der l^eistung *^), und, wenn einmal Labeo 
dem Verkäufer eines Grondstöckes, dei iinferliesSy ausdrucklidi suA\ das 
darauf befindliche Grabmonuraent zu „exoipieren", - t;i •( ;>:net: „parum habes 
eo nomine cautum'S so wird diese AeusSCTUi^ wie der Zusatz des Paulus 
(D. 19, 1, 53» 1) ausweist, nur vom verlorenen iter ad sepulcrum au ver- 
stehen sein. 

Solcher allgemeiner und unerschfitterter Recht.sansohauui^ gegenüber 
seheinen die Inschriften wieder nur etwas UeberflQssiges aussuspredien. 



28) 0. .1, L. VI 10284. cf. \h. WTJ] fm- .Inl,, mal,. a.ui.ifioTiis r;ni---,i tra.l.>re: 
compellabitur u pontiticibus pocaae nomine tiS XXX n. ÜrcUi 7331: nc vcncut no 
ftduciare liceat nee de nomine exire Ueeat Beeundum sententiaR pontifieam« 
O.J.Ii. VI 10675: copotaphium — ex aiict uritutc vt iudiciu pontificum pOKlS' 
a e r u n t . V^ l rn tu h n , StAAtwecbt (2. Aafl.) Ii 68, 3 (in der 3. Aufl. nicht wieder- 
holt). Hirschteld 110, 1. 

29) Labeo D. 89, S, 4 pr. Jarolen. D. 8» 4, 4. 

30) Z. B. Vriil n 6, 7. Demst'II).-n Zwecke der Einschrftiiltmif? dient: Celsun 
D. 11, 7, 2. d. Papiii. D. 18, 1, 73, 1. Vgl. Pernice: fittsnngsber. d. preutt. Alod. 
d. Wiss. 18Ö5, LI S. 13. 

81) Cic. de leg. 2, 84, 61. ef. 26, 64 baetum — rvftfhe. 8. auch den Spruch 

des Si-nccio C. .7. L. X 3334 (HrunH p. 313) und T, '2 «. 1. 

32) Paulus I). G, 1, 1. cf. 43. C. 3, 44, 4 (a. 228), 

83) Paul. I>. 41. 2. 30. 1. 

84) JaTolen. (N. 29.) 
36) Paul. ]>. 46, 1. 88. 6. 
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und in der Ttml war es, juristi.scli wtni^ölejis, iiugeimu, von einer Ver- 
üu.si>Liung des Monumenten selber zu reden. Die Juristen sciitiilea ge- 
legeutlicli doutlieh zwischen dem Keclit am locus religiosus oder monu- 
mentum, welche» privatrechtlich eben nicht konstruietbar iai, und dem iuü 
tnferendi, das anderwärts atu^ iu8 monumenti gcuanut wird. So bemerkt 
Faiilue I, 21, 7: vendito fando religioia looa ad emptorem non iranseuot 
neo in bis ins iDferre mottaiitn habet, und ein praktiscber Untorsdiied 
zwiedien beiden ist e«, wenn entachieden wird, dass wohl das ius inferendii 
nicht aber das Monunient aelbst den GegenaUind eines L^tes bilden 
k5nne (C. 0, 37, 14 a. 286). Von demselben Standpunkt aus wird auch 
die EutacbeiduDg des Kaisers Severus Alexander (Note 15) erklärt 
werden mfissen, welche trots Unersitsbarkeit des sepulerum die praesoriptio 
longt temporis bei den ,,iuFa sepulchrorum" sulisst Uiptan (D. 11, 8, 4) 
schebt allerdings in dieaem Punkte anderer Meinung gewesen zu sein, 
wenn man nicht seine Aeusserung: longa possesnone ins sepuldiri non 
tribni ei, cui iure non competit, bloss für eine „modernisierte Fassung** 
der Xn-Tafel-Vorsohrifb ansehen wilP^. Indessen lasst >i< h der Wider- 
spruch auch so losen, dass man bei Uipian die Regel, in dem kaiser- 
liclien Keskript eine au gunsten der Freigelassenen angestellte Ausnahme 
erblickt ^*). 

So findet sicli denn auch bei keinem juristischen Schriftsteller die 
Thatsache einer Veräusserung auf das Grab selber bezogen. Selbst die 
In-rhriftcn pchrtnen in diesem Punkte manchmal iiiriHti.«('h <^onatinr zu 
vertahren, z. B. wenn sie das Veräussemnjjsverbot aut „ins suum vendere'"*") 
at)«tollen oder die Formel gehrauchen: huius? monumenti ins — hered. non 
sttjueiur (C. J. L. X ÜOo9: FormiaeX Alnr t»^ darf niohl ühcrsehen 
werden, dass dieser Sprachgebrauch mit tiem Worte ius regelmässig bloss 
den Sinn von Anteil (pars) aui (iialx- verbindet. 

Ii) TMM'rtrairungs- und zwar in Manzipationsurkunden wird der Akt 
wieder aal dua Muuuaiiut selber bezogen Aber, soweit es sich in 
diesen Fällen nicht etwa um ein noch nicht gebrauchtes Grabmal handelt 
— was aus den einzelnen Inschriften sich schwer ennitt^ Usst — , scheint 

36) S. Note 18 und Uipian D. 39. 18, 7: im monumenti pertinet «d aliquem. 

37) So Voigt, XII T&feln II S. 228 Note 17. 

;<8l Vgl. auch Detroye "i^. .1 nach Cuiaciua). 
a9} C. J. k VI 10238, mit, IÖ477. 17992. 
40) Citote bei Wamier 8. 20. 
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die Manjiipation nur ho'x S<!henkuii^c'ii vorzukommen*') und hier bildete 
die mancipatio nummo uau die uotwcudigc Form. 

Den Griechen möchte man in solchen Dingen eine grössere Freiheit 
im Ausdruck wohl nachsehen, aber es ist nicht uninteressant^ wie juristiMh 
konekt sich in dieser Benebuug ein« neuerdings edierte Zessionsurkunde 
aus Tristomo in Kleinaeien ausdrliokt: öldtofu %ov 7CQodedr^lovuivm 
ftiyiei'ov e^ovaiav Shuvi EiQtp'aiov tSore cmvdv ävai xv(jioi' r^^ eig avtop 
iiftagt^g (also: mt^tog der Bestattung, nicht: des Monumentes) x(ctt) i(x)i{tyt* 
i^owflav owx^Qdv oTs &f twioq ßotJii^vm) ^ijdevi warfi httuf^ 

(Reisen in Ljrkien U 58 nr. 114). 

Es ist also em juristisch ungenauer Sprachgebrauch, dessen die in- 
edmftUehen VerKusserungs verböte sich bedienen, und man kann diesem 
Resultate auch ntdit dadurch enlgdien, dass man vendere, donare, distrar 
here*^ bloss auf die unter Umstfinden bekanntlich wirksame*') obligato- 
rische Seite d^ Yerirasserung besieht Denn |,abalienare", ein Fonnelworl^ 
weiches die Juristen sich angeeignet haben *^), involviert regdmassig 
dingliche Wirkung. 

Was übrigens die römischen Juriste n von der rechtlichen Bedeutung 
inschriftiicher Veranssernngsverbote auf Gräbern hielten, ist wieder direkt 
nicht SU ermitteln. Allerdings inter|»etieren sie öflers eine Formel, die 
auch auf Gräbern vorkommt und den Ausdruck eines eiogesohränkten 
Veräussernngsverbotes enthält, nämlich die Formel: ne umquam de familia 
oder de nomitie familiae (alicuius) exeat. Aber sie interprotirren diese 
Formel nur in Ainx ' tiduntr auf letj^twtlHpro Verfficfungen über (irundstneke 
und die Erörterungen, die sie daran kniiplen, drehen sich nur um die 
Frage, ob eiue gewiss«' ^^•rfüL'•InlLr nnter den Betriff der verbotenen Ver- 
äussemnp falle**) umi was die l ulp- der T'eliertretnni; sei**). Dennoch 
wird man im Sinne jeuer Autoren handeln, wenn mau ihre Entscheidungen 



41) Vjfl. die bekannt« donatio monumenti der Statia Irene (Bruns p. 252). 
Vgl. ancli Orelli 4667, wo einer düs seiuen Freigelasseneu errichtete Monument „bei 
seiiMni Lebieiten'* eiiiem andem •ehenkt und maniipiertb Eine Ifoiuniwliion oder in 
iur«^ rr>>^<;io dei 11» monaoMBti entbftlt nach Uommaena Restitution; C. J. L. XTV 
715 (OstiÄ). 

42) 8. dieses bei Gruter Ml, 8 and ef. C. 3, 44, 9 (a. 245). 

43) Bechmanu, Kauf n 443 Ij^. 

44) KaUi. Kom« Jnri---t<'n S. 135 u. 

45) Valens D. 32. 94. Scaerola D. 32, 88, 1. 

. 46) Jalinn D. 82. 94 cit. Papinian D. 31. 67. ö. ib. 77. 11. 
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audi auf die Eimiiiiniing der Grlbeibeiiutrai^ Anwendung finden Ifiae^ 
eo & B. bei der Aoategong der wiedenim den GrSbem mit den Teetamenten 
ganemsamen Klausel: quousquc ad unum deveniat^^), d. h.: bis auf den 

letzten Mann; mit ihm soll das Grub geschlossen werdtn. Pa])inian sagt 
von diesem Fall (D. 31, 77, 27 i. f.), dass mit dem kinderlosen Tode dee 
letzten das „fideioommissum'' erlösehe, mit dessen Begriff die Kömer bei 
der Behandlung letztwilliger Veräussenmgsverbote operieren. Waren beim 
Veräusserongsvcrbot nicht gewisse Personen kenntlich gemacht, zu deren 
gunsten die Verfügung lautete, etwa die liberi, posteri, liberti, heredes, so 
(galt juristisch die Vecfogiiiig als nullius momenti, als nudum praeoeptum^*^. 



Es mag bei vorstehender AusfQhiung aweier Originalitäteii der hAA- 
nischen sepulcralen Verbotsvorschriften sein Bewenden haben. Zn der 
«weiten defaelben wa nodi bemerkt, dase noch ihr numeriBehea Uebeiv 
wiegen in den laleinisdien g^enfiber den grieohiselieD Gnabinsditiflen 
entschieden auf eine Besonderheit der occidentaliichen Fotmeln hinwttatk 
In Klwnaeien mochte die Anfticlit der i^Arohive", weldie bei der Ver^ 
iusseruog der Griber mitsuwirken hatten, eine intensivere sein, als im 
Westen, wo nur von den römischen pontifices Aehnliches bekannt ist, und 
so konnten gerade die Yeränsserongsverbote im Orient fOr entbehrlicher 
erachtet werden. 

Kurzer erwähnt seien indessen doch noch ein paar andere in die 
Augen fallende Unterschiede. Hirsch feld (S. 124) hat schon folgende 
drei zusammengestellt: den lateinischen fehlt die „Klage wegen Tymbo- 
rychie, Niederlegimg im Archiv, Zuweisung an die Götter". Was den 
ersten Pnnkt anlangt, so meint er damit die schon oben (S. 83) erwähnte 
Popularklage. Aber nicht nur ihre Hervorhebung^ i«t in den lateinischen 
Inschriften nicht heiniiseli, sondern es findet sich am h nicht die in grie- 
chischen PO häufige Andrnhiniir der tresetzHchen Strafe der Tymborychie. 
.Nur eine Wamtmg vor Begeiiuug eines sacriiegium kommt vor, dessen 

47) C J. L. VI 17301. AehnHch ib. Mfl6: qnod nq« oltimiiB ex nomine 

nofltrorum posteroruinque corum alienare bohierit ^09\^•. nn de nomine wnqtmm 
{exeiit ne)vp n.l unum pertiiieat. 22083: at usque ad uauia ex domo eorum qui ex- 
Üteht puisaideat. ne at exteruni pervüniat. Vgl. Scaevola D. 31, 88, 6. D. 35, 1, 106. 

48) Seaevols D. 88, SS, 4 s ib. W pr. Severns et Cataealla leior. D. 
aO, 114. 14. 
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man durch Nachgraben nach Sch&teen *"), vielleicht auoli durch nicht ge- 
ougeode Bewachung des Monumente ^*') sich schuldig macheu könnte, und 
in spatem, erat dem vierten Jahrhundert angehörigen Inschriften aus 
Concordia wird alternativ mit der Mult die Strafe des Handabhauens, ja 
eiumal sogar cumulativ nnd einmal nhne Mult poena capitis ancreordnet 
Mit der letzten wird die von dem damaligen öflentlichcn Ötra^esets 
normierte Folge gemeint sdn^'''. 

Von einem Eintrair der iSepuleralinschrlA i"" öffentliche Archiv, wo 
das avTi'yQafpoi' In Kkinasien deponiert zu werden })lli';;<<', iindet sich aller- 
dings iu iiom schwerlich eine Spur. Man müfsste diesflHe bei den ponti- 
fices suchen, die ja nicht bloss mit GuLuchtvn über die Ritualien der Be- 
stattung und der Grabespflege, soudeni, wie u. a. das (Kote 28) erwähnte 
Pelagiomonoment zeigt, audh mit der Anfaidit über Ausfibung des ins 
inferaidi betraut wurden, mögen sie immerhin, wie es sdieint^ im einseinen 
Falle nicht ohne Antrag fhätig geworden sein Sie werden für diesen 
Zweck so gnt ein Arbhiv besessen haben, wie die Yestalinnen, h&. denen 
man Testamentsttrkunden su deponieren plkgie^'). Aber jeden£alls fehlt 
anf den lateinischen Insebriften der diesbesügiieheYermeifc der griechischen; 
sie schweren davon, wie die Ldtteratnr. 

' Am auffallendsten last ist der dritte Punkt: keine MuH in den latei- 
nischen Grabsdiriften wird an die Gdtttt gewies^. Sollten hier juristische 
fiedenken mig^aigestauden haben, wie bei der bekannten Frage nadi der 

49) C. J. L. VT 10120: fodere noli, ne hacrilegitnn (•.nur.iKt.i^. 0 ni 1 i r j.. 1()76, 
10: si qais foraverit, j>roiiide obligatm erit ac ü sucrilcgiuiu oiitiitrtir«eril. ct. C J. 
Ih TI 9669: vitent homineR aysros andacea monumentomm sacriloK"^ P^'f l*'*''^ deoessit 
ntmquain requieecere lictit. 

'.Ol r, J. L. VI 1029B: (»a:(crilej,'o teiieretur nni HS XXX m n .'tr. 146). 

öl) BuUettino dell' i»tit. di dir- lium. IV 159 Mo. 2: infcnvt Hsio miri libra« 
oeto inzia et poena capita«; No. 3: ä qni« eoin eontrerivit, capitis ])oriiiilum patiatur. 
Ei* hKiasi «war üik Ii C. J. I>. V 8761/62 60: iure «-i numns j>reci>loutiir , aber diese 
Strafe iflt nur für faUarii iSiieton. Claudius 15) und filr A]i]i.iiHorcii, «iic im Auftrag 
ihrer Vorgosetxten aniiko Pracbtlauten xerstöreu (Nuv. Maiorumi tit. 1 § 1 u.. 458), be- 
kaimt. Man mOchte aliK» dier an auMKü^esetBliclie Strafe ao denken haben, wie in 
der nouerdiiigs von Kipp in der Krit. V.ISchr. XXXIV S. 166 muh Pi\it)ipnhrim 
citierben, wohl halb scberyhaft gemeinten Urkunde von 127!*. Mant lie liaben für< 'ön- 
cordia an „barbaribcho" Eiuflüsiäe gedacht: Uevuu archöol. XXXI 336. Bull. dcU. iatit. 
di dir. Rom. IV 169. 

52) Mommsen, St««tsre. bt V2. Aufl.) II p. VII, 1 (in der 3. Auä. ri'l-f wi. ,!. rholt). 

53) Huaobke, Malta S. 326 N. 98. Ueber das pontifikale Archiv im allge- 
BMunen i. Marquardt, rOm. Staatayerwaltung III 8. 299 fg. 
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ttistamcuti factio pa«.siva? Keineswegs, denn wird z. B. in einer lex rivi 
(BrniiB p. 246) eine Mult für Veninreiiiiguiig „iu templum Jovis'* ver- 
ordnet, ohne dass eb ZoaaiimieDliuig das Flatiae mit dem Japitertempd 
erstehtUoh wäre — in «ekshem letiten Falle man aioh ja die Zaweiaung 
ohne Sebwieri^^t wQrde eikliran k5n[iien. Vlell^efat irt der Znaammtti- 
hang der folgrade. Die yeranlaaaung der Bestimmung einer Mnlt ftir die 
Gottheit in Kleinaaien var in der Begel die Tbatsaohe^ daes diese Gottheit 
in dem Gemeindebesirk» wo das Grab lag, dn HeSigtom beaaaa, sowie 
man aneb die Stadtgememde dieses Besirkes**) bei Multandrobungen au 
bedenken pflegte. Daher die Zttwdsnngen t& Kvfinaou 
Idnolltavi in MTndos, «15 ro» ft^ot(ßt<3ra <% itQ)iarar^) 7K{iXtiia)s (^V^ 
Jioyvtno» in Teos, ifpffhtJft trjg rtoXeoig *jEI^ auf der Tnad 
Samos n. s. w.i^^) Die vmTtotoi „xata /.aigov** in Aphrodisias werden direkt 
als die fY.di/.r^aovtBS beaeiohnet, um dos der Göttin anfallende einzutreiben*'^ 
nnd manL'hmal ist sogar die religiöse Verwendung des Strafgeldes vor- 
geschrieben, wie in der vorhin erwähnten Inschrift von Myndos: ei^ xora- 
oXiGV^ iftaki^ ctqyvqictg. Auf diese Weise schuf man in wirksamer Fonn 
Interessenten für den Yer&ll der Miilt imd erreichte dadurch den Gräber- 
frieden, der bei der exponierten Loge der antiken Monumente ohne Bei- 
ordnung eines ständipen Wächters kaum anders zu erreichen pewesen 
wäre. Mehr beahsicliti^te man '^chwerlieh. In Rom nun gewaiui rnfin in 
derselben Weise inn- <lie Priester: die {xtntifiees und die VestaJinnen, 
indem man Geldstnüen -m ihren gunsten verorduete. Infoljj:edc88en war 
es eutbehrlioh, (Jottheiten zu bedenken. Indessen mag die Unterlassung 
auch einen innerlicheren Grund haben, der in dem Verhältnis des Itaükers 
zu seinen Gottheiten liegi. Denn oh ist ein bei der Vei-tileiehuiii!; grie- 
chischer und lateinischer (irahschrlllen in die Augen fallender weiterer 
Unterschied, wie viel origineller und piiaiiia.-'ievoller die Orientalen iu ihren 
auf die Götter Bezug nehmenden sepulcralen Verwünschungsformeln sind. 
Es liesse sieh eine Geschichte des Fluches allMn ans den Gralnnaduiften 

54) Hirschfeld 12Gfg. Treuber 41 fg. Dieses Prinsip wild im allgemßinon 
richUf» sein; mnnchinal war aber vielleicht nur die Machtfrage ai)«srhlttggebend. vi,W 
diü tejitumenturiacbo Mult ded Mauuet» vou Agjrium xu gimäi(;ii der Veniu (in Krj^'x) 
bei de. U in Ynr. 8, 9. 86. 

55) BuU. de corresp. hell. Xll 280 No. 4. C. J. Gr. 3108. Mitrrü. d. dtach. 
archilol. Inat. zu Athen IX m cf. aach C. J. Gr. 3387 («e;rV^i*)<^« (GHyttal^ 
mutter Sipylene). 

66) C. J. Gr. 8880« 8884, 8848. Her. arch<ol. IXXH 88%. No. t 
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hmndcMii. Der Itafikor dagegen ist ina an toldien Fonndn und, was 
sich fiode^ kann siim Teil anf «ner Nadiabmoiig orientaUsoher Voibildsr 
bernhen. «3^^ exagitenti maoes habebit iraW* wird dem Qiab- 
sdiänder gedroht^^); dem Sol wird Moommendiert*', das« er den Frevler 
tote**); neque apud deos euperos nec inferos acceptus sit^"), habeat deos 
saperos et inferos iratos^<*'; hal)eat Tsidem iratam"'), einmal nar: habeat 
iratum lovera (Muratori HI 1488, 13: Tarent). — Dies wird, wenn man 
noch die Fälle hinzunimmt^ wo eine Beschworang bei den obem und untero 
Göttern erfolgt, das Grab nicht zu verletzen''), die ganze Ausbeute von 
lateinischen Formeln sein, in denen üehpr- oder Unterirdtsrhe zum Schutz 
der Grnber angerufen \v( nli n Demgei:^rT'ü!M'r besteht in flen griechisclicn 
Grabschritten eine reiche l<'üUe :vn Fh'icheii mit und ohne Annitun<r von 
Gi'ttern. Auf sie hier uslher einzugehen ibt unuiofjlieh, nur erwäluit seien 
Formeln der ersten Art, wie: tovhi> udvctQ o\ Stni /.f/oÄ(üfttfoi ytvoiaav, 
aatßr^g totio u<: rov Jin, tt^v JIcAt]»'»/»', tup ' Wuoi u. s. w. '*^), vlr^rih 
avtdv f/ntQni'u, ü^iaQiio'/.u^ iUiiD ^£o7$ VLUvax&ovLoig — Formelu, die sicli 
sehr zahlreich nachweisen lassen. 

Endlidi sei noch auf das Chaiakferistische dw lateinischen Orab- 
sdiriften hingewiesen, dass stabile Urknndenklanselnj die auch in andcien 
Foimularen vorkommen, in jenen hanfig Aufnahme finden. Hinsiditlioh 
der Formel: ne de iamilia exeatj bei ietstwilligen Verfügungen ist dies 
schon oben (S. 92) hervoigehol>en worden, ebenso in betrdT der Bemer^ 
knng: sine uUa eontroversia (N. 16). Man vergleiche aber anoh nodi die 
der dansula doli in Stipulattonsorkunden analoge sdir hinfige Formel: 
huic monnmento dolus malus abesto^ die in der besonderen Form An&ehen 
erregt hat; dolus malus abesto et ins civile: oder: et iuris oonsultus **). Bei 
Maozipation^fonnularen nimmt der Grabstein sogar vollendete Stipulationen 
mit jener Klausel auf: so in der ediOD oben verwerteten Schenkunge- 

67) Wilmaoii« No. 271 (Bom). C. J. L. X 8289, 2487 (PttteoU). 

58) C. J. L. VI 14098, 14099. 

59) C. J. L. VI 1()4()7 c. 7579, 19873 

öO) C. J. L. VI 13740, V 3034 (Paluvuim), XIV 1872, ÜreUi Nu. 7340 (OstLi). 

61) HuraAori II 1908, 6 (norain). C. J. L. Tl 21129. 

62) (.'. J. L VI r^m^. Orelli No. 4784. tJnif. r p. 601, 10 (per tlo.^^ Stvgios). 
C. J. L. VI 12802, 13927 (uur: pw «upero«), C. J. L. XU 4726 (Narbo), 3619 (Nimea; 
per nuiiüna divom). 

63) Vgl. neueidings: Journal of beU. itod. XII p. 281 No. 11. Faton and 
Hieks p. 206 No M19 (Cos). 

64) C. J. L. VI 8861, 1052Ö, 12133, 13441 (uur: et jus). 
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Urkunde der Statin Irene (Note 41)**) und \n*ellpicht auch ohne Manzi- 
pation: C. I. L. VI 10 244 a. 102): tum quaoti e(a res erit vel) ea res 
iusve eius loci qt'uauti — ) intererit t(antaiii) p(eoaiiiam) d(ari) d(<)lum) q. 
m(alum abesse ete.i. 

Schliesslich noch ein Wort über die Delatoren prämie! Obgleich 
nämlich die lateinischen Inskriptionen keine Anweisung zur Popularklage 
so enthalten päegeu (Note 4), so keimen doch einige jenen dem Ddator 
sufaUendoi Anteil «m Slarafgeld, fimlidk wieder m einer «e aiusdcbnenden 
Weise. Einmal aotU der Delator 5000 HS nebw dem aerarium Satnmi 
erhalten, dem 100 000 angesagt sind, ein anderes Hai (in PhOippi) werden 
ihm 200 Denare au taÜ, wihrend res publiea FhilippenBium lOOO erhllt*^ 
In Ostia und Aqoileia besteht sem Anteil in einem Viertel, emmal von 
100000» die an das aerarium in Bom nnd an die Qememde Ostia fidlmij 
«nmal von 60000 neben dersdben (Sememde, dnmal v<« 20000 HS 
neben der res pabUea Aqiiilnensinm*'). Diese Bestimmnugen untenchdden 
sieb von den griechischen mehrfach : zunächst schon durch ihre Spärlichkeit 
gegmifiber £leinasien und insbesondere Lykien, wo sie gana gewöhnlich 
vorkommen; ferner durch ihren Betrag. Zwar die Festsetzung in der 
Weise, dass die Prämie nicht von dem Strafgeld in Abzug kommt, sondern 
daneben besonders bezahlt werden muss, findet sich auch dort, so in 
Hicrapolis (0. J. Gr. 3915), wo der h.Sixrf<fag e!)en.so\nel zugemesen erhillt. 
wie Fiskus und ßovh',. nämlich je 2500 Denare. Aber der übliche Satz 
beträgt dort ein Drittel oder die Hälfte der Ge.samtsnmme. Die Hälfte 
bestimmt freilich auch die oben (8. 95) erwähnte lex rivi, dem Viertel 
indessen ent.sjMicht wieder die von Nero „redigierte" Prämie der lex Papia 
Poppaea (Sneton Xero c. 10). 

Alle.s zusammeugeuommen gewinnt mau den Eindruck, dass die 
lateinischen Inschriflen bei der Ansetzuug der Delatorenpramie wiederum 
Ihre eigenen Wege gehen. Vielleioht kennen ne dieselbe im Lesern Zii- 
aammsmhai^ orsprfinglioh Qberiuinpt nicht nnd haben sie erst aHmüblich 
den Griechen nacbgeahmt; dies könnte man wen^jstens ans dem einen der 
Ostiensisofaen Qnbtilel schfieesen (N. 67 or. 166^ der sum Beispiel bei der 



66) Tgl. ftmer C. J. L. TI 90878: daedenuit donaTemntqiie «oi «t fraendam 

manoipationcm fecenint HS n. I — h. m. H(iiie) d(olo) in(alo) c«ncea«um eat. 

66) Bull, della ^omuü-su„u- .ivc.hro]. XIV 409 No. IKni. C. ,T. L. III 

67) C. J. L. XIV 16o, ÖüO (Oatitt), V yö2 lAtjaUeia). Nicht lesbar i«t der An- 
tefl in C. J. L. TI 92600 und X 6706 (Aatinm: SOlOOO HS an 4m ««r. p. B.j «. 167). 

7 
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Bestimmung des „Ypogaeum" für die Fn iiri lassenen zweifellos die in ähn- 
licher Weise über das tnoooQiov verlügenden griechischen Muster vor 
Augeu hat. 

n. Der erste Abschnitt sollte die Selbstäadigkeit der römischen 
sepnicralen VetboteUansebi gt^^fiber den griechischen bervorii^ien. Die- 
selbe wird aber ml recht begreiflich, wenn man in der Gosdiichte dieser 
Klausdn noch weiter $h nach Ljrkien mrfid^dii Daau bedarf es der 
Feststellung, dasa die Grabtttel flberhaupt nur eine Erscheinungsform einer 
al^ondn verbreiteten Sitte des Altertums sind. nSmlich der Sittel die 
Wirkong privater Verfügungen durch gans dieseibeQ Mittel, wie sie auf 
den Giabtiteb vorkommen; durdi Va1>ot, Verwfinschung, Geldstrafen, 
sicher za stdlen. Die Ze^^isse für diesen Brauch sind, bisher wenigstens, 
aUwdingB noch nicht in ein» nur annähenid so grossen Zahl an Tage 
getretra, wie auf den Sepulcralinsdiriften, aber diese Thatsache erkliirt 
sich wohl am lichtesten daraus, daas die Grabtitel am meisten und am 
besten erhalten sind, weil die Grabdrakmiler den Schutz natfliiidier PietSt 
gfin(!ssr>n, und aus dem schon oben (S. 95) hervoi^hobenen, gerade bei 
ihnen besonders hervortrrtrixlc n Bedürfnis. 

1. Es ist bereits im Zusammenhang mit den Sepulcraimulten auf 
den Sarkophag des Sidonischon Königs Ksmuna/.ar aufmerksam gemacht 
worden 68), dessen luschrifl der ersten Hälf>e des vierten vorthri st liehen 
Jahrhunderts angehört'^'*). Sie droht für drei a»H'h den späteren Inschriften 
gelänfigi' Formen der Cirahschänduiiix mit ntner kräftigen Verwünschung. 
Dic^c Fäll(; sind: Oeü'nen des Sarges (um zu rani)en), Entfernung desselben 
von .seiner Ruhestatt. Uebcrhauen der Grahkammer. l>as Ix'tzte findet 
Hich allerdings vielleicht nur wied^'r in einem Tit«'l von Hicrapolis (C. J. Gr. 
iiülö), wo verboten wird: ,un(>oaütr toi (ii niur /rtrao/xi a^eiv ri u 
f/eiOK0\ja)oiU) Up ßiOfUi tjj (y-'j-f ixf /«f' ai tot Oftgifi, und einmal 

in einer lykischen Drohung"**). Wn-r die beiden anderen IVlikto, ver- 
bunden mit unberechtigter Bcnui/.ung des Grabes, der Beschädigung im 
uligemeinen und einzelner Fälle der h'tütcu, wie des y^dftfiaiu l/./.ö/tutr, 
twv hciyeyQttfiftivtay n ixxaiittaam; exacisclare, nomeu candidati inscribere 
u. B. w.") im besonderen, sind auch noch den spSterai Inschriften gelaufig. 

ö8) Hirschfeld 1(J7. 

69) Corp. Inaer. Semit 1 p. 16. 

70) Do ecke .S. 219 No. 34: wor iiiiiiier b;mt — . 

71) YQÜnitttTtt hxüniHv: 0. .1. I,. III Cm2. fW)H7. ('. .1, Ür. 3028 (Ki-Iiosus). 
MitÜi. d. archäol. lost z. Athen Xi 427 Nu. C (L'ulupliüu). Alwaticv 1878 y. 97 
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IncwisdieD ist aoeh d«t Sarkophag des Vate» des Esmunacar, 
Tabnith, gefimden und publiaert wotden«^ Br eothSlt alMn&Ue eio 
VeiiN>t des OeSnens und der damit Yerbiiiidenai Störang der Grabes- 
ruhe mit eiim VerwfiosobDiig. Der Vater lust sidi nur küner, ak 
der Sohn. 

Ferner mi^ vielleidit aiidi die agyptisahe Grabfcwmel, wdche 
Brugeeb so iriedei^bt: „wran ausieidinet er meinen Namen an Stetoe 
diesem, es wird Gott thun ihm in gldoher Wuse" (nimlieh „sdn Bild 
serstören auf Erden'O^*)» eine Wamang vor Gvabfrevel enthalten, da das 
mit n^uBseichnen" im Sinne von Loben, Presen wiedeigc^bene Wort 
UFsprunglioh alMiduieiden, lostrennen bedeutet**). Dann würde aUsrdings 
die Pronunoiation keine Se^genefMOMl sinn, wie sie Brngscb annahmen 
musSt s<mdeni eine Fludifbrmel, auf die unmittelbar vorbeigehende Yer- 
wfinsoliung Bemf: luhint tul, die fiir den Fall ausgesprodien wird: „wenn 
hinten ansetat Einer meinen Namra hinsetsend seinen Namen". 

Diese Verwfinscbnngsfonndn auf Sark<^hsge» und Grabetelen sind 

nun aber keine vereinzelte Erscheinnng. Aehnlich lauten die flblichen 
&ioherung8klau8elii gegen Uebertretnng in vielen für die üeffentliolik^t 

bestimmtrn TTrkiinden des Altertums. Vor allem kommen hier die V0H 
einer ötient liehen Behörde ausgehenden Urkunden in Betracht. 

Man erinnere mch an die Fluche, welche dem mosaischen Gesetz 
angehängt waren, samt ihrem Gegenstück, den Segensformeln für den, der 
die Gebote befolgt'*). In Aegypten giebt es ein über die Einweihung 
eines Privattempels westlich von Theben verfasstes Protnkoll ans dem 
fünfzehnten Jahrliundort vor Ohri'^tns, worin dir» Tompclordnun^, mit be- 
sondnnT BoziiLrnalirnc aiiC die ErlialtiniL: des Bauwerkes durch die dazu 
notweudige DieaerschaO, mit einer langen und interessanten Verwünschung 

(Smyma). (»xontnv >;ny(>«i/ »> : C. .T. Or. 2831 (Aphrodigias). Bull, de corr. hell. XJ 
460 n. 23 (Thyatira). — txxa^u'ttmnr: BuU. de corr. hell V 844 ^. (Trallm). — eandf- 
clan: C. J. L. V 952, 979. 1496 (AqaUeia). cf. deasciurc: C. J. L. XIV 1103 (i>.ti ii 
- Smhflre: C. J. L. VT 14:nB, IX 33.31 (Ciwtdvi'. r X niHH (rMrmiäie), Xi 075 
(Forum Popili), II 2403 (Spaoion): Praecipias piiero ne liiutt hunc lapidcm. 

73) IMme areh«ol. 80. w6r. tom. 10 (1887) S. 2 fg. Diesen Hinweu. Mwie nodi 
iu:inch<;n anderen Fingerzeig bei der Hi-liainlhni'; dea phöiiizi«cbeti, iWHyriHiheii, Bgyp- 
tüc1i<Mi M.ifciiid« rerdiinkc ich den Mitt(Mliiiiu'>'it meines Uerrn Kollegen Fietaohmann. 

7;i} Zeitiichr. L figypt Spruche III (1««5) Ö. 09 fg. 

74) Danlbib & 91. . 

76) Levitiott« 26, 14—88. Dent«ronom. 88, 15—68. Segen: ib. 8 fg. 

7* 
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den Fflegflm des Tempelfi eiDgesohlrft wird*^, mid an Jahiliiindert jünger 
iBi das Sdiots- und Tratsbundnis swischen Bkmaes IL und dem König 
VOD Gitta (Kanaan?)» welches den den Vertrag brechenden samt all den 
Sdnen der Badie der Im einseben au%esShlten Gdttersdiar des Landes 
CÜiita und des Landes Aegypten pretss^ebfe*'). 

Audi aus Perlen li^ ein bebuintes Stfick vor in den Insdiri^n 
des Darios'^: das £dikt, wddies seine Thatra eraShlt, darf nicht dem 
Volke vorenthalten oder gar seratSrt werden; wer anwiderbandelt^ den soll 
samt semer Familie Auramasda vernichten, während dem Folgsamen Aara- 
maadas fVeondschaft veiiieissen wird. 

Hierher gehören femer im Gebiet der grieobisdien Insdiriften die 
dirae vra Teos (C. J. Gr. 3044): anoJtXva&iu xac avrov wi yivog ro xaW 
für den Uebertreter des dffentUchen G^esetcesi nicht bloss dem Privatmann, 
sondern y wie dften in griechisdien InsdiriftaD, anch dem Beamten an- 
gedroht, and das «^decretnm de bonis publicandis" von Bfylasa in Karien 
ans dem vierten Jahrhundert v. Chr.: d di ti$ roetva na(fa(ß)aivoij ilcuiU; 
yina^m xal envo» mm Tot$ huivov redvtag (C. J. Gr. 2691, o. d. e.). 
Dem letstgsnannten steht an Alter wabrschemlidi ai^lioh gleich das 
Ftefisma von TtaUes (C. J. Gr. 2919): c» ftr^ H^hj dn» xm a^or) 
icat xo fivog a(«)ro(v). 

Verwunsdrangen ^«ch hdien Alters kommen in Privaturkunden 
ssltener vmr. Zwar darf man su den in solcher Form gesehütsten Ur- 
kunden von Priva1|ier8onen auch Verfügungen säblen, wdche eine öffent- 
liche Widmung entlialten. So bergen die Trümmer von Axnm altSthiopiadie 
Inschriften ^^veler steinerner Thronsessel, die ein Herri<ühcr als Weihgesdienk 
dem »Herrn des Himmels" aufstellte, und sie seigen eine Verwünsehnn^ 
formet, gerichtet gegen jeden, der das Werk zu serstSren oder aussnreisscn 
wacft ''^). In Byl)]us in Phöiiizien befindet »ich ein Altar, von einem Kön^ 
der Baalat-Oebal errichtet, mit einer durch die Göttin selbst aussuf&hrenden 
Vertiuchung»«), und in ähnlicher VVei^e ruft ein in Teima eine Stele 
stiftender Prie.ster in assyrischer Sprache die Teimensischen Gottheiten 

7üj Zeit.-!chr. f. iipypt. Spradie XIII (1870) ä. 12i>. Vgl. Brugsch, Geschiebte 
AegTpteiM (1877) S. 412 fg. 

77) Brugsch. (leschichU' 524. 

7Hl >^).iegel, dir> alt|H.m.clieu Keilin.schrifU'ii (2. Aiifl. 1881) S. S6fg. 
T^) i>chlottmauu, die Inschrül Eüclunuuttzara ti. 38. 
80) Corp. Inacr. Sem. 1 p. 4. 
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gegen den Besdiidiger Stele «u Hilfe *i)u Aber in Privatvertrigen 
IfiMt fttdi die VerfliwdiuDg dodi bis jetet wohl nur für Babylon naohwdseo* 
wo es eine biofig«« Erscbdnimg ist, dass jedem« der die Gfiltig)E»t des 
Vertngea geriebtlidi anfechten werde, mit Veniiditung durdi gewieae 
Götter gedrobt wird. Eine dieser Elanseln lautet: „Dessen sddimnien 
Fluch (Untergang?) werden Anu, Bil und Ja auMprebben, Näbn, der 
Schreiber von Isaggil, wird hoine kuuftigen Tagt- wcgrKhmen" ^'). Ist 
Anu der Himmel, r>il = Bei die Sotuie, zugleich der oberste (lott von 
Babylon, und Ja der Meergott, so droht man hier mit den höchsten 
Kräften Himmel« und der Erde; Nübu <Kler Nebo, der Sohn des ßaal, 
der Gott der Weisheit, der Erfinder der Schrift, der Patron der schönen 
Wissenschaften, wird als der Schriflföhrer in der Wohnung des Baal, 
Isaggil, dem W'ohtmrt ihr Sonne im Osten, vorgestellt, er soll die Tage 
des Frevlers im Piiuli des I/'Ixmis tilgen. 

Die Verwand tscliaft der sepulcralen V^erwönschungen mit diesen 
Drohungen in öffentlichen und in privaten Urkunden wird ausser durch 
die oIh'u aniitliilirteu pliöui/.isclu'ii und iigyptiscluii (rrahtittl auch nahe 
gelegt durch die Uebereinstimniiiii-^ unti r dm L,nit'( lii>cliei» Formeln. Man 
neliine die oben (^8. 100) angeführtcu Flikbe aub Mylasa und Tralles und 
vergleiche damit die liäufit;e sepulcrale Formel *^<-//.t« xa/ /ranJ^a ei'ri 
und ähnliche''-'^. Kinc lykischt' lirubschrilt mit dem Schluss: xat ar tig 
ädt/ii^at^ ftrf^fia toiio i^oj)j.a [^/.)cd uarioletz euj altil /lavtMv reicht nach 
ihrem Schriftcharakter wabrscbeinlich noch über das dritte Jabriiundert 
V. Cbr. hinauf**) und steht in diesem Falle den erwibnten öffentlichen 
Urkunden audi seitiicb nahe. 

Auf eine Eigentümlicbkeit der grieohtsdien VerwQnsdiungen gegen- 

81) Corp. Tnscr. Sem. U p. 110 No. 113 v. 10 sq. 

82) Köhler mv\ PeiKor, ans dt«ni l il vl R^^chtnlehen II (1891) S. 19 (letitt- 
willige Versclireibiin<rK Aehnlich «^ i li. kunaU- J«aiiu:ina(<s<ar-.Si\rgon-S(ein s. Zt-xchr. f. 
Assjriul. III (tSäti) 73 (Kauf). Km Heiratskoutrakt: das. S. 79 ueimt Nabu und 
Hardak, eine TVnditioiuurlnmde: du. 8. 79 fg. Hardnic, Zurpamtam und NM>o. 8. jetit 
Pciscr, KeilinHchrifllichc Aktenstiloke S. 9 ool. II, v. 6 fg., S. 17 < u1. V v. T» fp., 
S. 21 V. 29 fg. ToisiT, Babylonische Verträge S. 129 v. 17 fg. Lange Vor- 
wünscbuugon b«i Oppert et Mtiuaut, ducuraenLs jundiquCH de I'Aa^yne etc. p. 94) 
t.8mi., p. 103 T. 83 bb p. 105 v. 94 (hier tdoht jedem aagedrohi) p. 119 t. 81 iq., 

p. 134 V. 1 sq. 

83> C. J. Gr. 2831 (AphriKÜHinj«). Hnll. Ho corr. hell. XII 33 No. 13 (Mylasa). 
GL J. Gfar. 9664, 2667 (UalioaTiaw). Pcrrut, L^ploratioo archäol. I. 101 No. 63 (Mjrsien). 
84) ReiMn in Ljkien U & 3 No. 6. Deeeke 8. 806, 
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über jenen anderen oticntaliseheD Formeb aei aber beilinfig aufineilEflflin 
gemacht. Wahrend, wie boncrict, jene Klauseln oft neben dem Fluch 
eine Segensfomiel enthalten zu gunsten desjenigen, der der Verfügung 
gehorcht, so dass die Gegenüberstellung von Fludi und Segen in älterer 
Zeit vielleicht gfigur als die Regel angeschen werden darf, sind die grie- 
chischen Grabtitel diesem Beispiel nicht gefolgt Nur höchst selten findet 
sich di(> Sc'trMivcrheissung in ihnen**'!. Merkwürdigerweise haben dem- 
freponüluT dif latpinifchen den Seiten uure<-nnmmon Formeln, wie: sie te 
tua vcta stcuiiitjtiir oder: it;i tibi ooiitingat quod vis: kommen manchmal 
vor*"), allerdings nicht als Gegenstuck m einem Fluch, vielmehr für sich 
allein. Nur in den mit den sepulcmleii und sonstigen Verwünschungen 
vielfach übereinstimmenden Schwnrformeln haben die Griechen beide Be- 
standteile bewahrt, so in dem üblichen Eide: eroQXoifti fifv rcokka Jtat 
ayai^a eivai, iiiioQ/LOiyn öe y.a'Aa oder lamrr/'a 

2. Nidit ganz so frühzeitig, Mrie die Vervuneohung als Sicherungs- 
klaiisd in Bediteorkandett aollaucht, läart sieh andi die Mult naobweisen. 
Die Androhung einer TermSgensstrafe rnnss schon deshalb jfingeren 
Datoms sein, weil «Ue VermSgensstraft selbst jfing^ sein wird, als die 
leligiöae Sfihne. Banerkenswert ersdieint es daher, dass s. B. in eineni 
billigen lyldsdien Qrabtitel (Deecke 8. 206) der griechische Tnt nor 
den oben erwihntai alten Fkuk enthält (Note 84), wihvend der lykiadie 
Wordant ohne Fludi dne Geldatnie auferlegt Indessen keinen die 
asByiischen Kimtrakte die Gddstrafe, jedem angedroht, der den Vertrag 
gerichtlich anfechten wfirde, bereits im achten Jahrhundert v. Chr. Die 
Multen bestehen in 1,2, 5, 10 Silberminen und stehen m dem Geschüfls- 
objekt in keinem ersichUichen Wertvrabältnts, so dass man eine Begel ffir 



85! Ro in .Icn uttischen Cfrribtiti'lii : 0. J. Att. X... 1117- 22 npl»f»ji : nrTf yry 
xaQnov ff^QHv firjt (htlttnatev nlani,v tivat, xaxtäi tt iLioÄfT*«i «tTorf kkI yt'vos: noklu 
ml Aym9« ftvat rwnf *tA uvr^ xtä tnyat/otf. C. J. Gr. 30B2 (PhilomeUum): ("Ovr«) 
iftUi Otliklnv (xal rör) Xi'9ov <ivx ititx!{a),) otro; itiy ttiinv ftiii(ittr fftoi Ä«/*r«»: ü(t 

woU zif^mli h pä^ i. VI 10736 (— Kaibel. Iiucr. Oraec m?) bione Veraion 
aus dem Luteiniscben. 

86) C. J. L. VI him, lim, IX 3331 (CastelTeeebio) — VUI «6 (Sun), 1042, 

1070 (Car(hii^(o). — cf. C. J. L. XI 911 (Mutina): nie tibi (posties.snr ttivc colone) donu 
Cerc8 largu det e(t) Brooiuü. Urelli 4761: Ita vaieas scriptor, boo monamentum 
praeteri (Äquileia). 

87) Ditt«nb«rg«r, Sylloge 79, 89. 171, 69. Savpp«, de phiatr. Att. II 4. 

Brun)> p ?B8 o. Bull, de corr. belL XIII 357. Fluch der AmphiM^oiMii voa Delphi 
bei Lasaulx, Stadien S. 166, 46. 
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die Verschiedenheit der Aiulrohiiiigtüi nicht feststellen kann. 8ie {allen 
vielfach au den ÖchaU der Göttin Lstar zn Ninive*"';. Allerdings wenden 
sich die Drohungen oft auch nur an die Parteien des Kei'htsgeseliafts und 
ihn' Rerhtisnachtulger oder Angehörigen Srihne, Enkel, Briidcr, Frauen), 
t itiiual an die iranze Tribiis des Verkäul'ers, eine Art. Ret rai<t recht au8- 
Ii 1 i essend und nie gewinnen dadurch Aehnlichkeit mit den Konven- 
tiou&lätrafcu oder anderen Garautiestipulationen. Aber immer iht dieses 
nidit der Fall: manche bedrohen doch „jeden Koutradizeuten'' "^). Die 
aSBTiieohai Konteakte von der cwdtoa Pwiode ma (dem ,^ro08en Awy- 
riBohen Reich'' nach Oppert et MidDant) — denn die erste kennt nor Vei^ 
wfinsehangen (Note 82) — ztHdinen sich Sberhaupt durch Mannigfaltigkeit 
aus: in manchen heisst es ohne Drt^ung bloss: «Die Anftditung ist aus- 
geschlossen'*. 

Wichtiger, um des bestehenden historisch»! Zusammenhangs wiUen, 
sind griechische Beispide von alten YermSgensstrafen. Die ^teste attisdie 
Staataurkunde** (aedistes Jahrhundert v. Chr.?), ein Demosbeaehluss, ver- 
bietet den in Salamis Angesiedelten, welche „mit den Athenern" steuern 
und Kriegsdienste thun, das erlooste I^nd zu verpachten: wird zuwider 
gehandelt» so hat sowohl der Pachter als der Verpiditer den vollen P!Bchi> 
zins ins d^uuoi zu zahlen, der Ardion lauas ihn beitreibeu (^a rgairaf); 
wer seinen Vichstand veräussi rt, um nicht selbst mehr wirtschaften zu 
mässen, der zahlt 300 attische Drachmen in trKicher Weise"'). Geld- 
Strafen ,,iV (Jä/^o^'" und an die Gottheit neben Flüchen (junagßov ehat) 
ordnet auch das jfingst publizierte Tempelrecht von Alea an: 1, 12, 100 
Drachmen: in einem Falle wird sogar nach Obolen gerechnetes). Ein 
Gesetz von Teos in Jonien aber vorn Jahre 300 v. Chr. ist den GTal>- 
multen noch ähnlicher"^): es handelt sich nni Verwendung %'on Geldern 
zn T^ehr/w ecken und da heisst es: wer redet oder handelt wider tliesen 
vofio^ oder nicht thut, was darin vorgeschrieben wird, f^iLkr^g tt\i xcrrrog 

88) C. J. Hern. i.arH II tom. I faac 1: p. 16 No. 16^ p. 21 No. 19, p. 21 No. 21» 
p. 3a No. 27, p. 39 No. 33. 

89) Zeitflchr. f. vergleichende RecbUnriw. Y ^{g. 

90) S. von den Cttaten der Note 88: No. 16 und 33, ferner die Verkuufaur- 
knnticii bei Oppert et Menant p. 161 18 iq., p. 176 v. 20 sq., p. 221 v. 16 sq., 
p. 244 V. 17 aq. 

91) BuU. de ooTT. hell. XIl (1888) p. 1 xq. Loips. Sind. s. Vam. PhiL XII 1 
(LipnuH). 

92) Rull. >](> rnrr. hell. XllI flSSHi , 281aq. 

93) BuU. de corr. heU. IV Uö v. 4.^ 
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xot yevog to huäwo ml ibroi t9Q6av]Lo6 %eA ovntktla9w rgävta nun 
aitov SfttQ h toi; v6f»ot/i tffiq itt^ {«^oiriiot; Y£'/Qafift{ivotg), dam tritt 
ana Busse yw 10000 DraduneD, an die ftChe an sahleo; der im Eroaeia 
Ueberführte (6 i^Mntofievos) vom sogar das Doppdte eriegeo, aaakg den 
römischen FiUen, wo Iis infitiando eresoit in dapluoL Die Strafe droht 
demnadi sowohl PriTatpersonen wie 6ffeniliohen Beamten, die das Qeeeta 
anfechten wollen, und Shnltcbe FSUe mit dem Zwecke der Sicherung ones 
öfFentltoben Besobluases lassen sich nooh in grGsssfer Ansahl naohweiBeik**X 

Anfinerksam gemacht sei endlich noch auf die grieobiscdien FrN- 
lassungsurkundcn , die den Vei'gleich mit den Grabinschriften noch un- 
mitteUbaiw herausfordern. Zwar ist noucrdiiigs mit Recht darauf auf- 
merksam gemnclit worden '^), dass diese Urkunden von Hierodulen handehi 
und von der AuBchauung ausgelien, als oh die Anfechtung der Freiheit 
das Herrenrecht der Gottheit selbst verletze. Aber die Form der Ver- 
fügung äliTiclt durchaus der in den sepulcralen Verhotsinschriften Imv 
obacht«teu und dcHlml!) ist der Inhalt jener T^'^rkunden auch hier vor- 
wendbar: auf" den Grund der ZuwtMidunir und darauf, da.'is diese gerade 
au die Gottheit des Hierodulen erf'oluft. kommt es fiir diesen /wpek nicht an. 

Am deutlichsten sind in dieser Hinsieht plmkische I rkundeii Es 
wird dem G«ttt Serapis oder dem Asklepieioa ein Sklave ,/,ur Freiheit" 
verkauft uud demjenigen, der ihn „v.crra^ovhXoiTo" ein Silbertident oder 
10 oder 80 Silberminen (— V^, uud '/a Talent) oder 2000 Silbcrdenare 
fOr jeden Sklaven falls mehrere zusammen vorkauft sind, Strafe angedroht 
{anoiiaütij). Die Strafe fallt an die Gottheit: „.loüuqov loi 2rap«/f<(oc)", 
„Tip L^ffxilamtp" — 80, wie es in anderen Urkunden und auch auf einer 

94) Vgl. ein ilttjifißua der Stadt Telm< -sn» (Ball, de corr. hell. XIV Itiii vom 
Jahre 240 — 39 v. Chr. mit Fluch und Strafe (lüÜO Urachm. an Zeus Öotcr) für vqjc"'*' 
imd ffoiXrm wegen gestiftettt- Opftgr; eineD BmcUim der Phylen in Cm (Paton and 
Hicks p. 236 No. 367, YIII) mit 600 (?) Dnicbm. zu lasten des Archen, %a gun.<{ten 
des A[)cillu Kin i'öftos von Halicama'^mis (Darestp et HausHoulior, Reciieil 1 Nn 1 
g 5) nagt von dem, der den vöftos will {avy)j(^tti oder nQo!^7,iu{t) ij Titf or, daaa er nicht 
mehr yofioe «m: r« icvtfa) mutaS ntn^ffOltt» luA foC t/firoUuMV *hm Uqi «al ttbtoy 
(ffvyHv Aehnli« h utxl chcnfalls, wie soeben, in einem Falle, da es sich um Ver- 
bannte handelt, deren VermCiptm spILsI vcrHilH. ein Psi'ft«mn von Amfipolis in Makn- 
donien: C. J. Gr. 20üb: [t)a /jr^ar" uitoi Jrjfiöota »OTcound: ewige Verbaimong. Ein 
hllbflohei Bdapiel hietot «ndlidi Doch das Piefimm toh Rhodu«: C. J. Gr. 8586 h 
(Cauer, Inscr. 2. Aufl. No. 180). 

95) Mitteig, Reichsrecht und Volksrccht S. 525 Note. 

96) CoUitz. Griechiaclie Dialektinschriacu II 1554 (S. BS fg.). BuU. de corr. 
hdL Z p. S78iq. (EhAm), Ceeer («d. 9) Ko. 884, 885. 
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Orabüdirift, wo die Mult an eine Gottheit iSIlt, heiaai: {dQoxftag) JeQas" 
'AtroUlMn, Tov Wn:oiUUM>og, vov Jtig üut^ol;^''). Jedem Phoker, der 
da will| wird sodann das „ftQoarSfieii^* ebgeräumt and ihm dafür die 
Hüfte der Busse si^prochen. Das 7K^*araa&ai mxd ftffwnifai mit dem 
GenHiv des Sklavemiamens, in diesen Ui^unden öfters vodkommend 
bedeutet die Verteidigung des SMaven gegenüber der vindicatio in servi- 
tutem, die aes^to in liberiatem, und ateh^ obgleich eine besonders Form 
der Popularklage darstdlendj dodi dieser in ihrer Gestalt als «xdt- 
Tu^&ai u. 8. w. bei Grabennulten glebh. Denn auch der i}itSiw,oag wird 
einen Prozess zu fuhren gcihabt haben, in dem er den Angezeigten der 
sepulcri violatio überführte. Von Näherem über die verschiedenen Mög- 
lichkeiten, welche in dem B^riff der „Popularklage" liegen, musa hier ab- 
gesehen werden. 

Eine Uebereinstitnmaqg mit den Grabtiteln liegt auch noch in der 
Hinterlegung der Freilassangsurkunde oder vielmehr ihres avtlyqaq^ov an 
anitHehor Stelle. In Phokis ist es der Archon, bei dem die T^rkiindc auf- 
bewahrt wird»''); in Polfi, wo nur ein einziges Mal eine liusse für die 
•A-arrtdoiXfiatc HtJt;fdrulit /ii «ein .«chcint ge.^chieht es im Ilfüii'tiim 
der (intilifit liriiu yuu/.ü^og o<it'r Ihm einer Pri vatper.'<(m (?)'*";; in phry- 
gischen Titfln w ird sogar das ct^Kn genannt In Ph«>kis findet sich 
auch einmal die trotz des Verbotes erfolgt« iSm hiyioyin für öz-i-^Ui; und 
uQfifva erklärt^"') und die Busse heisst in den Freibriefen tTtnl^tov und 
:rQ6tnufJoi', wie auf den Grabtiteln, ja sie zeigt iu Phrj'gien die später 
übliche Höhe von 2500 Denaren i««). 

Diese Privaturkunden repräseutieren also nodi deutlicher, als die 
öffentlichrechtlichen, die Bestandteile der griechischen Gr^rtitel, wie sie 

97) C. J. Gr. 4293 {Patara, Grab), Paton and Eicks p. 236 No. 367 Vlll 
(PM6nna). Btill. de eorr. bell. XIV 164 (Pwfiama tob Tehnimn«). 

SB) Collit/. cit. 1.: c. V. 16; f. v. lö; Bull. eil. X .S80 v. 10. Bei Cauer No. 224 
wiffl rriif Kti'r .»"f) koiistriiicrf , während in Ilrlfi 7j(>itnaKr. f'y(ftxäCfaf>eft: v/tiQ 

tijy *t<ii' gesagt wird (Weucker-Foucart, inacr. rccaeiU. No. 407 v. b. BulL de 
coiT. heU. y 416 V. 16). 

99i ("ollitz cit.: a. v. 1.5; b. v. 17: a. v. 87f f. T, 82. 

100) Weschcr Foucart S. 287 No. 442. 

101) BuU. de corr. bell. V p. 409 v. 14, p. 414 v. 16. 
108) Jonm. of heU. «tad. VIII p. »78 fg. No. 8—7. 
103) Cauer No. 384. 

101) (7ttj(uir>v Bull dp porr hHl. X H79 v. 29. p. 380 v. 11 «Kktea). Ttn6ajium-. 
Joum. of heU. stud. IV 3öO Mo. \ VI Ii All No. l, 378 fg. cit. — 2500 Den.: daselbst 
& 380 No. 3, 8. 377 No. 1 di ' 
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obeo ang^bea wurdea. Nur die V«rwfiiiflohuDg fehlt YorliBoden da- 
gegeo ist auaaer der Malt die Ungultilgkeitseikliniag for Znwideiliaodeb 
die Poptdarklage und die Ddatorenpriunie, die hiwe in der Hilfte det 
Stnfranune bestehti ferner die öblidie Beietobiitit^ dee Slia^ddee nod 
der archivaUedie Ebtrag. Die öffentUdireohtUohen Titd biowieder bieten 
den Fluch neben der Strafe. 

Auch die Beträge der StrafgrMcr wti.^^c'n Analogien auf. Die Be- 
rechnung nach Talenten, wie .sie die älteste der hier in Betracht komf 
mcndeii Grahschriften Lykicns '•>«) cntliält (mindestens dem dritten vor- 
ehristliclien Jahrhundert angehöri?^), hat auch ein Psefismn aiH dem dritten 
oder zwd'trn Jahrhundert vor unserer Aei-a, ein Staat«verti-ag zwischen 
Stiris und Medcon in Phokis: es droht dem iii^ Hinn't-tn'n ir f o7 
'/FyQauiinoic 10 Bühertakntt Busne, zahlbar ro7c ^iinttva(r)roii^^^'), und 
genau wie :nif (km (irah in Pinara 1 Silhrrtalcut . ist Tifter« die Mult in 
phdki.-jcli' ii l'^i ilaftisunghurkundcn '08) Xuch Drachmen r< «-lui( n mf'hrerc 
Grabßcli ritten, die .«ich schon dadurch als ältere charakterisieren, da-ss mit 
einer einzigen Ausnahme "'■') keine eine Muh lür den Fiskus anordnet. 
Drei von ihnen, unter denen jedoch die eine nach der neuesten Lesung 
in Wegfall kommt aihlt Hirsch leid (S. 108} auch ans dem Grunde 
so den alteren, weil die von ihnen angegebene Summe von 6000 Drachmen 
dem alten Silb^talent entspricht Nun finden sidi 10000 Dradmien» %rie 
in Teos (oben 8. 104), m dnem Grabtitel Weateilioiena an gonsten des 
i^og und der Göttin Athene in Sebaste, daaelbat 100 Dradimen (veif^. 
Rhodus: Note 94) im Statut einer jGdischen GenoesenBchaft, die jedesmal 
im {^eidien Betrage an die Gemeinde, an Gott Zebaoth, die Sabbatisteo 



105) ent^pKchende Wendung ateht auch in dem N. 94 (tngefilhrteB PlMfiama 

von UlioiJus: will jeiiiiiti<l yvtouav y^x'olHtaÖm oder ff"> «to/orni niwtt'-ininr, ("<■ dti ini 
i{t)^o/At'ytts ttf*is — ««(luiv *!fttir, dana Butise für üa« xofwr „xai a ytmu{u nfi'ioC 

106) C. J. Gr. 4m n. Biritchreld 106. Treaber 16. Die Straf« betrlgt 

1 SilbertaK'iit. An wen nie '^' /.ih'A werden soll, wird nicht ^jenajft. vor-ti-ht sich, 
wie es scheint, von selber und uach aotutigen Analogien pinarei»cbcr uud l^kisciicr 
Inschriften flberbaniit mOchte man doch wohl am ernten den ^^f*os von Pinaia vermnieiL. 

107) Collitz II 1Ö3U 1.. 7.-). 

108) Dil». No. l-W) a 1,. l?ull. de corr. hell. X 878fg. 

109) Juurn. of beU. stud. XU 229 tVVe»tciücieß). 

110) Es iflt C. J. Gr. 4908 e k Addenda III p. 11S9) [Myra], wo nach: Reiten 

in l.ykicn II N<>. 108 a: 3000 ku lenen ist. ].>ie beiden andern s. C. J. Gr. 4300 w 
(Aperlai^ and md tPatam vgl. Uirschfeld S. 101 H. 1). 
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uod deo Dynasten «legt werden mössen, endlich wieder 10 000 iu Pbellus 
in Ljrkien »1). 1000 Dndimen, wie «n den Zraa Soter in Tefaneaens 
(Note 94), betragt eine Giabennult in Kyanem, allerdbgs mit Absug eines 
Drittels für den iUi^, dne ohne Abaug beaitat Limyra, hier zu gansten 
der yt^vaia veifögt'**). Seibat die originelle Strafe der voftoi. Ober Yer- 
bannte (Note 94), wonaoh daa Vermögen des Ddinquentra dnn Apollo 
oder dem Staat verfallen soll, entbehrt in Grabtitek nicht der Analogie. 
Wet wider den Willen des GrabetifterB, heiast es auf emcr lykiadien 
atafitaod^H au Xanthos, einen Anderen inferiert (ausser dem Stifter und 
seiner ihm schon vorango^'un^* nen Ehegattin), desHcn ro vrra0pfifta sind 
vt rlall !i (eigentlich verpfändet: v.ro'Kei'aetiu <I< m iegonaruv taitetor; o'm 
Fiucli wird beigefügt"'). Man erinnere sich d^ei einer brundisischen 
Inschrift, wo an die bekannte Formel b. m. h« n. s. angeschlossen wird: 
Neque ulli liquebit loeationis cansa in annis ccntum quandoque trans- 
vptidere, widrigenfalls: corum bona pertinere dclxbunt ad rem publienm 
l'niiKUsinomm [C. J. L. IX 136). Beid»' Titel ^,ind allrrditii^s wolil nnzig 
in ihrer Art, der lateinifohe scheint denjenigen nicht gerade .seltenen letzt- 
willip^n Verfniriiniren zu cutsprechen, welche znr Strafe für die Xiclit- 
beaclitunir einer der Pfleere von Grabstütten gewidniclen »Stiltung die 
Stillung8öumme oder ita Falk' der UehertretiitiL^ eines Veraussenmgs- 
verbotes den Gegenstand der verbuttneii Versiusserung, regelmässig ein 
Grundstück, entweder der Stadtgemeiude oder dem Fiskus oder einem 
Kollegium zufallen lassen n«), nur nüt dem Unterschied, dass die Vor^ 
Schriften in diesen Fällen sieb an einen bestimmten Kreis von Personen 
au wenden pflegen und nioht gegen jeden geriditet sind. 

Der erwähnte röiiog von Halicamassus (Note 94) hat noch die gewiss 
nicht unpraktische Vori»chrifl, dass, wenn das Vermögen des StrafniUig<'u 
nicht einmal 10 Statere ausmache, man ihn selbst verkaufen solle mit 
Auikge der i^aytoyil auf Nimmerwiederkebr. Eine Ihnlidie Haftung mit 
der eigenen Pierson» die in Vortragen aussumadien bekanntiich dem Altertum 



Ul) Joiim. of hell. stud. XJI p. 234. Lc iias, vojagc iirclieul. Nü. 1272. 

112) Beiiwn in Lykien II No. 106. C. J. Gr. 4315 k. 

113) RoHcii II No. 9. 

114) Stifluiif,': (Jehl fiillt an die (ioineinde: C. J. L. XIV 367, 431 (Oalia); Wil- 
luans No. 307 ((Jabii: a. l(>9); iiu ein Kolk-g: Wilmans No. 305 (Femura); ein Örand- 
atück fSn% an den ¥ukmi G. J. L. TLIY 2934 (Pra«ni»te: a. 386), D. 32, SB, 3 (Soa'- 
vola)i an die OciDCinde: D. 32. 38, ö, D. 38, S, 84 pr. (Scaarola). 
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nicht tmod warii*'), giebt ea wohl hei den Stnlverfugungen der Grab- 
titel niobt 

Faset man nun alle dieae in vider Bcaiehang fireilieh heterogenen, 
in dem hier int^eBsierenden Punkte aber, der Strafimdrohung für jeden, 
mdatens fibereinatimnienden Eradieiaiingen in dnen Gesiohtapnnkt au- 
aatnm»!, eo wird man Koetkexmea mfiasen, daes die Gnbschriften in der 
That nur &d Glied in der Kette dieser Eredieinnngen aosmachen. FiUe, 
wo die Strafandrohung sieh nicht gegen jedermann richtet, hat in Be> 
Ziehung auf fiskalische Multen neuerdings Mitteis für die Ptoleraaerzeit 
in Aegypten iiiid viel spater dann noch in koptischen, byzantinischen, 
raveonatisohen Keehtsurkundcn des Mittelalters nachgewiesen^'^). Aber 
dass man auch diese rar Vergleichnng heranziehen darf, zeigt z. B. die 
Identität der Strafsumme von 4 Unzen Goldes in ein«'r Grabschrifl von 
Tran in Dalmatien fO. J. III 2704'i mit koptisehf'n Verkaufs- und 
Testament^nrkunden des 8. und 9. Jahrhunt^rts, die sich zweifellos nicht 
an jeden Uehertreter wcmien ^ ' < i. 

Selbst die Konventionalstrafen, obwohl sie juristisch scharf zu unter- 
scheiden sind, lassen sich nicht völlig fernhalten. Dem nicht streng 
juristischen Rechtsbewusstscin mag inmierhin der Schritt von tli r Adresse 
der Nahestehenden zum Verbot für „jegliclieii" als kein selu- weiter er- 
scheinen. M&u erinnere sich des Wechsels zwischen beiden Formen in 
den assyrisdien Ycrtragsudcunden (S. 108). Allerdings mnss auch ein- 
geatuiden winden, dass manchmal die Vcrallgemeiuerung des Verbotes 
trots dem Wortlaut gar nicht im Sinne der YeifBgenden liegen mag. Dies 
ist namentlich dann au vermuten, wenn neben dem fjn quis" einaelne 
Personen besonders bedroht werden i>^. In diesen Fallen li«^ die Ver- 
mutung nahe, der Verlligende habe über dm Kreis der Genannten nicht 
hinaus gedacht 

Von solchen Gesichtspunkten aus eröffnet sich eine weite Perspective 
mit spitmttlelalterlichen Urkunden im Vordeigrund und einem Hinter- 

115) S. \Ves»<f'ly in <l<'n Sitzungsberichten der Kai«. Ak. d. Wiu. in Wien. 
Philoa.-hwtor. KL CXXIV No. IX S. 9 fg. 

116) Mittel«, Reichsrecht und Volkmcht S. 523 fg. 

117) Zeit^chr. f. agypt. S^nicho X.KIX .S. 14. 2."^. 

118) C. J. L. IX !>84 (Compsaf. In ijuam — niiniquiim ullo liceat accedere — 
nequo tiliuH ne<ine ncpote« iicque de adfinitate nullus. Si ijuiü autem — . Movofiov 
1S8() p. 24. 241 : (tiifou (Sovoftiy lj|foiTo(c t*)^i JHfiAfw ftifr* tftoS tfyim» 

(^y))^wr «tr« fUfSint tfAju». El ii tue «te. 
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gnind, der sich in ^ue Vondten verliuft. Denn die christlich geiarbten 
VerwfinfldningeD mit dem ScUcksal des Judas, des Dathan and Abixon, 
dem Aussats Naeman's und Gehasi's und mit den Schrecken des jfin^ten 
Gerichts, die selbst in Manuskripten sum Sdiuts gegen BOchermarder an- 
gedrohten FlAdie der 318 heiligen Väter vom Konsil za NikSa»«) u. devgl. 
sind nichts anderes als die Umwandlungen der heidnischen Vervanscbunga- 
formelo, und auch die Geldstrafandrohungen bleibeoi nur im Inlialt moder- 
nLsicrt, erhalten. TIi< r tzeii die Untersuchui^u Richard LÖnings ein*'"), 
die unschwer an der Uauil der neueren Formcläaiumlungen und Urkunden- 
editioiien zu ergSozcn und wcitcr/ufOhren sein würden. 

HI. Kehren wir wieder zu den sepulcralen Strafklaui^eln zurück, so 
stehen wir noch vor einer Fi'age, der juristiHch irit<'i«ssjint€.sten, zugleich 
aber auch der am srlnvfrsten lÖKharni in dieser Materie, denm Beant- 
wortung hier auch nur versucht werden soll. Eine vollstÜiulige Losung 
licHse .«ieli er.<t von einer nnitttssenden Dfireharheitunfi; des ixesaniten weit 
üher <lie ( iral>~ehriften hiiKUisreicliendeu und ein paar Jalirtau.«>eDde um- 
fa^^eudeu MaU^riule.s erwarten und öie würde höchäLwulirzicheinlich auch 
nicht zu einer einheitlidieu Antwort , sondern nur zur Hervorkehruug 
gi'osser Mannigfaltigkeiten tüliren. Hier soll jedeufails eine Beschränkung 
auf die sqpuloralen Inschriften stattfinden. 

Die beseiobnete Frage ist die nach der juiistiscfaen Bedeutung und 
nach der rechtlichen Grundlage dieser Verbotsvorsdunften und Stvaf- 
drohungcu. Denn, wenn sie Reehtswiricung besitzen, so erscheint es als 
unerhört, dass ein Privatmann ohne eine besondere von der öffentlichen 
Gewalt auagehende Legitimation jedennann mit einer exequieriiaTen Strafe 
bedrohe; und nicht bloss für die Multen besteht diese Erwägung: audi 
bei den VerwÜnsdiungen und Flfichcn, die im Altertum ihre eigme 
Rechtsordnui^; hatten muss die Frage nach dem persönlichen Umfti^ 
ihrer Wirksamkeit erhoben werden. 

Die, wie es scheint, unier den Neueren am weitesten verbreitete An- 

110) Gardthausen, griechische Pahicojfniphii' S. 378 fg. 

120j Der Vertragsbruch und iieiiie Rechtafülgen 1 (187G) 8. ü34fg. 

181} V^. die «gene uf« einer raligifieeii GenoMenadbaft a. 384 n. Chr. in der 
bei LüderH, die diony». Küii->l!t'i- No. 28 beBprochenen Inschrift und über ('nai->;: 
V. Wilamu witz - Mueüeudorff, Kuripidüd' Hippol^vt. S. 240, dessen Aiuführungea 
aber gerade vom StaJidpunkt der urkundlichen Flüche aun zweifelhufi und in dem 
Ptukte, dsM der Flndieiiide in einem Twfailtni« der tMwe oder W/tcoK ra dem Ge- 
bannten stehen mdwe. 
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siebt über die Herkunft der Sepulcralmulten ist diejenige, weldie, fiir Rom 
wenigatens, ein Gesets th deren Grundlage vermutet Schon vor mehr 
als 100 Jahren bat es Marini unter Zurückweisung der Slteren, offrabar 
auf des Cniacius' Autoritit surfickgehendcn Auffassung, als ob es sich 
um poenac ncnnine k^tA handle ausgesprodien, dass wohl ein uns 
nicht mehr bekanntes Geaetc die Erlaubnis cu jenen Festsetaungcn ge- 
geben habe, und er halt, wie neuerdings Perrini, die Multen für eine 
dem arbitritim tlea index scpulcri violati gesetzt«- Nonn'^^. Schärfer 
ausgesprochen findet sich diese Meinung j< f/t Im I Mommsen (Staatsrecht 
n 70 s. schon 2. AuH. S. 67): iigend ein Volksschhws, vennutet er, möge 
die Uefugnis, dass der Errichter eines tirabmales jeden Verletzer desselben 
mit einer öffentliehen (ieldstrafe bis zu 100 000 HS belegen dürfe, „wo 
nicht eingeführt, doch .«nnktioniert und normiert haben", und diese Ver- 
imitiiii^ «cheint bei den neuesten phiIoloi;i<chcTi Hcarl>citcrn der (irfiber- 
linsscii All klang gefunden zn haben'**). Morit/. N'oiirt i^laiiht, (bis u<-iicltte 
( icsrtz ^i)iz;\r namhaft raachen /u können: es .m-i die lex Curnelia bUiutuaria 
vom .lahrc 81 V. Chr. g«'\vesen; aber er nimmt an, dass eine direkte Ke- 
Z(;pLion aus I^ykien geschehen sei: Sulla habe gelegentlich hmucs Aufent- 
haltes in Kleiuaaien und namentlich gelegentlich seiner < )i^anisatiou der 
Ph>vinz Asien die Ideinasiatiflchen Einrichtungen kennen gelernt und die- 
selben in seiner lex imporüert **>'). 

Nicht so fem, als es manchmal erfidieinen möchte, steht dieser 
Auffassung Hnschke. Zwar geht er davon aus, daes den Sepulcralmulten 
nur als testamentarischen VerfBgnngen rechtliche Bedeutung aukomme und 
dass, wenn man „spfiter^ schon nach dem Aussueben des Plataes eigene 
Urkunden über Grabberechtigung und Strafbedingungen fSr sepulcri violatio 
au^enommen habe, diese nach dem Recht der Kaiserseit als „im Testa- 
ment zu bestätigende Codicille" au betrachten seien (S;, 826). Aber die 
AusdehnTitiL^ dieser Strafandrohungen auf jeden Verletner hfdt er dodi 
nicht, wie eine frühere Ansicht von Mommsen (unteritalischr Di.ilcktc 
S. 341) lautete, f&r beruhend auf einer sum Schute der Manen besonders 

122} Cuiac ad Afric. V (Ed. Paris 16r»8 1 p. 1379), s. aber noch ],u ii i iig 8.556 N.29. 
18$ 0. Marini, iücrinone anticho Albani (1785) p. 73«^, Vgl. Ferrini im 
Areh. ginr. N", XXX nm)) |,, 480, 

124) Uirxchfeld 104. Trcuber 3. 

196) Berichte Uber die TerhaadL der k. wMa. Oes. d. Win. (iniil.-lust. El.) 
1890 II/III s. 2m ti;. 

12t>) Z. U. nach der Uant^Uuug vuo Trettber it» 2. 
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verliehenen ..liöhcreii Afaeht über alles Irdische — , die auch diese Straf- 
gewalt über alle Mitbürger in sich schloss". Vitjlmehr meint er, man 
rnie die öffenÜidien Behörden, welche die Heiligkeit der Gräber aufrecht 
m erhalten hatten» die IVibunen, Aed&en und Pontffioes an, Indem man 
ihnen letstwillig die Höhe der von ihnm festsiuetienden Strafsamme vor- 
fldireibfv nadi Analogie der Selhsteinschäteung bei der Injurienklage; denn 
aach hier handele es sieh um eine Injurie» nämlich ,^ine Injurie gegen die 
Manen'« (8. 328 fg.). Husehke aubstituiert alao nur an Stelle des Ge- 
eetaes die öffentliche B^örde; einmal vergleicht er indessen geradezu die 
Grabinschriften dm Drohungen auf den Kassenanweisungen, f^n denen 
dem Falscher die gesetsliehe Strafe voi^halten wird^ (8. 322), ihnlich 
wie Newton sie „Warnungstafeln*' nennl^ ,|öffentlidie Bdianntmaehungen 
— von den Eigentumern angcbi a< lit — , um deren Eigcntumsredit an 
wahren und den gottlosen GrabschAnder m versoheuchen'* ^'i). 

Endlidi sei noch auf Ldnings Resultate aufmerksam gemacht, der 
ja allerdings nicht die Grabinachriften, aber doch die diesen fihnli<dien 
StraflvlanHeln der mittelalterlichen, namentlich frankisober und langpbar^ 

discher, Rechtsurkunden behandelt. Er hält diese Klauseln für eine Um- 
bildung der nmiischen Konventionalstrafen bei niida paetii (S. 599), die 
nur infolge „rein Kprachlicher und grumtnatikalisclier Missverstandnisse" 
(8. 554 u.) und gewisKermasaen nnbewusst (8. 560/1) auf dritte Personen 
anwendbar gemacht worden seien — also ein Missverständnis gleich der 
„lex Aquilia" tnid „lex An-adiu" clor mittelaltfrlichen (Urkunden. Den 
(irund tlieHcr rtntrestalttin«; < rliliekt er diiriii, dass die Ixnlrohten Hand- 
lungen als Anteclitungen von Rechts|;eKcli:if teii mit materiell unbegriuideter 
Klagt' schon an sich, d. Ii. auch ohne die Klausel, jresetzl ieher Strafe 
unterworfen gewe-en sein würden, so das? als*» nicht Aurstelliing einer 
Strafnorm durch rnvaUlihposi(iou v<)rli< ii;(', suiukin mir eine Hervorhebung 
dessen, was ohnehin gesetzlich schon galt (S. 579). Allerdings kann dem- 
gegenüber Löning nicht umliiu, anzuerkennen, dasa manchmal in den 
Klauseln ein Ausdruck des Selbstbewusstsdns liege, als ob der Privatmann 
sich bei der V«*f&gung dodi in der Rolle dnes Oesetzgebers fOhle (8. 580), 
nnd vor allem, dass nioht immer die Hohe der festgesetston Mult mit den 
in den Gesetcen angedrohten Stnfen fiberdnatimme^**), und so ist denn 



127) Newton, die grieeb. loMhr. (ftbenetet Jmdmann 1881) S. 67. 

128) S. 589, vgl S. 598 N. 77. 
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<>igentlich das beiläufig eingestandene Ei^lmtS: ffitWO» BidtneftiB I8s8t ttdl 
hierüber nicht üestätollcn«' (S. 580 N. 59). 

£jU16 von der bisher geschilderten wesentlich abweichende An- 
schauung begegnet bei Köhler'*'^). Er erblickt in den fraglichen Straf- 
klauseln „einen Kardinalpunkt in der Rechtsentwickluug, welcher eine \nel 
grössere Wichtijikeit hat, als man prenöhulich anuimmt: die Autonomie 
der Vfrtragsper.sonen", und er timlcr dieselbe darin begründet, „dass in 
Zeiten, wo die Rechtsordnung in ihrer Jugend ist, — die Parteien der 
litichtsordnunjir mithelfen, da.cB sie durch Straf hcstimmungcn die Zwecke 
und Ziele der llechtsordnung f<)r(liTn <lrnfeu". Daraus crgiebt sich denn 
iVeilidi das Postidat einer l% l)iT( instiiutnnrig beider Faktorcu und Kohler 
musb in diuser Hinsicht ciurüumcu, „dutt-, mau mittelst dieses Hebels der 
Vertragsautonomic es mitunter und mit Erfolg versucht hat, an der Hechts- 
Ordnung zu lockern und missli^ige Rec^tssätte ans dem Leben dea fiechtea 
hinauBEadrangen", aber er findet diesea nur Mvullig dem Ganzen der Beohte- 
entwioklung entspreoheod**. 

In Sfanltdier Wdae fiiutserte sich achon vorKobler von BrQnneok**^ 
indem er ^e Machtbefugnia, wdche aich Private beilegten, neben der 
Begründung subjektiver JEtecbte augleich Anordoungen au treffen, an «dche 
auch dritte, an «idi Unbet^gte gebunden aein aoUen**, als eine ,^orbi- 
tante** betradktet, cUe ihre Erklärung finde i,tn einer noch unvollkommenen 
Sechtaauflaaaiaf;) weldie die Begriffe des subjektiven und objektiven 
Rechtä, die Befugnisse der Privaten und d< r Staatsgewalt noch nicht 
gehörig zu sondern gelernt hatte". „Mit der Erstaikung des öffentlichen 
Rechtsbcwusstaeins und der Machtvollkommenheit der Msigistrate in den 
Städt^'n" vertrage sich diese £inrichtui^ nicht mehr, und deshalb hält 
von Brnnneck eine Bestimmung der Syrakusaner Statuten von 1318 
(c. 40^ für das Zeiclun einer aus dieseui Grunde erfolgten F?eaktion. Die 
citierte Stelle erklärt jrdc „paena a quibuscumque jx rsunis in conten- 
tionibns ( — cnntn>v<M>iis vorher) imposita" für ungültig, es müsste denn 
die Straf«' „yuiblic is coutractibus" angehören oder von „ofBoialibus auctori- 
tiiteui habentibn.-" aufgelegt sein. 

Es soll diesen Ansichten hier etwas nachgespürt werden. Zunächst 

189) Zeitachr. f. Terghdeh. ReobbwiM. T (1884) S. 879 fg. Vgl. beitrüge sar 
g<>minn. I'rivutreclitKgürichicbt« 2. Heft (188&) S. H N. 3. km dem babjlon. Bechts- 
leben n iiraii s. üi N i. 

13u; öiciüeii« milU;lalterlicbe SJtadüreciit« (IbBl) 11 J>. 161. 
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9« aber nocb Folgendes bemerkt. Trennt man die Frage der Ernsllidikdft 
lener Strafiuidroliungen von derjenigen nach ihrer reohdioliea Gftmdlage, 
80 ist vor aUem festaottdlen, dass die EmBtUehkait von Ininem der d- 
tierten Sduriftatdler in Zweifel gezogen wird. Hnaohke s. R tritt mit 
Entschiedenhdt der Meinung entgegen, als liege ,fmir ein Ungebildetes 
Bediisprinaii* an Grunde, als seien die Drolniogeii |,reditlidi nioiit^ mid 
nidits als ein SchreoklMld für den Unkundigen — der etwas wider die- 
selben bitte onteto^men wolW (& B21); und, wer die Sepulcialdrobuiigen 
auf eine lex sarOdcfthrt oder in ihnen blosse Wiederiiolungm det Qffent> 
liehen Strafdrohungen findet, der kann auch fü^ioh nidit anders, als an 
ihre Rechtswirksumkcit glaubi n. 

1. Was imii die Annahme einer gesetzlichen Grundlage angeht, so 
könnte man daiiir eine hauptsächliche Stütze finden wollen in den grie- 
chischen Inschriften, die sich auf „Festsetzungen'* (('jgirriitva, di»(ftafiivat 
vevofio&eriifdiva, dioverayfitva) berufen»»»). Besonders deutlich wäre es, 
würde; die Ergänzung zweier fragmentarischer Titel von Antiphellus in 
Lvktcn richtig sein, die den Grabfrevler roJg Sia itü >- 'hüov dtafygarp\'jv 
{di)o)QtaitfrotQ, {t)o7c (S)t'u\ mvtcjv di^Mgiautvoig) uutcrwerfea Damit 
könnten nur die römiselien Kuii^ergefsetze fjeraeint sein. 

Andere Inschriften beziehen sich auf einen j-oiioc r/jc tifißioQvyJac 
oder tffg aaeßetac oder r^g UQoavXiag^^^), welchen Vi dal ^^S. 00) für 
eine wirkliclie lex hält und mit den Vorschriften bei Paulus (l 21, 5. 6. B.^ 
iflentifiziert. In der Tliat wird man hierbei an die schuu von Pluto an- 
gerufene tvü vü^uv ä^ä erinnert"*), womit nach dem oben (S, 99 fg.) 

131} C. J. (\r. 4S90 cf. App. (Apprlai): x«) v:nr/.u'nnai. rmt dtUTtrttyfifvois 
neben Fluch lunl Mnlt ni\ den Jtjtoi. Paton aml Hirks, inner, of Cos p. 20ß 
No. 319: {ß)ovXoii{jiuj ti/v ratio (n)o(«)^aria vmv&vroy (#j0*(oj.'/«t r(ft<j if {0x0(1) hSi- 
r/M)o(v) ^x)ll{v)ra «(() naQtic{v)ßu t*^r tA Ji(t}^ rovrwr ycirOfto»cr9f»/(»)«(; dastt ei» 
Fluch. VgL das Kontraktsfonnukr aus El Fajum bei Mitteia S.'198^ 1: h nfffflntvuv 
/ji«7»«(K:»t »T . . tiVn« luii wntau i-'roK tnl . . . (Qeldbetnig). 

1H2) C. J. Gr. 4300, 4300 g. 

13S) C. J. Gr. SfiOeCThyaüra): Holt ua noltf und an den Fisktt»; yHvo/ttvoe 

i;itv{h>fOi fiwOtv Ttji T^f ji-fi,1(o(>i /ü:^ i'öji^j. — 426() c (Sidyma): fstra ror x(ai intt)- 
iVt'ii^of tiyat iifi r^-) «OißtCtti roftU»); Mult an noXti. Studi c docuinenti di storia. e dir. 
XII (1891) p. 22a (Kreta): ^'fo/oi UQiMvUaf vöftt^. C. J. Gr. 4303" (Andriake): 

w(€(ii«/diriw t)v Tqr Tvrpufvxfof voftv (ohne Hntt). 

lJU) Lasanlx. Hfn.i;,'i; S. 16.') N. 41. Mitteil. d. dt«ch. arohilol. Infit. Athen 
III (1B78) S. 203 V. 35: x«i twV (mi') viiftutv u{tuii h'o/os kna. Vgl. über o vouifiog 
of^osi E. Ziebartbt de inretarondo in iure graeco quaestionea (Dim. Gotting. 1892 
p. 15 aq. 

8 
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über Verwünschungsformeln in Gvsfiizcn Gcsugten »«*hr wohl ein bestimmtes 
Gesetz ins Auge gefasst .sein könnte. Indessen schwächt es diesen £in> 
druck wieder ab, wenn man die mit der Formel hnevdvvog oder IVoxog 
atv6) T<T) tf^g tv^ßioQvxiag vofttit offbibar {^eMivertige liest: enia vrrei^vifos 
tw tT^g Ti'/i,;(j(>txmg iy/Xi^au ^'^). Denn in diesen Fillen atdit die Malt 
mdst daneben und man ^eht: es handelt mcli nur darom, den Schiddigen 
ansaer der dem Fiekua, djjjjpog n. deijgl. an aahlenden Geldatiale auch 
noch dem ^enüicben StralVerfidiren wegen der genannten Frevel au unter- 
werfen; dieeee aber vetfaingte andere Strafen, nimlich nach den Gesetaen 
der Börner: Todeaatralb, Bergwärkatrafe, Bdegation oder Deportation, je 
nach der Schwere dea Ddiktea'*^. Andere Inaohriftm drOdcen daaaelbe 
kfiner ao ans; virsv^twog htm anocrdfioig t(»g tre^ mtiABvotug 
oder: xai ovdev ^aov ema vntv&wog Wftßutqvxtff und ähnlich. Hin- 
atditlich der vei-schiedcnen Beadcfanungen des Grabfrevcls sei un das er- 
innert, vidA neuerdings Mummsen über das romische „sacrilegium" bemerkt 
hat, das.s aämüch das Wort keine feste rechtliche Beziehung besitze und 
«ur Bozeichnnng verschiedener schwerer Delikte gebraucht werde aaäßua 
in Anwendung auf die Gralischaiidung ist schon n u hlieh allp^emeiii, ttqo- 
avXia (Tempelratih'i passt nur mittelst viiwr kühnen Metaplicr; iihri^iif? 
bezeichnet gerade sacriie^i«^, «acrilei^iuni in lateinischen Inschrilteu audi 
öfter?; die Verletzung des ( Jrähorfrieilciis '39). 

Ans dem vorstehenden Mat( i-ial ist es also kaum zu rechtfertigen, 
wenn man dii- Sepiileralniulten von gesetzliclieu Noruieu herleitet. Nur 
die gesetzliche Stnif'c wird Imufi^ auf den Delinquenten herabgerul'eu , die 
Mult steht, wo sie im Zur«animenhang mit diesen Anrufungen vorkommt, 

13ÖJ Mitteil. d. dtech, arcliiU)!. IiihI. Athen VI 127 No. 10 (Cyzikus), vgl. No. 5 
(KallipoUB). Mowttw I 187, V (»myrn»). C. J. Or. 4806 1 fTelmiMui). 

196) D. 47, 12. 3. 7 (HcHcript des Seiitimiiu Sevenu). Pul. I 21, 4—8. 8, 18, 
V 19 a. Vgl. nnrii (', Tli. T7. 1 (,t. 340). 

137) Min auOy im) p, ÜX, i/xO^. (Mniunia). C. J. Gr. 3260 (Sim^rna). lüerhcr 
gehören anclt die Citate der N. lAl. Femer; C. 3. Or. 8686: »vris dl Iro/op . . . 8688: 
*«% Tiru),io}Qr\)r\inc i w«/»r,ff*T«i (.Iarto.«l. 432."> k : r -rrw j(j/(c)ffiHi» ff(i;]|^/l(oi)pr/ä(r xtti 
tinoturn .. (01ym]»0H). Hiill. de rorr. h<'!l. VII NU .'>; ivrxtow /Jiti (x)aTr]xit(>tj9riant 
(Ta»ua). C. J. Ur. 2t>90: ioyuy vip;u ii<u(tta()vj(iai (ohno Mult, Ahcn r« di if»h' 
timx^V^ ßovJMftat mwfiu) [IrtSuDua]. G. J. Gr. 8694 {Oyvükm): ^tttv^ 9* vtpihe 
mutnruuMi ri/i^oirii/iü^»'^ (ffag^ r« itoatf etc. Le Bau 880 (Milet): Malt an FiKko*: 

tSi'Ottit St 71«»?) toi ßovloti fvt>} ayfiv rtiVoi' 1 1 ii ,'iutovj[tu(, 

138) Hij<turi»cho Zeitschrift LXIV 4101g. 

13B| C. J. L. TI 9659, 10190, 10896; XIY 1046 (Ovtift). Gruter 1076, 10. 
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regelmässig: daneben Nur in einem koptischen iV.^tament ans dem siebenten 
Jahrhuudert werden einmal die oben fX. 117) erwäluiteo 4 Unzen Goldes 
als „die y.cnadi/.i^ bezeichnet, welche die gerechten Gesetze über den ver- 
häugt haben, der es wageu sollte, irgend eine Urkunde tyy(^q>ov) zu 
übertreten" '*<>). Ferner bandelt eine (irabschrifl von Cyzikus von dem 
yjOJQiaiitivov .ilQ)6aret(40v %ov Tufiioi'' im Betrag von 2000 und dem „der 
TtcXig bfioiuj^^' von 1000 Denaren"*). Aber von einer gesetzlichen Norm, 
wdehe cBe 4 Unzen veriiSDgt haben lollte, ist nichts bekannt und 
Wert eok^or Auadrficke wird um ao awaifUhaAeri wenn man in einer 
anderen etwas jüngeren koptischen Urkunde als das von «^en GesetaeD^ 
Bestimmte die ataftaux^ ötaaTQOfi] genannt findet die nur in dem 
etwas swetfdluiflen „Handabhanen*' der Concordieoser Titel (N. 51) dne 
Analogie findet Was sodaun den pjnrikenisdien Titel anhuigt, so maoht 
es sehon seine Fassung sweifdhaft» ob det Verfügende sagen will, dass 
eine gesetsliobe Festsetzung voriiege>^*), und and«w C|jrsikeoisebe Gnib- 
insflliriAen bestit%en die doirt angegebenen Zahlen nur teilwmse 

Dagegen Ist es nidit au leugnen, dnss an manohen Orten, namentüch 
in Kleinasien, Lokalstatuten bestanden zu haben scheinen, die den fie» 
ligionsfrevol und mit diesem die Grabschändung mit Strafen belegten "^). 
Man vergleiche in dieser Hinsicht die Verwünschung von Teos (N. 93): 
OwisXBia&ti) Ttavta 'aot aitov afteQ iv tdtg voftoig xotg ntqi ieifOOtXov 
yBy^aftfi{ivotg) und die Aeusserung ans Tralies in Jonien, welche ausser 
einer an die noktg fallenden Mult droht: ivrevO^wog Patat To7g tc dtardyftaai 
•Attl rolc vraTQi'oic voftoig^*'). Auf die natfUM voftot nimmt auch eine 
Tempelordnuug in Liesbos Besug"^). 

140) ZeitRchr. f. ügypt Stnftcbe XXIX. 23. 

141) C. J. Gr. 3092. 

142) L. CiL N. 140: S. ö. 

14S) Treuber 99 denkt an eine ,Tom Errichter den Qmbes beatimmte Busse*. 

144 f S. < in, r-,.Mt. C. J. (ir. 3694 (2000 Den. für FiskiiH). Mitt,. .1. dts. Ii. archaol. 
In8t. Athen IX. 23 (\m) Ihn. für rtöku:), andeteneits C. J. Or. 3693 (1000 Den. fOx 
Fiskus), 3685 (2500 Den. a» deuselbcti). 

145) Vgl. för Lykieu aueb Hirsokfeld 181 fff., deaaen Annalime 8. 106, das« 

die Formel xaftänig fyJfxtis ein »geHetzmüHsiges Verfuhren' erweise, durch Miiteis 
401 fg. widerlegt worden i«t. Zu dem Matprial den I.t't/ti,'' ii;innt«n irt inzwischen 
eine InMcluül von Kyaneü: Ueinen in Lykien II Nu. 108 hiuitugt-kommeo. Vgl. auch 
Treuber 19. 

146) Bull, de corr. hell. V 344 sq. 

147) Dawlbst IV 441. Vgl. dm PsefisxDU von Rhrxlus (N. yi): »Vo/o« «1' taim 
Tti> viiun» ati x^m ff tsg »i xaNwv «S^m^ — am) tn>xo( lotfo k;/ yofi^i tip axtyi]ini. 

8» 
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Von dem lat ei n i sf^hen Inskriptioiienajaterial scheiden vor allom 
(licjeriigrii Inschriften aus, welche den Ausdruck lex im Sinne von lex 
})rlvata, äbolich wie lex coutractus, gebrauchen. Da giebt es eine Ver- 
fuguug: titulum po«uit aclo^ (= hac lege» ut liceat me ibi poiii (C. J. L. 
VI 20677), eine „lex preteriti tuei", verbunden mit einer Mult von 
50 000 (neuereu) Denaren (ib. 10240), eine lex ne donatio 6at neben Malt 
TOD SO 000 HS an das Aenrium popnli Bomani in Verona (Mos. Vefonenee 
p. 320 no. 8) „Hoc quoque perpetoa mandavit lege tenendam** b^nnt 
Papst Eodcflios in Bavenna seine sepolcnle Verbotsinscfarift (G. J. L. XI 292) 
und in Smjma wird der römische AusdmdE nadtgemadit*^*). Sidiwltch 
sind diese Insdiriften eimüich jfingeren Datnms. 

JEäenfliowenig läset sich fBr den hier vorli^enden Zwedc mit den> 
jraigen Inschrifteii etwas beweis<»i> welche swar auf eine lex Besi^ nduncn, 
jedoch nur im aligemeinen ein „geeetswidrig^^ Handeln aasschlieesen 
wollen 

Dagcg^ erwähnen einige Insdbiiften einer pttblica**: C. J. L. 
VI 9404: lege publica uti lioeat itttm aditum ambit 10235: et oetem 
quae in lege publica oontinenlur 19949: itum aditum ambitnm et oeteris 
Omnibus ex lege plena nt praestentur — und nach der ublioben Bedentang 

dieses Ausdrucks, wonach derselbe den G^pensats anr lex privata, zum 
Privilegium bildet i'^'^), wie publicum ius g^nfiber pactum, fidcs publica 
gegenüber fides privata, Hesse sich wohl an ein römisches Staatsge-eta 
denken, wrlelies in die Verhältnisse des (iräberrechts eingegriffen hat Ja 
man liat in einem anderen Falle, wo diese lex public« f^nanrit wird, sogar 
die XII Tafeln vermutet *•'•»). Diese sind nun in vorlirjrt'ndcni Zu- 
saiuiiieiilianfi^e wahrseheinlich nicht gemeint, aber nach einer rremullieheii 
Mitteilung den Herrn Kollepen «Johannes Schmidt in (iiessen finden sieh 
nicht bloss in den Stellen, wo die lex publica auisdrücklich genannt wird, 

148) Marini inscr. albani p. ?•"). 2 hält (lioMi- l.'x für eine diis Mnltn-cht v«t- 
leihi'iMli* lex pnVilifii . Wninser i>. J»3 fi? Ii für eine \f\ pnuJiGcinn. Deiroye 64 
imimtieri lUts Miss Verständnis lex = lex publica sogar MonuuHcn, .Stautsrecht II 67 
^. Aufl. 70} ohne Jeden Grand. 

149) Alovatiov 1 p. 82 No. it2: ffopm'; — ai'r yVfiifi etc. 

liVO) C. .1. L. III. Riipp). 7577 (Constuntiana) nemo eonffra Ipir»'m in hc>c «ejinl. 
inferat), IX 5900 (Aucona) : «i qui» rio(l)eutus volucrit esssc et contra l<'ges teinptaverit, 
det Üsd TUilnn, X 1971 (Puteoli); rogo fac. (prAe)ter Ieg«m ne quin (mi)hi titulum 
doiciai cii(rahn a^ti^». V<,'l. N. 137: Cyzikns. 

151) «Jai. 2, 104. 3, 174. I). 47. 22, 4. Val. Prob. § 1. 

152) Cohn, zum röm. Vereinsrecht 33, 47. 
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BODdecn auch in anderen, wo sie nicht genannt uA, Bruchstadte eines alten 
Giibeneelits» viellddit aus Augustdsciher Zeit, dessen Restitution ttob 
versuohen licsse^**). Immerhin scheint es doch, als ob es in dieser Oid» 
nung ttoh nur um die Offenhaltung des Zutritte zum Grabe (itus, aditus» 
ambitne, aetus, ttor), um das Ilecht, Wasser zu schöpfen, einen Brunnen 
XU benutzen, Holz von den umliegenden Gebüschen zu entnehmen, ge- 
handelt hätte und das alles lediglich sum Zweck der Grabcspfle^o und 
des Totenkultus: «um saerificia facerc, coronare, vesci und epulari 
Dass dit* fragliche lex mehr enthalten hätte, namentücli auch etwas über 
Gräbermulten, dafür bieten ^Wr Bruchstücke, deren Sammhuig und Resti- 
tution leider Iii« r nicht zur Aufgabe gemacht werden kann, wie es scheint, 
keinen Anhalt.spuukt dar*'''). 

Die römisch«' Gesetzgebung hat sich mit der Bedruhung des Grab- 
frevt'la» erst verhälLnismässig spät befasst J^us pnitorische Edikt über 
die aetio sepulcri violati ist wohl die frühest*? gesetzgeberisehe Masbregel, 
welche dort uachgewiescu werden kauu. Der praetor viTüpraeh zunächst 
in factum iudicium gegen den dolo malo Handelnden zu gunsten des In- 
habers des ins sepulcri (is ad quem pertinet). Die Kluge ging auf eine 
beliebige Soiiitzungssumme (bonum et aequum). Kläger war also hier 
geuStigt, sein ius sepuleri au beweisen. Geadiah dies nidit oder wollte 
der Berechtigte uiebt klagen, dann konnte „quicnmque agere volet*' klagen 
auf 100000 HS. Nur eine solche sogen. Popularklsge wurde gewfihrt im 
Fslle ddosen Wohnens im Monumoit oder des Innehabens eines nieht 
dem Dlttiste des Grabes dienenden GebSudes daselbst» die 8trafiunme 
betrug dann aber 200000 HS.'*^). Diese feaiiea Summen werden von 
den Sepulcrslmulten mdstens unterboten , aber 100 000 HS kommen in 



153) Wuinser p. H hllt die S. 10? erwähnte Bnmdiwache Insduift Ülr das Fieg» 
tnent einer lex seiniU-ralis. 

104) Actus: C, J. L. VI 1023Ü. Iter: ib. 7513. llaustus aquac, putt'Uij etc.: 
ib. 9104, 848&. 17668. C. J. L. T 3849, 3688 (Terona). Ugna nimero: C. J. L. VI 
9404, 1023Ö, X +44. Sacrificia, read, epnlttii etc. C. J. L. VI 3686, 6888^ 7618, 
1Ü23Ö, 10231, 10-247, 10562, 13823. 

155) Vgl. auch M. Voigt (N. 125) S. 269 fg. 

Id6) Dernbarg, Festgaben ffOr HeSter (1873) 8. 124 No. 6 halt von den Kdikten 

de «quilrrn vinl.itri <\:in anf Wohncii bnzüglicK«' fHr «la^ ültt r.'; S. llfi No. 9 da« Edikt, 
betrctit'ud lUutiuu in lucutn publicum für älter, lUs die übrigen auf loca religiosu hn- 
zUgliehen. Jedenfalls ist da« ed. de eep. Tiol. Labeo hdcamit (D. 39, 3, 4 pr. D. 47, 
10, 27. D. 47, 12, 3, 9). 

157) Leuel ed. perp. 181. 
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Rom and Aquileia vor, zahlbar an den Fiskus oder aiis aerarium p. R, 
oder die ansa pontificum, auch so, dase Fi<;kus und coll(*gium püiitificum, 
aerarium populi und Yestalinnen sich darein zu teilen haben i**)^ 200000 HS 
finden sich in Ostia zu guneten des römischen Aerars^^*). 

Eine Geldpon prwälnit dann in diesem Zusammenhang nur noch 
Ulpinn bei der ediktaleii jictio in factum gepjcn denjenip;pn, der in locum 
purum alterius oder in ein .sepulcruni, '.vfi er das lUationsrecht nicht hf- 
sitzt, inferiert: et pueiia pecuniaria subicietur (D. 11, 7, 2, 2). Aber er 
spricht sich nicht weiter darüber aus Ein BasilikenBcholia^^t weiss in 

diesem Zusammenhang zu berichton, dass die actio in factum auf 50 vo- 
tttaftuia gegangen sei (Bas. 12, 2, ü § ü no. 7 i. f.'^ und dieser Summe ent- 
spricht vielleicht eine Inschrift von Luna ,('. J. L. XI Hll), die tur 
corpus alienum poni 50 solidi zu gunsten des Fiskus verordnet Denn in 
der naohkoDBtantinisdien Zeit henak der aureus (= vofnafia): soUdus*'^). 

Nun ftigen aber die mit einem Beskript dea Septimius SeveTUB 
(N. 186) bannenden Eaiaeigeaetaai wddia das am Ombe begangene 
Sanrilegttun mit Todesstrafei Zwang^beit imd Verbaimung ahnden, bi« 
im Jahre 849 Konstantins und Konstaas eridSrm (G. Th. 9, 17, 2), 
das bisher mit Blut gerOgte Delikt soUe fottan nur noch mit mulcta ver- 
folgt werden; sie setaen fOr die Zukunft 20 flbnd Goldes an, die natfirlidb 
in ^e „sacne laigitionss*' ffieasen* Dab« bleibt es allerduigs nioht; 
Konstaos selbst sieht neh yeranlasst, auf die alte kStpcflMhe Strafe 
snrBdcsiigehen und sidietitniert nur neben ihr 10 Pfund Goldes (GL Th. 
9, 17, 3. 4 a. 356/7'. Theodosins und Valentinian normieren a. 439 
wieder 20 Pfund Goldes als poena sacrilegil (Nov. Valent. HI tit. 3 c. 1 § 5) 
und ordnen die Materie neu durch ein umfassendes Gesetz vom Jahre 447 
(ib. üt. 22), welches sie mit der Bemerkung einleiten: die Lernte glaubten 
nicht mehr, dass sie nach den alten Vorschriften behandelt werden wfirden, 
und so Fohr man sich in die Notwendigkeit versetzt, die alte Strenge 
wieder einzuführen. Die üntireien und Colonen tnüX Todeafitrafe, ebenso 



158) C. J. L. VI 3554, 13073, 13152, 16809. ßullett dcUa commisa. archeol. XIV 
400 Ko. 1651. C. J. L. Y 1102 (Aqnileia). & J. L. VI 8518, 10648. — RaTenna? 

ib. H 147 (?). 

159) C. J. L. XIV 1153. 

160) Vermutungen bei Lenel edict. 179. Gl. Pccuniarm meint: die Strafe der 
«epolcri violalao. 

ini) Mrtr.i Hardt, röm. Stuatsvonvaltimg U 27. 
162) Bas. 60, aa, 14 toOeni in: 20. 
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dl« Annen waber den FieieD, Reiche aber und Voroebme verlieren die 
HilAe ihreft VennUgens nnd verfidlen ewiger Infiunie Bünden 
wendet sich das Gesetz g^en die Geistlicticu, die ab gefährliche Grab- 
schänder hingestellt werden, wobei sie allerdings ntn In der Meinung 
handelten, Gott einen Dienet au erweiera; sie verlieren ihr Amt und 
werden fßr immer deportiert. 

Jn.«itiQiau hat von diesen Gesetzen die aus den Jahren 340 (N. 136) 
und 357 in ihren wesontllchen Punkten in seine (tesetzgebung aufge- 
nommen, vnn dem Gesetz des Jahres 349 nur den auf die loconim iudices 
(N. 1G3) bt'züglicheu Passus (C 9, 19, 2 — 4\ so dass nach seitiem Koiiex 
der gewöhnliche Cirabschändcr ausser der Leibesstrafe 10 l'lund (jüld( s 
und nur der iudix, der die Strafverfolgung unterläast, 20 Pfund Goldes 
samt di!r uüta infamia zu büsbeu hat 

Den vorstehenden (Jesetzen entsprechen die Sepulcraluiuli^iu nicht 
Zwar in Silberpfuuden steigt der Beti-ug einiusü vielleicht bis 50, und 
10 Pfund Silber kommen öfters vor»«*). Aber in Goldpfunden erhebt 
sich die Mult nicht Ober die Zahl YIU (neben poena capitiB)"^^). Nur 
in folgender fiiohtnng sind Uebereinatunmnngen möglich. Das oben er- 
wähnte Geseta von 849 (CTh. 9, 17, 2) gibt sich nimlich sogen, rfickwirkende 
Kraft in der Weise, dass 1 Pfimd Gold für jedes Grab denyedgen gedroht 
wird, der sdt a. 888 Grabmonumente «rst&rt bat; wer ans An^t vor 
der Strafe die Ruinen flberschfittete und nicht inneifaalb bestimmter Frist 
dies sdber beim pnefeetns ptaetorio denansiert, aafalt 2 I'fund Diesem 
Strafinaas entsprechen die Grabmullen 5fUr^«*). Femer stimmen, wonuf 
sehon Springer und neuerdings wieder Mitteis anfmeiksam gemacht 
haben die in einem Gosels von 899 (GL 1, H, 6) f&r die Eompetena 
verschiedener Staatsbeamter festgesetzten Moltmazimen von 6, 8, 2 Unsen 
Goldes mit den Staufandrohuimien der Urkunden oft fiberein und dies triSl 
auch bei Sepulcralmulten su: 3 oder 6 Goldunaen, an den Fiakua fiülend, 

16B) Die Infiunie war neben der GeUbrbrafe aohon in dem Gesete von 340 den 

niTcntlii-lu'n Beamten (loooiriun indicet) aagedzoU» veim ne die geietiliche YctMlinft 

bi nt anaetaten. 

164) 50: C. J. L. III S6S2 (ijpiilato), 10: Ephem. ep. III 846 No. 668 (a. 460?) 
[8alona|. V. J. h. V 8751. Bull, doli ist. ili dir. B. III 366 (Coneoidia) «. s. w. 

16.')) Bull. <lell ist. (Ii dir M IV 150 fConcoHiaK 

166) 1 Pfd.: C. J. L. V 6244 (Mailand). Heuz^- 94 No. 49 (Philippi). C. J. L. 
y 8742, 8760, 8761 (alternativ mit Handabhaaen), 8764 ete. (Conooidia). C. J. L. 12 
5900 (Aiicoua). 2 Ff.I.: ib. V 8740, 8760, 8752 < iConrordia). 

167| Zeitachr. L igypU Spmche XXIU 138. Mittet» 531. 
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kennt Concordta, 3 em SUavengrab in Attika nnd eine Sakmitaniscbe 
GrabschriA, mit der ocli-'ia catolica SaL als Empfang* r >'^^. 

Trotz mancher Uebereiiistimmungen der Multhöhe mit gesetxlichen 
Geldstrafen in ciuzelueo I^en Ist das Hesnltat der Veigictcbung mit 
gcsetislichcu Vorschriften auch für die lateinischen Titel im wesentlichen 
ein negative?. Denn für die bei weitem überwiegende Mehnrnhl der Se- 
pulcnilnuiltou iässt sicli ciue solche Uehereinstimnuing nli ht naciiweisen 
und an demselben Orte vuid vermutUcl» auch zu d« r-» Iben Zeit, wo die 
den sfcj^etzliclieii entspreehendcn Multbeträgc vorkonimen, wie z. B. in 
Coru-oriiia, finden wii-d' r ganz alnveichende Ausätze statt. Alles, was bei 
den vünstc'henden Vergleiehungen Positives herauskommt, ist demnach 
die«, dass in manchen FüUeu die gesetzlichen Strulln angerlroht werden, 
dann aber nicht immer: bestehend in einer Mult, aouderu — iu den 
griechischen Titelu — neben derselben, und daäs unter den lateinisdien 
hnthnStea manche in der Hohe nut den sam Teil anaser ZaammoBnhaag 
mit der nepiitori violatio angeordneten geäctdidben Malten fibefeinkomnien. 
Eridiren liast aieli darana die Befiignia zu jenen privaten &foltaodroli- 
nngen nicht 

So aeigen andi die mittdaltedieheD, nidit Griber betielfai^ Bechta- 
orlcanden die Beaugnakme auf die lex Alamanporam und B«ttwarionim 
ohne daas immer die H5he der fea lge o cta ten Mtdten mit den Gcaetaen 
harmoniert QS. 128), oder aie drt^en nur im allgemdnen nut der „multa 
l^ptf"% deren Deutung auf die Jex AqniÜa* (S. III) fibrigena nicht su- 
trifft^^Oi allgememer mit der lex tenena, der lex qnod vivit» 

der poena seculi u. dergl. womit die w<'ltliche Strafe gfgenGber der 
geistlichen (der Exkommunikation) gemeint sein wird. In einer neuerdings 
pablizierten Salonitaner Grabschrift vom Jahre 430 (N. 1C8) erfolgt eine 
Beadiworang bei Gott „et per legea cresteanorum", dass jeder extranena, 
dar eine andere Leiche hier bestatten wolle, der katholiaohen Kirche von 

168) C. J, L. V8754. 8770. Bull. dell. ist. <ii dir. i; W 158 f-. ('. J. L. V sTiio 
Kai bei, inscr. graec. 2329. — C. J. AtUc 1433. Ballett, di ardieol. e stoii» Dal- 
mata X p. 145 (a. 430 p. C.) 

160) Blnhme, Jabtb. 4. gern, ifadL R. III (1659) S. 283. LOnin?, S. 593 
N. 75. 76. S. 594 N. 79. 8. jetst z. B. Mon. Genn. biit. Iiegom nectio V FovtnulM 
p. 389 V. 33: .ilhi miilta pompoimt, simt in lege Alaniannonim conlinftur.* 

170) Z. B. Formulft Andccav.: Mou. Genn. cit. p. 7 v. 2.">, p, 11 v, 15 (hier iüt 
der Mnltbetnig anijegebeii mit 1 lihn sAii, aigenti poade tabttua). 

171) LöninK S. 588 N. 68 gflgen Blnhm« 213/4^ 889 H. 106. 
17^^ iiöning 584. 
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Salona Busse von 3 (Unzen) zahle. BeBchwuningen bei heiligen Eiden, 
bei „allen Gottttn", per deos nipertM infenraque, bei „Oottes GrösKe nnd 
dm iinteriidiBoheii Dänkonen", bei den ,^tygisdien Qotteni''» beim jüngsten 
Qerich^ bei „G<»fet dem Allmächtigen nnd Jesa Christo von Nacaretfa*' n. 8.f. 
flind swar auf Sepnloraltiteb, wie gelegentlich in anderen Urkunden, nicht 
adten'**)^ aber eme BeachwSnmg |,bei den Gesetaen der Christen*' schcbt 
bisher iranigstens ein Uniknm ni bilden. 

Wenn man folgendes in Betracht aeht» so möchte sogar der Yermatung 
Ratun gegAm weiden können, dass bei Festsetsnng der Geldsummen ge- 
legendidi ZnÜQli^iten und Willkflr eine Bolle spielten. Es ist oImd 
(Su 108) schon bemerict worden, dass man an den eig^tlichen Kimventional« 
strafen nidit ^us vorbeigehen darf, wenn man die hier besprochenen 
IVagen beantwort<>n will. Da zeigen nun die oberitalischen Libellarveiv 
trappi eine Art Pachtkontrakte, aus dem 12. Jahrhundert und früher, welche 
Kohl er in seinen Beitragen zur gt^rmanischen Privati eclifsgt schichtc mit- 
geteilt hat, < inc l)emerkonswerte £i8cheinung. Die Verträge wci-dcn rcgeU 
massig auf 29 Jahre abgeschlossen, es kommen aber auch solche in per- 
petuum nnd für kür/erc Fristen vor. Ein in perpetuum lautender droht 
nun (k'ii Piiitoii^n imd ilu-en Kochtsnach folgern bei Uebertretun«; 40 «olidi 
(Kuhler 1 47 Konventionalpön. Worauf dieser Ansatz herulit, ist wohl 
nicht bekannt. Aber, wcim dauu uut 29 Jahre abgescldosseue Verträge 
flie Summe von 2'J .-^olidi und gar ein auf 28 Jahre lautender 28 soüdi 
(Köhler II 12; fcst.'^t.'tztn, so ist dies kaum anders m erklären, al« aus 
einer alisichtlichen Ausgleichung der Münzeinheiten mit den Pachtjahren. 

2. Eine andere Konstruktion der Scpulci-almulteu läge nahe: die Au.s- 
leguiig als letztwillige Verfügungen. Dieses war ja auch die Meinung 
Httschke's, der nur formalistisch hier au weit ging, z. B. wenn er 
codicillt ad testamentum konstruierte (s. oben & 110). Waa sich für diese 
Meinung ins Fdd iBhren Uesse, sei hier lur Sprache gebradit 

Weniger bedeutungsvoll annachst ist eine stadtromiadie Inschrift 
(Muratori III 1687, 6), wo es heisst: Ex testament . . . Januarii. Q. oon- 

17H) Z. B. C. J. (Jr. 1933 (Kophaloiiia). 1981 (Thessiilonicli). Bull, de com holl. 
Vi öl&sq. (Phrygien). (J. J. L. V ö415 iComo}, 7793 (Albiuui Igaunum), VI 5886, 
1280S, 13037. Orelli 4784 (Rom). Grtiter p. 601, 10 (ib?). X 178, 179 (Potentia: 

;i. 528). C. J. Or. 927(1 fl. onium). Kuibol, inscr. gniec. 187 (.S^niku.s). C. J. L. XII 
472.^ (Narbo a. J 1*K>(. 3019 (Nimes), XI 329 (lUvenna). Journ. of hell. stud. XU 
p. 267 (Wentcilicieii). Koptisches Testament a. 800: Z. f. %ypt. Sprache XXIX 19. 
174) Kohler I 48, II lö. S3. 
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dere vo . . , arc poitit HS XC m. nnm. — Also in der Tb$A eioe HdU 
androhung und viellMclit ein caput ex testamento. ^bideeaen ist dieser 
mbdeatens fnglidij die Anftngßworte können aidi auch nur auf die Eiv 
ricbtung des Monaments beii^en und bloss der in Grabttteln oH iror- 
kommenden Bmv kung Aosdrut^ geben sollen, dass das Monument infolge 
teatamenfoiiaclier Anordnung errichtet irordoi sei. Wioht^er ist deshalb 
dn Grabtitel aus Aphrodisiaa in CSarien (C. J. Gr. 2771)» in wdohem to 
Sipiovfttya jcQoaiti^a h il din^r^Kn tf^ des X. dem Liferenten angedroht 
werden, und einer von Maionia, wo der Unterwerfung iintcr die nqcatti^ta 
la tibqI avLiltvaetag vatfiov (N. 137) beigefugt ist: aoS^' a aal du9i^t». 
Direkte ietstwiUige Verfügungen sind dies ja nicht und vielleicht sollen 
die dfjXovfttva Ttqoaxufia auch nicht, wie die Worte hier au^efasst worden 
sind'"*), eine Mult bedeuten, deren Höhe der Erblasser beliebig in soinem 
Testamente fest.setzt, sondern er mag die gesetzlieh normierten Strafen, die 
iiQiiiiiira, diatttay^tta u, 3. w. (N. 131) meinen, welclie allerdings hier 
(TeldstratVn wären, wenn in dem Aphrodisiensisehen Tiu*! it^ lafidi^j zu 
li sen ist. Aber di*; Bezugnahme auf «las Testament liegt vor und zu ihr 
passt auch die infinitivische Fofisung des Aphrotlisiensipchen Titels, der 
dadurch den Charakter «anes blos»<in Referat<fi ^n-winnt. I'>r lautet: Ei<; 
if^v eniKU^itri^y ooquv ioIto» {toi) ftvTjUeioi /u^()i>'< aA/.^(,^i; i^ihta ttDi^rai 
^ (i6v<it [Itqixff Tot y.a(i)£ffxfroxdT(t) TÖ fiyr^fteior i/rti u i^d$ {V)Te^6v Tim 
mtovUn x^) {taftdi;>) td driko(\umt eto. Man vergleiche die noch sprechen- 
dere Insoiixift vom Isthmus (G. J. Gr. 2690): 

dtha§ey h cris £i9«ro dta^^^uus: worauf folgt, umgewandelt in die erste 
Penon der Rede; ovdtM. de ^Sßorea. ra^nH»«* u. s. w. 

Femer laast sich geltend machen, dass sich öfters die sepulcralen 
Veibote in griediisoheo wie in lateinischen Inschriften nur an die Eiben 
und Erbeserben ^^•) oder an einen dem Verstorbenen nahestehend«! und 
daher sdnen letatvrilligen Verfugungen unterli^enden Kreis von Peawmen, 
an seine ^Angelassenen, seme Kinder und Kindeskinder ^^f) riditen. Auch 

175) Hir8rhf..M 122 Tr.'nl.or H7. Vgl. iiurh oben N. 143. 

176) C. J. L. VI ;irK>4, VAmi, XIV un (OatkJ, X 3()71 irut*-uli). C. J. Gr. 
32H8 (Smyraa), 1689 (Aphrodina»). C. J. L. III S896 (OMnMnritia-Thal). a J. Gr. 
1966, 1981 (ThtMHaloiiich). 6:^24 c <Roi«). 

177) s(iipnt) »(crij)ti): C. J. \i. X S750 (Atella); Krlteii, avyytnii (iillerdin>ffl aurli 
nulthai): BuU. de corr. hell. XI 3%; posteri u. Erben: C. J. k VI 1Ü23«, l'ill8. 
III 191 *s CL J. Gr. 4462 (biling., Benwa); nltunuf ex nomine nottroram poitaroinim- 
qiie: C. J. L. VI 9466. Uberfei: a J. L. VI 28276. firb«n und Frai||«lMMiift: C. J. 
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wird in den Insdiriften manehnial die lUationBeiliiubniB letitwilliger Ver- 
fBgung voiMaUen oder ducih Beragnahme anf dn im Testament m 
ernennenden Erben oder ireiailaaeenden Sklaven festgestellt i^»). Andera> 
seiiB kommt es aaeb ein paar Mal vor» daea die Sepulcralmulten, «ddie 
dritte au aahlen haben, den Erben des Yerfligenden xugemeeen werden i**). 

Diese Zusammmklnge mit der letitwiU^;aQ Veif&gmig des Grab- 
stiftezB maohen indessen die sepnloralen Verbote und Straf drdbun^n noch 
oidbrif an letstmll^;^ Yerftgongen, wenn auch einmal, wie oben bemertit 
(ß. 122: Isthmus) det Inhalt des Testaments in die Inaohrift au%enommen 
wird Es käme auch noch auf die Form der Verftgongen an, und in 
dieser Hinsicht läast sich ebenfalls nicht leugnen, dass gewisse Aehnlich- 
keiten awiachen Testamenten und sepuloralen Multandrohungen bestehen. 
Dabin gehört die Klausel: ne de familia exeat (S. 92 oben) und die Yer^ 
Sicherung, dass man ^äiv /.al q<QOv(uv verfügt habe"'). Dahin gehören vor 
allem auch die sog. tostamentarisclu n Multm, welche TTuschke (S. f?08 — 315) 
schon behandelt hat, Sie kömien allerdings mit Kechtswirkung nur dem- 
jenigen auferlegt werden, welcher im Tc^stiiment hedaeht ist, alxr im 
übrigen enthalten sie nianfhe.s Verwandte mit den Im i in Ik [nicht kommen- 
den Belegen. So besteht die Ötrafnumme nicht immer, wie hei den (irah- 
stiftungen N. 114"^ üblieh, in dem ganzen Betrag der Hiuterla-ssenschait **'), 
sondern z. B. nach dem TcHtament eine^^ Gallier» aus dem 1. Jahrhundert 
(II 6 fg., Bruns p. 298) iu 100 000 IIS zu guusteu der civitus Linguaum. 
Femer sind die Empfanger offenbar nicht an das Erfordernis der testamcnti 
fiictio passiva gebunden***). Allndtngs waren die bei Cicero erwähnten 

Gr. 3464 (Smytna). Kinder; C. J. Gr. 4908 — Beim I No. 12 (TebniaBiM); filü nbe 

liberü: Grutor p 827, 2. 

178) C. J. L. VI 8432, s. oben N. 16; 10107; sui« quibuH iegjivit tt'Htttoientu; 
12836: qum in tettae. meo ioMero; 19816: ei qu<M tostamflnto notniitaro; 21861 : et üs 
quontci iiotm'na in (tei<t)aiii< it<o iiuchpta. erunt. 

179) C. J. L. VI 7424, 8450». 12129, 15840. XIV 1472 (Ostiu). C. .1. Or. 
Movatiw 1880 p. 144, 186 (Smjma). Freizulasaende : C. J. L. VI 13484, 14823, X 3037 
(PateoU). Grnter p. 817, 18 (Rom). Vgl. Pernice. Siteniigrirarichte LI 8. 1908, 9. 

1801 Kaibel, inner. LTnice, 14.52 iRnni : Kiskiis f>000 Dpimre, Erben e><en»snvif!). 
C. J. <ir. 2043 (Koutstiintinopel: Erben und auX*s jt ÖOO Deoaru). Bull, du corr. hell. 
XIII 317 (Hetadea-Pontica: ebenso, aber 8600 Den.). 

181) C S. Or. 3996 (leonimn), 8293 (Smyma). Vgl. die TeAtiinient^fnignu'nt« 
iius El Ftgüm bei Mahaffj, oa the Flinden F^yri e. fi. No. XiV and Wessel; , 
äitzungübericbU: 21. 

188) CSceroniBiuich« FBlle bei Hnaehke 801. 

188) S. aueh Hnvclike 811. 
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FSlle, wo die Eibadiaft an den Venttstempel auf dem Erixbeige and an 
die PaÜstra von Sj^ns und Bidis faUen eoUt^ nadt eiciltBolieni Pkoviu' 
sialrecbt au beniteilen. 

Was nun aber dat Foim der sepnloralen Yerbotsvoraebriftea im allg^ 
meinen aageh^ so ist au bemetkeD: schon die in Ijfl^iadierSiwaoiie abgelassten 
Grabtitei halten immer die Form eines Berichtes ein: i4)ie8es Giabgebande 
efhanle sieh X; wenn jemand etwas för sichfaineinthiitu.dgliy der aahlt (oder: 
soll aahkn) die Busse** mid dies befo^ni dann amdi die Ueinasiatisdien 
Titel: „Das Grabmal erbaute .sich X, darin sollen bestattet werden — 
Kein anderer hat das Recht au bestatten, aiusugraben u. dgl., da (i:rd 
oder ^ der solches Unternehmende {zohi^rfla^ busscn wird [a:coitioti) oder 
bfissen soll u. s. w." Die zuletzt beigefügte Sanktion wird ebenso häufig 
grammatisch nicht an den Vordei-^at^ aogeknfipft, sondern in einem be- 
sonderen Bedingungs.satz beigefugt: „wenn aber einer — dann soll er 
bü>«( II — In den lat' ini-ch* n Formeln ist das gleiche Verfahren be- 
obaclitet: Berieht über den Knichter des Monument5; Bestimnum/en über 
Illation u. s. w,, diese meistens- < twas bestimmter und reichhaltiger als im 
Orient, — z. B. gleich in der ältesten bekannten lateinischen Muliinsclirift 
die Ikinerkung: ,,ln)C monumentum heredem non seqiietur" — und am 
Öclilu.ise wieder, wie im Griechischeu: „wenn aber einer will — dann wird 
loder soll) er < inzalilen Vielleicht sind iu Utr lateinischen Fassung 

die zusummenhüugeudeu Fonnulierungen in einem Satze erst jüugcron Da- 
tums z. B. C. J. L. VI 15221: — feoerunt — ita ut uc de nomine exiat; 
quod si adversus — dabei — 

Dies sind die Grundlbimen, au denen im GiM(^i8(^i^ ancb noch 
der ansdilieaaende Cienetivua absolntus au sählen ist: fi^vog ejnonos 
^ovöiea^ — Sg ö* u» oder lo» rtg T<Aftrfis n. s. w. and die sdion oben 
(S. 122) berührte infinitivische Fassong: ftr^deiii de i$6y £ivat — d 
di %is — * ^un gibt es aber unxahligc Variationen: Vorscbriilen mit 
ßm^iofim und veto und dem Befhun: ,»wenn aber einor dagegen handelt"; 
Imperative wie: inlene nuUi lioeto; si quis etc. (C J. Ij. V 8305 Aquileia). 
Eine ostiensisehe Inschrift (C. J. L. XIV 850} berichtet annichsti wer das 
Monoment „fecit" und fährt fort: jjdem denontiat: ne quis — sin autem, 
dabit — Aehnlich sagt ein Grabstilker in Adana (C. J. Gr. 4441), der 
auch den Bifubericht in erster Person erstattet {ytauoMvaaa): fraQca>(y)4JiX(a 



184) S. di« Uebenetmngen bei Deecke. 
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df — t$dv tivai — fTfqiii df fti^öevi' ei dt tiq a)J.og u. s. w. und noch 
lebhafter äussert sich ia t'inor erst kurzlich publizierten westcilicischen In- 
schrift (Journal of hell. stud. XII 228) eine Frau, die mit der Krrichtung 
des (irabmalea den letzten Willen ihres Mannes vollzielit: tvtiXloiAat, /.ai 
TuXtua ittti dittrdaaofiai ftiidtva tiBQov ts^^pca u. fl. w. Bei den in enter 
Person redenden griechiaehen YerbotBklMiBeb ist dn beliebtes Wort ana~ 
yoQeva 1, B. Tois de Xotneoig^^-'); an wohl nemlich janger Titel aus 
PtolemaiB (C. J. Gr. 5200 b) beginnt: Hier liegt X; zavtrfi o ^atr^Q 
a7gayciii(ft)v{att) tavittt) li^vi oCe) (fi)y ovv^ — eiffdau — . 

Es kann hier nicht die Absicht sein, die Fhige nadi der Fasenng 
der sepnlcraten Verbote nur annähernd ersohöpfra zu wollen. Es hamddte 
sich bloes danun, sdion an den auf Sdiritt und Tritt b^cgnenden Formeln 
ta weig&iif dass allerdii^ jene Vorsohiiften so gut wie letatwillige Vei^ 
fugungen eine enetgisoh nnd g^tsgeberisdi auftretende WillensSusserung 
des Graberriebters enthalten'^') und von diesem Gesichtspunkt aus den 
letstwilligen Verfügungen ebenfalls nicht iinihnlicfa sind. 

Aber der Identifikation mit den letz^ttuiiinten steht doch noch vieles 
im Wege. Es ist hereits hervorgehoben worden, dass in den Grabtiteln 
oft Handlungen bedroht werden, die auch schon bei Lebzeiten des Ver- 
fugenden begangen wei-den können Nun ist es zwar nichts juristi« !! 
T Unmögliches, dass Thatsachen, die schon hin Krbla.sscrs L< b/C'itcn sich 
•Tcit^neu können, den Gegenstand .sfintr Ictztwiiligen VorfTigutii: bilden, 
aber letxtwillif;».' Verbote, z. B. Vt räusscruii^sverbote, falls sie niclu etwa 
einem bei Lebzeiten schon realisierten Kechts<^schäft von rudes wegen 
[»tii^efngt werden i'z. R. einer ix;lienkun<: , weisen doch in der Regel auf 
tlie Zukunft nach tletii Tode des Vertugenden. Die Grabschriften bedrohen 
den Grabschänder jedenfalls von der «-rsten illatiu mortui an, vielleicht aber 
schon vor derselben von der Lrrichtimg an: ne quis hic urina faciat (C. 
J. L. VI 3413, cf. 13740, 19874), qoicmnqne eum titnlom vdlet lonovere 



18ö) C. J. Gr. 2015 (Gullipoli). Bull, de corr. bell. XIII 319 (Heiafll«*-Pönlä4»). 
C. J. Gr. am. Hitt. d. dtocfa. arehSol. Inrt. Athen IX 83 (Cjülnit). C. J. Gr. BS41 

(Ptolemai*) : uTiayrinfi' i<i (Tf 'htniir rtm tti] nyr-ni ctr. 

186) Kincn lürsyrgundcii Vater verrsit auch der yc4ilus.s bei Kuibel, iiucr. gra^c. 
1904: aattjQ hifyitwi't. 

1Ä7) Vgl. noch C. .1. <Jr. 4232 (Kiulyainla in Lykien) — XKTtaxtiitoiv xu\ tnf- 
ynin'-fr: tUTin) To hirttfrivf {'Ui^ — (xXfim i li,)) nHU/i'tJn. tT(ni . . .). C .1. L. V 8769 
cujjt »ibi — et ita scribi iusj<it, ut jiotst obitum ipsiuH si qui» et*,*. 

188) Trenber 8. 23. 
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(ib. 7556) qui hoe tStulam sustoWtt (C. J. L. X 2467 Ptateoli) u. b. w. 
Oben (X. 71) wiirdeo ebenfalls berdte Delikte namhaft gemacht die auch 
Boboo vor der Illatton eines Leiduums das Grabmal besebimpfen oder 
beschädigen könnten. 

Was sodann die Klansein angeht, die den Grabtitdn mit den letit- 
willigen Yerftignngen gemeinsam sind, so ist an bemndEOi, dass, wenigstens 
die lateiniaohen, auch Klauseln ans Recbtsgesdiiften intervtvos angenommen 
haben, wie ob«i anegeftthrt worden ist (8. 96)l Endlich — und das ist 
das juristisch Massgebende — die urkundliche Gestalt der Gtabtitd im 
ganien entbdirt jeilcnfulU der legalisierenden Fonnen, wie sk am wiric- 
lidien Testamenten bekannt sind: der Zeugenunterechriflen, der Datierung 
u, dgl. Auch das einzige Moment, welclu s sich liierlTir Itcnd machen 
licsse, die Schlussklausel so vieler kleinasiatischer 8epulcralinschriflen: 
taitrfi ir^ LctyQatfrß tu uvrlyqafpov aneiii^ij «<: offfßiov mit nach- 
folgendem Datum der Nied<'riegimg: f/n aQxieQwg, f/ci aTeff^mn^rfOQovoU'. 
ersetzt jpne iSoIIoriiiitatpn tiioht und jedenfalls gehört sie nicht zn den für 
die Ret litsgültigkeit der Urkunde erforderlichen Formen: sonst würde 
sie nicht so oft fehlen. 



Wenn nun die sepnlcralen Strafandrohungen weder auf einem sie er- 
laubenden Staatflgesets beruhen, noch als Ietctwil%e VerfQgungen eine 
juristische Bedeutung beanspruchen kdnnen, sondern wenn sie nur etwa 
gelq^tlicb eine Warnung vor den auss^alb ihres Bernches liegende 
gesetiliehett Folgen einer Frevelthat enthalten (wie die irGberen Kassen^ 
anweisungen: S. III): dann ist es in der That sehr sweifelhafl^ worauf sich 
ihre Beditswirkung grflnden soll, eowdt sie, me s. B. in den meisten 
Fallen gerade die Multen, ausserhalb des angerufenen Staategesetses stehen. 
Ja OS wird aweifelhaft, ob sie fiberhaupt nur ebe juristisdie Bedeutung 
besitzen. 

Die Abfertigiinfr, welche einer allgemein f^cli rauchten inschriftlichen 
Formel seitens romischer Juristen zu t<'il wird (8. 87), erweckt für die 
Annahme emstlicber Rechtsfolgen kein günstiges Vorurteil. Aht r die 
testamentarische Mult ist von jenen als rechtsverbindlich betrachtet wonlen. 
Schon Servius bescbiLftigte eich mit der Frag^ ob eine solche Geldstrafe 



188) nrtiyQttifit bei griecluKben Testamenten und Kontrakten s. Wesieljr, 
Sitsungiberichte S. 90. 88. 3». 
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verfalle, wenn die Erben daa ihnen zum Muster vorgesohriebpiif •^'') fremde 
Monument nach den letztwilligen Angaben des 'IVstators nicht aus6ndig 
macheu küruitcu, und rät ihnen, auf jeden Fall zur Vermeidung der Strafe 
ein Monument „secundum substantiam et dignitatcm defuneti" zu errichten, 
wenn aiidi jiuwtisoh »die poena kerne vis babe"^»!) (D. 35, 1, 27). Eineo 
SlnlBelieii Fall <«tiehied PomponiiiB (ib. 6 pr.): innHa teBttmento hod 
oommittttor ab — eo qui ex ultima vduuiate aliqtitd luoratar, ako ebenso 
sweifeUos von der Reohtavetbindliehkeit dar Verfügung ausgehend. An 
wen die Stzafen in dieam Fällen Men sollen, ist allerdings leider nicht 
geaagt Aber man wird wohl unbedenklich eine dffentliche Eaase vov 
mtiten dürfen ***). Denn audb ohne vorhandene Moltdrohnng scheint eine 
Mdelatio'* (an den Fiskna?) erfolgt au sein, wenn die Pflicht aar McDoment- 
errichtung seitens der hierfür in betmcht koomienden Penonen nicht er- 
fSllt wurde 

Bei diesen Zugeständnissen wird es aber nut dem Entg^genkwunen 

römischer Jturisten wieder sein Bewenden haben. Denn die neuerdings 
von Mitteis (S. 525 fg.) für die Gültigkeit der sog. Kontraktsmulton zu- 
sammengestellten vier Belege aus den Rechtsbüchern ergeben eher das 
Gegenteil. Wenn die ad usum fisei geschriebenen Schriflen die an den 
Fiskus gerichteten Kontraktsmulten in die lieihe anderer klagbarer Ver- 
iugungen stallten, ho wäre di<>s kein Wunder, üebrigens m^i Callistra- 
tns D. 40, 14, 1 pr.i, der neben dem völlig zur Fnhranelibarkeit ver- 
st imnii !ten fr. de i. fisci § 13 allein in betracht kommt, doch nur, dass 
„|>Mi iiam üäco ex contractu private» deberi" eine der variao eausae !sei, ex 
(juibus nuutiatio ad fiscum heri solet. Dagegen erklärt sich Papinian, 
wie auch Mittels anerkennt (D. 4, 8, 42), nach Stipulations^runilsatr^n 
zweifellos gegen das Fordern ngsrecht des Fiskus. Die dann noch übrig«' 
Ötelle c. 3 C. 2, 17: Abhonet saeculo nostro sub praetextu debiti procu- 
rationem contra privatos fiscum praestare (a. 293): ci^ibt für die vorli^^de 
Frage nichts Erepricssliehesy da sie anch ohne die Annahme einer an den 

190} Vgl. C. J. L..Vni 4887 (Serium): qni vivo nuwQnentDm nbi et — ooningfi) 

at formnm ft inenHunini rnfmnmenti '(Ic-" X) fiiriPTifhiTTi locavit. 

IUI) Diu« dietm Ititztc Verpflichtung nur aU eiuc .Hittliche' gemeint »ein kann, 
darüber n. Pernice, Labeo III 46, 4. 

1Ö2) PiTnice. Laboo III 45, 4. 

19:?) r. '.\ 44. 5 if, l). 5. .1, 50, 1 : |irinoi|iali vel pontifimli uncfontiif c com- 
pßUuntur. Aber «. Ü. 40, 4, 44: otticio iudiciK cumpelli, wu freilich i nterpoiivtiou 
(tonio) TorIi«gt (Kalb. JarirtenbUein 69^ 
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Fiskus fallenden konkurrierenden Konventionalstrafe mch befriedigend er- 
klfiren Hast 1^ Worte ^aiib ptietezta debiti^ sollen doch wubl, wie in 
c 4 ib. j,ad fraudem creditoribuB fiHsiendani*' andeuten, der Fiekus wolle 
sich nidit mehr dam beigeben, als Zessionar (gan* oder tdlweiae) einw 
Frivatfovdemng anr lichteten Ennelmig dea proaessoalisohen Erfolgea der 
Klage missbraucbt au werden. 

So eteht also nur f&r die testamentariache Mdt ihre BechtsgQltig^t 
bei den Juristen fest und auch dies iai nnr aua det Besonderiieit des Fdles 
an eikliren: wäre sie nicht letztwillig denjenigen angedroht, die letitwillig 
erwerben, ao wfirde es für die Enwingbarkeit der Mutt dienfrlla keinen 
juristisehen Anhaltspunkt geben. Aber der letctwillig Lukrierende muss 
den letxten Wüloi achten, und, steht hinter ihm mit dem Anspruch auf 
Nacblassvermöp^en naoh den Bestimmungen des Erblassers ein „dritter**! 
so kann dieser kl:ig(!D. Die Hechtskraft der Multverfugung entspricht hier 
also nur allgemeinen Grundsätzen. 

Die gegen die Sepulcralmulten nun hc)cb?^t \vahr*rhoinlic}i vorlianden 
gcwe8en<'n juristischen Bedenken hinderten die Gpaberrichter nicht daran, 
um so sichon r in ihn'n Verffii^untren aufzutivten, und daraus «prirht der 
(ilaube an den-n Kraft. Auf diesen Glauben ist es denn wolil zurückzu- 
führen, wenn in d«'n griechischtüi inskriptionen der En iehter sich vorbehält, 
die Iihitionserkiubni.<; ^vyQwfi'n; zu ei tcilen oder wenn «t am Schlu.sse 
hinzufufirt: wolle fv noch etwas ändern, so: i-n uZv f/r/ypai/'ei Der 
erste Ansdruek kiian freilich auch nur soviel wie „schriftlich" heissen sollen 
uikI B. uuf leLztwillige Verfugung (vgl, N. 178; gehen Der Cilaube 
an die Wirksamkeit leuchtet daun wohl auch aus den Worten hervor, mit 
denen swei lateinische Titel schliessen. In Puteoli ist Jedem, der das co- 
biculum entfernt^ eine Mult von 50000 HS für die Gemeinde angedroht: 
nsie ut et foris in titnlo scriptum oontinetur^ (C. J. L. X 2015), und in 
Nüncs (ibk XU 8619) sagt ein Errichter: Yendere ri velit. emptor^ littera 
prohibet. 

Bs erübrigt nur noch» die Bechtsgultigkeit der Sepulcralmulten an 
ihrer praktischen Mögliehkeit und Denkbarkeit au erproben. Mitteis hat 
mit Hecht ausgesprodien, dass es in di<»en Dingen gelte „was blosser 



194) 7.. B. C. .T. Gr. 4>44. 4245 (TIoh). 42(M5c (SidTnui), 4308 (Limy»), 4a86g 
(Mbni|.os). 2829 (Aplirodisiiisl. Rois..n I 7 (IstKuhii. 

195) Ui.*isen il 205 Ih^lebciWO!*). Jouru. of hell. Htud. VIII 25H Nu. 34 (Klcimutifiij. 

196) Tg^. oncli C. J. Ju VI 1017H: «t qnibot ego donavi (min) cfa<i)rogrt»pbo. 
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Schein ist, von dem reellen Keru zu scheiden" (8. 524 N. 3) Aber es 
erhebt sich der ZwciAl, ob das möglich sotn wird, solange man nicht 
etwa aus dt-r nichtjuristischL'u l'rofanlitLciatur Anweuduugsfüllc wird eruiert 
haben. Denn es sind wohl Nachrichten über Rechtsspruche der römischen 
Behöideo, namentlich des PontifenkoU^ums, betreffend die Zolfissigfceit 
eber GisbuiqMifttor und den Beette ebw KenotafiimiB tthaUen^*^» aadi 
iter aditus und ambittu bildetoi einmal den Gegenstand eines Frosesses 
vor einem Eros Aug. 1. index (C. J. Lb VI 10250^ ein igyptisclk-grieolusdier 
Papyrus vom Jahre 127 t. Chr. enthalt eine Klage wegen Grabachfodimg 
und Lddtenberanbnng«**); Aber von einem wirklich voigdcommenen Yer- 
fahren wegen Holteinzidiui^ verlautet nidits. 

Man mSohte anoh aus der H&he der übUdien Stralsummen ethdididie 
Bedanken gq^ ihre Enistliaftig^eit entnelunen. Die gewdhnlidie Stcaf- 
Bumme in Lykfea in irfiherer Zeit betrügt 1875 M. (loOO Deo^ epftter 
2175 M. (2500 Den.) in unserem Golde'»»). Die kleinste Uebasiatisehe 
Mult dagegen 100 I)( n. i.st gleich 87 M., aber sie kommt nur selten vor**^. 
Die lateinischen Titel setzen 4000 bis 350 000 HS fest, einmal sogar 
1200000^"*), und diese Summen würden bei einer Berechnung, welche 
den wechselnden Wert der Münze nicht in Betracht zieht, 750 bis — ab- 
gcsrhon von df^r exorbitanten letzten Ziffer — G5 G25 M. ci^eben '"'^ 
Dies sind Summen, welelic selbst bei Annaliinc eines liehen Stant^rs rles 
antiken Nationalvermo^en.s einem Grabfrevler p^egmüber l)efiemdlich er- 
scheinen. Man könnte sie sieh so erklären wollen, dass sie urspiänglicli 
als Abfindungssuramen zu denken waren für ein Delikt, das eigentlich den 
Tod nach sich ziehen sollte eine Anschauung älinlieli derjenigen, welche 
neuerdings für Strafverfüguugen von Concordiu geltend gcniacliL worden 
ist (Note 51). Aber für die spatere Zeit, in der sie nicht bloss wiederholt, 
sondern in vielen Variationen erucueit weixlen, bleibt das Auffällige, 
welches ihre Höhe besitzt, doch bestehen. Es kommen allerdings auch 



1Ö7) C. ,1. L. X 8259 (Bruns p. 221), s. ferner Bruns 312/3. 

198) Notices et «ztvaiti dea maauMriti de la bibl. imp. tom. 18, 2« parü« 

(imö) p. 160 sq. (Nu. ('1. 

199j Hirscbl'tild 137. 
900) Hirsebfeia 189. 

201) Wamaer p. 7 sq. C. J. L. VI 15(M8 hut nur m, n. (10(W. 

202) Marquardt, röni. St<\.itsverf:i3>uni,' II 17, 1?. 

Äj3) Vgl. fflr ili« Schwere des Delikts: Hcrondae mimiambi ed. Buecheler, 
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ersehwinglidiere Stmlsimuiieii vor: in Beneyent, wenn die Lesung nicht 
trugt, 10 HS (C J. L. IX 1670), in Salona 25 Denare, welclie an die 
Decnrie des coUegium fobrum et oentonarionun an sahlen sind, der der 
GrabstiAer angehörte (C. J. L. IQ 2107), eine stadttOmisohe Inschrift 
liest ' als Folge der untersagten Yerausserung das Kan%eld ans Aeror 
ffiessen (C. J. VI 10238). Solche Normen ersolieinen als dnrohl&hrbar 
und glaubhaft und die an sweiter Stelle gmannte stimmt in dieser ESgen« 
scbaft fiberein mit der bei Kollegien auch sonst flblicboi geringen Straf' 
hohe**^. Indessen bilden derartige Sepulcnümulten eben die Ausnahme. 
Andererseits mnss man in Betradit ziehen, dass auch die öffentlichen 
Geeetse des AItertum.s, abgesehen von den ältesten mit wenigen Aus- 
nahmen Hvhr hohe Strafsunimen festsetzen. Der Praetor (vergl. oben 
S. 117\ wertete einen fn-wn Mann im edictum de \m «jui «1< icrcrint vel 
efluderint auf 50 000 HS, der Aedil nach dem edictum de feriw alur auf 
da« \nerfaolic, das edictum de posito drohte tlrni Thäter ohne Wei(Lere8 
(d. h. -Axivh ausserhalb des Tötungsfalles^ lOdtui IIS^"'). 

Es ist rade mit J?eznp:nahinc auf die ediktalen Summen der actio 
sepuleri viulati die VemiutunL: aiispes]iro<lK'ii wonleii, diesillx ii rcprusen- 
tiert<in nur Maxiraa ^'"'), und (his (ilriflic li( sse sieh ja von den ~«'|itileralen 
Strafandrohungen annehmen: sie luaehten dem l\it lit< i- nur einen N'nrs. blag, 
•wie hoeli er hei der Vcrnrteilung flehen nitige vs. oben N. 12;5.. Diese 
Veriiiutung iindet in dem Edikt seihst jedeufall.s keine Stfitze, denn die 
Popularklage mit der festen Straf^umme steht neben und also wohl im 
Gi«gen»ati! m dem „qnanti ob eam rem aoquum videbitur" der Klage des- 
jenigen ad quem pertinet (D. 47, 12, 3 pr.), und so war <ur Mne Variation 
nadi dem einaelnen FUle kinn Baum. In den voibin (N. 207) enrtbnten 
Edikten ist die Antithese die gleiche: der durch das Delikt nur beschädigte 
Ireie Mensch klagt auf quanli bonnm aequum iudici videbitur, die feste 
Summe wird im TStungsfall geschuldet. Was aber § 8 D. 47, 12, 3 alt. 
anlangt, wonach die Kondemnation niemals unter der Höhe der Summe 
bleiben soll „quam aolent extianeo agente^^ so unterstfitat diese Bemerkung 

204} Liebenau», röm. Vercinswenan 6. 221 ig., s>. 249 N. 1. 

206) Z. B. die HUlfte des Vermögeiw nach gfwiniien lej,'es rt >:iiu' ; 100, 200, 900 
Arne: Bruns fionte« p. 6 No. 9, p. 7 No. 11, p. 8 No. 4. 

206) Z. R. Jonrii f \u-\\. Htn.l, XII 232 N... 12 i\S . Htdlicien): Sf» Üena» an 
Fiitkua für Meaiuen mit kilikischcui Muhüb ^urntes Jahrhundert?). 

907} Brun«, foniw p. 196. 81Ö. 

90^ Huiehke 8. 381 K. 119. 
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piaus jene Auffassung keiuoswogs, wie Husohke annimmt, soiulcrn 
sie lässt eher die Zahlen det* Ediktes aln Minima erscheinen. Für die 
Grabinschriften endlich würde die bestrittene Meinung schon aus dem 
Grunde nicht zutrcUcu, weil sie die Mult in verschiedener Sprache und 
Ansdnioksfimu als ,^trafc" zu bezeichnen pflegen (/tgoari^of, tnidfuov, 
poenae nonyne), wornnicr nur «ne feste Norm verstanden werden kann. 
In Pioftra & R finde! sich: S^ta&ef mpeiXitta e% twv t/tu^x^^'^^^ — 

int %^ [qIhü fifQei zov xQ^ftatog (C. J. Gr. 4224 d). Danach soll doch 
eioherliob ,^ub dem yenndgen" die volle Summe gesaUt traiden. 



Ein poritives Urteil ub« Bedeutnng und Herkunft der Gmbmnllen 
EU fallen, iet nicht leieht» Ea mag in dieser Hinsieht aber noch Folgendes 
bemerkt sein. Man kann sieh den Beebtssustand etwa so vorsteUen. Wenn 

»'in GrubfiH'voI verfolgt werden sollte, so sdiritt g^en den dürftigen Grab- 
schänder die Obrigkeit, also in Rom etwa die pontifiecs (N. 23), aber auch 
der weltliche Strafrichter ein, jene vielleicht mit geistlichen Strafen, dieser 
mit Freiheits- und Lebensstrafen. Denn dass die letstgenannte wen^stens 
während der romischen Kaiserzeit nie v«"i^essen war, das lassen die 
spateron Gesetze, selbst diejeuigrn, welche sie abschaffen oder einschränken 
wolI»'n i S. 118), in ihren Zeilen dnrchlesm. ^^ ar von dem Delinquenten 
dagegen etwas zu encirlicn, so mochte dir in der Sepulcralinsclirifl ge- 
nannte Kasse durch ihre Vertreter, so gut wie dies für Fälle testamenta- 
rischer Multen als geschehen bestätigt ist (N. 182), vor dem Zivilgerich^ 
die Mult einklagen („pet-ere") k(">nnen. Wat* ihr den E^rfolg d(!r Klage 
sicherte — und dies ij-t dann die juristische Bedeutung jener Vorschriften — , 
das war die Macht der Gewohnheit, die, wie oben gezeigt werden sollte, 
durch eine so aUgemeine Verbreitung und Wiederholung derselben £r^ 
soheinung auf versehiedenen Gebieten bestStigt an werden sobdnt Es 
Hast sieh nioht annehmoa, dass dieae Drobnngen bloes leere Phrasen und 
blbide Sdiredbsdifisse gewesen seien; sonst wiren sie nicht so oft und in 
so yeischiedenart^en Urkunden wiederholt und nicht so mannig&ltig ans- 
gestsltet worden. Ea sei in dieser Hindeht nodi insbesondere an die Art 
und Weise erinnert» in wdcher die sog. Populaikli^ manchmal feslgestdlt 
wird. Meistens begnflgen sich ja die Urkunden mit der BemeAung, dass 
ijeder der da wdle* xor^^y, &dixeiy, daayyiXXeiv dfirfc. M a nc hm al 
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aber wird «udrfioklieh die Qanemde ab der Kreb deijenigen Pefscmea 
beseidinet, von dem der VerlBgende die Anzeige bei der Obrigkeit er- 
wartet „(£i)us rei peraeoutio cuilibet de pupulo datm^ heieat ea in einer 
aquileienBiadien Ghabinaehriffe (N. 4), und beeondeza eindrin^oh wendet 
aich eine Uaaomenisdie an die Gemeinde***): tdjf di %tit SXkog ßXti&ii i] 
woi^ mai futtt T^y kxtvtfg nafido» ivtC^ff^un tß JCta^cy/a»r dg» 

ßaXofyra ^ dyc/faiv« üg t6 ii^oaiov ihfV. 5000. Diea klingt ala ob kein 
Zweifel an der jnriatiadien BefSbiguiig wenigstena der Delatoren aar Yer- 
anlaaanng der Beatrafnng beatfinde. Eine Ära in fiphcsna soll „verteidigt" 
werden von „denen, die asnd im Tabularium au Ephesua" (C J. L. III 
6082) und, da eine Mult zu gunatcn des fiskua verfilgt wird, au die sich 
die Vorschrift d<>r Verteidigung unmittelbar anscbliesst (et sie ara defen- 
d(c)tur), so wird offenbar aueh von dieser Behörde erwartet, dasa ihr W<^ 
offen stehen, den Bescliathger zur Rechenschaft zu ziehen. 

lieber «las Htattfindcnde prozessualische Verfahren ergeben die sepul- 
cralen Titel, w ie » f wheint, nichts nälicrps-. Andere Urkunden, namentlich 
alten* 510"^^ auch die oben melirllich herln-igezogenrn koptischen des 

7. uihI 8. .l;ihrhunderltj-'\. nennen allerdings die Behörde, welche die Mult 
b<'itreibeii 'exigere, ta/iqdiirtv foll, und weisen damit auf ein obrigkeit- 
liches Wrfahrcii hin, PciitliclKT ist dieses sodann beschrieben in <iii«M" 
Schenkuii»;surkutuie aus der Zeit der Divi Fratres, welche Fuiicait im 
Jahre 18G8 kopiert hat"'*;. Ka handelt sich um die Stiftung eines Kapitales 
von 8000 Denaren, welches in sicherer Weise angelegt werden soll, um 
ana den Ztnaen regefanSssig Od ffir daa Gymnannm von Gjtliion (am 
lakoniachen Meerbuaen) zu beschaffen. Die Sdfterin IWaia B<miatioa, die 
die Urkunde von ilirem fVeigelaaaenen aufaetaen und von ihrem „«^m- 
atifi wi nv^o^' (Ehemann?) mitonteraeichnen laaat, triflft folgende Vor- 
adiriften für den Fall, daaa ArcbonteDf Hat (flivedgoi) und Gemeinde von 
Gytbion ihre Beatimmongcn fibertreten aollteu (v. 26 fg.): jedermann, hdast 
ea, aei er Hellene oder Römer, kann die Stadt wq|;en Nichtachtung der 
voflt^enden Voraehnften bei der Gemeinde (wahrsdieinlich der aparta- 

809) AhvmTov J 110. 

-MO) Vj,H. »Uo lex liK'i Sii..li-»ini (N. 2): der Oiktiüor; ili.' .üIIohIc utti.sche .St;mt»- 
iirkund)'" iN. 91 <: >1< r Aidion. \\rl. Atuh Pltttarch Solon 24: der UQX^ «oil dem 
Kxporteur atÜMber Liindesprodukte fluchen. 

211} N. 117. Sie nennen den nQX'»»'. 

813) Le Bah. vojngn nreh^oL: Kxpliration Aen inocr. 1* imrti? p. 124 sq. No. 243u. 
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iümIwii was wegom d«r BoMhang Gyihioiui sa Sparta als deaaen Sa»* 
hafin gans paaaend ecsolieiiit) verUagen: die Aiehontaa (tod Sparta: 
aonat ovpdfxovtte genannt) aoUen die ^xroyyvUa annehmwi, der Ankliger 
(xan{}«^ß) aoU „daa icvxtf^aifm geben*' und dßü. Termin beatinunMi. Dai- 
mit iet offenbar daa aonat Eiaangdie genannte YeHahren gemebt» luer in 
der Wnae, daaa die Klagcaafarift bei den Arehonten ebgeieieht mden 
mn8B*^)b wdohe dann die Sache vor die Ekklesia bringen. Der Ankläger 
wird bisher noch nicht belohnt. Wenn aber die Sache weiter gebt« d. h, 
wenn die Arehonten die Anklage nicht annehmen, dann empfängt er ein 
Agiert el der Stiflnngssnmnie***), deren Rest (6000 Denare) der Gemeinde 
Lakedämon zufällt; er kann nämlich in diesem Falle die Arehonten der 
^(f^yii^iia) anklagen. Schlifsslich trifft die ftirsoi^lidic Stif^crin noch Vor- 
kehrungen fnr den Fall, dass auch die Lakedümonicr, auf die sie vermut- 
licli die Stiflungsbedingungen übergehend sich denkt, ihm \\ oidlhat miss- 
achtcu — oXiYmQtiv] sollten : es fallen die tiOOU Denare (wahr- 

ßchf-iiilicli; in letzter Linie dem kaiserlidien Fiskus* '6) zu. Ueber Am 
Veriaiireu verlautet in den beiden letztem Fällen aber nicht Mehr, als: dass 
jedermaua xcrri^yo^civ und t)Jvxnr dürfe. 

Was nun endlich den Aula.^s zur Aufstellung der (iräbermulten gab, 
das war der allgemeine Brauch, und für diesen wieder lässt sich kaum ein 
besaerer Zusammenhang finden, als die beabsichtigte Naehahnrang der lex 
publica > 17). Wie ea dieae that, so drobte man mit Verboten, Ver- 
wunaobungen, Geld- und apSter wenigstens auch mit Leibewtnifen und 
man Überiitts es dem wobl schon l}ewihrten Spurnnn der Delatoren und 
der VigiUma der öffentlichen Kassenverwalter und sonstigen BehSrden, 
* dass der privata lex auf dem Grabetein womo^ieh Folge vencbainr weide. 
Also liegt gewiss ein Akt der Frivat-Aoiooomie (& 112) vor, aber mit 
keinem anderen ersiohtlidien Zwai^momente» als der ihn honorierenden 

213) Uoriuuun, Lehrbuch der gripchischcn AntiquiUUon I (6. Aufl.) S. 266 N. 4. 

214) M«ier und SekAtaann, der aititiebo Ptomm od. Lipiius I B. B20 N. 842, 

wo iiudi itvnyintifi) filr „Khipi^-rlirirf" hptitätipt wird. Yisl. atu-h (C»')r>J«»i' nnoj'Qnffta&tti 
in Myra 0. J. Gr. 4äü2 a; äaoygütpat — rv iaixifitov in eioem Fuefi^iu» von Rhoduit 
C. J. Gr. 2625 b. 

215) V<rl. oben N. 114. 

21fli Fniirnrt linst Z. 36 j'is) -i,^nr,TTii >9>)r.f. Kinint«' .ilicr nirht von 

tKßim^ lUfjKt oder dcr^^leicben die Bede ^cwoücu äcin? Vgl. die häutigere Wendung: 
tl( TUftas Ztßnarvp (C. J. Or. 2843. 8846. Le 6 a« No. 1641: Aphrodisias). 

217) Haschke S. 308, 311 hat dies nur ttlr die toatumeniariBdb vetktagten 
HtiUen aa^gMiKOciieit. £i gilt aber von aUan in Fkivatarkonden iuMrierten. 
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Sitte. WuA nur cUe geseteliche Strafe angedraht, so wird froUdi etvnm 
Selbetvcrständlichee gesagt und nhht autonomisch vorfdircn. Wie aber, 
vreoa die Mult auf eine andere Summe lautete, als das Gesetz, oder wenn 
CS an gcsetsliclfer Norm überhaupt ermangelte? Ob dann auch die in der 
Inschrift gt^nannte und nur die in derselben genannte Summe eingetrieben 
werden durfte, darüber fehlte wie es scheint, jede Nachrieht. Liossc solches 
sich envoifien, dann lä^«- in den ausRerhnlVi dos (It-sctzcs sich bew^endeo 
Multaadrohuugen sogar eiu Triumph der rrivat-Autonomie. 



Die Aufnahme 



des 



e meinen Walilr e cli 



das öffentliche Recht Deutschlands. 



Von 

F. Frensdorff. 



Seit dem Jaliie 1807 bildet einen Bestandteil unfleres offeutlichen 
Rechts ein Wahlrecht, das durch die vier Eigenschaften gekennzeichnet ist : 
es ist allgemein, gleich, direkt und geheim. Die beiden ersten Merknude 
betreffen das Recht zu wählen, das dritte und vierte den Modus der 
Wahl. Das allgemeine Stimmrecht ist utisorm Rechte bisher nnr als Wahl- 
i'fcht bekannt und wird nur zur Bildunj^ eiues staatlichen Oi'gaus verwendet; 
da aber dies Oi-gaii eine der obersten und wichtigsten Stellen in der 
öffcntlicheo Onlnung einnimmt, so hat die Einführung des allgemeinen 
Wahlrechts einen tie%i:eifendcn Eiuflusa auf alle YerhältaÜBe des Staats- 
lebens erlangt. 

So hünfig die Folgen, die. das allgpraeine Walilicclit für die politischen 
und sozialen Zustände Deutschlands gehabt hat, erörtert wurden sind, so 
wenig hat sich die öffentliche Aufmerksamkeit oder auch nur die geschicht- 
Hobß oder politiaehe Forschung eingehend mit den Yorgäugeu beschäftigt, 
die seine EDtBtdiuDg und seine ESnfQlining in Deutschland tiewirkt haben. In 
ihien aUgerndnaten Umrissen sind jene Vorgänge swar allgemein bdoumti 
aber gerade ihr Detail ist merkwürdig und lehireioh, vidldoht nicht bloss f Ar 
den, der naoh geadiiditlioher Eikenntnia stiebt. Da ausserdem Aber jene 
Yoii^ge manohes Unriohtigc ocfer Einseitige verbreitet ist, so wird es sich 
der Hflhe veriohnen, an dw Hand der öffentliohen Berichte und der Refmate 
aimwilner peraOoHoher Teibtehmer me Darstellung au versuchen, so gut 
es das Quellenmaterial verstattet Mag audi das Aenss^ der Vorgange 
binlinglich aufgeklärt sein, für die inneren Zusammenhango wünschte man 
sich mehr und eingehendere Mitteilungen der Zeitgenossen, die an den Vur- 
gSngen bct<>iligt waren, als bis jetzt verüff'entlicht sind. Manche der publi- 
sittien Denkwürdigkeiten bereiten dem wissbegierigen Leser eine arge Ent- 
tSuschung durd) ihre I-<cere oder ihre Unzuverlässigkeit, anderes Material, 
das vielmehr die Veröfi(!atlichung verdient hätte, ist durch die litterarische 
Ungunst einer hoftentlioh veigan^^nen Zeit «urückgebalten worden. 
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Die Aufnahme des allgemeinen Wahlrecht« in das öffratliche Becbt 
Deutschlands vetlSaft in txm Stadien, die als ein tiieoratisdiei nnd prak- 
tiadhes unterschieden werden dürfen. Das erste ist wn Stöck mus der Ge- 
sobidite d» !PV«nkfurter Nfttiomdversammltuig» das sweite ein Stftdc aus 
der Gesdudite der neueren preussisdien Pditik. Uebcr die Voigäi^ 
beider Stadien soll snnSehst beriditet werden , daran suAk dann eine kri- 
tische Besprechung der historischen Ergebnisse rnhen. 

L 

Zwischen der heutigen Reichsverlsssung und der von «lern Frankfurter 
Parlamente aufgestellten bestehen wenig wörtliche Uebereinstimmungen. 
Gleichwohl ist die saehliche IJebereiustimmnno^ defs heutigen Reich s Staats- 
rechts mit dem in Frankfurt «■^(■«chaffenen in (hei Gnmdeinrichtungen un- 
vcrkcnnl)ar: in der Hesclminkung des Bundesj^cbiots auf das aus^eröster- 
reichisclii- ])( utsrhiand. in «Icr «'rbliehpn Würde des Reiehfnherhanples mid 
in dem allgemeinen \\ ah 1 recht. Die beiden ersten Yerhältuiüse hat die 
moderne Politik in orij^ineHcr Erfassung behandelt, das dritte ist in engem 
AnscblusB an die Frankfurter Ordnnnrjen geregelt. 

Die Voröchrifteii über da> \\ aiilrecht bilden keinen Be.>^taudleil der 
Reiehsverfassung vom 28. März 1849. Sie begnügt sich mit der Bestim- 
mung: der Bridistag besteht aus swei Hinsem, dem Staatenhanse und dem 
Volksiwise, von denen jenes ans den Ver twt ewi dbr ^ntsdien Staaten, 
dieses ans den Abgeordneten des Putschen Volkes gebildet wird. Alles 
fibrige fiberweist sie dem Wahtgesetae. Auch das heutige Bdcfasstaats- 
reoht stdlt neb^ die Verfaraung ein Wahlgeseta, verllhrfe aber bei der 
Verteilung des Stoffes awisohen beiden anders. Bs hat in die Vetfassung 
den Sata an%^onunen: 

Der Beidistag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit 

gehdmer Abstimmung horvor, 
ausserdem noch eine Bestimmung über die Gesamty^d der zum Reichstage 
XU erwihlenden Abgeordneten und die Anteile, die den snddeut.schen Staaten 
daran zufallen. Alles weitere Detail enthält das Wahlgesetz. Zugleich 
wiederholt es, was objektiv in der Vertassung geordnet ist, in der subjek- 
tiven Wendung: 

Wähler für den Reichstag — ist jeder Deutsohe, welcher das 

fünlUucbswaazigste Lebensjahr surüokgekgt hat . . . 
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DiMer SfttB ist wdrtlioh dem Reiohswahlgesetce vom 12. April 1849 
naohgebildet; auch der wiedeiiiolt ak Fehler gerügte Auednick Wähler'* 
statt „Wahlberedit^^ stammt von dorther. Ebenso ist von dem filurigeii 
Detail maodies in dirdctem Ansdiluss an das Franlcftarter Hoster geordnet 
worden. Det beseiobnende Untembied g^genfiber dem Bedit TOn 1849 
liegt demnacb darin, dass heute das Prinzip des allgemeinen Wafabeehts 
in die Verfassung angenommen und damit der gleidwn Geiwibr wie diese 
tdlbaftig geworden ist Daas diese vmichiedene Bdiandlnng niebt auf 
Zufall beruht) wird sich noch zeigen. 

£e war eine Zeitlang Mode, der Verhandlungen des Frankfurter 
Fariaments nioht anders als mit spöttischem Tilicheln zu gedenken. loh 
bdcenne von frflh an die Berichte der Versammlung stets mit Be- 

lehrung und meistens auch mit Glenuss gelesen zu haben. Man kann die 
Frankfurter Verhandlungen zu einein doppelten Zwecke studieren. Einmal 
um die Geschichte der Versammln njj und die Geschichte der Zeit, in der 
sie eine so p^rosse Koile spieltf, kpimcii zu lernen. Zweitens aber aii.s ver- 
fassung^gcHchichtlichen Gnindeu, um die politischen Ideen zu verfolgen, 
au (leren Entwicklung und Gestaltung sie mitgearbeitet, deren Verwirk- 
lichung sie erstrebt hat. Wer der ersten Angabe naeligeht, wird es nicht 
vermeiden können, sich mit zahlreichen Uebergriffeu und Missgriffen zu 
beschäftigen, deren sich die Verbaiundung schuldig machte, als sie sich iu 
die unmittelbarcu Ivegierungsangelegenlioiten einmischte. Neben dem nicht 
m unterschätzenden Verdienste des Parhunents, in anarohisdher Zeit dne 
reapektirte Autoritit im sQdlicben Deotsohland gebildet ta hthaa, whrd der 
Betrachter hier überwiegend Misserfolge zu konstatieren haben. Wer den 
vetfaBsungsgeaohiohÜidiai Zweck verfolgt^ wird awar auch manchen Fdil- 
giffibn und Veikehrtheiten begegnen» aber dodi anoli auf Gedanken nnd 
Einriehtungen treffen, die naoh anfing^dier Vericeminng und Niditbeacb> 
tung sidi Geltung im Leben vevaebaSt haben. Seitdem die Grandge- 
danken» an denen ueh das Parhunent in sobweran Ebnpfen durchgerungen 
hat, nicht mehr als unbrancbbare Buch« und Katliedwweisheit von den 
Fhüdikeni, den Staatsmännern, den RealpbütihMn beiseite g^sdioben 
werden können, fangt ein anderes Urteil über die Arbeit«>n der National- 
versammlung an Herrschaft an gewinnen. Man darf sich dafür nicht hio auf 
das LVteil eines Historikers von liberaler Gesinnung wieH. v. Öybei, sondern 
auch auf einen konservativen Geschichtesclu^ibcr wie L. v. Ranke, und was 
mehr hoissen will, auf «neu Staatsmann wie den Fürsten Bismarck bem£ui. 



140 



F. Frensdorff, 



An die Bentmig^ des Wah^esoties ging die IVaakfiirter Yeisaniiii« 
lang, nachdem me am 8. Februar 1649 die eiste Lerai^ der Bachsver^ 
fitaanng beendet hatte. Abgespannt begann num die Debatte. Seit mehr 
als aobt Monaten war man bdsammen. Aber nicht sowohl die Lange der 
Arbeit« als vielmehr ihre mangelhaften ficgebnisse riefen die Ermüdinig 
h^er. Die erste Lesung des Verfassungsentwurfs hatte wenig feste Re- 
sultate geliefert. Von den beiden wichtigsten Fragen, deai Verhältnis des 
künftigen Bundesstaats zu Oesterreich und der Bestellung des Reichsober- 
haupts, war die erste theoretisch gelöst, die zweite unvollständig beant- 
wortet worden. Denn was erreicht war, be.stand lediglich in dem Be- 
schlüsse; das.s ein cinheitHrhes Oberhaupt, dem Krei.'>e der rentierenden 
deutschen Fürsten entnommen, mit dem Titel eines Kait»ers der T)< utschen 
an die Spitze des Bundc'.sstaat.s treten sollte. Für die Erbliclikeit der 
Oberhauptswurde hatte sich nicht nur keine Mehrheit gefunden, sie war mit 
der verhältnismässig starken Mtyoritat von 263 gegen 211 Stimmen ver^ 
worfen. 

Was mit dem iVbschlus.'j der ersten Lesung erreicht war, war xudem 
ein nnsichercr Besitz. Seitdem die Aeusserungcn der grössten deutschen 
Regierungen, die Note PreoaseDs vom 28. Januar und die Oesterreiehs 
vom 4. Febraar 1849, bdcannt geworden waren, war die BurchfEUirbaikeit 
des beabsichtigten Yertonngswerires sehr sweitmiaft geworden. Oester^ 
reieh hatte sich sehr entsdiieden gegen die ihm aogesonnene negative 
Bolle, Preussen kemesw^ deutlich für die ihm zugedachte positive Auf- 
gabe ausgei^roohen. Unsi<^er war selbst, ob audi nur die Kationalver- 
sanunlnng das in der asten Lesmig der YerlBSSong Besehloseene in 
der zwdten lesthalten wurde. Denn durch die AussdUiessung Oesteneidis 
von dem künftigen Bundesstaate und den Abechluss der ersten Lesung 
war eine ganz neue Gruppierung der Parteien herbcigeföhrt. Was sich in 
den letzten Monaten wahrend der Arbeit an der Vei&ssung vorbereitet 
hatte, krystallisierte sich jetzt zu festen Parteigegensätzen, die sich insbe- 
sondere in der verschiedenen Stellung zu den Ergebnissen der erst(>n Le> 
song ausdrückten. Gerade in den Tagen , da die Beratung des Wahlge- 
setzes vor der Thür stand, hatten sich die Abgeordneten, die auf den Ein- 
tritt der deutsch -österreichischen Lande in den zu errichtenden Bundes- 
staat den höchsten Wert legten, organi.^IiTt, einen crossdeut-ichen Ver- 
fassungsausschuss niedergesetzt und mit der AufsteHung eines (icgenent- 
wurfes die in erster Lesung beschlossene Beichsverfassuog beaof- 
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tragt Bchon bevor der AxuadauB Beine Arbdi beendigt und nnterm 
25. Fdmiar vodffendidit hatte, woaste man, dasa er eineEoUdctiTreg^ening 
an die Spitae des Bundesstaats etdlen nnd eine Anzahl ▼on Bestimmungen, 
die angeblich mit dem Wesen eines Bundesstaats nnvertriglieh waren, in- 
dem oder beseiten, d. b. f ßr die Zweeke Oesterreiobs annehmbar machen 
werde. Damit war die G^nersdiaA gegen die beiden widitigsten Er* 
ruDgonschaften der ersten Lesung orklirt Die neue Farteibildung, weder 
an Zahl noch an Kapazitäten zu unterschätzen, nmfasste Mitglicd(>r, die 
bisher selir versdiiedeneu politischen Prinzipien gelbigt waren, jetzt aber 
ausammengehalton wurden durch scharfe Opposition g^en die Partei, die 
am eifrigsten iur das Zustandekommen der Reichsverfaaauig gewirkt hatte 
und weiter zu wirken bestrebt war. In den beiden Namen, dem der Erb- 
kaipcrlidipn; welchem sie sich selbst gab, und dem der Kleindentschen, den 
ihr ih r Spott der Gegner angehängt liatte, sind die beidi n Hanjitstiu-ko 
ihres Programms angedi-utet und zugleich die SteUung, die sie /n den Kr- 
gchnisse« der ersten Lesung einnahm. Sie hielt fest an der Ausschliessuug 
Oest^M-reichs und hotVtr, die Einheitlichkeit der Oberhaupts wurde zu ver- 
vf)llK(>innjnen durch die Aufnahme der Erblichkeit in der zweiten Lesung. 
Die ihr gegenüberstehende Koalition nötigte sie zu festerer Organisation 
und Heranz-iehung von Anhängern von allen Seiten her, falls hie nur für 
die beiden Grundgedanken einzutreten bereit waren; denn sie war nur die 
relativ stäricste unter den Parteien, hatte alier den Vorteil einee festen 
klaren Programms für sich. Die dritte Partei bildete die demokrotiadie 
und repnbKkaniscbe Linke. Bestanden die Groasdentacfaen übttwiegend 
aus Oesteireichern und Baiein, die &bkmseriid)en fiberwiegend aus Nord- 
deutsdien, so rfihmte sich die Linke, eine bloss deutsche Partei m sein, 
nicht aus Landsmannschaften au bestehen. Die scheinbare Emfodiheit nnd 
SelbstVerstSndlidikeit dar radikalen Pottnlate mochte Wdit Anhänger aus 
aller Herren Lindem aneammenbringen und einigen; sobald es an die Auf- 
stellung positiver nnd dnrdbführbarer Verfkssnngsotganisationen gmg, war 
von der gerühmten Einigkeit wenig zu finden. Ihr Intei-esse lag in der 
Demokratisierung der Verfassung. Zwischen den beiden andern Parteien 
stdiend, war sie auf deren Unterstützung für die Durobsetxung ihrer Pläne 
angewiesen. Aber mehr noch als sie zu werben gc'notigt war, wurde sie 
umworben; jede der beiden andern Parteien erhoffte von ihr die Verstär- 
kung der eigenen Reihen. Für die Demokratisierung der Verfassung gab 
es kein besseres Mittel als das Wahlgesetz. Mittels dieses Hebels liess 
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sidi aller VeiüuaiiiigBeuiriohtuiigen Herr wetdcai. Auf dieses Gesetz kon* 
aentrierte die Linke desimlb ihre ganze Knft; ttne Ordnung su dem Zweck» 
das Volkehaus, die eine Hälfte dea BdofastagB^ hfflzudtellon, wurde /.a dem 
Mittelpunkte des ganxeu X^erfassungswerkes gemacht Das Verhalten der 
Gegner erleichterte es der Linken, zu ihrem Ziel zu gelangen. 

Es war ihr erster Sieg, dass die Beratung des Wahlgesetaes awiadien 
die erste und zweite Lesung der Verfassimg eingeschoben wurde. Am 
15. Februar 1810 begann die Beratung, nachdem zuvor beschlossen war, 
das Gesetz einer zweiuuili<;eri L( suiig zu uuterwerten. Die Debatte nalim 
die Zeit bis zum 2. Marz, last dt' volle Sitzungstage, in Anspruch, obschon 
die Vorlagf aus nicht mehr als 17 Paragraphen bestand, von denen manche 
blosse Ordnungsvorschriften enthielten, die ohne lauge Debatte von der 
Versainnihuig gebilligt wurden. Umsomehr Zeit und Kraft wurde auf 
einige kurze 8ätze verwi mit t , in denen es sich um Beantwortung prinzi- 
pieller Fragen handelte. Iiier entwickelten sich ivampfe, in denen von 
jener anfänglichen Ermüdung nichts mehr wahrzunehmen war. 

Der Beratung lag ein Ekitvuif an Grunde, der in seinen prinzipiellen 
Beatandteilen nur <Ue Vorsdilage der Mdirhwt dee VerfiMaungaaasflobuaaea 
enthielte Die der Linken angehörenden Mitglieder hatten fitat fiberall 
lilCnoritAtBenMshten entgegengestdit. Der Entwurf war von dnem auaffihr» 
liehen sehrifUiehen Berioht begleitet, den Waila vwfiwat und später in 
aemen „Grondafigen der Politik** wieder hat abdrucken lassen. In der 
Rede, mit welcher der Beriditeiatatter der Anssehussmehiiieitf Sehdler, 
Ptrasident des Oberiandesgeridits su Frankfurt a. die Debatte eröffnete^ 
beaeichnete er drei Punkte als die wichtigsten der Vorlage: die direkte 
Wahl, Besdurinknng des aktiven Wahlrechts auf sdbstindigQ MSnner und 
die Behandlung des Wahlgesetzes als eines nicht zur Verfassung gehörigen 
Gesetzes. Ueber (h n h tzten Punkt erhob sich kein Streit. Jede Partei 
wollte sich für den Fall, dass das Gesetz nieht nach ihren Wünschen aus- 
fiel, eine grössere Jjeichtigkeit seiner Abänderung sichern, als unter Be- 
obachtnng der gehänften Kantelen möglich war, die die Keichsverfassung 
nach Art der älteren Gesetzgebung jeder Acndcmng ihrer eigenen Be- 
stimmungen entgegenstellte. Den Wert tles ersten und zweiten Punktes 
veranschlagte der Bericht von Wnits' verschieden: während er in dem 
direkten W;ihlrechte einen sielieren V^orzug erblickte, sah er den Vor- 
schlag, ilie l nsplbständigen vom aktiven \\' ahlrecht auszuscliliessen , ntir 
als einen V ersuch an. Zu diesen beiden Punkten trat in der Debatte als 
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dritter Gegenstand de.s Streites die Frage, ob der öfientlichen oder der 
gehemien Abstimmong der Vorzag zu geben sei. 

Die achirierigste Aufgabe, <!ie llegeliuig des aktivem Wahlrechte, 
masste zuerst gelöst werden. Waits geht in aeineni Rcriclifc von der Fop- 
mel (1(1- Gleichheit der Menschen aus; er nennt sie zugleich die planete 
und umlasseudste, „leicht gesprochen und ebenso leicht widerlegt oder ver- 
s|K>ttet, enthrdt sie doch eine gewaltige Kraft, welche fort und fort arbeitet, 
um sich (leltung zu verschatfen." Aber bei alkr ihn'x Macht findet die 
Fonlcrung eine notwendige (rrenzf an drr natürlichen BosehafTfnheit dnr 
nintjf. Diese zu erkennen ist die Aufgabe (1* r l'olitik. N\'as man bisher 
au Schranken aufstellte, hatte grösstenteils einen zuiiilli^fen und mechani- 
schen Chaiakt«'!-. Die neue Ordnung darf nicht auf die Irüher beliebten 
Unterscheidiujgeu /.uruekgehen : nicht auf ilie Stande, sie haben sich über- 
lebt, nicht auf die Verschiedenheiten des Berufs und der Interessen, .sie 
können nicht bei Wahlen zum Volkshause entischeiden, nicht auf die Unter- 
schiede der Steoerleistung oder des Besitzes, Steuergesetzgebung luid Geld- 
wert flind inneriialb Deuteoblanda au venobieden, um eine einheitliche Norm 
an vertragen. Nur ein Unteiaehied existiert» der Bondttichtigiuig veHangt 
nnd generelle Behandlui^ ertragt: der awiadi^ dem abhängigen und dem 
unabhingigen Manne. Mit dem bloaeen Erfordernis der Selbständigkeit» 
wie es die Landesverftssungen aofzustellen pflegen, wird niohts erreicht; 
denn es ist nocli niemanden gcgtfldtt» positiv zu definieren, wer selbstBndig 
sei. Der Entwurf schlagt deshalb «nen nc^tiven Weg ein, er snobt die 
unselbständigen Klassen der Bevölkming auf und sohliesst sie vom Wahl- 
rechte aus. Er beginnt deshalb mit den beiden SStsen: 

g 1. Wihler ist jeder sdbstSndige, unbesehdtene Deutsche, 
wdcher das 25. Lebensjahr aurfidcgdegt hat 

§ 2. Als nidit selbstSnd^, also von der fierechtigung zum 
Wahlen ausgesdilossen, sollen angesehen werden: 

3) Dienstboten, 

4) HandwericsgehiUen und Fabrikarbeiter, 

5) Tagelöhner. 

Unter den Nnmmem 1 nnd 2 führte der EotwnrI die noch im heu- 
tigen Wahlgesets ausgeschlossenen Klassen von Personen auf: die unter 
Vormnndsdiaft oder Kuratel stehen, die sich im Konkurs befinden und 
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die AlmoBenempfSuger. Die Huoiittt des VerfiMnmgMQBBelniBaes bera^ 
tragtc, deo § 1 tu fosseo: 

„WiBhIer ist jeder DeutselH^ welcher das 25. Lsbenqslir snifiek- 
gelegt h$if 

und in § 2 die Kmiimera 8^5 so streichen; ein Teil der HmoritSt wollte 
eventuell die tnsgeschlosseneii ibteeorien salassen, &ll8 sie in ttoer Ge- 
memde Boigmedit oder Qrundbesits hitten. 

Die Neuheit des Vevsudie^ die Grenie swiscIieD Selbständigen und 
UnsdbstSndigen su bestimmon, konnte dem Geaetientwuift nicht sum Vor- 
wurf gexeidien; galt es doch gaius neue und» wie man zugeben muss, höhere 
Intoressen zu befriedigen. Die Oi-ganisation und der Aosbaa des neuen 
Bundesstaats, die Erkenntnis und die Befriedigung seiner Bolürfnisse 
stdlten schwierigere Aufgaben an die Mitglieder einer Volksvertretung, 
als in den Ständeversammlungen der mittleren und kleinen Staaten I)( utscli- 
lands zu lösen waren. Erfahrungen, die man in den deutschen (Iross- 
Btaaten hiitte sammeln und jetzt analog venvt rten können, existierten nicht, 
da iliii« n die konstitutionellen Einrichtungen bis auf die neueste Zeit ge- 
tblilt hatten. Die Linke löste das Problem dadnreli, dass sie das Wahl- 
reelit verallgemeinerte, also da, wo es schwierigere Aulgaben zu erfüllen 
ealt, weiiigtr ^Uilordernngen stellte als da, wo leichtere Aufgaben oblagen, 
und rechtfertigte diesen Widerspruch mit der Berufung auf die Kevolution. 
Für sie war alles seit dem März 1848 neu geworden und jede Anknüpfung 
an das Frühere ein Anachronismus. Je weniger sie von einem Zurück- 
gehen auf filtere Kechtszustfinde wissen wollte, um so fSester klammerte sie 
sidk an ein Datum der jüngsten Vergangenheit: an den Mäns 1848. Er 
bildete den neuen Reditsbodea, and seine FVuchte waren; das FVaokfnrter 
Parlament und die Grundrechte des deutschen Volkes. 

„Haltet ein, ihr niedrig Gestellten in der Ges^schaft mit der Feier 
der Gmndredite, klebt sie nicht an die mssige Wand eurer Wohnung; 
es ist ja noch ungewiss, was ihr davon behaltet!" hatte einer der ersten 
Redner in der allgemeinen Diskussion gerufoi. In WahiWt enthidten 
die Grundrechte nidbts, was mit der Forderung des allgemeinen Wahl- 
rechts susammenhing. Kurs vor Beginn der Debatten übet das Wabige- 
sets hatte die Nationalversammlung über gewisse Tu<^tandige Teile der 
Ghmndreclite beraten, ^velche die Ordnung der Gemeinden und der liandes- 
vsrfiissung in den Eimsdstaaten betrafen, und die Linke die Gelegenheit 
SU dem Versnche benutst, möglichst tief in die Verhältnisse der Einsd- 
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i«taaten einzugreii'ea und iliuen von Keicli.ssvigon allgemeines Wablreoht, 
ßU8i)€nsives Veto und dergl. vorzuschreiben. Aber in richtiger Erkenntnin 
der Kuiinjet«nzgrenÄen zwischen dem Reich und seinen Gliedern war alleu 
derartigen Anträgen durch die Mclirheit die Aufnahme in die Grundrechte» 
versagt. Aiu der Anericennang der aUgemeinen Freizügigkeit, des Yer- 
8Miimliu^n«ebt8t der Ptenfi«ihdl^ der Ohubanafrrilidt Hess sich offenbar 
keiii Sciüuee auf das allgemeitie Wafalzeaht nelmn. Der Staat, der jene 
Rechte seinen Angeliörigen zug^tand, konnte ohne mkonsequeat an werden 
ihnen daa Wahlredit versagen. Dort handelte es sich dämm, dam Indi- 
^dnnm auf den verschiedenen Gebieten sdnca Wbkeni^ ad ea fOr eigene^, 
aei sa :flir (ffentiiohe Zwecke, Banm für fiele Bethfitigung an versdisffen; 
beim WaUredite di^jegen om ebe Pflieht, deren ErCnllnng der Staat aur 
BUdniig «Ines seiner Organe von den Unterthanen findert 

WiriESamer als eine Berufung auf die Grundradite konnte gegen den 
Antrag der Aussohuaamehriieit <Ke Entatehung dea Frankfurter Pkrlamenta 
selbst ins Feld geffihrt werden. Es hieas seinen Ursprung veiliugnen oder, in 
der krSft^en Sprache des Tagee, Verrat an sdnen Wlhkm fiben, wenn 
ein Redner das allgemeine Wahbedit bddmpfte. Auch hier lag in Wahr- 
heit die Sache anders als es den Ansohdn hatte. Die Wablei^ ans denen 
das Parlament hervorgegangen war, hatten gar nicht in der Unbeschrfiakt- 
heit stattgefunden, wie man sieh vorsustellen liebte. Das Vorparlament 
hatte sich begnügt sn bestimmen: 

Die Wahlberechtigung und Wählbarkeit darf nicht besobrlnkt 
werden durch einen Wahlsensoa, durch Bevorreditung einer Religioo, 
dorob eine Wahl nach bestimmtt'n Ständen. 

Jeder volljihrige, selbständige Staatsangehöiige ist wahlberech- 
tigt und wiblbar. 

In allen fibrigen Bea^dnngen ist ea jedem dnadnen deutschen 
Staate überiasaen, auf welche Wdse er die Wahlen au ordnen ange- 
messen findet; die Versammlung erachtet jedoch die dirdd» Wahl 
im Principe für die aweokmiaaigate. 

Auf Grund dea Beschlusses dar Bundesversanunlung vom 7. April 184$, 
der diese Sitae mit Auanahme dee die direkte Wahl emf^ehlenden adop- 
tiert batte^ waren v<m den Landesregierungen, auf dem Wege des Gesetaes 
oder der Verordnung, die Vorschriften fftr die Wahlen eriaasen. Kur in 

Sciileswig-Hoistdn, Wfirttcmber^ Kufbessen nnd Hamburg hatte man sich 
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för direkte, in allen filwigen Statten fnr indirekte Wahlen entnolueden. 
Preaaeen in aemlich wortlieher Beiblgnng deaBandaabeaehluaaes hatte jeden 
groaajShiigen Prenssen zum stimmberechtigten Urwähler in der Gemeinde, 
wo er .seinen Wohnsitz oder Anfenthalt hat, erklärt. Nach der König« 
liehen Verordnung für Hannover war jcMlcr voUjälirige Landeeeinwohner 
in dem Urwahlbeziric, worin er WOlinreclit hat, stimmberechtigt^ sofern er 
nicht bei einem andern in Kost und I»hn stand; nach dem bairiscben 
Gesetz jeder volljährige bairische Staatsangehörige, welcher dem Staate 
eine direkte Steuer entrichtete. T>!c verschiedenen Anslogunpcn, welche 
(lic Bps(hlüi>.se dos \'or|>ariaments, nameiitlirli das Erfordernis der Selb- 
stämli^il «'it, erl'alircn hatten, !*ind im Fruii/i::i laimsrhusse vielfarli orörtiTt 
worden, üLue Ua&iS man doch weiter kam, aLs den lugjeriiiigen dtn W nii- Ii 
nach einer möglichst liberalen Auslegung des MOrtes aujiziulrückeu, nach- 
dem mau bich dun'li Zurückgehen auf die amtliehen Protokolle des Vur- 
parlamentfi leider hatte ülx rzeugen müssen, dass selbst diese Versammlung 
an einer so antiquierten Bedingung festgehalten hatte. 

Die Wahlordnung, der die Vereammlung ihre Existenz verdankte, 
war also weder von so einheitliohem noch von so awingendem Chaiaktu*, 
dass jeder Voisdilag an ihrer Aenderung ein Preisgeben der kamn ge- 
wfwnenen nenen Beditegrondlagen enthalten hätte. Der Anssobnss hatte 
nodi andre ModiHkationen vovgeaohlagen. Vom VorpaiUunettt war der 
Bevölkerung audi des klonsten Einaelstaats die Wahl eines eigenen Ab» 
geordneten angestanden: eine Einriehtung, die ebenso im Entwarft der 
eiebaehn Vertnuenamänner vom 26. April 1848 und in der heutigen Beiohs* 
veE&BBung wiedoikehrt und mit Beoht als dne Anerkennung der bnndes- 
stantlichen Natur des Reiche als eines aus selbständigen Gliedern, nicht 
blossen Provinzen, bestehenden Staats gilt Der Entwurf des AnaechusacB 
that dagegen den gewichtigen, damals in seiner staatsrechtlidien Tragweite 
wenig gewürdigten Schritt, dii' Stauten, det&k Beväkentng imtor 50000 
Seelen blieb, mit t)(>nachl)artcn .Stiiaten zu gemeinsamen Wahlkreisen an- 
sammenlegen, z. B. I les-. n-Homburg mit dem Grossherzogtum Hessen, 
Srhaninhurg-Lippo mit K iirliof!?en. Dieser Vorschlag des Ausschusses, 
einer der wenigen, die ein.-tiuimig vorgelegt wurden, fand in der Versamm- 
lung keinen (j<gner ausser cinetn der radikalsten Abgeordneten eines der 
kleinsten Staaten, der dm Anlang der iieaktion in das Einschreiten gegen 
die Galerieen der Panl.-^kirehe setzte, und wurdf durch das Plenwni noch 
um einige Anwendungsi'ällo bereichert. Man berief sich also im Jahre lb4U 
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luil" die Walilordnung von 1818 mit Auswahl und liielt ihre Säixe 
je nach der Tendeuz, die man verfolgte, für verpflichtend oder für gleich- 
gültig. 

Juristische Erwägungen, auf die positiven Vorschriften eines einzelnen 
Ctesetzes gestützt, wollten in jenen erregten Tagen wenig bedeuten g«^gon- 
über ^ Dedoktioiieti ans allgeimiikai Pnosipieik Wm viaiohlng es, ob 
die Wabigeaetie im Frabjabr 1848 Selbstlndigkeit von dem Wähler vei^ 
langten oder nidit? Jene Ordnungen waren dn etnsebier Voigang, viel- 
leidit ein Fehbobritt, ein Misagriff. IMe deutsche Bevoltttioii mnas als 
dn Ganaee, in ihrer mneraten Natur und ihrem wditgescbiehHioliai Zuemn- 
menfaaage erfiuat werden. Ihr K«rn iat aber die Aaeikemiung dba Indt- 
vidooma, dee Menadien. Nidit mdir bloes im Frivatredit, «ondem anoh 
im dffientltohen Bedit kommt der Mmaeb als ReobtBSubjekt in Betcadbt^ 
Ntdit mdir wie frfiher in seinen besonderen Qualitäten, mit seinem Neben- 
und Beiwerk, sondern der Mensch in seiner abstrakten sittUoben Berech- 
tigung. Gleioh der erste Redner nadi dem Berichterstatter, ein KegierungS- 
rat Ziegert aus Minden, hatte von dieser rechtsphilosophischen Betrachtung 
aus die Frage der Wahlberechtigung bebandelty und eine grosse Anzahl 
der Reden nach ihm hat den gleichen Ton angeschlagen, wenngleich mit 
manchen Variationen. Ein T^nterschied zeigt sieh besonders darin, dass 
die einen von der Erzieluing durch das allgemeine Wulilreeht die politische 
und sittliclir Keife des N'olkes erwarten, die andern sie schon als vor- 
handen und durch das Jahr 1848 als ofi'enbart ansehen. ist eine neue 
Weihe über die Menschen gekommen, rief ein Redner bt^istcrt. Man 
hat versäumt, ihn an den 18. September 1848 zu eriuuern. 

„Die Anerkennuno; der Rechte des ludividuunia im Staate" wollte der 
Abgeortlnetü Lowe (Calbe) recht eigentlich als ein Ergebnis der deutscheu 
Entwicklung und des in ihr wirkenden Protestantismus erkennen, musste sich 
aber die Benobtigung einea nabeatdi^ito Farte^ienoaaen, des National- 
Ökonomen Hilddbrand von Maibtnj^ gefallen laaaen» der es nicht bloaa ala 
eine Tendens der deutschen Geediiobte gelten lasaen wollte, aaf die Ent- 
wicklung und Smpmrfaebnng der PeradnUobkeit hinauaibeiten. Weil nun 
das menschliobe Indtvidnum weaentlioh ein soziales und pditiadiea ist, 
vindiaierten die Redner dieser Riditung ihm vor allem Anteil am politi- 
schen Beobi Dieses Recht gebfihrt jedem um aeuier selbst willen und 
jedem in gldcbem Ifiasae^ „Die dgenate Fahne der Revolnta(w ist die 
Gldchheii." Mit diesem Ausspruche von Si^rea knfipfte man die dantadie 
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ReToiution an ilie frauzosische und stellte sich auf den Grund jener For- 
mel, von doi der Waitz'sche Bericht ausgegangen war. Der Bericht hatte 
die Bereclitigimg der Forderung nicht verivannt, nur ihre alleinige Geltung 
und Anwendbarkeit auf alle Gebiete des öfleDtiichcn Lebens bestritten. 
Mag mau jedem Stutaangehdrigen eine» gleichen Anspruch auf Beofats- 
sdiute, anf Qlaobebsfreäieit, auf Press- und Veraaminlaiigslreiheit zuge- 
stehen, was liat das SU tfaun mit dem Fall^ da die Staatsangehörigen auf- 
geruien werden sur Einrichtung dnes slaatlidien Organs, der Volkaver- 
tretuosb mitsuwirken? Dort handelt es sich am Bethfltigung dnes Redits, 
hi4r um die ErföUung einer Pflicht. Dieser bereobtigten Unteraoheidmig, 
die besonders treffend in dner Bede von. Ma&j ausgeführt ist, vielleicht 
der besten der ^uuen Debatte» Eingang su verschaffen, hat alMings sehr 
schwer gdialten. Ein Bedner, der ee liebt^ naheliq|;ende Einwände m er- 
hebeUf machte geltend: wenn das WaUrecht eine Pflicht nidit ein Recht 
wir^ so müsste der Staatsangehörige sie erfüllen, während er docli nach 
seinem Belieben f^eino Stinuno abgeben oder rulion lassen könnet Die -Er- 
kenntnis, dass das Wahlrecht gleich anderen öffentlichen Rechten vor allem 
eine Pflicht auferlegt, wird aber nur dadurch verdeckt, dase diese Pflicht 
einer grösseren Zalil von Staatsbürgern zugleich auferi^ wird und des- 
halb regelmässig eine Sicherheit dafiir vorliandfn ist, dass sie von einer 
genügenden Anzahl von Personen erliillt wird. (Jew iclitiger ist der Ein- 
wand, der dem Zweck des zu bildenden öüentlielien Organs entnommen 
wird. r>jes Oi^an soll das ^^>lk repräsentieren, die Bedürfhisse, die 
Wünsche des Volkes zur Geltung liringen. Soll es ein wahres Abbild des 
Volkes sein, so muss es alle Kiemente, alle Kreise wiederspiegeln. Ein 
jeder im Volke ist inten>ssiert dabei, dass diese iCeprascutation möglichst 
getreu ausfalle: ein jeder hat ein Recht dazu untjsuwirken, da-ss dieser Er- 
folg eintrete. Dazu kommt die Bedeutung der Volksvertretung für die 
Leistungen des Volks. Der Staat ist auf die Leistungen aller angewiesen, 
ihre Stenum, ihre Militärdienste. Das Organ, das das gemditigste Wort 
bei der Auleriegung von Lasten auf die Schulteni der Unterthanen mit- 
nispredien hat, darf nidit anders gebildet werden als unter Beteiligung 
aller. Einer Azgnmentation wie dieser ISsst sich die Bfindig^eit ihrer 
Sdilussfolgerungen ntdit abbrechen mit Ausnahme der einen, dass die 
Beteiligung aller Unterthanen an der Bildung der Volkavertretung gleich 
sein müsse. Auch hier die Forderung der Gleichhnt an vertreten, war 
recht eigentlidi das Eennaeidien der demokratischen Partei. Und selbst 
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wenn de aus politiech^ GrAnden davon bitte absehen könii»i> aus socialen 
glaubte de es nidit thnn m dfirien. 

Die sodale IVage fing erst eben an, die Gemüter «i bewegen. In 
einer der wenden Reden, die Jakob Grinini in der Panlddxehe gdialten 
iiaty spraeii er von nneerer halb wirklichen, iialb trfiumerisdieD Angelegen- 
heit der eodalen Frage. ISn Redner berichtete, wie sehr ihn bei der Rüok- 
kehr vom Vorpariament die Ueberaengnng erfreut habe, dasa wir nodi 
nicht an einer sodalai, soodem nur an einer politischen Revolotum stiodai. 
Diese Aeussemng war wenige Tage vor den WaUgesetadebatten in einer 
Verhandlung Gber die Fr^^e vorgekommen, ob in ^e rfiokstSndigen Tnle 
der Graadrechk' Sütze aufzunehmen seien, die eine Anerkennung sozialer 
Forderungen wie des Rechts auf Arbeit enthielten. £8 war insbenonderc 
die W irl nng der Rede eines Mannes, der sonst selten unter dem Beifall 
der Meiirheit sprach, Moritz Mohln, dass alle Antrage der bezeichneten 
ßiohtuog mit der erdröckoinlen Majorität von 317 gegen 114 al^wiesen 
wnrden. Einer der hervortretendslen Redner jener Verhandhing, Eisenstuck 
von Chemnitz, benutzte die Gelegenheit zu einem Verstoss zugleich für 
die Schutzzölle uiul das allgemeine Wahlrecht. Nehmen Sio die arbeitende 
Klasse auf in den Staat, voll und eanü: und ohne Hintergedankeu, foixierte 
er. Durch die politische MiuKÜgkt it wird tlieser Teil der Gesellschaft die 
TTeberzeugang- {»ewinnen, dass niemand mehr als der arme Mann der Not, 
der von der Hand in den Mund lebt, hi i der Existenz des Staats beteiligt 
und interessiert ist. In der Einräumung der politischen Rechte sah der 
Redner das wichtigste geistige Mittel, das der Staat in der sozialen Frage 
auwenden könne. Damit war der Ton angeschlagen, der acht Tage später 
wihrend der Wahlgesetzdebatte in den Reden der Linken immer wieder- 
kehrte. Die Gewihrnng des allgemeinen und gleichen WaUreohts sollte 
der soiialen Frage ihren Stachel nehmen, liebe cum Staate konservative 
Gemnnting daraus hervorwadisen. Selbst dn Redner der Rechten pries 
CS, dass das Geseta, das dem Armen bisher niv in der Gestalt des ESze- 
kntois nnd des GefimgenwSrters entgegengetreten sei, ihm nun an^ 
Reohfcs, eine Mitwirkung bei der Geeetsgebung, bringe Da war es denn 
nicdkt SU verwundern, wenn ein demokiatisoher Redner ein rosiges Bild 
der Zukunft nnd als FVneht des allgemeinen Wahlreofats das eintvXob- 
tige Zusammeowiricen des Arbeiters und des Besitiers ausmalte. Die Gc- 
fahven, wdehe die unbesdurSnkte Gewfihrung dieses neuen Rechts mit sich 
bringen musst^ sah man wadb/t, oder woUts man nicht sdien. Unvermittelt^ 
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naohdem nun noch eben in dm Stande der voUstindigsten Exklunvitil 
poUdachtt Bedtte gelebt hatte, sollte nan mit ebem Söhlig das volle 

Mass aller politisohen Rechte und FVnbeiton jcdcrmattu zuteil wcrdeu. 
Man adialt es Gespeosterfurcht, wenn man nicht den weisesten Gebrauch 
de^i neuen Bedits vom Volke erwarte. Wie ruhig und gesetBÜch geht 
es in den grossen Yersammlungen zu, welchen Sinn für fiecht und Ord- 
nung, welche Mussigung haben die Proletarier, obschon in der Mehrzalil, 
gezeigt! Mathy hatte allen Grund zu dem Ausspruch: wenn ich die 
Schmeicheleien höre, die jei/.t so hfitifif^ der ^fassc gemacht werden , »lic 
l'ugcmden, die nmn ihm n zu ihrem eigenen P>irük'n b<'!!»*irt. hc» finde ich 
eitle solche Schmeichelei uiclit weniger unwürdig, als das Knieeu vor dem 
Throne eines ^ekmnten Hauptes. 

Galt aber auf der Linken das allgemeine Wahlrecht als die Panacee 
Ucr sozialen Sehädeu, f?<» kami man sicli denken, wie von dieser Seite der 
A'orschlag der Ausschussmehiheit aufgenommen wurde. Der Ausschluss 
gewisser Klassen der arbeitenden Bevölkerung vom Wahlreoht galt den 
einen als da Unredit, den andern als eine TlioiMl Jede Arbeit hat 
ihre Ehre nnd kommt der Gesamtheit zu gute. Ihr macht die Arbeit, 
das einaige sittiiohe Mittd sieh au emShren, an einer Schande. j,8chafft 
durch die Gesetzgebung keinen P5bel wid ihr habt kernen Pöbdl^ Dies 
Citat llfittenuaiers aus dner Schrift Friedridis v. Baumer fiber seme Reise 
nach Amerika machte Glfick und wurde vcrsdiiedentlich variiert in der 
Debatte wiedeiliolt Der Ausschnssbcrit^t nnd sein Urheber erfuhren nlie 
schärfsten Angriffe. Eisoistuck schalt den Itfotivenbericht ein EraengniSf 
von iMeudoliberalen Grundsätsen in gewandter und kunstreicher Weise 
von Anfang bis zu Ende durchflochten. Simon von Trier entdeckte den 
Ghmnd für die Ausschliessimg darin, dass jene angeblich unselbständigen 
Klassen zu selbstfindig sein und einen Zuwachs der demokrati Jüchen Partei 
bilden wurden. Er untersuchte dann die verschiedenen Grade der Selb- 
ständigkeit und ediloss: ,»£ä widerstrebt meinen Begriffen von Selbstän- 
digkeit, wenn z. B. jemand eine glänzende Rede hält, worin er seine tiefste 
innerste Fcberzctignng' ausspricht und im näeli'^ten Augenblicke iiu ent- 
^'egeiige:>et/.ten Sinne stinnnt; einen solchen kann ieh nach meinen Begriften 
niclit tiir sell>ständig enicliten, und wenn er der Erlinder der Selbstandig- 
k<'it selbst wäre." Andere Redner dt r Linken machten starker die IJn- 
i5\veekni:is;»i^keit geltend, ^ro>>r Klassen der Bevölkerung von dem \vi<h- 
tigsteu politisciieu Hechte auszuscliliesseu. Wie die der Auschussraehrheit 
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nahmteheiidfl PteSM von v(Hnaber«iD bcaoigt hatte, j«ne Äntrige wfirden 
bdees Blat madwn, so mmea diese Redner auf die sahlreiflbeD G^er 
hiiif welehe dordi den Ausschluss dem neuen Beiche entstehen wUtden» 
und «nner der Staüstiiker der Vassnimlang berechnete die Summe der 
nsoh den Ansaohusflnntvflgen WahlnnfShigen auf vier und eine halbe 
Ifiilion lifimner. 

Dem Yondihige dee Ausschusses lag der Gedanke au Qnmde, die 
wiltsehaftli«^ abhängigen Klassen der Bevölkerung von dem Wahlieehte 

fernzuhalten, weil ihre Glieder das Hecht niolit nach eigenem Elrmessen 
ausüben würden, sondern nach dem Willen eines andern. Dahlmann hat 
das später in seinen Vorlesungen so ausgedruckt: Tugenden wohnen in 
allen Klamsn der Bevölkerung, allein politische Einsicht kann da nicht zu 
Hause sein, wo schwere Arbeit für die Ernährung jede Stunde des Tages 
ausfüllt, und vollends da nicht, wo die Natnr der Arbeit Abhängigkeit 
von dem Arbeitgi-ber nach sich ssieht. Nüchterner und wirksamer n!- die 
politischen Heisssporno «„'riffen den Vorschlag des Ausschnpses die ( n ^ner 
an, die ihn auf seinem eigenen Boden, dem wirtschatUichen (ielnt ie, be- 
kämpflen. Dass der Antrag durchgriff und allgemeine Merkmale aufstellte, 
die im einzelneu Falle vielleicht den selbständigen Mann ausschlössen und 
den unselbständigen zuliessen, war kein triftiger Einwand. Ungerechtig- 
keiten sokiicr Ajrt sind bei Aufstellung von Grenzunterscluedeu unvermeid- 
lich. Wer zwanzig Jahre und dreihuudertundsechzig Tage alt ist, ist in 
sauer privatrechtUehen Handlunghlähigkeit besdirSnkt, und der fSnf Tage 
altere ist darb unbeschränkt; unter Umstanden kann ein AchtsdmjShriger 
viel flhiger sein Verträge su eddiessen als ein Einnndswanzigjähriger. 
Solche Schwierigkdten mfissen sieh noch steigern, wo es sich nidit um 
eine Abgrensnng nach Zahlen, sondern nach lebendigen VethlltniBsen han- 
delt Aber ein etheblidier Untenclued in der moralisdien Büokwiikui^ 
ist nidit an verkennen. So inratimial eine Ziffer oft durcfasehneiden mag, 
sie wird dodi fftr den Ansgesoblossenen nicht ein Gefühl der Zorfiek« 
setcung eneugen. Der Fabrikarbeitw, der Tagelöhner, der diesmal nicht 
an der Wahl teilnehmen kann, weil er nicht die nötige Steuer entrichte^ 
wird sich damit trösten, d»B nSchste Mal mitwählen zu können, wttl er 
durch eigene Kraft seine IjagB so weit ve4>essert haben wird, um die 
höhere Steuer zu entrichten. Hält ihn sein Beruf aarüok, so wird er zeit- 
lebens ausgesclüossen sein, mögen seine Verhältnisse auch viel auskömm- 
licher werden als die des Ideinen Schneider- oder Schustermeisters aeiner 
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NaditiMwIialt Die widitigste B^nige diews Qetnets vn» dber; sind die 
dnrofa den ikiwschussantrag Atugeediloeeenen die abbiog^ten Klassen der 

Bevölkerung? Hildebrand von Marburg fand weit grössere Abhängigkeit 
im Kreise der kleinen Handwerksmeister: „das deutsche Proletariat ist 
kern Fabrik-, sondern ein Handwcrksprolctariat.'^ Und er bcNvies das 
an der grossen Zahl der Meister, die die der Gesellen bei weitem übertraf. 
Auch Mittermaier beschäftigte sich mit dieser Frage und machte eine Reihe 
von V^erhaltntssen namhaft, in dfnen <lie Gehilfen unabhängiger waren als 
die Herren; denen sie dienten: die Braumeister, die Vorschneider in den 
grossen Schneidergeschäften, die Zuckersieder in den Magdeburger Fabrikeii> 
die Brettmeister in den grossen Srhnhmacli« t u" st hätten. 

Der Versuch des Ausschu.sses, das vieldeutige Erfordernis der Selb- 
ständigkeit durch ein festeres Merkmal zu ersetzen, war gewiss bei-echtigt. 
Dass ihm aber gelungen wäre, einen l)rauclibaren Ereatx zu luiJen, hat 
niemand a^ierkannt^ Im Gegenteil, im Parlament und iu der Presse, auch 
der beireiiiideten, iat der Vorschlag der Abgrenzung nach BenifsklaeeeD 
ala ui^lficUioh verurtnlt worden. Die hervomgendeten Gegner dee all- 
geoMinen Wahlrecbts, August Beiobeneperger, Beokeratbi Mathy, Heinrich 
von Gagen, Fkiedridi von Bainner, Hinner, die alao grSastentdb dw- 
eetben Ftoteiriebtniig angehörten wie die Ameohneemehrhei^ haben in dies 
Urteil eingeetiinmi. War ea ein bereohtigter Ausgangspunkt» nur den anm 
Stimmrecht snanlaasen, der nach eigenem Ermessen an wihlen llhig ist, 
ao war ea selbstvefstindfiob nnmSgliob, diese Unabhängigst dee dnadnen 
fltea te a n gdifaigen nach inneren Kriterien au bestimmen. Mail musste Mdi 
an äussere Merkmale halten, wie die privatrechtliohe und öfTentlichrecht- 
liche Reife an etwas Aeusseren, dem Lebensalter, gemessen werden. Fär 
die Fibiglceit au wählen, hatte man wirtschaflliche Momente aufgestellt 
and insoweit an dem Btandptmkte des bisherigen Rechts festgehalten. Aber 
von diesem aus schlug der Aussehuss als ein neues Erfordernis vor: die 
Zugehörigkeit oder NiclitznL'eliörigkeit zu gewissen Berufsklassen. Die Dis- 
ku^^iofi zeigte, dass der \'ni^r'})!jig des AusHchusses — ftir mein- als einen 
Versucli hatte er ihn selbst iiii lif Htisg<^eben ~ weder materiell richtig 
noch formell bestimmt genug nocli politisch zweckmässig war. Sein Schick- 
sal bei der Abstimmung war vorauszusehen. Wollte mau sich nun nicht 
der Scliruiikenlosigkeit des allgemeinen Wahlrechts ergeben, so mu8st<' man 
sich entsohliessen, das wirtschaftliche Merkmal des bisherigen Rechts fest- 
snhalten und in der Vennögensleistung au den Staat oder dem Besitz die 
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Gttiatie für die fielbatimdij^Drit des ViUera so snoheD. Wollte num «ne 
Beeditiokung des Wahlreohts, so verdfente das Erfordenie des Omtm, 
um es ellgemein m beariohneiij den Vomig; denn es grenzte eieherer eb 
de der YoneUag dee AoMohiuBeB und wirkte nicht so geliisa^ wie dieser. 
Diesen Weg der WahlbesobrinkuDK mit Erfolg su betroteni ist dureli 
maadierlei Hinderdsae enehwwt worden. Nicht snm wen^sten dnreh 
den Antrag da Aussohassmdbiheit Die Qegpßt des allgemeinen Wahl- 
reohts, en sich schon . in «ner schwiengeren and naditeiligerm Stellung 
de seine AiAinger, salien sidi dadurch in ihrer Bewegui^ gehesunt 
und beengt Der Antrag der Ausschussmehrheit stand im Mittelpunkte 
der Debatte. Die Angriffe, weldie die Verfechte der Wahlbeschränkung 
zn erfahren hatten, richteten sich vorzugsweise g^n den Ausschluss ganzer 
Berufsklassen und machten jede Beschränkong des Wahlrechts, auch die 
sachlich begnindete, verdächtig, so dass an Ihrt; Verteidigoi^ nicht die 
reclitc Kraft gewandt werden konnte, iVw im .stände gewesen wäre, schwan- 
kcriflp Stimmen zu gcwnnen, zweifelhafte an» den Reihen der Gegner 
herüberzuziehen Kannte sich niemand für den Antrag der Ausschu.osmehr- 
helt erw!lrriu II, so wäre es um s^o mehr geboten gewesen, einen Ersatz zu 
finden, iini den sich alle Gegner d^s unbeschränkten Wahlrechts hätten 
sammeln können. Die ganze N\ ahlgesetzdebatte trifft der Vorwurf der 
Rechthaberei und des Indi\ KiimHsnins. Jedem Einfall, auch dem imzwerk- 
mäasigsten, wurde Raum verstatttt, /.. ß. die Wahlberechtigung mit der 
Volljährigkeit bepnnen zu lassen, obschon deren Termine in Deutachland 
dodi noch völlig verschieden waren. Der Priwdent sah sieh genötigt, ehe 
es anr Abstimnkong kam, ein eigenes Tableau wtdien au lassen, um eine 
Uebersieht Qber die mdir als 60 Amendements an eimogliciien. Yoraugs- 
w»se ist aber jener Ycrwurf dea.lfangela an pditiaeher Disaiplin den 
Gegnern des allgemeinen Wahlreohts au machen. Aagesiohts der Einf aoh- 
hei^ die die Forderang: alle 25jihrigen Ittauer nim Wahlrecht zueulassen, 
mit allen Forderangen des fikdikalismus gemein bat und dem Besteohenden, 
das in solcher Einfaehheit lic^, gingen aus ihren Reihen vier einander 
poniM laufende Qiuptantri^ hervor, im Laufe der Debatte eingebracht 
und zum Teil noch wieder geindert. Einer von Geoig Besder, der selbst 
der Mehrheit des Verfassungsaussohussea angehörte, gestellt, knöpfte die 
Wahlberechtigung an eine direkte Staat.^stener von 3 Thalem oder 5'/4 
Qnlden, oder an ein Einkommen von 200 Thalern bez. 350 Gulden oder 
dnen Orundbeaits von gleidiem Werte. Der Abgeordnete Biedermann 
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begnügte sich mit der Entrichtung irgend einer direkten Steuer oder einem 
Einkoramen von 200 Thalern resp. 350 Gulden oder dem Besitz eines 
eigenen TTmisptandos tind Äntr il an den Gemcindelasten seit ei neu) Jahre, 
Diesen Antrag moditizierte Ilofmunn von FrieillMrp- durch Stroichung der 
Stenerciitrichtimg und Aul'nalunL' der Wahlberechtigung aller iStaatü-, Kirchen- 
und (ierntiiudcdienor. Waren in allen drei Anträgen die geringst Begüterten 
auägeeychlubbeii, so hatte der Abgeordnete Lette von Berlin versucht, auch 
sie heranzuziehen, indem er die Steuer- und Vermopiensgrenze der andern 
Anträge iebtlialtend , die dahinter Zutückblcibendeu indirekt, ulli' übrigen 
direkfc wählen lics& Gegen den Inhalt dieser Anträge ist mancherlei ein- 
xuwenden und maxAk eingewendet winden« Die Unke gefiel eidi in d«r 
UebertreibuDg, der votgeechlsgene Zensus würde drd Viertel eller Ifimner 
über des 25. Lebensjahr um ihr Wsblreoht biii^en. Aber einer der An- 
tzttgstdler sdbet, der Statistiker Schubert von Königsbeig, musste doeh 
zngthm, dass der Beseler'sdie Vonohh^ in den meisten Staaten &st ge> 
nau die ffilfte der voUjihrigen Männer aasgeaabloflseu» s. B. in Preussen 
1800000 Wähler fibrig gelassen haben wfirde. SOddeulsehe Abgeordnete, 
wie Romelin und eine Ansalil Beiern fluiden den Steuersats von 5 fl* 15 kr. 
für die Verhältnisse ihxer Heimat s» boeb, waien aber pairiotiaoh geni^ 
für den Vorsdilag su stimmen, in der Hofluung, die sweite Lesung des 
Geaetses werde eine sweckmässigere Al)grenzaDg bringen. Solche Selbst- 
verleugnung übten aber nicht alle Gegner des allgemeinen Wahlrechts. £s 
gabmanehenf der auf seinem Scheine bestand. Doch liefern Schildemngen 
jener Tage ein unrichtiges Bild, wenn sie der Partei solchen Mangel an 
ITnterordnung auch bei der Abstimmung vorwerfen und den Eindruck 
hinterlassen, als sei von vielen so gehandelt worden. Die Vergleichung 
der Abstiromungslisteu zeigt, dass die !iervorrfij;endsten Männer der erb- 
kaiserlichen Partei, wie Arndt, Bassermann, Daiiiiuaini, G. Bescler, Droysen, 
Duncker, H. v. Gadern, Haym. Mathv, Sdiron, Waitz, nach einander f(lr 
die Antriige von sekr, P>iedermann und Uotmann, manche auch iür den 
von Lette gestiunnt liabeii. 

Aber welche Fehler tum auch von den Vertretern eines besehränkten 
Wahlrechts begangen sein mögen, wurden sie nicht durch die Schuld ihrer 
Qegnor aufgewogen? Würde nicht dem Verfahren der Gegner gegenüber 
selbst euM} korrektere Taktik ohnmiohtig geblid>en s«n? In den meisten 
Damtdlnngen der Beratung des Wahlgesetees spielt die Koalitton der 
Grossdentsohen und der Linken eine grosse wenig rflhmliche Bolle. Man 
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hat eagiea» UntcfSUohungeD „über di« Schuld beim Wahlgesetae" angestdU^ 
hfivüber und hioAber gwtrittan. Es Ut in der That ttne XJd3ertreibiiiig, 
wenn der sog. Eoalitioii die Ibuptadmld an dem Ifiadingen einer mass- 
vollen Wah^ese^gebimg aiigeBohoben wird. Eine genae Reihe der be- 
kanntesten Namen der groeedeutachen Partei liest eich anffihren, die für 
den Biedermam^adien, m^slens auch für den Hufmann'edien Antrag g»* 
stimmt haben: Bothrnw-Osrow, der hannovesBohe Bevulhnacht^te bei 
der Ze&tralgewalt, Döllinger, Beiohenspetger, Edel von Wfirzburg, Gombart 
von MüncLeu, Laasaulx, v. fiotenhan. Andere wie Detmold haben f&r 
alle vier Gegenanträge gestimmt. Einer der wirksamsten Redner gegen 
das allgemeine Wahlrecht war Keichenspeiger. Aus den Mitteilungen dnee 
Parteigenossen wissen wir, dass er sehr gegen den Wunsch einiger Gross- 
dptitsphen handelte, die Rfu-k^icht auf die Linke genommen wissen wollten, 
wie denn auch manche- unter ihnen z. B. Wuttke, Ahrens, Giskra und der 
damals nooli zu üinen zählende Wydenhrugk gegen alle Wahlbeschränknngen 
votierten, ideiitiger wird jener Vorwurf au die Adresse der östen-eiclii- 
sehea Abgeordneteu gerielitet, die sonst in Freiheitsfragen mit der Rechten 
8timraten und sich hier aul einmal so liberal erwiesen, dass ihnen auch 
ein massiger Census unerträglich erschien. Mau kann den Verdacht nieht 
abweisen, dass bic der Verlafsiing, die ihr Vaterland ausschloss, eiuen 
Sdiadeu beizubringen gedachten, der ihrer Brauchbarkeit gründlich Ab- 
bruch that 

Weder das ui^esdiickte VerAhren der Anhang d» bescbriUikten 
Wahlrechts nodi das verwerfliche Yoigehen auf der Seite ihrer Gegner 
hatten alidn ausgereiditf dem allgemeinen Wahlrechte inm Si^ au ver- 
helfen. Es klang so einiadi, so harmlos und zugleidi so humane daas jeder 
Mann von 25 Jahren sollte wShlcai dfirfen, dass dem Zauber dieser For- 
derung auch Abgeordnete Gehör schenkten, die sonst besonnener dachten 
und stimmten. Als ob es sich von selbst verstände, hatte sich das all- 
gemeioe Wahhwcht im Min 1848 etngestellt Ehe die Kandiew^ng 
ausbrach — so utigeföhr drückte eich I^we von Calbe aus — hatten wir 
uns über vieles verständigt. Ueber die Durchführung der Idee der deufc- 
schen Einheit, die uns alle In «eelte, waren wir im Unklaren; über das 
allgemeine Waliln eht wtu de niclit debattiert, es wurde auf der Stelle, ohne 
zu markten und zu liandeln, gegeben. Und hatte sich dies selbstverständ- 
liche Recht nicht in der ersten Probe vollauf bewahrt? Wie wenig war 
desliaib jet^t den Weissagungen su trauen, die die Ge&bren des allge- 
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meium Wtthlredito aidit aohwair genug malen kannten. Hatten sie sieb 
sdbii in den erregten Tagen des Jahres 1848 nicht geie^, um wievid 
wen^r waren aie, naehdem die Stfinne eich nnd die InaCitation 

des neuen dentsohm Beicha noh befeal^t haben wOrde, an baf&rditen. 

Die Wahlen anm Frankfoiter Parlament hatten ein veifalltnianiiaB^ 
beftie^gendes Beanltat «gdyen. Die Uiadinng der Parteien in d« Paola- 
kirohe entspraeh ungefähr dem Veihiltuia der demokratiadien nnd oionar- 
ohiaohen Etemente, wie eie damals im dentaoben Volke voriianden waren» 
deo bewnaatcn und nnbewussten Strebungen und Wfinschen, den klaren 
nnd unklaren Ideen, wie sie neben einander umliefen. Die Geialmn dea 
allgemeinen Stimmreobta, soweit dn solches sur Zeit exiatierte, lagen ver- 
holen. Die Bevölkerung, die zu den Wahlen berufen wurde, atand einer 
neuen Aufgabe überraachti aum Teil verlegen g^nüber. In manchen Ge- 
genden wusstc man nichts von der Aufgabe des Parlaments nnd schenkte 
den leichtsinnigsten Versprechungen der Affitatoren Gehör. Wo man mit 
Ftündisclien Eiiirir»hrnng;f'n vortraut wnr, wählte man in rl^n politischen 
Kämptcn der Heimat bewälirten Männer. Oder man hiilt si< h au Namen, 
und da das (■)frentHche Leben vorzugsweise ein litterari.sches f^eweseu war, 
an Träger litterari.scher Namen, Gelehrte erstf'n Kange.s gelangt' n r-o Ina 
Parlament neben Schriftstellern, die durch einen Band Novellen oder ly- 
rische Gedichte, vielleicht auch nur durch eine Pressatfare ihre Bcgal mug 
lür die Mitarbeit an politischen Aufgaben bewährt hatten. Die raiuien 
lebten noch su friedlich neben einander, dass mau aus der einen den Ab- 
geordneten, aus der entgegengesetzten den Ersatzman entnahm. Die patrit^ 
tiadn Ansprache eines Wahlkommissars warf daa ganae Konaept der Wald- 
mfinner nnii ao daaa ate ihm daa Mandat dbertragen aoatatt dea Kmdi- 
daten, der in mfihaamen Yorveihandlungen «oh ihxe Stimmen geaiohert 
au haben glaubte. Wo man tßi Fiankfort und Beiib an wShlen hatten 
entatand oft wahre Eandidatennot Einer dar ftr Beilin QewihHen meint 
beadieiden, num habe fttr Berlin die praktiachen Leute gewShl^ fUr Frank- 
furt die gdehrtoni die Leute von groasen hiatoriaehen Kenntniaaen, die 
gut, wenn audi etwaa lang apraehen. Der Erlolg hat dann gegen die Ab- 
aidit entoehieden; denn daaa von den hwden Venaaunlung^ die Frank- 
furter nadihaltiger gewirkt hat» iat wohl nicht au be atr e i ten. Zu der Neuheit 
kam in der Mehrzahl der deutschen Staaten der indirekte Wahlmodu^ um 
die Gefahren dea allgemeinen Wahlrechts so verdecken. Die Hauptsache 
war, daaa ^oh noch keine groaaen Parteien mit Progfaainwn nnd Ffihrem 
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gebildet hatten. ! iimas^n fr, !!^ die innerhalb der unorganisierten Maase auf- 
traten und die l^itung an sich rissen, gab es nur wenige. 

Die Unschädlichkeit des Rechts, die sich bei der ilaudluibung im 
J. 1848 lierausgestellt hatte, verführte olfenbar auch gemässigte Abgeord- 
nete, die \^orächläge der Linken zu billigen. Weit hinein in die Keiheu 
der Männer, denen es um die Gründung eines BundeBStaats unter monar- 
ohischer Ffihrung enisdioh tu thun vir« hat dift aUgeffleine StmuiirBfliit 
AnbSqger gefunden. An OelMtam tmd Hinnoyrnn«!» d«8 Klubs Lands- 
beig selmterte dBe BeBoluinkung des allgenNinen WaUiedite» m^t einer 
der Oesduohtsehreiber des denteoben FaritmentB. Dkt» allein bitten es 
woihl niefat'veimodit Aber die guten Leute und ecbleehten Musikanten 
waren nidbt bloss in Hannover und Ostfinesland an £buise. ^ ein Sprecher 
derer, die mit dm Feuer spielen xu können nieinten> trat der Turnvater 
Jahn auf, der sonst amn Ejitsetsen seiner sfiddeutaohen Jibger, die die 
Galericen der Fanlskirohe eiföllten, so enchretUieb konservativ redete 
und stimmte. Non eridirte er sidi aur aUgemdnen Ueben'aschnng in 
einer Rede voll guter und sofaleohter Witae ftr die Verwerfung jeder Be- 
schränkung. Das Volk hat alles Grosse und Herrliche in. der deutschen 
Geschichte vollbracht; es hat die Spradie^ das Recht erhalten, da die Hohen 
und Edeln und Gebildeten dem Fremden nachgelaufen sind. ,J>as Volk, 
das Ihr ausschliessen wollt von der Teilnahme an der Wahl, das sind die 
wahren Erhalter des deutschen volklichen Lebens.^ Er schaute sich um 
in der Versammltmg und sah eine Menge ehrenwerter Männer, alle ans 
den Schichten der Gesellschaft hervorgegangen, die man jetzt ausschlies^scn 
wolle. „Ich weiss, welcher Jubel durch r>eut«ch]and <'r < hol], al.'; einer 
der A!)geordnnten atif dem vereinigten Landtage in Berlin sprach: meine 
Wiege stand am Im .stuhl meines Vaters." Das klang nun zwar recht 
schon, erregte lebhaften anhaltenden Beifall und bewies doch gar nichts 
für den (iegen.stand der Debatte, denn einen selbständigen Hand\verk.><- 
meistt-i, lind wäre er anch viel bescheidener gewesen, als Beckeraths Vater 
einst war, von <iem Wahlrecht aussusciiiiessen, war niemanden in den Sinn 
gekommen. 

Je spariidier und unzuverlässiger die Erfahrungen waren, die man in 
Dentsehland mit dem politisclien Wahlrechte hatte machen können, desto 
mehr wandten sieh Bsiteien an daa Andaad und soehlen eine jede 
fAr ihre Zwedce dessen Eilslirungen aussubeuten. Selten ist in einer 
Debatte soviel citiert worden ab in der fiber das Wsh^gesets. Friedridi 
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V. Raiimor machte von dein Spitznamen ilps historischen Gesandten, den 
ihm Karl Vogt angehängt liatte, (lel)ranclj und durchwanderte die Ge- 
schichte von den Indem und Aegvjitern bis Hohespierre. Andere 
gingen rhajisodiseher zu Werke. Und so /ogen Solon ntul Servins TuUius, 
Franklin und Jeü'crsün, Kutteck und Tocqueville un den Jlürern vorüber. 
England und Amerika, Belgien, Frankreich und die Schweiz wurden an- 
gerafen, und lauteten schon die Angaben über die In dieaen Landein be- 
stehenden Wahldnndituogen verschieden, um mevM mehr gingen die 
LehreOi die man daraus IBr Deutschland sog, aoseinand^. Es war nidit 
selten, dass du tmd dieselbe Aiitoiitifc für die entgegengesetiten Folge^ 
rangen angefahrt wurde. Waits liatte die veij^eicbende Betrachtung seines 
Berichts dahip zusammiNigefasst, dass die politisch vorangeschrittenen 
ysiker des modernen Europas, SngUnder, Norweger, Beigier, den Beeits 
und die Steuerpflieht snr Bans der potitisdien Rechte gemacht, und erst 
die neuestm Vorlaasnogen IVankreichs und der Sdiweis nach dem y<nw 
Mlde der meisten amerikanisohen Republiken, von allen Besdir&nkungsn 
absehend, die ganze erwachsene männliche Bevölkerung an die AValilnme 
berufen bitten. IMese neuen Vorbilder su befolgen und die alten bewährten 
Erfahrungen zu verlassen, hatte, sollte mau meinen, schon die ^^c^schieden- 
heit verbieten sollen, welche zwischen den geeellschaftlichen Verhältnissen der 
amerikanischen Staaten mit ihren in einer Sklavenbevölkerung bestehenden 
arbeitenden Klasse und den deutschen Staaten existierte, und die TTnnher- 
tragbarkeit desj^en, wa.s für die kleinen und einfiuhen Zustande der Schwf-iz 
taugen mochte, auf die komplizierten üeutsclibndi. Geradezu abschreckend 
aber hätte der Gebrauch wirken müssen, den mau eben in Frankreich von 
dem allgemeinen Wahlrechte geumcht hatte. Wenige Wochen zurück lag 
der 10. Dezember, an dem Louis Napoleon mit Million Stimmen zum 
Pnisidenten der franzosischen Republik erwählt woiden war. Fr. v. Rau- 
mer hat ein trefi'eudes Wort aus französischem Munde über ihn iu der 
Debatte angeführt: ein Kronprinz dieser Art in einer Ei'bmouarchie würde 
das stSikste Aignment gegen die Erimumarchie aligeben. Man findet je- 
doch nicht, dass mit diesem nabeliegenden Beispid viel in der Debatte 
operiert worden wäre. Das Ereignis war noch su neu imd vetblfiffend. 
Nodi wnsste man nicht, was man daraus machen sollte. Die auf der 
Linke» sahen darin eine blosse Episode, auf der Rediten mochte es nicbt 
an solchen fdilen, die in dem neuen Priteidenten den Retter der Gesell- 
Bchaft erfoUdcteii. An Beweislftbrangm aus der fiwisdeisoben Qescbicbte 
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hat es son.<i m dieser Debatte fio wenig wie in andern gemangelt. (le- 
hörten doch Thier.s und Ix)iii8 Blanc zu den gelesensteii Autort'u der deut- 
schen Politiker vor dem März 1848. Einer der demokratischen i ulacr, 
Karl Vogt, vindizierte der französischen Nation den ehreuvoUen Jienil' 
in Experimenten, vor welchen andere Völker zurfidcsohFeckcn, voran 
und an dieflen ExperiiMnten, denn Nntien andere V^ker ridi aneignen, 
sribst so eirunde wa gdien. Bdohenspei^r sali den einngen Kntsen, 
den Beutscliland aus dem fnunfieisdien Yetsudi des allgemeinen Wahl- 
reehts aiehen könne, in der Unterlassoqg sriner Sänflilining. Aber besass 
man es denn nicht sehon, und war sein Bestdien in anerkannter Wiric* 
samkeit nidbt «nes der sUricsten Argumente fär snne Aufnahme in dos 
BeidiewaUgesetit? Wie ein Axiom ndit Mdi durch die ganse Debatte 
der Sats von der Unm9gUdikeit» htatet das Mass dnes einmal gewahrten 
Rechts wieder sarAdougehen. Andi das hat Bekhenspeiger in seiner Bede 
widerlegt: dem Irrtum Anerkennung sollen, weil er einmal vorhanden is^ 
das würde bdssen ihn verew^en. Wir haben in dienern Punkte wie in 
fedem anderen sn besobliessen, was wir für das Volkswohl als erspriesslieh 
lind notwendig erachten, mögen wir in welch immer einer Weise hierher 
geschickt worden sein. Dass diese Weise gar nicht so im bedingt und ver- 
pflichtend war, wie man sich vorzustellen liebte, ht oben (Ö, 145) gezeigt. 
Die so gern citierte französische Revolntionsgeschiehte bot seihet das Bei- 
spiel eines ZurüekweichenR hinter das früher fiewälirte in der Verfassung 
von 1795, die gegenüber der Konstitution von 179Ü einen Consus wieder 
herstellte. Nicht weniger als die Revolution von 1789 hat die von 1Ö30 
und ihre Schöpfung, die Julimonarelue, eine Kolle in den Frankfurter De- 
batten gespielt Karl Vogt machte kein Helil ans seiner Freude über die 
Antrage der Au&seluissnielirheit; sie dcekteii ilun die Lüge dos ganzen 
konstitutionellen Systenus auf, das nichts anderes zum Ziel habe als die 
Hen-schaft der Minorität. Venedey erwartete von der Ausschliessung 
grosser Volksklassen vom Wahlrecht die Entstehung eines Gegensatzes 
swisdien bourgeoisie und peuple und wdssflgte Dentsdikuid denselben 
Ausgang wie Frankreich. Aber andi auf weniger demokratisdi organisierte 
Naturen als diese Redner hatte dieB^ierung Louis niili|>ps mit ihren Oensos- 
wählen absclneekend gewirkt Vertreter der verschiedensten Parteien bekreu> 
sigten sich bei dem Gedanken an die Aristokratie des Geldes^ und mangreift 
in der Annahme nidit fehl, dass gerade um deswillen die Mehriieit des 
VerlMsnngsBaBsohnBses anstatt das Bebpid der voigeMhrittensten Ydlkor 



Europas zu befolgen, einen neueu Weg der Wahlbegreuzuug versuchte, und 
die Aut]:äge auf Einführung eines Census ohne ausreichenden Erfolg in 
der VciMmmluni^ blieben« 

Bdm Ilbugel eigener EilHliniDg und der Vieldent^wil der fremden 
bitte es nahe gel^o, den BHek auf den Zireek sa xicfaton, um deaeent- 
willen das Fariament beieanunen vrar und Oeselae beriet Die Vefwunm» 
luag ist vid mehr an ihre Veigaii|;enheit erinnert als aaf die Znknnft 
hingewiesen worden. Und dodb war, waa Ifir die ISnlienifiing «ner ad 
hoc VMttnstalteten Yenainnilnag taugen mochte^ noob nicht ohne weiteres 
braachbar für die ihr anvertfante Otflndnng ebea neuen Staatawesens. 
Kann schon in einem groeaen nnd kompüsierlen SCaateganaeti, wer fimcbt- 
bar wiiicen will, dch nicht in bdiebigem fVeinnn «rgdmi, um wieviel 
weniger ist da« möglich, wo es sich um die Aufrichtung einea neuen 
Staat!:, zumal eines Bundesstaats, handelt Um ihn zu schaffen, war man 
auf die Kräfte der vorhandenen und als selbständige Glieder aufrecht an 
erhaltenden Staaten nni^^ewicsen. Bei eeiner Einrichtung und Ausstattung 
war darauf su sehen ^ dass die Oigane und KriUle der £)intelstaaten es 
im Interesse des Gänsen und im dgenen Interesse geraten fanden, sich 
in den Dienf^t des neuen Gemeinwesens zu 5?tellcn, einrn Teil ihres Wesens 
und ihn'r Knifte zu seinen Gunsten aufzugeben. G.anz besond<'rs musste 
eine solche Rücksicht auf den Staat obwalten, der allein ßhig war, <lie 
Führung des neuen Bundesstaats zu überneiuaen. Dahlmann hatte in der 
denkwürdig<'n Sitzung des 22. Januar darau in Worten gemahnt, die noch 
heute dem I-^aer dm Hera höher schlagen machen. An den Hörern 
schienen sie im Kausche des Parteikampfes vorübergegangen zu sein. 
I^eider stand denen, die sich dem Rufe des patriüÜjKjheu Kedxieri» ver- 
sagten, die nüchterne Erw^uug zur Seite, dass Preussen selbst für seme 
eigene innere Eäorichtung die Bahn des allgemein«» Wahlieohto zu betreten f&r 
gut bdbnden hatte, Und daa nicht hkm in den alfinmsoheii Tagen, da 
eine konstitutiondle Vciftssung auf den Ineiteaten Oiiindlagen von lUed- 
rieh Wilhelm IV. verheissen und unter dem Eindrudc der Bcsdilflsse des 
Vorpariaments daa Wahlgeseta vom 8. April mit dem Yeidn^tra Laad- 
tage vereinbart wurde; auch das Wahlgeeeta vom 6. Deaember, das neben 
dem Namen des Kön^ die Gegenseiohnnng des Graien von Brandenbuig 
und Manteuftels trägt, wusste nichts besseres an oktroyioen als daa Wahl- 
redit jedes selbständigen IVeussen von 24 Jahren, So h^ das allgemeine 
Wahlredit gewüssermassen üi der Luft. Es bitte einer groasen Kraft 
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bedurft, sich ihm zu (Mitziehen. Wäre es der erbkaiserlichen F^artei ge- 
lungen, das deutsche Verfassung?\verk davon frei zu erhalten, es hätte 
iliin an der wichtigsten Stelle zur l{,rnptehluiig gereicht und, wenn die 
|>usiüv€a Ordnungen in mai*8vollem Sinne getroffen wurden, seiner Aufnahme 
im deutschen Volke kein Hindernis bereitet. Da^u war alx-r das erste P>f(»r- 
dernis, das.s die Partei in sich einig war und geschlosiüeu auftrat. Au dei- 
Mahnung dazu hat es nidit gefehlt, wenngleich ihr Urheber nicht der 
gtödcfioliflte war. IVMiidi von Bama» bat in der Wahlgesetadebaite die 
niohfc bloss bier angebradite Wamong auageaproehen: „wenn wir Dir die 
widitigaten Votaehläge nnr eine Ideine Iftgyoritat «naamineiibringeD, wenn 
wir glauben mit sehn SUmnien Mdubeit ein^ Beidiara^ mit dner Ifajo- 
ritSt von awaong Stimmen dn Wablgeaete nnd mit einer Stimmenmdu^ 
hdt von vidleiebt fQnfandzwansIg einen Kaieer machen und der Wettges 
aehichte eine neue Wendung geben au lc5nnen, ao inea wir ans. Wenn 
wir uns nicht vereinigai und mit dner imposanten Mdirbdt eben Be- 
Bchlnaa an stände bringen, so wird dies Zwiespalt emgen. Jeder wird 
glauben, das Vaterland au retten, aber kdner wird es retten.^ Der Henog 
von Kobui*g bat naditriglich bestätigt, wie richtig diese Mahnung war, 
wie sehr aum Sdieitem des Franirfurter Verfassungswerkea die geringen 
Mebriieiten beigetragen haben, mit denen man die schwerwiegendsten Be- 
schlösse glaubte fassen an können. Der Au^png der Wahlgesetzdebatte 
war aber noch schlimmer, als Banmer vorauszusehen glaubte. Von den 
dngebraohten Verbesserungsanträgen crhit 1t keiner eine Majorität: der Be- 
.seiers wurde mit 332 gegen 117, der lüttes mit 299 gegen 125, der 
Biedermann'sche mit 248 gegen 204, der Hofmann'.sche mit 2.50 gegen 
209 Stimmen abgelehnt. Der Antrag der .\Tis!5chu<'smehrheit erzielte nnr 
21 Stimmen g^en 422, und unter den Bejahenden fanden sich kaum nam- 
hafte Männer ausser Wuitz, Bassermann und Scheller. Ueber den An- 
trag der Ausschusjsniinikrluit 144) ist gar nicht ausdrücklich abge- 
stimmt worden. Materiell wurde, wat» er bezweckte, erreicht durch die 
.\bwerfung aller Beschränkungen des allgemeinen Wahlrechts, so dass von 
dem Mehrheitsantrage § l nur stehen blieb; ,,\\ iililer ist jeder unbeschol- 
tene Deutsche, welcher das 25. Leheuhjahr zurückgelegt huL" und von ^ 2 
niu" die Nr. 1 und 2 (8. 143). Die Aufrechterhaltung des Erfordernisses 
der Unbescholtenheit war nicht von selbständiger Bedeatong, da erst der 
§ 3, mit dem audi die Linke im Wesentlichen fibereinstimmte, ergabt wer 

I als beacholten angesehen werden sollte. Nnr der Sieg wurde Aber die 
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Linke erfocliten, (la.ss der Antrag, wonach Strafen wegen politischer Ver- 
brechcu niemals Ueii Verlust des Wahlrt-chts nach sioh ziehen sü11ü;u, 
mit 244 gegen 181 Stimmen abgewiesen wurde: ein Kesultat, das neben 
anderen das Biiuduiö zwischen der demokratischen Partei und der gross- 
deutachen weniger eng und sicher ersoheinen laast, als gewohnlidi an- 
genommen wird. 

SohoD in die Debatte» ob allgemdnee oder beaohriuktee Wiahbüecht 
votcniicben sei, batte vielfaoh der Gegensata awiaeben direktem und in* 
direktem WaUmodua hineingespielt Es hatten Abgeordnefee für die Be- 
aehrKnkong^D gestimmt in der Erwartani^ es werde der direkte Wahhnodns 
Annahme finden; andere batttti gegen Beaduiftnkongen votiert, weil sie 
anter der Voraossetzang indirekter WaUen die Auadehnong des Wahl- 
rechts fBr ungelahriidi hielten. Sbn bitte deshalb erwarten aollen, ala 
am 87. Februar die ]>iakasaion aom § 14: die Wahl ist direkl» vorschrit^ 
euMO heftigen, die alten G«gooeitae eneuranden Kampf wieder aufleben 
au sehen. Die Erwartung bestätigte sieh nicht. Eine verhaltniamisaig 
knne Dd»atte, die mir einen Teil des ersten und des folgenden Sitaai^^ 
tages in Anspruch nahm, erledigte den Gegenstand: ein Vorgang, um so 
erklärlicher als von verschiedenen und gerade hervorragenden Rednern wie 
Mathy, EL v. Gagern, Lowe, das Thema schon in der allgemeinen Diskus- 
sion über das Wahlgesetz oder im Zusammenhang mit der Frage nach 
dem allgemeinen Wahlrecht behandelt worden war. Es wirkten aber auch 
innere Gründe ein. 

Die Debatte bcijann unter anderen Vorzeichen als die vorige. Ihre 
Unterlage bildete ein Antrag des Ausschusses, der, hier nicht in Mehrheit 
und Minderheit gespalten, die direkte Wahl vorschlug und ihr in seinem 
Berichte die Empfehlung „eine«? sicheren Vorzuges" mitgab t^siehe 8. 142). 
Eindringlich und in reicher Zusanunenstelluiig hatte der Bericht die Gründe 
für die unmittelbare Wahl dargelegt. Die Einmütigkeit des Vorschlags 
wies darauf hin, dass die entgegengesetzten Parteien diese Frage nicht 
nach politischen Prinzipien beantworteten, sondern nach RAeksiflbtsn der 
Zweckmässigkeit. Da beide Partden, die liberale und die demokraüsoh^ 
in dem Zweck ubaeinstimmten, dne Volksvertretung su stände au bringen, 
dae die politischen Mdnungen und alle gesellaohaftiichen Bedfiifhisse in 
demselben Verhiltnis, in weldiem sie im Volke sidi finden, oder^ wie an- 
dere sich auadrfickten, m5glidist getreu den Volkawillen r^rBsmtierte, so 
kam «8 darauf an, an mtsdieiden, ob die direkte oder die indiiekts 
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Wahl diesen Zweck am sichersten erfülle. Iii dem V^ertaö&ungsau.sftclaL^a 
hatten IjiU rille wie Dahlmann, Waitz, Beselertmd Demokraten wie Wigard, 
H. Simon, Hchüler sich in dem Urteil zusammeugcl'unden, dass die direkte 
Wall! das richtige Mittel zum Zweck bilde. Die Debatte imd die Ab- 
stimmung bot ein anderes Bild, wenn auch das letzte Kesultat dem Au»* 
gangspunkte «mtqnaiolL In d» Ddwtte wurk Jk indinkto Wifal nur 
VQO Afitgliedeni dflr reohtoo, die dinkte — mit einer Aumahme — nar 
▼gm Abgeordneten der linken Beat» verfochten, in dst Abelimmnng votierten 
ffir die indirekte nioht bloBS Anhinger der Rediten. 

Die Bednar für den indirdcten Modus verllieidigten ihn nicht alle ans 
demselben Gmnde. Beichenspwger vertrat ihn ans Bficksiditen der ' allge- 
mmnen Zweokmlss^eit» Der Wahhnodas, so fQlirto er ans, muas so 
beschaffen sein, dass er den Willen der Wähler in mSgliehster Reinheit an 
Tkge treten, dem ZuM und der Verkehrtheit mo^idist wenig Spidraoffl 
läfist Ist es die Angabe der Wahlordnung, jedem Bfii^r möglichst nadi 
Verhiltnis seiner materieUen und geist^en Beteiligung am öffentli lv Ti Inter- 
esse politiBch zu berechtigen, so lässt sich ihre Losung eher auf dem Wege 
indirekter als direkter Wahlen erreichen. Zugleich wird die eixieherisohe 
Wirkung, die man sich von dem freigebig ausgeteilten W^lrechte verspricht, 
am ehesten heim indirekten System zu erlangen sein. Das grosse Tntoresse, 
das sioh an die direkten Wahlen knüpft, erfasst die Wähler doeh nur an 
der überüäche. Die frauzösisehe Geschichte mit ihren wechselnden Kon- 
stitutionon, die alle mit immensen Majoritäten in Urwahlen adoptiert und 
proklamiert sind, enthalten ein warnendes Beispiel. Das indirekte Wahl- 
system dagegen, das sich an die in den Aufgaben der Selbstverwaltung 
erprobten Männer, an die Pfleger der sehr mit r^nrecht gescholtenen Kirch- 
tnrmsinteressen halt, wird eine politische Notabilität heranbilden helfen, 
die den dauernden Interessen des Staates eine viel grössere Garantie bietet, 
als die Masse, die vom Winde zusammengeweht, unter dem Einfluss der 
weehsdnden Tagesmonnng vrlhlt. Der Sorge, die Uoss au indirekter Thir 
tigkeit bemlenen Wihler wfirden keines grossen Anfiohwungs, nidit der 
Aolhahme grosser Ideen flhig sein, b^egnet er mit seinem gmodsitslichen 
Missfanuien gegen die grossen Ideen, die sich nur an oft als grosse JPhrasen 
erwiesen hfittsn. Wehrend der indirekte Wahlmodus eine dauernde Unter- 
lage der Frohst bietet^ wird der dirdie sich als tan Hasardspid vid ge- 
Ühiliolierer Art erweisen als die eben durah eben Beaohlius des Beiiäis- 

tags nmgestoosenen grfinoi Tisoiie. Die fibiigea Verteidiger der in^rekten 
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Wahl verfuhren anders. So viele Mitglieder der Rechten, ungeachtet aller 
Parteigeno88eii8ohaft mit der AusschasBmchrheity für die indirekte Wahlari 
gesprochen und gestimmt haben, sie haben doch meisteoB nieht so gdian- 
del^ iml sie diesen Modus öbeihanpty sondern weil sie ihn unter den ob- 
waltenden YeriiSltniflsen ffir swecIcmSssiger bidteo. Wie sobon Mathy 
und Gagem angeic&ndigt hatten, sie vfifden ffir den FaU der Annahme 
eines unbeschrSakten Wahlreohts den indirekten Wahlmodns versieben, so 
eikUute jelstf nachdem jede BesehrSokni^ gefidlen war, Scbnbert von 
KSnigalMigt obsohon er sich als prinsipiellen fVeund des direkten Wahl- 
rechts IsekamitG^ ffir das indirekte Verfahren stimmen za müssen. Andere 
haben ohne Eridimng in don ^eidien Sinne g^ianddt So namentlich 
eine Beihe V(m Mitgliedern der erbkaiserlichen Partei, die unter den Tonuis- 
setnng der indirekten Wahl gegen alle oder die meisten Beschrinkungen 
des Wahlrechts gestimmt hatten. Sie konnten sieh für ihr Verhalten anf 
das prenssieche Wahlgesets vom 6. Dezember 1848, das neben Gewährung 
dos allgemeinen Wahlredits den indirekten Wahlmodus aufgenommen hatte, 
berufen. Mancher der so Hntidelnden hätte sur rechten Zeit sich an das 
principiis obsta erinnern sollen. Doch war es vom Standpunkte einer 
praktischen Politik gerechtfertigt, dem, was unvermeidlich geworden war, 
Hovicl als möglich von seiner Schädlichkeit zu nehmen und das Heilmittel 
des indirekten Wahlmodns zu versnehen. Der VerfassunjisansschtiPS hat 
sich in Heiner ^f'lirlieit durch diese Betrachtnngen nielit lieirren lassen, 
sondern durch den Mund seines Berichterstatters erklärt, er sei nach wie 
vor für die direkt*^ Wahl, weil sie allein der Natur d«'r Sache entspreche. 
Versteht man unter der Xatur der Sache die der Aulgabe eines Kecl)t>- 
instituta entsprechende Einrichtung, so htand Ansicht peilen Ansiciit. Der 
Waitz'sche Bericht sah in der direkten, Rcichensporger in der indirekten 
Wald das .sicherst^i Mittel zur Erreichung einer getreuen Kepräseutation. 
Beide stützten ihr Urteil auf unverTichtliche, theoretische und praktische 
Grfinde. Aber jeder dieser Gründe gewinnt eine andere Gestalt, je nach- 
dem man ihn mit unbeseliranktem oder bescfarSiiktrai Wahlredit verbindet 
Ein unter allen Umstanden richtiges Wahlver&hren wird es deshalb so 
wenig geben als ein absolut bestes Wahlgesetz. Man mnsste sich begnügen, 
das unter den gegebenen Umständen sweckmässige Wahlverfahren au finden. 
Za den g^benoi Umstinden gehörte die durch die {Ängsten Besdilfisse 
Ober das Wahlrecht geschafiene Li^. Mochte das dirdcto Wahlsjstero 
prinsipidl riditiger sein, sie war swingend. Die Hoflimng, jene Beschlfissc 
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iD d(T zwdten Lesuii^ so Sndero^ war bei den Migorititen, mit denen nie 
ge&ast waren, und der Konstellation der Parteien gering. Waren die Be- 
Bohlfiaae audi innerlieh verfehlt» so bestanden sie doch, und wer ebne 

KilckBioht auf sie an dem prin/Jpiell Kichtigen festhielt, fGgtc wahrschein- 
lich dem ci-sten F(*hler din zweiten hinzu und machte das Wablgeseia 
vollends unbruuehbar. Hier hielt nicht mehr der Trost vor, das proussisdie 
Wuhlp'8(>tz habe es nicht besser gemacht. Man fand sieh nicht unvor- 
l)('reitet in der neuen Lage. Selir treffend hatt^* Mathy schon in seiner 
ilede vom li>. Februar die Alternative gestellt: hei direkter Wahl sind 
w»'HO!itliche ßeschränkunpn (hs Wahhocht.s unerhisslich; Ijii iiulirckter 
kann man sieh mit den Jiodingungen der pohtischeii N'olljährigkoit, der 
Elirt'iiliaftigkeit un<l «h-s tVst< ii Wohnsitzes begnügen. Auch diT Bericht 
tlos Aiis^chufiges lialle erklärt: die Mohrlicit des Verfassungi?auss(lms.ses 
war durin t'init;, dass bei direkter Wahl ein«- iJeschrnnkung des allgemeinen 
Stimmrcchtä nuLweudig sei. Da man in di-r Ordnung des Wahlrechts 
nicht mehr frei war, so hätte man nun auch die Kons( ((ueu« ziehen und 
hieb zur Aendenmg des Walilmodiiö vei>>lelten müssen. Die Abstimmuogs- 
liaten zeigen nicht> dass alte Mit^eder der Aussdiussmefarfaeit danach ge- 
handelt haben, 

Audi diesmal wurde neben den theoretisdien Erörterungen die Erfth- 
rung imgernlen. Die Redner der linken, denen der Anssehnsshericht ihre 
besten Axgnmento für die direkte Wahl vorweggenommen hatten bemfihten 
»ich das UngefShriiche dieses Systems audi unter der Herrsdiaft des all- 
gemeinen Wahlredits danuthnn. Anstatt die r^uUikaniscben Reihen zu 
verstlxlcen, hatte es in Württemberg und Schleswig-Holstein, wie M. Mohl 
an den Listen der aum Parlament gewihlten Abgeordneten nadiwies, in 
diesen beiden so versduedenarlagen Teilen Deutschlands doch insofern 
nbcrein^timmend gewirkt, als CS nicht einer, sondern verschiedenen poli- 
tischen Piu-teien Anhai^r augeffihrt hatte. Auch daröber, dass sich die 
vorbereitenden Wahlversammluogen ohne Unordnung und Aufir^ong voll- 
zogen hatten und die Verständigung unter den M^ahlern eine? nusgedehnten 
Wahlkreises, worin H. v. Gagern eins der wesentlichsten Bedenken gegen 
den direkten Modus gefunden hatte, unschwer erreicht war, berichteten 
und beruhigten Mohl ans Wfirtfembeit,' nnd ITiklebraiid aus Kurhessen. 
AVaita hatte in ?eineni Berichte für die schlecliten Ei^^ebnisse, welche die 
Berliner und die AN'icncr Vei^ammhinpcn dc^ Jahres 1848 zum Teil auf- 
zuweisen hatten, die indirekten Waiiieu verantwortlich gemacht. Er mochte 
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dabai an den Kiolbaaaa, der dem EoMieEar beun Empfinge der ersten 
Diiten enf gat polnieoii den Rocksipfö koflste^ oder «n den MQebael Mrou 
denken, den G. Fieyiag in zwei Briefen voll Beredsamkeit und Lüne ver- 
ewigt hat Aber der Besorgnis, die indirekte Wahl werde anoh ein anderes 
Parlament mit dreiimdzwansig DorfiBohnlcen und swei Tagelöhnern bedenken 
durfte man die Frankfurter Versammlung selbst cntg^cnhaltcn , die trote 
des indirekten Wahlmodus soviel weittragende Namen in a'wh veretnigle» 
wie keiner parlamentarischen Vereinigung nach ihr wieder gelungen ist. 
Ein Redner der Linken ging; weiter als seine Genossen. Ilildehrand ver- 
focht d&a direkte Wahlrecht nicht obgleich, ««ofidern weil das unbeschränkte 
Wahln'fht proklamiert war. Kr erblickte dann ein vorzügliches politisches 
Bildungsmittel und konnte sich auf seine eigenen Anschauungen von dem 
hohen Schwung, den das engjlische Leben zur Zeil einer Pai-lamentswahl 
nahm, berufen. Den politisch gebildetsten Völkern, England, Nordamerika 
und Belgien mit direkten Wahlen stellte er die frauKÖsischen Verfassungen 
gegenüber, die fast sämtlich indirekte Wahlen hatten. Indirekte ^^'ahlen 
bei allgemeiner Ausdehnung des Wahlrechte tragen geradezu Ge&hren in 
aioh: sehn Wabbninner kann man besteehen, lehntaneend WiUo' an b»> 
ateebm ist nmno^oh. Die Bolle, wdebe der Tnmvnter Jahn in der De- 
batte ftber das WaUreoht gespielt hatte, fibemabm in der fiber den Wahl- 
modns der nltntmontane Proftesor Buss ans Freibarg i. B. Der iuHaaraten 
Beiditai angehSrig; trat er für das direkte Wahlrecht em, weil er die un* 
vecfBlsohten Stimmen der Banem vemduum wollte nicht die der verweioh« 
Ikhten, fUgra Stidter, der Vettersohaffeen, der beigebrachten Patronate^ 
der Advokaton» BfizgermeiBter und Herleiher von Ki^tatien, «aohredkte 
aber die BwfiJlldataoher der Linken, als er neben dem allgennanisoben 
Beoht der direkten das nioht minder altgermanische Recht der öffimtiidien 
Wahl forderte. Der Beriefaterstatter des Aueeohueses, Riesser von Hanibui^, 
achlo8s die Debatte mit einer kurzen Empfehlung der direkten Wahl, nicht 
tun aller möglichen Nebenrücksichten, sondern um ihrer selbst willen. Sie 
allein sei im stände, das allgemeine Interesse für die Wahlen zu beleben. 
Die Stimmen von zwanzigtausend Wählern ^vürden selten auf einen nnbe- 
dentenden, nie auf einen unwürdigen Kandidaten fallen. 

Das He.sultat der Debatte war die Annahme der dii-ektcn \\'ahlart 
mit 264 StiiiiiiM 11 gegen 202. Die Abstimnmngsliste bietet ein ungewöhn- 
liches luteree-'' dar. Unter den bejahenden Stimmen hndeu eich die Na- 
men der beiden Beeeier, Dahlmanns, Dro/eens, der beiden Mohl, der beiden 
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Bamner, Soirons, Waitz*, Thöls, Stenselfly BiedemwniiB und Riessers; unter 
den Gegneftt: Arndt, Bnssennun, Bedmath, Mathy, Haym, V^eit, Letten 
Zaohariae, Zeiaog, Tellkamp£ Groeadeutwdie und Ulfnunonlaoe sind aaU- 
leidi fOr das mordete Wahlsystem eingetreten, und ebenso von jenen 
Hannovwaiiem, die.sioli den WahlbesduSnkongen so wenig zngfioglidi ge- 
sagt hatten, die überw i egende Mefariielt 

Schon vor dem Kampfe zwischen direkter und indirekter Wahl war 
der Ober die Art der Stimm abirabe, ob öffentlich oder geheim, geführt^ 
wenn auch nicht zu Ende gebiacht worden, da dio Abstimmung bis nach 
Abschhiss der Diskussion über beido Fragen verschoben war. Dieser 
Kampf dauerte zwar nicht länger als der zuvor besprnehene, war aber er- 
bitterter. Von verschiedenen Seiten war empfohlen und vereuebt worden, 
die Entscheidung zwi.sciien direkter und indirekter Wahl unabhängig von 
dem Gegensatz der politischen Partei, rein nach Zweckmä^^igkeitarücksicht^n 
zu treffen. In diesem neuen Streite war mau so fem von einem objektiven 
Gesichtspntikte, da?s die Rechte der Linken die Verleugnung ihrer Prin- 
i^ipieu aus Grüudcu der Partei taktik vorwarf, lu der Tliat, die Partei, 
die sonst fiberall Oeffentlichkeit, unbeschränlcte Oeffmtliofakeit forderte, 
tiat hi«r fflr die HeimfiiddBrat ein, und wihrend bm eben nooh Ittr die 
nisdenn Klassen die hinreiohsnde Sdbstiuidigkeit, um an dem Wahliedht 
teilsonehmen, erstritten hatte, sollten sie nun wieder au abhängt sein, mn 
die dffentliehe Stinunabgabe vertragoi m können. 

Der Antrag der Anssehnssmdirheit lautete: (§ 18) die Wahlhandlung 
ist öfTentiidh. Das Wahlrecht muss in IPerson auagefibt^ die Stinune mlind- 
li<di an Protokoll abgegeben werden. Die Hinderheit amendirte den sweiten 
Sats dnrdi die Worte: das Wahlreoht wird in Person durch Stinunaetlel 
ohne Untersdirift ansgeflbt. Das Ifinoritätsetaditeii tng diesmal nicht 
die TJnteiaehr^ eines der demokratisehea Ausdiiissmi^iedar, dss Obei^ 
appellationsrats Schaler von Jena. Mit Genugthuung wies einer der Redner 
der Aossditissmehrheit, Waits, in der Debatte darauf hin und bedauerte 
nor, das» die Parteigenossen die Konsequenz eines ihrer Führer nicht 
teilten. £r benutzte sugleich die Gelegenheit, der Linken die Angriffe 
hdmsnsahien, deren Gegenstand er als Verfitsaer des Ausschussberichts in 
den voraufgehendeo Debatten so reichlich geworden war. Der Zusammen- 
hang legte es ihm nahe, den Qfignem ihre Verbindung mit andern ihnen 
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sunst feindlichen Parteien und das Eintreten ihivr Gcnot^tjcn auf den Par- 
tikularlandtagren für eine gegin Frankfurt gerichtete Politik vorzuhalten. 
Zur Eui])felihing <les Au.sgchussantrages iuhrte W'aitz hanpt>nchlicli den 
Grund an, auf den auch sein Bericht das grosste Gewicht legt: die OeffVnt- 
lichkcit der Wahlen wird die Nation an ein wahres öffentlifhe*i L<*l>en ge- 
wohnen; sie übt eine erziehende Wirkung auf das Volk, entrückt dem 
EinüUNS der SchmeichtiT und Agitatoren und hebt den Wähler aus der 
unwürdigen St(?llung eine« blossen Zttulträgers, einer Stimmaschine zu 
der Wünle eines selbstbewussten freien Mannes. Bietet die ( )etTentlichkeit 
der Wahl auf der einen Seite eine Garantie gegen Bt EsLe< Imn^' imd lutri- 
guen aller Art, so fördert sie auf der andern Seite alle bepheren und edlen 
ZOge in dem Ghaiakter des deutschen Yolkesi and so vird die Auihafame 
dieeer XSoiii^timg in das neae Recht dem nenen Beidie mid «einer Pditik 
doe d»neihafte moraUsche Grandbge und damit eine Slet^^t versdiaffenj 
wie de jeder wttoadien nma, der ernstlich das Ver&ssungswetk urill. Auf 
diesem Wege die dfientliche Absfinnnnng ans moralischem und patriotiBchem 
Geeiditspankt su empföhlen, ging G. Beeder weiter. Er sah in der Oeffent" 
licfakeit den göttlichen Funken germanisdier Freibeil^ ein grosses Prinsip) 
das man nicht aas Grfinden aulSUiger Zweckmissiglcdf^ ans Nfitslichkdt»' 
rfieksiehttti anfeohtoi und bekrittln dfirfe. Beide Redner beriefen sich 
BUf^eich auf die gSnst^cn Eilahrangen, die man m ihrer Hdmat mit der 
dort seit Alters bestehenden und erhaltenen Oeffentlichkeit gemacht hatte, 
und brachten die glückliche Entwickelung des schleswig-holstebschen Volks- 
eharakters damit in Verbindung. Beiden Rednern wurde mit grobem Ge- 
adiilts geantwortet. Ein Spötter wie Karl Vogt gab Beseler zurück: nueh 
er ftanae das Wahln cht als eine hohe Aufgabe im Dienste de.s Vaterlandes, 
die mit der nötigen Rücksicht auf das Wohl des Ganzen geübt werden 
müsse, halte das Volk aber für einen zu\ » ilässiL^rren Richter über das, 
was ihm Crornrnr , als den Vcif'as.-er eines langen L«'lirbue!jc? über Erb- 
verträfrc N:ui A( r<l- von B« rhn verneigte sich bewundernd vor einer jener 
glücklichen Ideen, deren Heimat das Musterland Schleswig-Holstein sei, 
und schlu.ss mit dem Aj)i)ell an die Versammlung: Sie haben schon eine 
Genialität des VerflissungsausÄchnss» s gerichtet, richten sie nun auch die 
zweite! Die Berufung auf Schleswig -HoL-tein war den Gegnern reichlich 
unbequem, nahmen sie doch selbst g* m aut dies Land Bezug, um den 
Vorzug der direkten Wahlen zu erweisen. Aber eben dieses Land berei- 
tete ihnen auch sonst retdilichen Kummer, denn trotz seiner Erhebung 
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gegeD die dinisohfi Hemdhaft «igte es aldi ftür republikuiiBohe Golfiste 
durohauB uiieinpfftiigli<^. Das« audi io dieser Debatte auf Eoglaiid and 
seine Eftmpfe ffir und wider das hallot surfiekgegangen wurde^ ist erkUbüdi, 
nur fruditeten diese Eidcarae wenig bei der Unentsohtedenheit des Streites 
und seinem Zusammenliange mit anderen BVagsn des socialen und politi- 
Bcben Lebens in En^^d. Es ist auffallend, wie wenig es in dieser Dis- 
kusston gelang, von den FSurteig^nsiteeD alisttseben und, wie es doch in 
der Debatte Aber direkte und indirekte Wahlm gcsdiahi zu untereucben 
ob sieh nicht ans dem Zweek der Wahlen ein Urteil gewinnen liess über 
das beste Mittel zur Erfülluiip: ihrer Aufgaben. Jede Partei machte der 
andern V"\\rntc, diu Unke der Rechten: Ihr wollt durch die offeDÜiohe 
Stimmabgabe den Einfluss wiedergewinnen, der Euch durch GewähruDg 
des allgemeinen Stimmrechts verlort-n gegangen ist; die Rechte der Linken: 
Ihr wollt durch die Heimlichkeit die Wähler den Plänen dienstbar machen, 
die Ilir öffcntlicli nicht verfolgen könnt. Jede Partei dachte bei der For- 
derung, die .sie vertrat, an indirekte Zwecke, die sich vielleicht zugleich 
raiterfüllen lieüstii, :d>or nicht an die „Natur der Saclie", die hier am Platze 
gewesen wäre. Auch der die Debatte abschUpfsRendc Berichterstatter 
Ricsser feierte die Oeftentliehkeit al.s ein Poötulat der yittliclikeit und em- 
pfahl sie zugleieli al.s ein iMittel, die mancherlei Unsittlielikeiten abzu- 
wehren, die sieh an einen Wahlakt hängen. Werden sie auch bei öffent- 
licher Ab.stinnnung niciit ausbleiben, so erhiilt doch der erkaufte Wähler 
nicht noch das Recht, seinen Käufer zu betrügen. Das Resultat der Ab- 
stimmung war der Sieg der geheimen Stinuuaogabe. Aber in der ganzen 
Wahlgefletsdebatte ist doch die Differenz zwisdmi den Gegn«'r8chafteu 
niigends so gering gewesen wie hier: den 289 Stimmen fOr, standen 280 
Stimmen gegen die Heimlidikeit gegenüber. Von der Linken hatten ein- 
zelne für die Oeffentlidikdt votiert: ausser Sohöler z. B. Uhland, Eisen- 
mann, aber einige von «Uesen haboi sidi nadiher, als die O^entiiohkeit 
gefallen war, fSat die geheime Abstinminng erldärt, um den völlig resultat» 
losen Absebluss des Debatte zu veifaindem. Die geheime Stimmabgabe 
criangte infolgedessen die bedeutendere Idiyoritit von 249 gegen 218 
Stimmen. 

Nachdem die Abstimmungen über dii-ekte und öffentlie! r Wahlen am 
1. Min atat^^funden hatten, wurde tags darauf Qber das Geeets im 
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gansen votiert Es emuig eine Mehifaeit von 856 geigen 194, ein Ein^biiiB» 
da» bqiniflioh von der linken Seite mit Beifall an^enomoMii wurde. 
Unter den bejahendoi Stimmen fiinden eidi einsdne konaervativ Gesinnte 
wie Jahn, andere, die gegen wichtige jetct angenommene Besthnmungen 
gesprodien und gestimmt hatten wie Reichen speiger. Er und einige 
sinniingsgenossen erklärten zu Protokoll, dass sie von der sweiten Lesung 
eine Bereit i^rung der dem Gesetce ai^iaftenden Mängel erwarteten. 

Vor dieser zweiten Lesung hatte die Linke eine heimliche Sorge. 
Nocl) ehe die erste liesung zu Ende gekommen war, suchte sie den wei- 
tem Gang der Verhandlungen für sich auszunutzen. Als die Versammlung 
einen Anlauf nahm den Beginn der zweiten liesung der Verfassung zu 
fixieren, trat Jnkoh Venedev mit dem Antnige dazwischen: ja, aber vorher 
die zweite L/esung des W'alil^osetzcs, »lenn ein tüchtigen \Vahl|j;c8etz wird 
die Einheit Deutschlands ganz andn-.s hcgnmden , als alles was die Ver- 
sanimlunt^ sonst noch hegehliesstni wird. Eine Ar(,ainientation diese?; Schlages 
wurde nun zwar mit 257 gegen 195 Stimmen abgewiesen, nber nai^hdem 
der erste Absehluss des Wahlgeset^esi erreicht war, erneuten sich unauf- 
hörlich ähnliolie Versuche, immer damit motiviert: das VVahlgei?etz ist das 
wichtigbte aller Gesetze, ist die Grundlage der ganzen \^erlii*&ai)g. Mit 
jedem Aufschub befürchtete die Linke den teueren Schatz, den sie erlangt 
hatte, wieder eimmbllssen. Ihn mS^chrt bald in SioheThrit ni bringen, 
war ihr unablä^^igeä Bestrd)eu. Schon die gescfaiflsordnungsm&ssige ßfiok" 
kehr des Gesetaes in die Hand des Yerftssungsaussdiusscs, „dessen System 
nur 21 Stimmen fBr sieh erhalten ha$f*, war den HSnneni der inssersten 
Littktti ein GfSud, und wfire es nach ihnen gq;angeo, so wurde einer be> 
sonders erwihlten Kommission die sofortige Yomahme der Beviston anf- 
gctnigen. Nocb in derselben Freitags-Sitsmigi da die Gesamtabstimmuug 
stattfimd, lief ein Antrag ein, die awdte Lesung gleich in der folgenden 
Woche vommehmen. Mit knapper Mehrheit 228 gfgen 211 — wurde 
die IMoglichkeit abgelehnt Am S. Mira erneuerte K. Vogt densdben 
Versuch mit nidit besserem Erfolge. Tigs darauf reichten Eisenstuck und 
78 Genossen einen gleichen Antrsg ein und waren so glficklich, für die be- 
liebte Motivierung einen Beleg ans dem Berichte von Wait?. über das 
Wahlgesetz anführen zu können. Trotz ihrer Deduktion, d:i«.s demnach 
die Erledigung der Wahlordnung vor der Verfassung nicht bloss wünschens- 
wert, sondern geradezu notwendig sei, wurde der Antrag mit 260 g^en 
182 Stimmen abgelehnt Aber als seine Dringlichkeit angelassen war, ent- 
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«i<^t6 ddi 000 Debstte von groiaem poUtisobeu Int&eeaae, die Liebt 
veiliidtel» fUm die SteOmig der Farteien tarn Wabigeeets und ihr Yer- 
hiltois mm VerfiwBimgBWMlc. Vogt hatte einen der abgeworfenen Drin^ 
lichkeitaantr^e begründet mit der Notwendigkeit, «ieb durch die definitive 
Annahme des Walilgeeetaes eine Armee im Volke m versdiaffen, die der 
Armee der Vereinbarung und ihrem Rttdchalte, den ruasiaehen Bajonetten, 
die Spitae au bieten vennoge. Schlagend ^widerte anf aoldie Argo- 
mente Biedermann: g^gen iuaaere Gohren sei es notwendiger als ein 
Wahlgesetz die Einheit Dentschlaods rasch au stände Imngen. Mit un- 
verhällter Deutlichkeit spruch Ludwig Simon (von Trier) ansi aus welchen 
Gründen die Linlie auf dii Erledigung des Walilgeset^es vor allem andern 
drang. Es sind drei Parteien in der Yersamnilung, führte er aus, die erb- 
ktuserliohe, die österreichische und die Linke. Wir wissen, dass wir allein 
nichts erreichen können. Uns auf die blosse Negation bei der zweiten 
Ijesnng zu beschranken sind wir niolit gt^'wÜlt. T^m ?m einem positiven 
Ergebnis zu gelangen, müssen wir uns mit einer aiulern l'artei verbinden. 
T)a.s Wahlgesetz ist nns der l'robirsfein, welcher Partei wir un< nähern 
solitiQ. Huben wir das Wahlgesetz sieher, so wird man uns entgegenkom- 
mend finden, da wir selbst das lnt*;rfä>6e haben, dass die Verfassungsbe- 
ratung zu einem positiven En»le gelangt. C}'Tiiseh( r liatte K. Vogt da.<iselbe 
schon früher erklärt: wenn er sich auch niclu auf Scliachern und Ilaudeln 
verstehe, so lAUSche er doch mit Vergnügen für etwas Schlechtes — und 
IBr etwas Sdilechtes halte w jeden Zoll Oberhaupt — etwas Gutes, näm- 
lich die Volk^«iheit ein. Es war em sdtsamer E^del, den die Partei 
im Snne hatte: ein Handd, b« dem sie sdbBt möglichst klug ver&hren, 
dem Gegner aber nicht gestatten wolhe, ebenso au verfidumi. Biesser, dem 
es schon wiederholt gelungen war» die Debatte anf ihr»» logisohen Za» 
aammenhang surftekanfOhren» ermahnte gegenflbor solohen Nebenabsiehten 
der Parteien sich anf das sachliche VerhUtnis des Wahlgesetaes aar Ver> 
hemmg au besinnen, an dem Verlassungsban fortsuarbeiten und nadi seiner 
Vollendung das Wahlgeaeta als ein wesentliches Oigan aur Aueftthrnng der 
Ver&ssung festzustdlen. Er warnte davor, das allgemeine Wahlredit an 
dem einzigen Hebel zu machen, der nodi die Heiasn des deutschen Volkes 
ffir die Sache des Vaterlandes in Bewegung setzen könne, und seinen Zu- 
ruf an die Veiwunmlung: „stellen Sie Ihr Werk nicht auf die einzige 
Spitze der Lehre vom allgemeinea Wahlrecht,'' beantwortete sie mit einer 
entschiedenen Ablehnung des Eiaenstnok'schen Antrages. 
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Die koDsequeiile Ablehnung, welche die Vcraiiohe der LiiikcD erfuhren, 
das Wahlgewts vorweg za erledigen, zeigte wenigstem) mt Zmi die Ohn- 
macht der aogeblichfin Koalitioo. Der Plan, das Wahlgoaets ahgeldet voit 
der Verfaasung und vor der YerfaBsung featsusteUen^ war damit definitiv 
geaditttert. Aber der Erfolg war ein bloss formdler. In der Sache, das 
WaMgesets in der Gestalt der ersten lissimg festimhaUen, Uieb die Unke 
Siegerin. 

Die Episode, welche Welckeis Antrag vom 12. MSrs auf Enbloc- 
Annahme der Ver&ssung herfaeifOhrte, bot ffir unsere Frage nur ein Mo- 
ment. In dem Berichte des Verfiissim^iaussdittsseB, der Weickers Antrag 
anter «uaigen Modifikationen empfahl, war die Aufinchtcrhaltuug des Wahl- 
gesetzes nach den Besohlüssen da ersten Lesung mit Ausnahme der ge- 
heimen Abstimmung, „um dm moraliscbeu, patriotischen Charakter der 
Wahlen'' zu wahren, vorgeschlagen. Bekaiuitlich hatte die mehrtägige 
Debatte über Weickers Antrag lediglich den positiven Erfolg» dass eine 
lieschleunigte Form der zweiten Tx-sirnt; der Reichsvorfa.süiin«: anfj:enommen 
wurde. Wurde auch dem am 22. März nochmals wiederholten Antrage 
auf Knbloc-Aniiiiilinie des Wahlgesetws die Drinj^liehkeit ver<?ap;t, m lautete 
doeh nacli w« uigen Tagen, als die V^ersammiung aufs neue vor die gleiche 
Frage gestellt wurde, die Ant%vort anders. 

Am 27. März war die zweite Lesung d» r \'erlk.-?snnf; zu Ende ge- 
bruclit. Kin jetzt auf Annalinie de.-^ nnveriindtTten WahlgeüetzeH gestellter 
dringlicher Autrag trug Unterschriften aller Parteien. Weder die Dring- 
lichkeit des .Intrags noch dessen Inhalt bildete läuger einen Gegenstand des 
Streites. TJdbtt das eine wie das andne wurde durdb Au&tdien und 
Sittenbleiben entschieden. 

Nidit die patriotisdie Erregung des Augenblicks, nicht der Wunsch 
sum Abschluss des Verlasstti^weikes au gelangen, hatten diesen Erfolg 
herbeigeffihTt. Er war das Ergebnis eines Kompromisses der Partien. 
Was bei den Voiiandlungen über den Weicker'schen Antrag missglQckt 
war, war jetst gdaogen. Mitglieder der Linken hatten sich ffir die Erb- 
lichkeit der SLaiso-würde au stimmen verpflichtet, falls die «rbkaiseriidie 
Fkrtel das suqiensive Veto des Kaisera und die Anfrecbterhaltung des in 
erster Lesung beadilcesenen Wahlgesetzes zv^jestand. Der Erfdg war, 
das» die in erster Lesung mit starker Mehrheit verwoiftne Erblichkeit 
(oben S. 140) nunmehr mit vier Stimmen Majorität angenonniien wurde. 
MuBSte schon diese spirliche Mehrheit den Wert des Sieges herabmindern 
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und das BedenUidie des Handels herausstelleo, sa dem sich die erbkaiser- 
Irohe ^itM iM»^;edruiig|en verstanden batte, so noeib mebr dKe Art und 
Weisen wie die JUnke die ihr gemaohten Konaessionen benutste. Das sos- 
pensive Veto, su dem sieb die Becbte schweren Heizens berbeigelasaen 
halte, war liei der «weiten Lesung andi auf YerfiunungsindOTmgen er* 
streckt worden. 

Das Wablgesets wurde im 13. Stficke des Seicbflgesetsblattcss am 
12. April 1849 vom Reicbaverweser unter Gcgenceidbnung der Reiehsmi^ 
nister poblusiert. 

So war ein Wahlrecht, wie es in kdnem Staate von Europa mit 
Ausnahme des republtkanisohen FVankreich imd in keinm Staate der 
nordamerikanischen Union bestand, Beicbsgesets geword<>n. Dies Wahl- 
recht war ausersehen als eine dauernde oiganisehe Einrichtung in einem 
neu zu schaffenden Staatswesen au dienen, das aus monarchisch regierten 
Kinzclstaatcn zusammengesetzt, von der monarchischen Gewalt eines Erb- 
kaiKers geleitet werden sollte. Das Dichtmwort: es wird kein Haupt über 
Deutächlund leuchten, das nicht mit einem vollen Tropfen demokratischen 
Oeles gesalbt ist, hatte rasch und unerwartet seine Uebersetsung in die 
Sprache des Gesetzes gefunden. 

Dir Anfnnhiuc des Wahlgesetzes im cloiif.solicn Volke war geteilt. 
Die Deniokrati«' jubeltt*. 8ie, die das Frankfurter Parlament wiederholt 
ihrer Verachtung versichert und die Abgeordneten mit Misstrauensvoten 
heimgesucht hatte, wandte .«ich mit «ler Freude, die btkeliito Sünder zu 
erwecken pHegen, der Versauuuhinfj; wieder zu. Parisius, Übcrlaiidesge- 
richtsassessor in Naumbnrfr, gab in der zweiten Kammer zu Bt rliu dieser 
Stimnuitie .Vuhthuck. Das allgemeine Wahlrecht galt ihm ab die Grund- 
bedingung eines freien Staates, und er pries es, dass dufdi ein eigentOm- 
liclies Geschick, das fiber der Freiheit der Ydlker waltet, dies Recht in 
die YerfiMsimg des deutschen Staats gebracht aei. Darin liege eine Rfidc> 
kehr der Franklbrter Versammlung zu dem Mscbcn revolutionSren Geiste 
ihrer Anfinge, den sie nie bitte veriassen sollen. Die Sprecher der Linken 
in Frankfurt stimmten in den glaehen Tc« ein. In der beliebten Yer- 
wediselung der eigenen Partei mit dem Volke versidierte Zimmermann von 
Stuttgart schon, nat^dem die Linke ihre ersten TMnmpbe in der Wahl- 
gesetadebatte geleiert hatte, das Volk werde wieder ein Hera an der Vcr- 
eammlnng haben. 

In der liberalen Partei erfreute man sich an dem Gedanken, die 
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Verfaasung, wenn auch nach laageo Kämpfe uod unter aebireren Opfern, 
znm AbwAlow gdmcht id haben. Du GefBU der Befriedigung wtr be- 
rechtigt, denn das Erreichte alidlte die HanptMdics» am die gnungen war, 
«idier: den deotschen BondeBataat mter der Fttyrmig FkeaeeeBBi Der Ab- 
adüoBB des VerCuBongewalECe wurde offenbar im Yclk^ weit in die Kreiee 
der konaervativett Parteien biodn, fiend^ an^eoommen. Die HoffiKUg 
euien geaieherten Beobtaboden wieder ao gewinnen mid die Bewepm^ die 
aek Jalir nnd Ti^; das deotsehe Volk in AÜiem eriiielty ahamwhiieeeen, 
belebte mdi nen. Sdchem Eigebnia gegenSber mnaaten die Bedei^ctt 
Ober die "MingA, die dem Vei&ammgBwerke aniuftetea, wie aber die 
Opfer, die sein Absdiloss gekostet hatte, turüekLruteo. 

Aber dio einen wie die andern bargen grosse Gefahren fOr die 
Dorcfaffihrbarkeit des Werkes, über dessen Form nnd Inbalt aioh die FSu^ 
teien g«'einigt hatt« n. Die G< gi!' r «l- r deutschen Bew^ung, die Partiko-* 
larist^ n und die Gfossdeutscheo, bemächtigten aicb ihrer, am der Annahme 
der Verfa^isong an den Stellen, atit die es ankam, entgegenzuarbeiten. 
Unter den B< -tirnmiingcn der V«nfaäs.iini: bott ri d» n Gcpiem das «nspen- 
m\y(. Veto und das Wahlgesetz die brauchbarst» !! Han«lhabtn. Sit- wurd»-n 
bt tuitzt. um die H«'iohevf»rfa««nn? 9.h die organisierte lu volutiou und ihr»' 
Verteidiger als verkapptt- lu-publikant r zu brandmurkt n . die auf nichts 
ander*-? bedacht seien, als dem KöniLre von Pnu-sen thi^ „llutuiehabband" 
imiziiwt rteii und ihn in <leii l>ii n^i der Revolution zu zwingeü. Die libe- 
rale Partei hat die Schäd« d d<d Frankfurter Verfassungswerkes nie ver- 
kannt, aber die Behauptimg, dits suspensive Veto und das Wahlgeset« Ober 
wucherten and erstickten die gut«-u Seiten der Verfassung, war grundlos. 
Wegen der Beaehuugcn swischen den beiden Angriffspunkten moss hier 
aoeh kan des saspenrnrea Vetos gedacht werden. 

Ein BMchstegebeseblois konnte nnr dnrdi die Uebereinstimmang 
beider Haaser des Beiebsteges, des Stsatenbanses nnd des Volkshanses, 
gfiltig sa atende komoien and warde dareh die Zostimmnng des Kaisen» 
anm Gesete. War ein Beicbstegsbesebloss in drei sich unmittdbar folgenden 
ordentlidien Siteongsperioden unTorSodert ge&sat wordent so wurde er mit 
Ende des dritten Reichstages anoh ohne die Zostimmiing der BeichsregtO' 
rang Gesets. Das Recht des Hek^isobaiiaaptes, das Ende der Sitsongs- 
Perioden zn bestimmen nnd das Yolkshaus au6ul56en, verringerte nooh 
die GeMir des aospensiven Vetos. Handelte es sich um Verfaaeimgs- 
indenmgen, so war swar auch ihnen gegenöber das Veto des Kaiseis be- 
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schränkt, aber hier lagen Erschwerungen stiirkster Art schon in (h n allge- 
meinen Bedingungen jeder VerfassuiigsäutU i iing: in der juif zwti Drittel 
der ge8et«lichiii Mitgliederzahl gesteigerten Präsonzziffer, der zwiefachen 
Abstimmiuig und der i^inabmc des Aeudi-iuiigsvorschlags durch zwei 
Drittel der Anwesenden : alles Erfordernisse, die in jedem der beiden 
Hinscr des BwoÜstags und, um die SSivthmumig des Kiism entbehrlKdi 
aa maohen, in drei sich unmittellwr folgenden Siteungsperiodra beobaditefc 
sein muntoi. Niobt begrfindetor warm die Angriffe gegen das Wahlge» 
Bete, das aiuseriialb der Ver&ssung stand und deshalb im der 
ordentlichen Gesetcgebung von seinen Mlngehi befreit werden konnte. 
Das Wicht^nste war, dasa es nur für eine HÜlfte des Belehatags galt 
Nebra einem nach dem aU^emeinen, direkten und geheimen Stimmreofat 
tturihlten Yolkahause stand ein StaatenhauSy dessen Mi^ieder aur Hälfte 
durch die BegienuigeD, aar andern Hilfte durdi dUc Volksyertretmi^ 
der deutaehen Einzelstaaten erwählt wurden. Die beiden Häuser des Reichs- 
tages waren im Gebiete der Gesetzgebung gleichberechtigt, in dem der 
Budgetbewilligung hatte das Volkshaus fiblicher Weisen grössefe ]v< c)ite. 
Mit Bestimmungen solclier Art, hiess es, sei das Regieren unmöglich. 
Wohlmeinende und gemässigte Männer haben schon damals anerkannt, 
dftss weder das suspensive Veto noch das Wal i Igt setz die masslosen Vor- 
würfe verdienten, di«t gegen lioido Einrichtungen erhoben wurdrn. 
Duckwitz von Bremen, der damalige Keiclishandelsminister, äusserte am 
13. April 18 1'' in einer Unterhaltung mit dem ReichsvfTweper und unttr 
dessen Zustiinnumg: was man prinzipiell gegen die unbedingte Annahme 
der Reichsverfaöbuug sagen kann, geht im wesentlichen auf das suspensive 
Veto (er meinte bei VerfassinigsäiKU'ningen) liiiiaus, welches bei Tiielit be- 
sehen doch uiuhta m bedeuieu hat. Denn wenn drei Jahre lang beide 
Häuser mit einer Stimmeumehriieit von zwei Drittdn dne und dieselbe 
Saohe beschfiessen, dann ist es doeh mcht in der Gewalt d^ Oberhauptes, 
ein Nein eptgegencnsetaen. Schon voiher hatte Bnnsen in einem Bride 
an Etiedrich Wilhefan IV. ausgeführt, daas das nur snapensive Veto in 
^em Bundesstaate nicht soviel au bedeuten habe als in einem Eincel- 
ataate und das Wablgesets nur das preuasische System sei 

Das Wablgesets trug mcht die Schuld, dasa die Verfiusung noch im 
Hafen scheiterte. KOnig Friedri«^ Wilhelm IV. grfindete sdbat seinen 
Entschinas die Ver&ssnng nicht anzunehmen nicht sowohl auf denn In* 
halt als auf die Mittel, dunh weldie das Ganae an rtande glommen war: 
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die geringeo MdufadteD, mit denen die mchtigeten Besdilfiase gdaest 
wann, die Tranaaktionen der Bedhten mit ihren Gegnern, deren es be- 
durfte, nm «ndi nnr da» demfillgende Einebnie der Erblichkeit nnd der 
Kaiaerwahl c« enwAnen, Bie ganae Sehale aeinea Zotna g^eaat er über 
die maakopy mit der Unkm «na, mit den gotüoaen Bluthunden. Ea fragt 
aiebaehr, ob niditBeadilGaac^ lunter denen im|»oaaatennd «dieKeMehibmIen 
atenden, an Veimittdimgai anagneicht bitten, nm Aber daa prinaipielle 
Bedenken hin wag anfcommen, daa der E6n% jetat votaaatellte nnd in der 
nnnacfaabmlidien Wendniig mow Brielea ao Bnnaen auadrnekte: »Dir da, 
habt gar nichts zu bieten!'^ 

Dahlmann hatte einst adne Oppoaition gegen Ernst August von 
Hannover bezeichnet als einen Kampf gegen den sterblichen Köiiij^^ tTir 
tlcn unsterblichen König. So trat jetzt auch die liberale Partei nach der 
Ablehnung der erblichen Kai^envürde durch den König von Preusaen ein 
für die erbliche Kaisenvürde der Reichs Verfassung und den Beschluss vom 
2S. Marz, der zu dieser \\ ürde den Köniji von PrC'U.««cii berief. Die 
Keichsverlassung bildete eine gemeinsame (iriindlage der Parteien. Am 
Tflfje, als die Kaiserdeputatinn von ihrer vei^blichen liei.se heimgekehrt 
in der Nationalversammlung durch ihren Fiilirer, d< n PrS.sidenten Sinison, 
Bericht erstattete, wurde auf den Antrag einej» berühmten Juri.«sten, Kie- 
rulffH, damals Oberappcllation.srati^ in Rostock und Vertreters eines mecklen- 
burgischen Wahlbezirks, be8ch!o.««sen an Reich8verfn.«sunjr nud Wahlgesetz 
unwande lbar festzuhalten. Mit 27(3 gegen 159 Stinuniu wurde der Anfrag 
angenommen. Manner der entschiedensteu Gtg< iisätze, Dahlmann und 
Vogt, Wmta und Ludwig Simon, stimmt^'U zusammen. In der Minorität 
standen die Oeatenrcicher, die Groaedeutsofaen und die von der Linken, 
die ea unilogiaoh fiinden, an einem Ealaeftnm ohne Kaiser featanihaHen. 

Dar Weg, den die liberale und die demokratiaohe Partei gemranaam gehen 
konnten» «Shrte nieht hmg. Die demokratiwhe Partei achrieb die BeicbB- 
verftsaung auf ihre Fahne, meinte aber doch eigentlich nur die demokra- 
tieohen Bestandteile der VerfiMSung^ vor allem daa WaUgesete und die 
Onindrechte^ am iranigsten das fireusaische Erbkaiacrtnm. Was der demo- 
kratischen Partei die Yerfittsung wertvoll machte, war der liberalen von 
aweifelhaflem Werte, hochatens um eines hoherm Gutes willen mit in den 
Kauf zu ndimen. Durch das Wahlgeaeta hoffte die Linke, das Pariament 
zu erhalten und zu behaupten; im Parlament sah sie die Einheit verwirk^ 
licht und war im Notfall xofrieden mit der pariamentarisehen Einigung 
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Deutschlands, wie sie im .lalire 1848 bestand. Wer den Bundesstaat 
wollte, den konnte nicht (!!<• Kxisten« eines einzelnen Organs entschädigen. 
Wer ein wirksanies, nicht ein bloss ^tränintcs. |)olitiselie8 lieben wollte, 
konnte sich niclit mit der Fortdauer einer Institution begnügen, die unaus- 
geführte Gesetze beriet und in die Kegieruug.sangelegentieiten eiuzugitifeTi 
<len vergeblichen Versuch machte. Gewiss gab es eiuen \\ eg, di m einen 
Organ Macht auf dem Gebiete der Gesetzgebung und Verwultung /.u ver- 
Bohaffen. Dem Parlamente zur Stellung eines Konvents zu verhelfen, 
konnten die Männer sich nicht hergeben, die wumten, was Dentachland 
an staatlicher Einigung bereits in Preiuscn besiss, die einoi Bundeastaat 
ans den deutachen Monarchien erndkten nnd den grössten nionarohisohen 
Staat an seine Spitce berul^n wollten. So traten die Parteien nadi 
kunem ISusammengehen wieder auseinander. Da Weg der einen führte 
nach Stuttgart, nach Baden und der Pfala, de» der andern nadi 
Gotha. 

Den Gegnern d«r deutschen Bewegung konnte nidita gelegen«^ kommen 
ab jene Aufstünde, die aid) eine Ikhebung für die deutsche Reichaver- 
fassung zu «dn berflhmten. Sie lieferten ihnen bessere Waffen gq;en die 
Heichsvet His.sung in die Hand, als der beredteste Publisist vermochte. 
Und je mehr die Dt-tnokratie das Beichswahlgesetz pries, desto mehr ge- 
wöhnte man sieh auf der entgt^ng^setsten 8eite in diesem Gesetze den 
Sitz alles Unheils /u sehen. Als die preussischc Regierung die von Frank- 
furt dargebotene Verfassung zurfickgewicseu hatte und durch eine von ihr 
vorgelegte zu ersetzen suchte, erschir!! nichts so eilig als die Abwertung 
de« Wahlge-^etzes. Die Drcikonigsverfaspung vom 26. Mai 1849, die noch 
so vieles von der Frankfurtfr X'erfassinig festhielt tmd sich geriT nls tiereu 
geläuterte Kurtbilduug, als (imeii vervolli<oiinnnete (Jestalt ansgal), ersetzte 
Sv)fort das allgemeine gleiche und direkte W'alilreclit durch das Dreiklassen- 
Wahlsvstem mi<i die geheime Stiuintabgabe dureli eine ölVeutliche. Der 
von den drei Uegierungen Preussens, Sachsens und Hannovers vorgelegte 
Gesetzentwurf betre0'end die Wahlen der Abgeordneten ziuu Volkshause 
zeigt deutlich die Spuren der gemeinsamen Arbeit Stüves, des tumnover- 
schen Ministers, und der preusttsclien StaatsmSnner. Auf Stuves fiinfluss 
gl Itt die Aufnahme tmer Definition der Selbständigkeit surfick: sie wurde 
in die Zugdiörigkdt au einer Gemeinde, Wahlbereditigung in dieaer und 
Zahlung irgend einer dir^ten Staatsstener gesetst Veigebena strSubte er, 

der die Wahlen mogli<^ an den Gemeindeverband au knfipfen wfinschtiv 
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sich f^ej^n ilie AulDahnic des Wahlsystemi* uacli Steuerklasiäen, in <Unn er 
nicht weniger als in dem allg«*meinfh Wahlrecht die Drachenzälme der 
lJ* vülutioii .sah. Dan Sy^ttiu war Jamal > noch neu und in Freussen 8ell)Ht 
IHK l» nicht in w('it< rera Umfange als dem der rheinisdien GeiiKindeordnung 
Von 1845 erpmht. Rheinische Abgeordnete hahtn auch, als nach der 
AuHosung der zweiten preassischen Kaiiiiaer am 27. April 1849 die Ok- 
troyiriuig eiues neueo Wahlgesetzes vorbereitet wurde, sar Annahme jenes 
Mittel» gecalm. Noeh efa« «8 <rfiadl für PieiiBBeii ans lidit tnt — 
das oktroyierte Wahlgesets ist vom 30. IÄm datiert — bradit« es der mit 
dem Dreikönigsbundiiss verbundene Verfaasungeentwarf für das Volkahaus 
des so grfindeodoi deutschen Btmdesataats in VorBclilag. Hatte das Beidis- 
wahlgeselc dam gedient, die FVankfbrter Verfassnng im Volke populär 
und bei den fiegiwongen vcfdacht^ an machen, so machte das Dreiklassen- 
Wahlsystem die Drnkönigsverfiiasung im Volke unbdiebt| ohne ihr die 
Anftiahme bei den B^erungen su erleichtem. Das war auch die Ver^ 
Sammlung zu Gotha au aeigen gee^;net, au weJcher sich ehemalige Mitp 
glieder des Frankfurter Parlaments, soweit sie der erbkaiswliohen Pkrt« 
, ai^fdiÖrten, im Juni 1849 /.(i.sanimen fanden. So ent«ichiedcn ihre Erkhlning 
vom 28. «Tuni zn gunsteu der durch das Berliner Bündnis dargebotenen 
Verfa.<^äang lautet, su wenig sind sie geneigt, für d.is luit ihr verbnudeue 
Wahlgesetz einzutreten. Sie erkennen an, daas dem Frankfurter Wahlge- 
setze nicht zu beseitigende Hiudemisge entgegenstehen, erachten ^ für das 
Beste, wenn landofpcsetzlich das Wahlgesetz; für den nächsten Ueichstag 
festgestellt wird, und glaubtni e.s nur nicht verantworten zu köinien, da^ 
Zustandekommen des ganzen Merkes an den Jiedenken gegen ein \\'ahl- 
gesetz scheitern zu lannen. Eine Anzaiil vn Mitiiliedern der Versammlung 
insbesondere ans <leni Ivi'^nigreich Hannover, liaben sich lange trcfträiiht, 
auch nur <lieser Krkhirniitr über das neue \\'ahlge8etz zuzustimmen; einige 
von ihnen haben um deswillen der Gothuer Kundgebung ihre Unterschrift 
versagt. 

Wo das allgemeine M^ahlrecht seit 1848 in das Laudesrecht der 
deut«clien Staaten eingedrungen war, entfernten es die BevMonen, die den 
demokratiBiertea Yerfasaungai und Geaetiett nach 1849 widnfnhren. Im 
Erfurter PailauiMit war ein Antrag angenommen, der den Landesit^gienmgen 
aum Zwedce einor Besserung ihrer Wahlgesetae die Beihilfe der Reichs- 
ge.setzgebung in Aussicht stellte. Die ganze Gegnerschaft gegen das System 
des Frankfurter WaMgesetaes drucken die Worte ans, in denen dne der 
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Erfurter Vt'rfaööuugsvorl^e beigegebene Denkschrift jenes /.u charuktcri- 
Kieren sucht: das gesamte Gewicht der Ausiibuiig des IjoclihUiu politischen 
Hecht« wird aus deui Kern der Natiuii lierauh in deren Massen verlegt, 
und die ötientUchc Wahlhandlung wird dorch die Einführung der heim- 
lichen Stimmabgabe zu einem bereiten Felde der politiadien Intrigue gemacht. 

II. 

Dem allgemeinen Wahlrechte ist 18 Jahre nach den '■raf^( n von 
Frankfurt eine zweite parlamentarische Verhandlung in einer deutschen 
Nattonalvertretung zuteil geworden. Der koiiHlituierende H^'^?**^^ des 
norddeutschen Bundes, der im Frühjahr 18G7 in Berlin zusammentrat, war 

wie das Frankfurter Parlament aus dem allgemeinen Wahlrecht hervorge- 
gangen. War für Frankfurt ül)erwie!irend indirekt >i;e\välih worden, 80 waren 
ji'(/t alle Abgeordneten mitteis direkter Waid bestellt. Kl)ensiu wui-en alle 
in ^'chciraer Ahstinunung erwählt, und nur insofern bestand eine Verschie- 
denheit, als i'rc iisseu, Anhalt, die beiden Mecklenburg uiid Reuss ä. L. den 
Abgeordneteu Diäten aus kStaat-mitteln versagt, <lie übrigen gewührt hatten. 

Die Physiognomie der Berliner N'ersatumlung war sehr verseliieden 
von der in Franidurt, Schon die Zahl ihrer Mitglieder war viel geriuger. 
Die gesetzliche Anzahl der Mitglieder des Frankfurter Parlaments, bei 
dessen Wahl auf je 50 ODO Seelen der Bevulkcrimtr von 1H42 ein Abge- 
ordneter i'utfiel, betrug 053, aber die Zahl der wirklich Kingrlrctenm wird 
kauui bOO überstiegen haben. Die Beschlussfähigkeitszitfor hatte die Ge- 
schäftsordnung aul 2U0 festgestellt. Die Teilnahme an den Beschlüssen 
war sehr wechselnd: im Jani 1848 bei den Abstimmungen über da» Gte- 
aets die proviaoriadie Zentra^walt betreffend belief atdi die Summe der 
Votanten aof 520—550» in den ersten Januarwodhen des Jahres 1849 bei 
den Abstinunang^n über die Obeffaauptswdrde betnig sie im Maximum 
474 (oben S. 140). Um etwa 20 Sttmmmea blieb dahinter die Aniabl 
der Votanten bei den einielnen Positionen des WaUgesetaes aurflek (oben 
8. 161). Die gesetdiehe Amnhl der Mitglieder des Reichstages von 1867 
war auf 207 festgestellt Abgesdien davon dass der Reiehstag bloss ein 
norddeutscher war, hu^ diese gerin|^ Qesamtaiffer mit der gesetalidien 
Vorschrift ansammen» dass erst auf 100000 Seelen der Bevölkerung ein 
Abgeordneter au wShlsn war» ein Verhiltoissata, den sc^on das Frank- 
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furter Parlament tih- seine N;ichf()l<!:('r im Walilgeset/f acloptiort liattp. 
Boi wichtigen Ali.stimmnngen wie der iibfr die Aimuhuie der Keidirjver- 
fasHuiig ist die geeetziiche Auzabl in der VersaminluDg auch nahezu er- 
reicht worden. 

Das bewegliche sfiddeutisclit' Element fehlte dem Reichstage. Die 
preussisclieii Abgctorduet^n überwogen dermassen, dasa die Nicht-Preoasen 
nur etwa i/b der Gesamtheit bildeten. Aueh woiD man die Abgeordneten 
der neu«! ProvimeD Ptaiuaens absetstet blieben nodi immer nahe an 200 
premsiBche Vertreter ubr^. Trotxdem war der Charakter des Rddieb^ 
nicht spezifisch preuaBiadi. So oft attob Reminiaanusen aus dem pfeuasi- 
achen Ahgeordnetenhause in die Verhandlungen hineinspidten, ao wenig 
aidi anch die Erinnemi^en an den Icaum beendeten preuaaiBchcn Ver- 
iaasungakonflikt ontcrdröcken lieasen, die neue grosse Aufgabe, die der 
Verrammlni^ gestdlt war, die neuen MSnner, die neben den altprcussiBclien 
Parlamentariern das Wort fahrten, gaben dem Ganzen ein Geprfige, das 
von dem der biaher in Beilin versamuidten Volksvertretungen sehr ver- 
schieden war. Die JBrinnernngen des im Jahr zuvor geführten Kri^es 
spiegelten sidi vidfiieh in den Ergebnissen der Wahlen. Auf den BSnkeii 
der Abgeordneten sassen die ruhmreichen Generale des böhmischen und 
des Mainfeldzuges: Prinz l'iiedrich Knrl, der Freiherr von Moltke, Stein- 
meta, Vcgel von Falck( nst« in, Herwarth von ßittenfeld. Eine Anzahl der 
hannoverschen Wahlbezirke hatten Abgeordnete entsandt, um nneli Kräften 
ihrer Abneigung gesjen die Einverleihnn«; in I*rct)x«('ii An-^ilrnck /u ir<'l'*'i». 
In einigen Mandatt n hr-Mchte die ultruuiontaiie Pnr*»'!. in anileren die l'olen 
ihren Widerwillen ^e^en die Stärkung, welche der preusBi.-iche iStuat er- 
fahren liatte, zur Geltung, Zwei Abgeordnete, welche das hänische als ihre 
Muttersprache bezeichneten, verwahrten ilire Wahlbezirke ge>gen die Auf- 
nalune in einen deutschen Staat. 

Dem Berul'e nacii waren die Abgeordneten weniger verschieden ala 
in Frankfurt Da« dort so reichlich anwesende Element der Professoren 
war hier durch die Namen: Gneist von Berlin, Sybel von Bonn, Gerber 
und Wftditer von Leipn'g, Zachariae von Gottingen, liöpell von Breslau» 
Baumstark von Greiftwald reprSsimti^ Uebennegend waren die Abge- 
ordneten dem Beamtenatande und dem der Gutsbesitser entnommen. Jenem 
gehörten nach Windthorste Berechnung nicht weniger als 190 Mi^ieder 
an. Die litteratur war durch Gustav F^jtag vertreten. Handel und Ge- 
werbe hatten nur einaebe R^raaentanten aufsuweisen. Als eine Name der 
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Zukunft ragk- dir ilvs I »rccIi^hTiMi'istora Bebel von Dresdrn in die Ver- 
Haramlung; er begnügte sich uIm t in einer Ilede niii politif<chon Schlage» 
grgcn einen Bund zu sprechen, der keinen weiteren Zweck verfolgt' ab 
Deutschland cu einer grossen Kaserne zu machen. Im ganzen zeigte diese 
parlamentarischo Venammlimg dn arietotoatiadiarcfl Gepräge als eine 
ihrer Vorgängerinnen » und halb vcrwimdert, halb höhniaoh wiesen die 
Demokraten Sfiddentsohlands auf die norddeutschen BevGlkerung(>n hin, 
die von dem allgemeinen und dirdctcn Wahlredite keinen weisem Gebtaach 
SU matten gewusst hatten^ als Ffhrsten, Grafen und Barone su ihren Ver» 
tretem ausraefsohen. 

Von den Minnem, die einst in der Fkmlakirdie gesessen hatten^ 
hatte der Reichstag nur wenige au&uweiaen: Georg von Vincke^ Graf 
Schwerin, ^hariae von Göttingen, Max Dunoker, Lette, Heigenhahn, 
BnHis von Emden, Blligenncister Gnimiirccht von Harbuig werden die 
bekannteren Namen sein, die beiden V(*rsammlungen angehürt^'u. Am 
g!< htiiiirston stellte sieh der pcrK(mli(;hc Zusammenhang in Simeon dar, 
der dem Fiankfiuffr Parlament prÜHidiert, die Betohsver&ssuug vrrküinlpt 
hatte, der Führer der Kaiserdeputation gewesen war und jetzt berufen 
wunle zur Leitung einer Versammlung, di(? dun Erbteil von Frankfurt, das 
Hieb verwirklichen lies.s, ins I^'ben führi-n sollte. In den Debatten ist der 
Ziii^ammenhang zwi^fhcn Ijoiden Ver?<ammliinn:cn und ihren Arhniten selttni 
hi rvor^rlioben. Georg von Vineke, den man in Frankfurt nls ])r('nssischen 
Junker zu bezeiehnen liclitc, nannt<> «ich, wie t-r in <li-ni prciissisclit ti Ab- 
g« iir«]nf>tenhau>f des Krülijahit» 1BI9 gegen Konservative und Demokraten 
wann fTir das Frank tuitcr Parlament nnd die Heiehsverfassung eingetreten 
war, einfMi ah<'n Frankturter und Krfurter und verniisste den warmen 
Hauch, der t in^l in Frankfurt und /.uui Teil noeli in Erfurt die Versamm- 
lung belebt habe, <lic Begeisknmg für die Sache Deutschlands, an deren 
St<!lle jetzt kfihle Kritikj staatjimäuuische Bedeukcn und Erwägungen ge> 
treten seien. 

Den politischen I^rteien nach seigte der konstituirende Reichstag 
noch einfhehete Verhältnisse als seine Nachfolger. Neben der kons^ar 
tivcn Partei, wie man sie aus dem preussischen Abgeordnetenhanse kannte, 
traten die Anfange einer ireikonservativen Partei hervor. Eine bondea- 
staatlich»konstitutionelle Fraktion setste sich aus den bedeutendsten An- 
hängern der partikularistischen Richtung in den neuen Provinien Preussens 
und Sachsen susammen. Eine starke Partei bildeten die National-Liberalen: 
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ein neuer Parteiname, seit dem Finihjahr 1866 au%ekominen, um alle die 
Xtt nmfiusen, die imlnr Festhaltnng ihrer liberalen GnmMUii» baFeit waren, 
den pieiisnschen Staat in allem tu untentQtseti, was er sor Begrfindung 
eine* nationalen Staatsweaens unternahm. Eine hervorragende Stellung 
unter ihnen nahmen die Männer eiui die seit 1859 die Erridituiig eines 
nationalen Bundestaato unter der Föhrung PreuMena au ihrem Fhigramme 
gemacht und, wie ea in diesem hiess, «die FVankfluter Beiobaverfasaung 
als rechtlichen Ausdruck des Anaprueha betrachteten, den das deutsche 
Volk auf bundesstaaUicfae Einheit hat** Aha^ts von ihr stand die alte 
[weusnsche FortMhrittqiartei. Wenig aahlreidi, fsaste sie doch altberühmte 
parlamentarische Kämpfer in sidi. Ihren Oegeusatz zu der national-libe- 
ralen Partei bezeichnete nichts SO staik als die Stellung, die sie zu dem 
verantwortlichen Leiter der preuesischen Politik einnahm, ßliokte die 
national-liberale Partei voll Vertnmen auf den genialen Staatsmann, so 
blieb die fortöchrittliche eingedenk des Frankfurter Wortes, dms das MIhs- 
trancn eine Pflicht der Freiheit sei, und keinen drastischeren Aufdruck 
hat diese politische Süinmuug finden können, als in der Apostrophe, die 
der AI>L" firdiu't(' WaKleck den Zeiten der engli!=chon H< forinhill entlehnt<' 
und an duu Graft ii liismarck richtete: Herzog von \\'( llingt<)n, Sie^rer in 
Spanien, Sieger in Indien, Sictr« r hei Talavera, Sieger bei Waterloo — 
Du sollst nicht isicger sein über das 1 >rittis( h«- Volk. 

Dieselbe Generation, die schon eiiiiüal »las dt ntsche Verfa^^sungswerk 
hatte scheitern sehen, ging aufs neue an die Aulgabe, die Verfassung 
eines Bundestaats zu begründen. Es geschah dies unter anderen und 
günstigerem Voneieheo sla 19 Jahrs früher. Aus einer Revolution und 
wahrend des Fortwirkens einer Bevolution war man in die Ftuda- 
kirefae getreten. Ohne Plan, ohne lisitung, ohne ^e parlamenta^ 
riache Sobulung in grSsseni Verhältnissen ei&hren zu haben, sahen 
atch die SCtglieder des Parlaments vor dBe grössten und schwersten 
PtDUeme gestellt. Nur in ihrm al^meinsten Umrissen waren die 
Angaben belcannt; fiber die Mttel zu ihrer Lösung tappte man im 
Dunkeb; statt ihrer sicher zu sein, ergmg man sidi in Hoffnungen, 
zählte man auf opferfreudigen Patriotismus. Je sc^wScher es um die 
Erkenntnis des Zieles und der Mittel zum Ziele stand, d(>Hto grösser 
war die Vorstellung von der eigenen KtafK namentlich im Veigleioh au 
der d(T Staaten, aus denen der neue Bundesstaat sich aufbauen sollte. 
Man wihnt^ das Feuer der Revolution habe alle, Regierungen und Bevöl- 
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kenuigen, in eimeu Zustand der Nachgiebigkeit und Bikbamkflit venetit, 
dass der im Paiiamente vericörperte Nadienalgdst nur das Eäseo ni sohmie- 
den bfaudbe, mn ihm die erwünschte Fonn an geben. Das Wrakaeog^ 
wordber das Parlament au veifOgen hattei waren aber bloss BescUfisfle 
und Geeetce. Es schuf Gesetse m der Erwartung, die LebensveifailtniBs^ 
die Xhatsachen würden nachfolgen und sich entapreehend erdnen. Man 
meinte einen Staat gründen an kdnnen dadureh, dase man seine Ver&aBung 
aufstellte^ und entwarf Gesetze für den künftigen Staat. AU sich die 
Thatsachen den Vorschriften nicht fugten, Oesterreich den BesofalnSB, der 
sein Ausscheiden anordnete, mit der Erklärung beantwortete: ich weiche 
nicht, Preussen sich der Uebemahme der OberhauptswGrde versagte, dfe 
Mittelstaaten die ihnen angewiesene Stellung als Glieder des Bundes ein- 
zunehmen sich weigerten, war das ganze Verfa.?finng5\verk gescheitert. 
Aber die Arbeit von Fraiikiurt war nielit verg<'l)ens gethau. Manch 
wackerer Mitstreiter hatte sich mit der HulVnunt: iretröstet: e.< mögen noeh 
Jahre dariiher hingehen, bis diese Verfassung gilt und bicbergestellt ieit, 
aber es ist doch etwas unendlich (iro- es mit ihrem Abschluss erreicht 
Gewissrn (ilrundgedanken, die von PVankfurt ausgegangen waren, Imt doch 
die Ziikualt gehört, nml rascher, als di r Kleinmut xu iioftVri wagt«, sind 
sie zur Wirklichkeit geworden. Dai svareu die Ausschliessung Oeöterreieiis 
und die Erblichkeit der Oberhaupts würde. Diese Gedanken, von wenigen 
scharf bKdcenden Geistern snerst als nnaläaslich fiir die ^nhdt Deutsch* 
lands erkannt» von der Menge höhniaeb oder skeptisch au%enommen, in 
der Paulskurdie mit Mühe die Stimmenmehriieit erringend, setzten sie sidi 
doch im Leben dnrdi und wurden Gemeingut , so dass sie, als die Ord- 
nung der deuteohen Verhiltntsfie im Jahre 1866 unternommen ward, ohne 
Streit und Zwa£el als die selbstverstindliehen Bedingungen des staatUcben 
Nenbaues ericannt und behandelt wurden. 

Der Reichstag au Berlin trat nach einem Krii^ an die alte Arbeit. 
Lange verwiirende Eimpfe, parlamentarische und diplomatisohe, warm ihm 
vorai^;^angen, ohne einen andern Erfolg als gegenseitige Erbitterung zu 
hinterlassen. Ein kuraer kraftvoller Krieg hatte dem ein Ende gemacht. 
An die Stelle der verworrenen Verhältnisse war eine klare politische I^age 
getreten. Die grossen Waffenerfolge hatten ihren rechtlichen Ausdruck in 
festen positiven Gestaltungen von weittragendster Bedeutung gefimden. 
Wa.s in Frankfurt durch Verfassunp^artikel erreichbar schien, war jetat 
durch Friedenseohlüsse und Bündnisverträge geordnet Oesterreich erkannte 
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die Auflösung des biaherigen BundeaTerhältnisses an ood gab seine Zu- 
stimmoDg zu einer NeugeäüiltuDg Dcuteohlands ohne Beteiligung des Kaiser- 
Staats. Die widersti^ebendon Mittelsteatcn waren durch Waffengewalt be- 
seitigt oder besiegt; die besiegten traten mit dem Sieger in ein engeres oder 
weiteres Bündnis staatsrechtlicher oder völkerrechtlicher Art Ueber die 
St^ung des Führers in den neuen politischen Verhältnissen bedurfte es 
kaum der besonderen Abmachung. Weder Antrag noch Ucbemahme war 
nöti^, um dem Staat«', «lor durch sfine Arbeit, seine von Erfolg gekrönte 
Arlx'it in Krieg unci Frieden die luK-hste Maclit.<tellung in DeutschiaiKi 
er\vor!>p?i mt(] den unvermeidlichen Kampf um die Hegemonie endlich auf" 
sich genommen und siegreich durchgeführt hatte, nun auch die höchste 
itechtätellung zu verwhafl'en. 

Der Krieg, der zu diesen Erfolgen geführt halte, war ein Bfii^er- 
krieg gewesen. Die Erbitterung, die ein solcher zurückzulassen pflegt, war 
nicht ausgeblieben. Aber die Erkenntnis seiner Notwendigkeit, die Ulu^xv 
und mass volle Benutzung seiner tJrfolgc tni^n dam bei, jene Stioiauing, 
waim andi Di<d»t so beseitigen, so doch abanschwSehen. Und da nun andi 
Bwiaohen dem Abschluss des Elises und dem Beginne des Beiefasti^ von 
1867 eine AnaaU von Monate lag» so gelang es eine Ycrstindigmig unter 
den Begierangen und eine Elirung unter den politisehen Parteien herbei- 
auföhien nnd so gesammelt in die Arbeit der Verfiissni^sberatnng ein- 
xutiwten. 

Der Bnohstag war berufen aar Beratui^ der Verfassung des nord- 
dentsehen Bundes und seiner Einriditungcn. Seine Tliätigkeit hat ddi 
auf die Verfassung besohrSnkt. Nieht erst durch die Verfassung sollte 
der neue Staat b^ründet werden. Hatte man einst in fVankfurt geglaubt 
mit dem Bechte anfangen au können und gcni« int, die Macht werde sich 
von selbst einstellen, so war hier die Macht für den neuen Staat von vorn- 
herein gesiehci-t, und das lieeht hatte nur anerkennend und ordnend nach- 
zufolgen. Die Vertreter der Nation waren dazu berufen, den bisher ver- 
tragsmassigen Zustand in einen gesetzlichen, «las Provisorium in ein Defi- 
nitivum umzuwandeln. Ueber die n'chtlieho Hfcllung, die sie dabei ein- 
zunehmen hatten, konnte kein Zweifel !»ein. Vi'iv den konstituierenden 
Reichstag das „Einzig und nlleiti" dt -- SMiifiir-clicii .Antrages, da>' einst in 
Fnmkfurt soviel Staub anfgewirlit lt liaft» , /u beansprnehen , fiel nutürlich 
niemanden ein; die Landl^ige der Kiiizel-t;i;iten hatten fvUou dainv gesorgt, 
dass ihnen die Ergebnisse der mit dem Heiciistiige gepflogenen N'erfassungs- 
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becattuig nir Genehmigung voigelegt wurdou Aber auch das d«o Reuhs- 
tag im Verbiltnb an den Begierungen anatdiende Becht, die Vereinbanii^ 
b^gnie, hatte nicht die materidle Bedeatnng wie aonet Ueber die wich< 
tigsten Gnmdlagen der neuen Staateeinriditang war aeinea Beratungon 
adion dnidi die Bfindniese der Begittongen j^jndisiert; und das Einvcrw 
ataudnis dor Einzclstaaton» das man in Frankfurt durch mühsame Verhand- 
lungen dem Yerfasemigawerice au sichmi suchte^ war hier von Tomhersin 
vwhanden. 

Auch der Modus der Verhandlung war von dem in Frankfurt sehr 
versohieden. Dm zeigt sich in der Leitung und in dem Material^ wo- 
rüber man beriet. Es hat der Frankfurter Versammlung weder an 
staatsniännischen Person Hchk ei tfn noch an stantsmänni.scher Weisheit ge- 
fehlt; vvafä ihr fchlt<', war die «inhcitlicho T^itiuiji; diirdi linc üljorlogcne 
Kraft^ mochte diese von einer trenialm pLi-^ijulidikeit oder eint-r dominie- 
renden Partei ausgehen. Es gab keine i^artei, die daiurnd über eiru W-sU' 
Mclnhrit verfügt, geschweige denn eine Partei, die dureit Zahl, Aiifirlicn 
und Eiuheitliciikeit denen Kespikt ( iiigt flübj^t hätte, die ihr die Verfolgung 
eines sicher erkannten und erklärten Zieles zu erschweren sich nach Kräften 
bemühten. Uns aus der Versammlung selbst hervorgegangene Reichsmi- 
uistcrium konnte die Führung nicht übeniehmeu, da es gesetzlich von der 
Hanptau^^die der Vcnammhug ausgeschloaaai war. In Beriin dagegen 
sahen sich ^ Allgeordneten einer festen und starken Begienii^fagewalt 
geg(>nüber, deren Autorität unendlich gesteigert war durdi ihre einreiche 
Politik Ocsterrdch, Dänemark, den deuteohen AUttelstaaton gegenüber; 
die bdmgekchrt ans «nem grossen wdtgeschichtlichen Kampfe, ihn nieht 
minder denkwfird^ beendet hatte mit wmt verBöhnlichen Abschlieesung 
innerer Kämpfe mid im B^riffe war, den crlangien Frieden cur Durch« 
ffihrung neuer grosser reformatorisoher Au%aben au benutaen. Der I^ter 
dies« Begierung brachte das sdiöne Wwi su Ehren, dass Regieren heisse 
die Geiater fähren. 

Die Vorlagen, auf Grund deren man in Frankfurt die Verfiissong 
beriet, waren aus dem 8ehoK.se der Versammlung selbst hervoigegai^en. 
Vertreten worden sie in d< r Debatte von ihren Urhebern, aber nicht von 
Personen, die au ihrer Durchführung von Amts wegen benifen waren und 
sie auf ihre Brauch l>arkeit au pKifen hatten. In Berlin bildete ein im 
Detail ausgearbeiteter Verfassungsentwurf, hcrvoi^gangen aus den Bera- 
tungen der verbündeten K^erui^n, die Unterlage der Debatten. Er 
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wurde vertreten von den ReiohttagB^Konunbearien der R^icrungen, am 
wiritaMnstoi von dem Voraitsendeoi dem Ghwfen Bismaidc, dem Leitw der 
inretufliaoheii Politik. IHe Begieron^ wdobe die Abgeordneten des Reidia< 
tages vor sich hatten, war geeignet, ihnen das grosste Gefühl der Sicher- 
heit einznflSsaen. £Ke hatte alles vorbereitet^ liees kdne Ungewissheit über 
ihre Ansichten, über die Greusen« wie wdt sie ssa gehen bereit sei, anf- 
koomien. Anstatt sefarifdicber Motive begleitete nnd erlanterte die leben-' 
dige kraftvolle Rede die Vorlagen. In weiser Selbstbesduinkimg be- 
gnügte sioh der Entwurf das Eneichbare und Nofcwendij^c zu ordnen. Die 
Thronrede König Wilhelms sprach die Hoftnung aus, die Erfahrunfrcn der 
früheren misshingenen Versuche möchten nicht olme Nut/eii für das 
de\its( lie Volk geblieben sein. Der Entwurf und dit Mittel, die zu seiner 
Herstellung und zu seiner Durchfuhmng ergriffen wurden, zeigen, dass die 
UnffTuIi- RogH'njii!^ darin mit gutem Beispiele vorangotraiif^fn war und nu hl 
nur truhere Felilor vermieden, sondern auch aus ilnien Kingerzeigf^ tiir iltr 
positives Verhalten entnommen hatte. Bowalute die objoktivL' Beschrän- 
kung; die Debatte vor dem Vorbringen ziello^f^r und auKsichtslo.ser Wünfsrbo, 
so lieugte die zeitliche Begi'euzun^, die Kriunernntj an die Dauer des ilureli 
tlie Augustbiindniase des Jnbi-es istiü gcscliatTenen Provisoriums, den wcit- 
ausgesponneuun und ausach weifenden Diskusaiunen vur. 

Unter der festen Leitung des grossen Staatsmannes, dem Deutsch- 
land aane Einigung m danken hat» kam die Beratung der Terfiusuug in 
der kuEsen Zeit vom 24. Februar bis zum 17. April 1867 an ihr Ziel und 
sdiloes ab mit der Annahme der Bnndesverftssung durch 230 bejahende 
Stimmen gegen 50 verneinende^ Die Zustimmung der verbündeten B^e- 
rungen und sSmtüdier Emcdlandtage vollendete das Ver&ssttngswerk. 
Der Inhalt mit dem Frankfurter veigliehen bietet, wie schon sn Eingang 
(S. 138) bemerkt, keine wörtliche Ueberetnstimmung» aber ebensowenig 
eine sachlidie. Die allgemeine Vet^leidiung, wdciie swischen den sonstigen 
Verhältnissen des fVtuikfurter Parlaments nnd des Berliner Bciehstages 
im Vorhergehenden angestellt ist, bat ebensowenig Ueberdnstimmungen, 
vidmehr die stürksten Gegensätze hervortreten lassen. Umsomehr muss 
es auOallen, dasa in einem der wlelili^sten Verhältnisse, der Ordnung des 
Wahlrecht« und des Wahlverfahreos für den Reichstag, di(? vollständigste 
Uebereinstimmun!^ nioht blo.ss, sondern der unmittelbarste Anschhiss an 
die in Fnuikfuil getroffenen Einrichtungen ersti-ebt und durchgeführt ist. 
Die Vorisge der verbündeten Hc^erungen enthielt bloss den äste: 
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Art» 20. Der Rddiiitog ge^t aus allgemeinen und dir^to) 
Wahlen henrur 

und verwies un Abr^en anf das Geeeta, das dra Wahkn anm ktwsti- 
tuierenden R«ohstage an Grande lag und bis aar VereinlNitttng eines defi- 
nitiven Wahlgesetaes forCbeatdien sollte. Darin beflund sidi aaeh die Be> 
stinunnni^ dass die Wahlen mittels unonteiadiriebener verdeckter Stimm- 
settd, die der WSbler in Person in eine Wahlurne öffendioh vor dem 
Wahlvorstande niederzul^^ bab^ voUsogen werden sollten. Auf Antrag 
des BeiohstageH wurde die Anerkennung des Prinzips der geheimen Ab- 
stimmung in den Text des YetTassungsartikels an^^mmen. Den von 
den Begimii^en proponierten Ausschluss der Beamten von der Wählbar^ 
keit verwarf der Reichstag nicht bloss, sondern ersetzte ihn durch die Be- 
stimmung, dass Beamte zum Eintritt in den Reichstag kein^ Urlaubes 
bedürfen sollten: Aenderungen der Vorlage, die von den verbündeten Re- 
gierunfren ohne Schwierigkeiten nngenoramcn wurden, auch kaum als Kon- 
zessionen an den ReichsUir nnzii^ehen sind, da das Wahlgesetz, auf Gnmd 
dessen der Reichstag zusammengetreten war, jene Ausschliessung nicht 
kannte urul die gewählten Beamten ebeuso privilegierte. Damit war das 
allgeniein» nnd gleielie, direkte uuti geheime Wahlrecht wiederbcig^telltf 
wie es das Reiehsge.setz vom 12. April 1849 proklamiert hatte. 

Wie kam es, dass ohne 8ch\vierigkeit, dass ohne irgend nennens- 
werten Widerstand jetzt ein schwerwiegendes i'rin/.ip Inreitwillige Auf- 
nahme fand, das einst die Icidenschafllichsten Angriffe erfuhr, dass jeuer 
verworfene Baustein bervorgesncht wurde, um einen Eckstein in dem neuen 
Keichsbau au bQden? 

Der konstituierende Reiebstag, dessen Vohandlangen daiüb« au- 
nfidist Anfsohtuss au geben versprechen, hat skh an drd Stellen der Ver- 
fassungsberatung mit der Wahlgesetsgebong besebiftigt. Ausser dem 
ex professo diesem Gegenstand gewidmeten Art 20 gab der die Dauer 
der Legislaturperioden regelnde Art. 24 und das Diät^verbot des Art. 32 
dazu Veranlassung. Die Hauptdebatte, dem Art 20 geltend, nahm nieht 
mehr als dnen Sitsungatag in Ansprach, den 28. Man, den Jahresü^ 
der Frankfurter Eaiserwahl. Das Wort des ersten Redners, Fries von 
Weimar, ist bezeichnend fiir den Gang der ganzen Debatte. Die Frag^ 
ob das allgemeine und direkte W^ahlrecht da.s richtig(> oder unrichtige 
Prinzip sei — sagte er — darüber empfiehlt es sich, im Reichstage 
nicht au diskutier», sondern bloss abaustimmen. Das ist der Grrund- 
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ton, der die ganse Erörterung beheracht: ein Ton der Beeignation, ein 
Vendebt daaranf , den Werl oder Unwert, die ZwedunSesii^eit oder Un» 

sweckmiläsigkoit der Einrichtung zu untersuchen. Sie ist eillinal da und 
niclit wieder zu bcscitiiicn. Gerade die liberalen Redner unterla.-scn es 
nicht, dabei ihre prinzipielle Abneigung gegen das allgemeine Wahlrecht 
aaseoapirecben. Hatten hannoversche; Abgeordnete von son.st gemilänigter 
Gesinnung in Frankfurt ihrer Neigung für ein möglichst »chrankcDlf^ee 
Wahlrecht g<»fröhnt und ihm damit zum Siege verholfen, so erklärten jetzt 
Weber von iStade, nie ein Freund des allgemeinfn Wahlrechts gewesen zu 
sfin, und (ipunibrecht, der in Frankfurt keine andei*e Beschränkung iils die 
in der indirekten und otJentlichen Stimmabgabe enthaltene gewollt hatte, 
er habe sich zu sieineDi grossen Bedauern überzeugt, dass von dem allge- 
meinen M'ahlrechto nicht abzukommen sei. Eine eingehende li^de gegen 
das allgemeine \\ ahliecht hielt nur H. v. Syhel. Er erklärte es für Ge- 
wissenssache, seiner aus historischen Stmlien eruai hsenen und seinem |k»- 
litisch-liberaleu Bekeuaiuis etit^lammeuden Opposition kein Hehl zu machen. 
Für den modernen Liberalismos giebt es keineu gefährlichereu Krankheits- 
stoff als den IndividualtsmnB, der in dieser Institution so wmt entwickelt 
isl^ dass jedem vcmfinfl%en und sittlitdien Wesen Anteil an dem politisdieii 
HerradiafiBrechte, den GeHetsgeber an emenncn, eingeräumt wird. Jedem 
kraft seines Dasdns, ein solches Bedit! Das taugt ffir die idealen Zu- 
stinde deis tansendjShngeD Reichs. Wo man es di^;effihrt hal« ist es cum 
Naditeil ausgeschlagen. Die Hoffnung auf seine eraidierisolie Wirkung 
wird durch seine 17jilmge Wirksamkeit in I^rankreidi widerkgt Den 
Zusammenhang, in den man Wahlrecht und Wehrpflidit mit änaader 
setsen will, nennt er eine poetische Idee. Schon das Alter der Wehr- 
pflichtigen und das der Wahlberechtigung weise auf das Unautreffende hin. 
Bekaimtlich hat die Reich sgeset^gebung zwei Jahre später die Unverein- 
baikeit des militärischen Dienstes und des aktiven Wahlrechts aUBge- 
gproehen. Ho inhaltsreich Sybels Kfde an politischen Gedanken wiu", sie 
hatte doch vorwiegend ein<>n akademischen Charakter. Einen |>o>itiven 
G^enantrag brachte er nicht ein, wenn er sich auch für die Uebertragung 
des pnnissischen W ahlsystems auf den norddeutschen Bund aussprach. 
Der Reichstag würde dadurch zu einer Art Erweiterung des preussischen 
Landtags: eine politische Gestaltung, di(> ihu den realen Verhältoiasen 
entsprechen«! und empfehlenswert erschien. 

Die übrigen Parteicu uud Kediier, die juxm Worte kameu, suchten 
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nach Korn ktiven, um die Gt-tiihrcti dci« unvermpiHlich gewonicnen Wahl- 
systems abzuschwächen, Kornktiven, dir .sie in dem Gesetze .silbst oder 
ausserhalb desselben anzubringen gedachten. Windthorst verlangte die 
OefflPentliohkeit der Wahl; wenn die ZuatSnde nodi nidit das öffentUche 
Wahlredit erlaobten, so erlaubten sie auch das allgemeine Wablreeht nicht. 
Ein vom AbgeordDeton v. Brünneck gestellter Antrag, der dnen dgenen 
Hanssland ffir den WShler forderte, ist in der Debatte kaum aur Spraobe 
gekommen. Der Korrdctiven ausserhalb des Wahlgesetees, an die man im 
Reichstage dachte, waren swei; die Schaffung eines OboiiauBes und die 
Verlit^ertmg der Ijegielaturperioden. Die Freunde des ensteren« durch 
den Abgeordneten ▼on OSttingen, H. A. Zachariae, eingelnachten Vor- 
schlages versftnmten es, dnen detaillierten Plan, wie man sich dn Ober- 
haus denke, su entwerfen und wOnsditen eine Vorlege solches Inhalts von 
den Begiemugen au erhalten, was ihnen den Spott des Abgeordneten 
Wagener eintrug, d<>r das bekannte Lted: Ach, Herr Maler, wollte er wohl! 
citiciie. Der Saclur selbst stand, wenn nicht die Erinnerung an die Schwie- 
rigkeiten, di( die I'>ildung des preussischen Herrenhauses gekostet hatte, 
so doch das Bedenken im Wege, d;is*< ein grosser Teil der Funktionen 
eines Oberhauses schon durch die Institution des Bundesrates wahrge- 
nommen war und die Aufnahme eines Ob* rliaiisi s narh dem Muster df s 
Staatenhausps dtr Frankfurter V'-rfissinig neben dem Bundesrate den 
B(inde<;nr[^niii-mu.s überladen und die unausbleiblichen Iteibungen noch ver- 
mehren mufs.'^te. 

Mehr Anklang fand die Erstre<'kuiiir der I^egislatnri» riodcn des 
Keichstags, die iler N erfassungsentwurf der iiegiernugen auf drei Jahre 
festgesetzt hatte, auf iiinf oder seciis Jahre. Diese an sich gaii/. pi akti^sche 
Idee, neuerdings wenn auch aus anderen Gründen, durch das den Art. 24 
der Reichsverfassuug abändernde (lesetx vom 19. März 1888 verwiricUoht, 
wurde beMNidas damit von ihren Anhängern, den AlU und dm Freikoo- 
aervativen, verfochten, dass die Agitation bd den Wahlen sich nicht dner 
einielnen Frage bemächtigen, sondern mehr dnem allgemdneu %stem 
unterstütiend oder fdndlich gelten werde. Den Gefthroi dner rasch 
wedisdnden Pditik, wie sie das allgraneine Wahlrecht befurchten lasse, 
werde dadurch dnigermassen h^egnet. Zu Korrektiven des allgemeinen 
Wahlrechte werden ddi fünfjährige Legislaturperioden schwerlich dgnen, 
wie sie ja jetst auch infolge des Gesetaes vom 27. Mai 1888 neben dem 
Drdkkssenwahlsystem der preusnsdien Verfassung Plats geAmden haben. 
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Da die li«gitiruiig für dies Amendement niclit eintrat und die lAberaJen 
ihm iridenprachen, so wurde der Voncblag ubgelelint 

Wabrmd die meisten der bm dem Scliosee des Rdclistages hervoiw 
gegangenen Veniudie, die Qe&hran des aUg^melnen Walilrechts abzu- 
schwächen, kaum den Srfolg einer ernsthaften IM>atte errangen» wurde 
mn von den v^bündeien Regiemi^n in den Verftssungseutworf gebrachtes 
Korrektiv Gegenstand der lebhaftesten Kimple im ParUunent wie ausser- 
halb desselben. Die fiegierungsvorlsge sdiloss ihren den Beiohtsg belian- 
ddnden Absdinitt mit dem 

Art. 29 (jetxt 32): Die Mitglieder des Ileichstag^ dürfen sls 

solche keine Besoldung oder Kutsehädigiing be/.ielien. 

Dem entg^g^ng^aetact enthielt die Frankfurter Beichsverfassung im 
§ 95 die Bestimmui^: 

Di«> Mitglieder d<*s licic^list^igcs beziehen aus der lieicUskasee 

ein gleiclimitösiges Tagegeld und Entseliadigung t&t ihre Reisekosten. 

Das Nülicrf Id stimmt ein Iteiehsgeset/.. 

Wähn'ud d\f \'<irla<;(' den A(if:?r!m«><ps einen ünU'rschic'd zwischen 
d»'n beiden Teilen di.s lv<>icli.stage.s uiacbti' und die Mit[;!ie(i< r di-s Volks- 
liaiwes aus der Reichskasse entschädigte, dir Milglicder deb ötaati iiliauses 
dagegen mit ihren Anspriiciicn an die Laudt hkasssen verwies, liatti die 
Versammlung ohne r)('l)atte deni Minoritütserachten zut;istiinint, welches 
beid<! Teile des R^^-ichstages gU icliiuü,si5ig behandelte. l>us Uenetz, W(>rauf 
der Paragraph versvica, war dem lieicliswahlgesit/e beigefügt und bcstaud 
nur aus dem einen Satce: 

Die Mitglieder des Staatenhanses and des Volkflluuises erhalten 
ein Tagegeld von 7 Gulden iheinisch und eine Beis^ostim-Ent- 
schSdigung vcm 1 Guld<m fiir die Heile sowohl der Hinrdse als 
der BödcreiB<^ und gemessen Portofreiheit Ar alle an sie gdangen- 
den oder von ihnen ausgehenden Koirespondemsen und Drucksachen. 
Der Entwurf des Ausschusses Iiattc einen Angriff von swd Seiten 
erfiihren, die eine wollte die Höhe d^ DÜtcn auf 3 Thider herabsetzen, 
die andere, aus Mitg^edem der äusscrstcn linken bestdiend, eine Voi^ 
seHrift aufnehmen, durch welche den Abgeordneten, die aug^eidi Beamten 
waren, der Amtsgehalt für die Zeit iiirer Beurlaubung versagt werden 
sollte. Ein tiegenscug der auBsemteu Hechten, die sich einem der lang» 
atmiV'n Aiitr;i>;i des Prozessualisten v. Linde angeschlossen hatt*-, ant- 
wortet«! damuf mit der Forderung die Tagegelder überhaupt m iHsscitigen. 
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Doch alles das war kaum crust zu ik Imun. Du- kurze Debatte cndt'U' 
mit der allseitigj'n Zustimmung zu dtm Entwürfe, den der Abgeordnet«' 
Wieaner von Wien um dt^n die Portofreiheit gewährenden Zusatz bereichert 
hatt^ ein parUmentariaoher Erfolg, wio der dunh die novac eputoJae ob- 
flcunvKrniii virorum berfihmt gevoidme Antcag^teller our wen^ aufxu- 
weisen bat 

Wie der Gedanke au die Einffihning^ des aSgemGinen Wahlrechts 
von der preussischcn liigiemiig ausging, ao auch der, den QewShlten 
DUten au versagen. Die Absicht der RcgteniDg Suäserte sieh annichst 
in dem Schwdgai des Gesetaes betreffend die Wahlen aum Beidisti^ 
des norddeutschen Bundes, welches dem I^uodtage im Ai^ust 1866 vor- 
gels^ wurde, fiber den Gegenstand. Vergebens beantragte Sdiulae-Delitzsch 
die Gewährung von Diäten aufieunehme». Die Melulu it von 152 gegen 
124 Stimmen, die den AntK^ verwarf, Hess sich zum 'VrW diirc-h den (ire> 
siditspunkt leiten, das» es sich nur um ein Walilireset» iür den einzelnen 
Fdl handele^ in der dem konsütuierendf-u lieichstage gemachten V^er- 
fassungsvorlage erschien di(t Versagung der Diäten dann aber als eine 
dauernde Kinrichtung inid war zudem in die Form cincH Verbotes fftheii 
S. 100^ gekleidet. Die Auslegung* fni<?o, oh dies Verbot an jedermann oder 
nur an die Staatskassen als Zatiier und Jieamte als Empfaiifrer gerichtet 
sein sollte, int im Jahre 1867 nur gestreift worden. l>en (Icpnstand des 
ötrtittri bildete damals teils da.s Verhältnis des Diätenverbott'.s zum all- 
gemeinen Wahlrecht, teils die Zweckmässigkeit diätenloser Parlamente an 
sich. Was ihr mit der eijun Ilaud ijebt, nehmt ihr mit der andern wie- 
der; niiiii rnuss das allgemeine Wahlrecht ehrlich udcr gar nicht wollen; 
wird jeder für fiüug erachtet zu wählen, so soll mau ihn auch in der 
Auswahl derer, die er wShleu will, nicht besdiränken. Warfen in diesen 
und Shnltdhen Wendungen die dnen dem neuen gesetzgeberiaehoi Prqjdite 
Inkooaequens vor, ao die anderen Uncweckmässin^eit Am treffendsten 
formulierte das ein sachsischer Abgeordneter, Braun von Plauen, in dem 
Worten: ich begrdfe niofa^ warum man sich auerat geflissentlich in Gefahr 
b^ebl^ um dann eine Hilfe daraus, und xwar mne awdfdhafte Hilfe, in 
Anspruch su nehmen. In sdner drastischen Weise hatte der alte Rund- 
schauer, £. h, von Geriadi, das Eorr^iiv der DÜtenversagung bei Kop£> 
sahlwahlen vollziehen mit einer BeimisiAung von Pflaumenmus au Rha- 
barber, der Geschmack ist geändert, die Wirkung nicht Di<' Rednir, 
welche die Diatenlosigkeit für sich ins Auge fasatcn, vamissten den Xidok- 
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halt der Erlalining. Der preussischo Minister (irut Eulenburg hatte gu- 
meint; \va> würden die Euglünder dazu sagen, w«hd das Ziistandekommea 
der Bundesverfassung au „neun ScliilUngeu täglich** mheiterte. Der fremde 
AiisdnidE zagt sdum das Unsutrefflmde «ildiw Uebertnguug. Der grosse 
und verbreitete Beiehtiim Englands, der die Diäten entbehrlieh mftcbt und 
ihre Yersagung nicht als eine BcdntrSchtiguug des paaeiven Wahlreehts 
empfinden ISsat, bildete xttr Zeit in Deutschland noch nicht die Voraua- 
aetaung. Die mzige vcrwmdbare Er&hnm^ die in den Debatten ange- 
fölirt warde, war die der preoasischen ersten Kammer, wie sie auf Grund 
der olctrojierten Verfassung vor der Bildung des Herrenhauses bestand. 
Die Erfahrung lautete aber sehr wenig gunstig für den neuen Plan. Unter 
den 180 Mitgliedern der V^sammlung sollten aidi gegen 80 Berliner be- 
funden haben, und aueh da sei es noch schwer gewesen, die Kammer 
dauernd ausammensuhalten. Auch die Brfahningen, welche die Gesdiiohte 
des preussischen Herrenhauses lieferte, dessen Besehloasfah^eitSBiffer so- 
fort nach dessen Bildung auf GO herahgeset/t werden mosste, wirkten nicht 
sonderlich empfehlend. Die Keduer, welche die Au.ssichten der ueuen Ein- 
richtung erwogei^ prophezeiten dem kündigen Reidiatag etwa die Stellung 
des Herrenhauses oder die einer Notabein Versammlung, eine Bezeichnung, 
deren sieli Sf«hii!zp-I>olit7:scli wiedrrliolf bediente. Ein mecklenburgischer 
Abgeordneter erw artete von der Verw irklicliung de? I'limes eine Ver^amm- 
lunp von •grossen ( iruiidhe«it/ern, ein Hambui^r von hinter Reichen und 
ein Ijerliner von überw iegend Berlinern. Näher an die W'alirlieit kam (iraf 
Schwerin lieran; weniger, weil er das Verschwinden <les lilteralen Mittel- 
standes von der Neuernnpr l)efürchtete, als weil er die <leiniikratischen 
Agitatoren der Stadt Berlin iii reichem Mas.se aus der Wahlurne hervor- 
gehen auh. 

Während die Liberaleu aller Nfianeen ttch gegen das Diätenverbot 
ausapraohen, fand es einen lebhaften Yerbdd^er an dte konservativen 
Abgeordneten von Below, der den Rddistag des Frfihjahres 1867 rühmte 
als die erste deutsche Nationalversammlung ohne den deprimierenden Lohn 
der Diiten. Audi ein liberaler Abge<ndneter, Juugermann von Kaasel, 
trat dafür ein. Sein Gedanke war, dem Volksvertreter werde durch die 
materielle Unabhii^gkeit aueh dnc grössere politische Unabhingigjcdt 
nadi unten wie nadi oben autdl werden, infolge davon auch die Ver^ 
sammlni^ in dne höhere gesdlsdiafUiche Stellung erhoben und mehr An- 
sehen und ISnflnas als auvor gewinnen. Wen^r glficklieh war er in 
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seiner Argumentation: der Abgeordnete erfülle nickt, wie ofl behauptet 
werdei dne Fffioht, einen Dienst, sondern umg^dirt ein JRecht, nämlich 
das Beobl^ seinen Einfluss geltend wa machen. Dam wnde er erwählt 
and dafflr bedürfe er nieht nodi einer Entediadigung. 

Der Erfolg der Debatte war, daas in der ersten Leenng der B^e- 
mngiaatrag abgdehot and durch «inen Gegenantrag mit 136 gegen 190 
Stimmen ersetst worde. Unter den Opponenten befind sieb aueh dne 
Beihe liberaler Kamen, wie Sjbel, O. Ifidiadia, H. H. Meier, Braun-Wiea- 
baden u. a. Ab viendin Taigt apfiter die Sdiiusaberatung stattfand, fiel 
die Entsdiddung entgegengesetst Die Begierangavorlsge ernelte eine 
Mehrheit von 178 Stiroracn gegen 90 Stimmm. Hanpter der liberalen 
Partei, wie R von Bennigsen, Graf Schwerin, erklärten aber aoadrficklich 
nieht durch innere Grande von der Zweckmässigkeit des Vorschlags über- 
sengt an sein, sondern nur aus dem äussern Grunde ihre Opposition auf- 
zugeben, dass Graf Bismarck als festen Entsohl uss der verbündeten Re- 
gierungen bezeichnet hatte, unter k<«inen Umstunden die Zulassung oder 
Bewilligung von Diäten zu ucceptieren. Die frleichen Beweggründe loitctpn 
die libemle Partei des preussischen Abgeordnetenhauses, als in dvr dnn- 

t%i<^n Hedefehlacht vom 6 8, Mai 1867 über die Annahme der V^er- 

fat>smig (Ii s iionldi titschen Bundes verhandelt wurde, unter der Füliruug 
TwesU'ns- fiir den vieUunslritteiten Artikt l « inzutreten. 

Noch l)evor es unzweifelhail ^rcwordLii, dass die verbündeten Regie- 
rungen das allgemeine Wahli-echt in untreiuibart r N'eibindung mit dem 
Ausschiusa der Diäten zu einer Bedingung ihres Verfassungsungcbots 
maobten, hatte eine kleine Zahl von Bednem im Gegenaata an der Mehr- 
sah], die das al^emeine Wahlrecht ala Thatsaehc binanndimen bereit war, 
um ntobt au sagen gute Miene aum boara Spiel au machen, doch wenigstens 
gute Seiten an dem unwillkommenen Geschenke au entdecken versucht. 
Miqnd, damals Bürgermeister und Abgeordneter von Oanabrfiek, lobte es 
ala du Mittd gqgen den Partikuhurlsmos. „Es bildet eben Appdl an die 
Deutschen aller Klassen nnd StSnde, sidi bei der Bildung dncs grossen 
neuen Staate au beteiligen und abauaehen von alloi Bomiertbeiten der 
Partikularstaaten.^ Andere kehrten mdir tndirdEte Wiritungen hervor, die 
es auf daa Staatsleben ausüben wüixle. Der Abgeordnete IViedentlud, jetat 
aum erstenmale iti die giössere OefTentlichkeit heraustretend, erhoffte von 
dem allgemeinen Wahlrechte die encigische Herausforderung des Bauern- 
standes, sich an der politischen Thiitigkeit au beteiligen, und des Staatf^ 
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sich licr laiitri v< rsiiumtcn Aufgabe zu eriüiieni uutl durch Landgemeinde- 
und Krüiäordmiii^' Bauernstand -m organisieren. 

Der Einzige, der das allgemeine Wahlrecht um seiner selbst willen 
freudig aufnahm, war Schulze-Delitasoh. Ailoh die Art seiner Einführung, 
der plötzliche Ruck» der ti>er alle Bedenken hinweg in dies Becbt versetrt 
habe, war ihm witlkoiiiin«L Er ubetaah sdbstrantindlidi den engen Zn- 
eammenhang der poUtischen EVage mit den eoiialen Klmpfen nicht, aber 
erwartete von der pcditisdien GleichberBchtigung einen Schnta gegen die 
eoriallatische Gldchmaeheiei. YertranenMelig^ im Glauben an das demo« 
kratisdie Pdnsip und an den gesunden Geist des deateohen Vottces» war 
er versteherly Bestts und Intett^ens wGrdoi von sdbst rieb den ihnen ge- 
bUhrenden Binfluss versdiaffen* Noch ein aweiter Abgeordneter erklirte 
sUdi mit dem allgemeinen Wahlrechte einverrtanden, ein Hann gvu anderer 
Parteistellnng, der Abgeomlncte Wagener^Neustettin, rinst Bedakteur der 
Kn uzzeitung, jetzt vortragender Rat im preussischen Staatsministeriom. 
W^u seiner zaubi rhaft raschen Bekehrung nicht bloss von den G^em, 
sondern auch von Parteigenossen verspottet, bezeichnete er c.« Beruf 
der konservativen Partei, nicht den Todtcngräber, sondern den Ant an 
spielen, nicht Kuinenwärter, sondern Baumeister mit lebendigen Steinen zu 
sein und bekannte sich zii dem Br-^trebon, nicht bloss älter, sondern auch 
('insichti«_rpr -m wi-rdcn. Austatt ^fin*» Grundsätzi' zu vcniteincm, suche er 
sie auf die Gegenwart anzuwenden, die Bedürfnisse der Zeit mit dfU 
Mitteln der Zeit zu bet"riedip< n. Das Bei der Vorzug <^er Politik des 
Grafen Bismarck, alle Parteien zu zwingen, ihre Sohlagworte an der Ge- 
sehielitc und der Iyo;?ik der Thatjsachen zu prüfeu. So annehmbar diee>e 
schon im Ilerbst 18üt> im preuisbi.sclien Abgeordneteuhause vorgetragenen 
allgemeinen Grundsätze klangen, so bedenklich gestaltete sich deren An> 
Wendung auf die EinfOhrong des a]%emeinen Wahlredtta, wie sie der 
BediMr im koastitai^enden Reichsti^ versuchte. Fasat man den Kern 
der mehreren Beden Wi^eners susammen, so bedeutet das neue WaU- 
system nur soviel als cQe Bemignng des bisher in IVenssen geltenden von 
seinen Müngeln, dem Zensus und dem tndtrdtten Wahfanodus. Das Wahl- 
minnnwesen ist der Herd der faktiSsen Opposition. Hinter den Zensus- 
wählen stand in Frankreich die feige mutlose Bouigeoisie, die alle poUti^ 
sehen Gttter und Freiheiten in die Kabuse war^ bloss um ihren Geldsack 
an retten. Die Kutxanwendnng auf fVeossen madit der Sats: ich will 
lieber einem Grenadier, der mit dem Militir-Ehmkreos von Kdniggrite 
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zurückkommt, dm aUgciufine direkte Wahlrecht cinränrncn, als von ein<m 
beliebigen Krämer in der Koäengaüse zwei \\'ahlmäniier wählen lassen. 
Mit der Diätenlosigkeit land der Redner sich von seinem Standpunkte olme 
Schwierigkeiten ab. Die Vorteile, die er davon erwartete, waren: die Ver- 
scheuchung des Proletariat« der Intelligenz und der Zwang für die Herren 
von der industriellen Feudalitat, ihre bisherige liberale Stellung aufzugeben 
und mit der Grundfeudalitat sich zu verbinden. Wirksamer als durch 
(solofae Parteisohlagwofte empfahl er seine Sache, wenn er sie als Konse- 
qu^u der Sdbetverwaltung anl&Mte und die Dnrohftiming des Systems 
der SdbfltverMltctiig und der Ehranimter bis zur Spitce des pdttiMhen 
Lebens forderte. 

Durch die gsnse Debatte des konstitaieffeiideii Beidistages zog sieh 
die stille Frage an den Leiter der preosaiaehen Politik naoh den Grflndei^ 
die ilm beirogen, das naus Wahlsystnn anfisuatoll^ und anr Bedii^pu^ 
des Verfiesangsbiindniaaas an oMdien. Nadi der Bede Wagenerst die alle 
alten Befürebtni^geD der Hbefalan Fkutei wieder erweckt hatte» war man 
am 80 mehr gespannt, welche LSeiing des Bitseis Graf Bismsrok geben 
werden Erst nadi S^baiB grosser Bede eigriff er das Wort. 

Die Antwort fiel einfacher aus, als die Zohdver er wart e t haben mochten. 
In der Hauptsache lief sie darauf hinans — und spätere Aeus-^eningen 
des Redners hdoen das nur wiederholt — : ,J)as ail^meinc Wahlre(;lit ist 
uns gewisseimasaen als ein Erbteil der Entwiokelnng der deutschen Ein« 
heitsbestrebungen überkommen; wir haben es in der Beichsverfassung ge- 
habt, wie sie in Frankfurt entworfen wurde." Weder die preussische Re- 
gierung noch ihr verantwortliclicr Tjoiter hatten bisher für die Frankfurter 
Reichsvf rt'a>siinp: oder speziell tur ihr Wahlgesetz besondere Sympathien 
an den 1 ag lpL,t. T7ud einer der «lern Grafen Bismarck nachststehenden 
Freunde, der Abgeordnete von Bhmt kenburg, hatte im Seplemi)er 1806 ii» 
seinem Votum für das dem preussisclnu Abgeordneteiiliause vorgelegte 
Wahlgesetz sich nochmals wie vordem „gegen das Frankfurter Parlament 
Und alles, was dnira und dran hängt" erklärt. Es konnte beim Grafen 
Bismarck nicht eine ii^endwie geartete Spur von liberalem oder parlamen- 
tarischem L^timiamns sein, was ihn zur Empfehlung jenes Wahlgesetzes 
veranlasste, sondern die kfmaeqaent ibstgdialtene Politik Ptensssus und die 
DidMTteugung von den reUrtiven Torzügen jenes Gesetns. 

Bohrittweise hatte sich die ptenssisohe PoUttk ^m allgemdnen Wahl- 
recht genähert Sohon von Bismaioka Vorgänger, dem Gra&n Bematorff, 
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war gegeuaber den Refonuplanen dea Herrn von Beust und Oesteimdis 
das naticRnle Verlangen mek «ner gdcräftigten Eziknti^walt und einer 
damit saaammenluüigenden NatioDatreprfiBmtation ala berechtigt anerkannt. 
FQr die Bildung dieser Vertretung wurde cuniehat nnr direkte VoikiK 
wähl gefordert. Kdolg WUbdm trat aelbat in der peraSnlidien Verhand- 
lung mit dem Kaiser von Oeetenmoh dafOr ein, dachte aber dabei nodi 
an eine Vobindmig mit einem konamaüvoi Wahlgesetee. Das j^nusai- 
sdie D^niateriom unter Biamareka Leitong aetate am Bundeatagie, als der 
Antrag auf Bänberafung einer Delegiertenvocaammlung am 22. Januar 1863 
anr Abstimmung kam, und ebenso in allen Staatsadhriften» die sich mit 
dem von Osstemidi im August 1863 in Scene geaetaten FOrstentage und 
seinem Reformprojekte beschäftigten, seine Ansicht dahin auseinandeTf dass 
nur in einer Vertretung, welche nach Mas^abe der BevöUterung jedes 
Bundesstaats aus letzterer durch unmittdbare Wahlen hervorgehe« die 
deutsche Kation d&a berechtigte Oi-gan ihrer Einwirkung auf die gemein- 
samen Angelegenheiten finden k5nn& lieber die nähere Ausfuhrung „eines so 
weit reichenden Gedankens'^, ob ein einschränkendes Wahlsystem oder rine 
Wioderhnhing des Versuches von 1848 ins Auge gefasst wenle, waren, 
wip ( in östorioichisches Memorandum vom 30. Oktober 1863 richtig be- 
merkt«', keine Angaben gemacht. Die damals vormisste Ainfühnrng er- 
folgte drei Jahre später, als l'iriissen am 9. April l^ÜÜ seinen Antnig 
auf Bundesreform einbrachte und im nächKten Monat dem von der Bnudes- 
versainiiiiuiig iiiedergesctzt<.Mi Aus.selmsjse detaillierter dark^te. Die erste 
Aeiis.sening empiUld das allgemeine Stimmrecht aU die allein mögliche 
Form der Wahl, um die verschiedensten partikularen Verhältnisse einem 
Zwecke dienstbar zu machen^ und zugleich als ditjenige, die dem konser- 
vativen Prinzipe förderlicher sei als ti^end ein anderer auf künstlichen 
Kombinationen beruhender Wahlmodua. In der swdten Aeussemi^ war 
aum erstenmale, soviel idi sdie, auf das Beichswahlgeaeta von 1849 Bezug 
genommen. Es geschah dies nicht einer Theorie au Liebe, sondern weil 
man es för besser hielt als alle andern. Durch adne Vermittlung liofflc 
man, den echtra und wahren Geist dea deutschen Volkes au erfahren; 
man war sich bcwusst^ mit ihm in Uebereinstlmmung au handeln und er- 
wartete seine Unterstutaung mit Sicherlieit. Dass au der gQnstig^n Beur- 
teilui^ des Frankfurter Wahlrechts die ungflostigc Ansidtt, die sich in 
der Regierung fiber das preussisdie Wahlsystem gebildet hatt^ wesentlich 
beitrug lisst sich deutlich walimehmcn. Schon im Jahre 1863 liatte sich 



Digiii^uu L>y Google 



Anfhahm« des Hngein. Wahlrecbts in da« öffentiliche Becht Dentschlandü, 197 



Giaf Bisimrak in dieseiD 8infie gegm Ijord John RuMdl aiugesprodiett. 
Im konetituiffendeD B^diBtage bat er dann in nadiher oft dtierten Worten 
das DreiUaaaaiwaMsyeteni ao aohneidend venirtdlt» daaa dner «einer Kol- 
legen, Gral Enlenbozg; der dies WaUg^aets, wie es „widersinniger, elender 
nidit in iigend dnem Staate ansgfdacht worden^, in amtiioher Eigenschaft 
denn dodi genu^ anmwenden hatte, mildernd in einer spitem Debatte 
einnitieten ffir n5tif hielt 

Zwei Punkte des preussisdieo Wahlgesetaes grüf Graf Bismarok an: 
das Sjstem des indirekten WShlens und das des WlUens nach drei Klassen. 
An jenem hob er hervor, wie sehr es sur Yerfalschni^ seines Zweoks bei- 
trage und die BeprSscntaüon kleiner MitioritÄtcn licrbciffihre, an diesem 
das nngercchtc und willkfiilidie Durchschneiden bei gewiroen Steuorbe- 
trägen. Den Besorgnissen gcgcnübor, die lant geworden waren ^ bat er, 
rann möge sidi an seine einfachen Darlegungen halten. «Wir haben ein» 
fach genommen, was vorlac^ und wovon wir glaubten, dass es am leic:hteKt<^n 
annehmbar sein würde, und weitere Hintergedanken nicht dabei <(ehabt" 
Namentlich verwahrte er die verbündeten Repicrunf,'en '^o^fon di n Veixlacht 
eine« tief anj^nlepirn Komplotts, um in Verbindung mit dun Müssen die 
Freiheit der Bourgeoisie zu unterdrücken und ein cäsarischcs Kegiraent zu 
errichten, (iegeu alle UeberschStxnngen des \\'alilrt;clit.s war endlich ein 
W<»rt gericlitei, das j< tzt nicht zum erstertmale gesprochen ist. Schon in 
den Kumpilii nach ISIS ist es gonupsort wnnlen, Kedner der verschie- 
deuötcii ParU'ien liabon sich tlu/.u bekaimi. (JrafDyhm in Erliirt, Simson 
in der Debatte des prcussischen Abgeordnetenhauses über das Reiches walil- 
gesetz, WagcDcr jetst im konstituierenden Reichstage. Graf Bismarck gab 
dem Gedanken nur den plastisdiston Ausdruck: „im ganzen giebt jedes 
Wahlgeseta untw densdben Süssem UmstSnden und EänflOssen siem- 
lich (^ddie Besultate. Die Gesamtbostinde der Vertretungen Deutsch- 
lands haben seit memer parlamentarischen Laufbahn, seit 1847, nidit ge- 
wechselt; ich habe immer dicsdben alten, aum Tdl Heben, aum Teil kampf- 
bereiten Gesichter mir g^cnüber gesehen.'* 
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Im Vorstehenden ist versucht, die [loliiisi lien (bedanken /u verfolgen, 
wdche die Entstehung und Einführung den üUgemeiaeu Wahireciit« in 
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Dentaefaknd begleitet haben. Es bleibt noch die Aii%ibe flbrig, d«a Eii»- 
sdne wKMttwiiMCTifiMttBn und m benrteilen. 

Zweimal hat man fiber die Annahme eines neoen Wahl^rstemB be- 
raten. Die bdden Beratungen aind von einander dnrob dnen aehteehn- 
jafaiigen Zeitnam getrennl^ in dem wenig Gelegenheit war, über die ver- 
Bciuedenen Seiten des Wahliedite eine reiche nnd ^«dimMge Erfiihinng 
au gewinnen. Man hatte wibrend dieser Z/äi, wenigstau nicht in den 
VerbiltnisHen dnes grossen Staates, wedo* das allgemeine und gleidie WaU- 
reoh^ nooh die geheime Abetimmung; nur fiber den indirekten Wahlmodus 
liessen sich E^r&hruugen sammeln. So stand man 1867 den Probl^en 
last ebenso angeschult gegenüber wie 1849. WissenschaAlidie Erörte- 
rungen «nnd fiber ih:< 1 nuikfurter Ver&ssungsweric nur wen^e angestellt 
worden» und ein Einiluhä oder auch nur eine Benutzung derselhcn in der 
parlamentarischen Verhandhing ist nicht wahrnehmbar. Heute stehen wir 
den P)('ratunp;en und Ei^ebnissen, eine funfundzwanzigjähnj;:e Erfahrung 
hinter ini.s, jit'<^enüber. 8ie zeigt, dass Vfirtcile, die man sich versproclien, 
nicht. t'iuL'ptrftrt'cn sind; Nachteile, die gar nicht oder mir v<m w^nipcii 
geahnt wunien, slcli eingestellt; ein/eine Schwierigkeiten, die in betreft' der 
praktischen l)uirhfiihrl)arkeit besorgt wunien, sich ^-pielend gelöst haben. 

Obschon die heidcni N'eiliandlungen von 1849 und 1807 demselben 
Gegenstände galten, ist dot-h wunig Zusanameuhaiig zwischen ihnen. Ver- 
einzelt treten dieselben Argumente auf, es geschieht da* aber unbewusst^ 
Die Frankfiuter Erörterung ist umständlich und eingehend; die Berliner 
ist äusserst kurz, entliSlt sieh des tieferen Eindringens in die Sache selbst 
und liesdirfinkt siob darauf, das YeilriQtnui des neuen WsUsTstems sn 
der neuen Ver&seungsgrundung an ermitteln. In dem Absofaluss dßt bei- 
den Stadien, dem theoretischen und dem praktiBeben, wie sie oben fi. 138 
genannt sind, zeigt sich dne merkw&rdige Uebereuistimmnng. Das Wahl- 
gesets kommt beide Male su stände, nidit um seiner selbst seiner eigenen 
Zweckmissi^eit willen, sondern in Ruoksicht auf ein anderes; 1849 um 
sn dnem Abschlnss der Reiohsverfassung an geiangen, 1867 um die 
norddeotsehe Bundesveiftssnng nicht soheitem an lassen* 

Das frankfurter Wahlgesete verdankt seine Entstehung einer revo- 
lutioniren Bew^nng. Eine l^ale Volksvertretung stellt es einseitig aai^ 
die Zustimmung der Regierungen erwartend. Einsei^ ist seine Aufiitellang 
noch in einem anderen Sinne zu nennen. W as zu stände gekommen war, 
entsprang nioht dw saohKehen Einigung der Parteien, entspraoh nicht dem 
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gcmiflogten ChanJriwr, der aomt in der VerBammlung voffaerrBdkte, noch 
dorn p<£tisidien Bekenntnis derer, die das Verfiusungs'wevk der Hanp^ 
siidie nsioli gesdisffm hstten. Des Wahlgesets drftckte vielmehr den 
völligen Sieg nner I^utei Über die andere ans nnd gerade der Piuteii 
deren Tendenzen bis daliiu zurückgedWLngt waren und in dem Ganzen, 
wovon dies Gesetz do<'h nur einen Teil bilden f^olltc, nulit vcrwirklubt 
sind. Wenn das Wabl^'o.setz fonneU das recbtmassige Ergebnis der F rank- 
furter Beratung geworden ist, so verdankt es das der Notwendigkeit» au 
einem positiven Abschluss zu gelangen. Es ist heute nicht mehr ange- 
bracht m untersuchen, ob jene Transaktionen der Parteien (S. 172) un- 
umgünj^'lich notweiidii,' waren, oh nicht, wenn kein verständiges Waiil<2;e.setz 
durchzuljringen, durch eine Aiilrechterhaltunt,' der Wahlgesetze von 1848 
zntn Ziel zu trelangen war. Jedenfalls haben damals beide Parteien ein- 
jj^estandenennas-sen kein anderes Mittel gewusst, ihr Werk vor dem Scheitern 
zu bewahren. Eä ist neuerdint^s eine Aeussoruug von Heinrich Simon 
bekannt geworden: „^vir wolUtn die drohende Sehmach von Deutschland 
abwenden, dass seine am freier Volkswahl hcrvorgegajigeue Vertretniig 
nicht die Kratl gehabt, Deutschland eine Verfassung zu schaffen." Sie 
wird von der anderen Sdte ergänzt doroh das Wort BOmelins: „die Na- 
tionalveraainmlnng nnd mit ihr die Nation hat ihre Ehre und ihren Namen 
vor der Mit- and Nadiweit gerettet'' 

Ab im September 1866 das prenssisohe Abgeordnetenhaus über das 
BeichawahlgesetB beriet, b^ann der Abgeordnete Simeon seine Bede mit 
einer E^uerang an die sorgenvollen Tage von Fcanlcfnrt: »Als die Arbeit 
des Jaiives 1849 bis an diese SteUe gedidien war, waren die lotsten Hoff- 
nui^paschinmier im Vendiwinden, dass unser Werk aum ffiele gefiihrt 
werden kdnnte." Das in solcher Zeat Geschaffene trug auch deren Spuren 
an atdi. R. v. Mohl nennt es etneu der grössten Fehlgriffe der Fraak- 
furter Versammlang und Hauser ein Ei^bnis» mehr aus der Demorali- 
sation der Parteien, als aus ehrlicher Ueberzeugimg hervorgegangen. Einer 
seiner Hauptfehler lie^t offenbar darin, dass nicht der eigentliche Zweck 
der einzelnen Wahleiurichtimgen in? Auge gefasst, sondern allerlei Neben- 
absichten zu verfolgen gestrebt wurde. Das konnten sehr löbliche Ab- 
sichten sein, sittliche, patriotische; aber sie durAen nicht in den Vorder- 
grund E^estellt werden und das Ziel verdunkeln, um dessent^nllen jede 
Walil erl'ol^rt. Das kanti doch nur darin bestehen, eine getreue Ileprä«en- 
tation zu erreichen oder, wie Gral' Bismarck es ausdrückte: die wirklich 
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besonnene und berechtigte Meiniing dnee Volkes vollständig su photo- 
graphloren und cd miniature wiederzugeben. In der Veikennong dieser 
Aufgabe ist auf beiden Seiten gefehlt 

Die Keohte trifl't dieser Vorwinf in der Behandlung des Wahl* 
gehcimnisses. Vom moralischen Standpunkt« bestand sie auf der Oeflent- 
liehkeit und bof^inir vielleicht auch einen verhängnisv(»ll«'n politisclien Fehler, 
als sie nur nach \\ ieilerher^telluii^ der öffentlichen Stimmab^iihe (lie En- 
bloc-Annahnie des Wahlgesetzes, wie sie Welckers Antrag vorschlug', 
gliiubto fnipfelileii zn können (oben S. 172). Offenliar entspriclit ihm 
Zweck des Wählctis hejjser die geheime als die iitlentiiciH' Waiil. JJcüuu- 
ders klar ist das von R. v. Mohl erkannt, der selbst in Frankfurt für die 
Oeffentlichkeit vtjticit liatte. Der Keni seiner Ausfiihrung ist der: bei 
einer Abstimmung kann die Absicht nur sein, die wahre Ansicht des 
Sttnunberechtigten za erfahren. Da dieses siclierer durch eine Einrichtung, 
der thm die Bethutigung seiner Aneidit keinen Naditeil und die Ver- 
leugnung keinm Vorteil bringen kann, tu etrsicben ist, verdient die gc^ 
beime Abstimmung den Vorzug. Auf diesem Punkte haben sich denn 
audi die frfiheien GegensStce genSiieft und diese Seite des liirahlredits 
gehdrt m den wen^ umstritten^). 

Der Feiller der Linken liegt in der Forderung des allgemeinen 
und gleiohen Wahlrechts. Hat hier die Rechte den richtigen poli- 
tischen Gesichtspunkt fesl^halten, dass die Rücksicht auf den Staat bei 
der Znerkrnnung des Wahlrechts entscheiden müsfäc, so hat die Linke hier 
immer das Individuum in den Vordergrund gerucktb Sie hat die unter* 
schiedlosc Kopfzahl wähl zur offiziellen Anerkennung gebracht, je<lem um 
gc'incs r)a«<'in.s willen einen Anteil verschafft an <lcr Herstellung eines 
HtaatliclH>n Organs und jcch'm einen gleichen Anteil! Soll das Walilgesets 
ein getreues Abbild der Bovölkennig in die Volksvertretung licCcni, so 
photographicrt (h r A])]nir:it d*^s nllg<>mf'in«'ri titid fjlci^'ht n Stinuurechts 
l>los8 die Ma>^(ii, führt dir Naiin ii d< r \'< rtn tui(g zu, die ili«' Massen für 
sich iiaben. Die x lioa m<-hrfacli angetülirtc Rede Matliys im Frankfurter 
Parlamcnl nitlifilt auch hier die durchschlagenden (iesiehtspunkte: es han- 
(h'lt sicli bt i dt r Abgabe von Stimmen nidit um « ine pcrsönhche Befrie- 
digung, sondern es handelt .vicli nin einen ;illi;( tncinen Staats/.weck, und 
für diesen hat sich die Gesetzgebung noch überall das Reciit vorbelialten, 
die Bedingungen festzusetzen. Die Bedingungen können nicht die näm- 
lichen fQr alle Zeiten und alle Völker sein. Wir können zum Qlfick m 
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Deutt-chlaud weit <^vhen mit dem Stiinrareclit, uud wir wollen weit gehen. 
Und in dem Ma»i}<e, wie sich Einsicht and Bildung verbreiten, können die 
Qesetzgebcr, die nadi uns kommen» weiter gehen. Der demokmtiadie 
VoUcRgeiet der neoeren Zeit bringt die Forderung mit eich, dass keiner 
auKge^ehlofliwn wird von dem Beebt xu wlhlen, das Wahlredit soll kein 
VocTM^t sein, nicht IDr den Besitis von beweglichem oder un1}ew€glich6m 
Yennögen, aber auch nicht fiir den Bents der UebenmhI. Damit der 
wahre Yolkswille snr Geltung komme, bedarf die Wahlfrdheit wie jede 
andere Freiheit der Organieation. Die Forderong des einricbtigen wid 
patriotiaeben Sbonea veriullte ui^ehort. Man hat aofoit das Wahlredit 
mit vollen HSnden aiugeteilt Der Ycrauoh einer OinaniaailoD» wie sie 
Lette beantnigte, FkHuier von Halberstadt in einer Rede för allgemeines aber 
quantitativ ver^cliiedenes Wahlrecht lieforwortete, fand, schon weil er ohne 
rechte Kraft und Klarheit vorgebracht war, ktinen Anklang'. Da der 
Staat, das CcHct?: keine Organisation des Wahln dits weder durch Begren- 
zung (Ii s W alilrechts noch durch Regelung des Wahlverfahrens schuf, so trat 
die Thätigkeit der Parteien in die Lücke und füllte sie nach ihrer Weise 
und m ihren Zwecken aus. Die Gefahren des allgemeinen Stimmrechts, 
von df'iif'n 1848 noch niclits wahrzunehmen war Tob. S, 156), zeigt<'n sich 
erst mit dvr tSehridn»M' der ])uliti.schcn, «?oziaU'n und kirchlichen (ipjjensat7;e 
und ihrrr ( it staltting /ii festen Parteien mit Führern und Progranmien. 
Die l'ers("»nliehl<eiteii, die der Masse atn näeiision staiideti, gewannen Ein- 
fluss auf die Anstiljung des ihr in den Sclioss gcwürlenen Keilits. Von 
der Einwirkung, die dem Kleiiis durch da« allgemeine Wahhocht verschafft 
wird, hat in Frankfurt noch niemand ausser Mathy gesproclu ti, wie er 
auch allein auf die Gefahr serviler Wahlen hingewiesen hat. Nälu'r lag 
schon der Gedanke an den Einflius der Agitatoren in den Arbeiterkreisen. 
Soviel aa<^ g^gen den Bericht von Waite fiber das Wahlgesetz polemi- 
siert worden ist, die von ihm aufgeworfene Wage ist unbeantwortet ge- 
blieben, weshalb denn die sociale Refbnn mit der GewShrung «nes so 
wiohtig(>n politischen Redits wie dem Wahlrechte angefangen werden müsse. 
£s liegt darin dersdbe Yorwuxf ausgesprochen, der auch spUer gegen die 
isolierte Eänf figimg dieses Bedits in uiuer offentUches Recht xu eifaeben 
war; nnd die Wortführer der preossisdien Demokratie wie Sdiula&-Delitisch 
imd Waldeek waren ganz in ihrem Rechte, wenn sie die Qewähnmg des 
allgemdnen Walilreohts nur als eine Abschlagssahlung gdten lassen woHten, 
der entsprechend nun das fibrige Reohtsetystem umgestaltet werden mfisste. 
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Unter dem Nebenswedcen, die das «Ugem^e WaUredit etfüllen 
sollte^ ist keiner ao oft genannt ala aeine endehcxiaohe Wizknng. Eb aoU 
daa allgemeine Interesae fBr den 8taat bdeben, die liebe anm Staat er- 
wodcen. Aueh der Gegner dea aUgemeinen Wahheohta erbUbkte darin 

eine gfinstigc Wirkung, dass seine Gefahren zur Wachsamkdti zur ThStlg- 
keit für den Staat antrieben. Es heisst das dodi naheau, den Nutzen 
einea Brandes dunit demonatriercn, dasa die Feuerapritaen in Tliätigkctt 
komracn und erprobt werden. Und konsequent verfuhr am Ende der ol- 
denburgische Abgeordnete, der in Frankfurt jährliche Neuwahlen beffir- 
wort<*te, damit das Volk in Spanntm^» iTlialton wrrdi und nicht in seine 
natürliche Sohlnfrigkcit verfalle. Im Ernste kuuu das ^am.e Wahlgcschäft 
nicht als ein Mittel politisclu r S< hnhmg, nütKÜclien Wirkens für den Staat 
gelten. Das VV'älilen IhI eine vorülxr^'ehende Tlnltigkeit, die keinen Ein- 
blick in die Führung .staatlieher Ge.schäfle eröühet, nicht an ein stetiges, 
zweck niäii.sii^es Arbeiten für gtutitliche Aufgaben gewöhnt Das IntereRse 
heftet sich an Personen und Persönlicheii, nicht an Sachen. Was erreicht 
wird, ist höchstens eine Schulung in der Organisation und dem Getriebe 
der Parteien. Die Verantwortlichkeit des Einzelnen für sein Ilandehi 
hört auf. Und während nach der demokratischen Lehre das Individuum 
emporgehoben und frei und sdbatindig gemaoht werden soll, veriiilft ihm 
daa aUgemdne WaUredit daao, in der Part« onterangehen. 

Eines der wichtigsten Axgnmwte gegen die direkten Wahlen war 
1849 die aqgeUiche Unmöglichkeit, einen unmittelljaren Znaammenhang 
xwischen dem Eandidatoi und den Wählern eines groasen Wahlkimaes 
heransteQen. Wenn ein ei^liacher Parlamentarier achon im Jahre 1831 
von sich aaigea konnte: in SVt Stundm klopfte ich an 585 Thfiren und 
sohfittelte 494 Leuten di« Handi so sind in unserer Zut der Danqpfvei^ 
bindnng; der grossen VoOcsversammlnngeD, der Zeitongen, der Parteiorga- 
nisationen noch ganz andere Dimensionen des Rekanntworden.s zu erzielen. 
H. V. GagenT, der jene Bedenken hauptsächlich geltend gemadit hatte, 
machte sich selbst den Einwurf: bei der Annahme allgemeiner und direkter 
Wahlen werde alle*; liinau-lanfen auf die gehörige Parteibetriebsamkeit. 
Die betriebsamste Partei werde den Sieg davon tragen. Wir wissen, dass, 
was der Redner für möglieh hielt, znr Wirklichkeit geworden i.«t. Konnten 
die liesorgnisse niul Schwieriui: -itfii, welche 18t(l der Mangel der erfor- 
derliclien \'erl)iiulnng zwischen liein Kandidaten nnd <len Wilhlenv erregte, 
sich 1807 oicht erneuern, sp haben sich sonst bei der Behaudiui^ gerade 
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dtt Wag«, ob direkte, ob indudcte Wahl, die Aigqmente In den baden 
pariamentariBehen Veriiandlaiigen mederholt. Ber Slmit^ wddie Form m 
bevoraugen ad, ISaat aich offenbar nicht abatralct Idsen (oben B. 16B)b aon- 
dem iat je nach ihrem Ziwammenhang mit den fibrigen Wahleinriobtoogen 
m beiutälen. Bei imbeachrBuktem Wahlrecht wird sieb die indbekte 
Wahl empMlen, ab wenigatena die Anaitae an einer Organiaation dar- 
bietend. In den hohen B^oneo Prenaaena hat sieh ah^tlioh adt den 
sedbager Jahnai eine Jbeaoiidere Abneigung gegen das indirekte Wahl- 
system entwickelt (oben S. 196). Man wird nicht irre gdieo, de anf die 
Erfahrungen der Koniliktszeit Kurückzufahroi, in der ungcachtrt wieder- 
holter Auflösiuig dieselben Abgeordneten immer wieder gewihlt wurden. 
Doch kann diese Probe, die das indirekte Verfahren unter ungünstigen 
äusseren Vorhältnissen, in einem Kampfe erfuhr, in dem Recht und Zweck- 
mässigkeit unheih'oll auseinander^crissen waren, keinen entscheidenden 
Beweis gegen das Systtn) liefern. Die weitere Entwickehmg des Wahl- 
rechts war el>enso wenig dazu geeignet; denn der iiiiehnte Sehriü war, iiieht 
das Dreiklassenwahlsyt^tem von der Verhindung mit dem indirekten Ver- 
fahren zu befreien , f^ondem beides zu heseitigen und zu dem aUgemeineo 
gleichen und dirt>kten Wahlrecht über/ugeherr. 

Als 18U6 die ersten Sehritte gCf^chaiien üur Einlulirnng des :dlge- 
meinen Walilrcchta, hat man sich ausdrficklich auf die in P'niuklmt zu 
Stande gekommene Formulierung des Rechts gestützt. War das Frauk- 
furter Walilgeseta unter dem Zwange verabschiedet, dass etwas zu stände 
kommen mfiaae^ ao ward es nun au%e&oinmen» niehl^ ireil ea mdi in der 
Zwiachenaeit l)eirlhrt hätte oder auch nur in theoretiacher Beurteiluug 
tOohtig befunden wSn — die Beweiee dea Gegenteile dnd oben ange* 
fUui — , aondem well es da war. Ea lag parat und im Detail f oitnuliert 
vor; war aohon einmal Gegenatand einer nmfaaaenden SSnignng gewordra, 
und da man raach etwas fertiges brauchte, ohne doch etwas beascKS znr 
l^md au haben, ao griff man au dieaem. Daa preuariaohe Wahlayatem 
au ndunen, war unm^Udi; ea war ausaeihalb Prenaaena nnpopolir und 
in Preuaaen hafteten ihm die Ednaemngen der Konflikteaeit an. Mit dem 
Fiankfittter Wahlgeaetz verknüpften sich nicht minder unliebsame Remi- 
nis<^nzen. Aber ea lag eine längere Zeit dazwiaohen, und den Zauber, 
der, wie Twesten eingesteht, dem Frankfurter Parlament trotz seiner Nie- 
deriage beiwohnte, hat vielleicht auch die preussische Rc|ZTf rini<r m be- 
nutaen nicht Teraohrnftht. Warum aonat auadrüoklich das Gebets von 1849 
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anrufen? Es hätte ja genügt, einidne sdner SSU» materiell zu benutzen, 
»ainal in dnem mofatigen Punkte, der DiStengewihrung, von «einen Yor^ 
Schriften abgei^angen wuxde. — War dbw Geaefae 1849 dnsntig von einer 
VoUcBvertretang anigestellt in Erwartung der Zustimmung der Keg^e- 
mngen, so ist ihm diese sehr unerwarteterweise nodi nach 18 Jahren 
XU teil geworden. Ob auch verdienterwdse? Die Ckigner der prenssischen 
Politik, der Politik des Fürsten Bismarok, denen das Gesetz den grössten 
Vorteil getnadit hat, haben es ihm wenig gedankt Anstatt den Sonalis- 
mw, wie man einst in IVankfurt, auch in Berlin gdiofll hatte, an «it- 
waffnen, hat es ihn bewafinefe^ Die winnsten Anhänge jener Politik 
haben den Schritt, das Wahlgesetz, das die Fnwkfiirter VerBammliing flir 
das YolLshaus dncs nach (Irm ZweikanunerBystem geordneten Beiehstages 
gßscltafien hatte, wieder ins Leben zu rufen und in eine ganz neue Um- 
gebung zu veipflanzen, nur verurteilen können. 
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Anmerkungen. 



a. 137 Z. 1 V. II. Von jeder dor beMmi Arien von rnblikationeti mag •»<>niif»ftn, 
ein iieigpiel anzuiUkren. Zu der eräten gehört: Wichuiaan, i>ciikwürdig- 
Iceiteii am tier Paolakirche f Httonover 1688). In dem AbaelimH XI, der die 
Kcichsverfaasuug und <las ReiehüwuhlgeHet/. belmndeln soll, erhält der Leser 
nirlits alt» einen Abdruck der beiden Gesetze. Von tlfii Debatten über da« 
Wahlgesetz erfährt man absolut nidits. Do^ Buch wiuamelt von Ungeuauig- 
keiten, fUechen Baten md Namen. Die Sitinnf; am 88l MB», in dnr die 
Kaiserwahl vor^'fnomTiKMi wunle. l>»'i,'iiuit /. Ii. Mifhii^'s /.wClf Uhr niul ist 
g^^n elf Uhr zu Ende (nach den i^t«nogr. Berichten halb vier Uhr) [8. 384J. 
— Zu der xweiten Art gehören: die Yerhandlnngen des yerfewungsau»- 
Bchuiwes der dentochen Natioualvers. hsg. von DroyRcn Tl. 1 (Leipzig IStt), 
bei Wirlimaim S. 336 alH „dickes Buch'" bezeichnet. Es wl&itt sehr xu 
wüQ£ichen, ilass die Forb<etzung ver^JffeDtlicht wärd«. 

S. 199 Z. 9 V. 0. Wähler] Beydel. Annalen des deutseben Reichs 1880 S. SSO. 
Labnnd, Staatsrecht d(s« deutschen Reichs 1 288. 
« Z. 3 v. II. Sybel] l^egriindung dcK deutschen Reicb« I 31d. Ranke, Aus dem 

Briefwecbaei Friedrich Wilbelmii iV. mit Uuuaen S. 255. 

8. 140 Z. 3 V. o. Abgenpanntl Stenogr. Berichte VII S. 6814 (Jahn), B849 (L5we), 
52<J7 (Mathy). 

Z. 3 V. u. groBxdeutschen Verf.- AuHschuKs) Jürgens, z. Geach. des deut- 
schen Verfattdoogswerkea II 2 (üannov. 1857} 8. 58; der VerfatMUuguentwurf 
der Orossdentsehen das. 8. 688. 
S. 141 Z. 12 T. u. eine bloss rleitt.sche Parteil Stenogr. Her. VII, 54i:i. 

Ü. 142 Z. 17 V. o. Entwurf Hcricht] djis. S. 5218 tf. und 6220-5230. Wait*. 

Grundzüge der Tolitik (Kiel 1862) S. 227 ff. 

Z. 18 V. n. Seheller drei Punkte] Sten. Ber. TU 523%. 

Z. 3 V. u. Vorzug Ver.suelil Iis. 5229fc. 

8. 144 Z. 10 V. u. Haltet ein] da«. 5233 (Ziegert). 
S. 146 Z. 3 V. o. Aufnahme in die Qrnndrecbte versagt] das. 5187. 
Z. 5 V. o. ÄUH der Anerkennung u. s. w.) dm. 5297 (Mathy). 
Z. 16 V. 11. Vru |>:n 1 niieni] Judio, Yerhandlnngein des deutschen Pariamentd 

(Frankf. 1848) I 172. 
Z. 6 T. u. Bundes versammln »gl Botb and Merok, <)uellensammiang x. 
deutschen Offentl. Beeht seit 1848 I (Erl. IHSO) S. 230. 
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S. 146 Z. 2 V. 0. i'reuBsen u. b. w.] Preuas. Yerordiig. vom 11. April; bair. Geaetz 
Y. 16. April; Roth und MerA 1 967 und S78^ IbimoT. TcRwdng; 14 Apcfl 
in der Ooselzsammlung. 

Z. 11 V. 0. Fanfsigerauatohust] Jucho o. a. 0. 11 78, 92, 184. 

Z. 18 n. Anerkennung der biiiidess(aaUieheiiN«tiir1I«lMiid,Btaat«- 
recht I 278 n. 898. IKe DreUcQnigsverfteMing acUiesst sich der Frankfurter 
Vorf an: Wahlgesetz 9 10, 8 bei Qhwr. AichiT des Moidd. Bde., Heft I 
(Berl. 18Ö7) 8. 133. 

Z. 4 n. keinen Oegner aueser] Sten. Ber. VII 5418 (WOrth Siy- 

maringen). 

8. 147 Z. 16 V. 0. ZiegertJ das. 8. 5234. 
Z. 11 \r. u. Löwe) da«. 8. 5248. 
Z. 8 V. n. Hildebrnnd) daa. 8. 88861 

8. 148 Z. 11 V. 0. Mathy] das. S. 6297. 

Z. 13 V. o. Kin Red IHM-, äcr »^h lif>bff] dns. S. 5;>(>2 (Wignrd). 

S. 149 Z. 4 V. o. Jakob GrimmJ Sten. Bor. I 166. Kleine Schriften VUI 436. 

Z. 8 V. 0. nicht an e. sozial. Rßvolat.] Sten. Ber. 7115119 (W«d«kind). 

Z. 14 V. 0. Moritz Hohl] das. S. 5107. 

Z. 16 V. o. Ki^fM)stuekl das. S. 6115. 

Z. 9 V. u. ein Rodner der Rechten] dau. 8. 5312 (Plathner). 

Z. 4 V. o. «in demokr. Redner] 8. 6896 (v. Rjippard). 

8. ISO Z. 7 0. Proletarier] 8. 5888 (HOUing r. Jever). 

Z. 8 V. o. Mathy] S. 5298. 

Z. 17 V. o. Jede Arbeit] S. 5244 (Löwe). 

Z. 17 T. n. Miitermaier] S. 5328. 

Z. 14 T. Q. Eisenitnok] a 5809. 

Z. 12 V. Q. Simon Triar] 8. 6814. 
S. 151 Z. 2 V. o. Böses Blntl Daitsche Zeitung 1849 No. 46. 

Z. 5 V. o. 4>/a Million Männerj Sten. Ber. VII 5286 (Uildcbrandj. 

Z. 10 v. o. Dahlmann in e. Vorlesangen] Springer« Lebe»i Dahlmanns II 886. 
8. 152 Z. 8 V. 0. Ilildebrand] Sten. Bpr VII 5885, 

Z. 7 V. 0. Mittermaicr) das. S. 5328. 

Z. 17 V. o. als unglücklich verurteilt] Rümelin, aus der Paolskirche 
(Stuttg. 1802) 8. 178. Hayn, die deutoehe Nationalveraunmlg. II (Berlin 
1849) P. 203. - Dio hrrvorragendston Gegner] St.n. Hör. VII 5240 
(Heckerath), 52ö» (Bcicheosperger), 6284 (F. v. Raumer). 5299 (Matby), 5302 
(H. Gagem). 
8. 153 Z. 15 V. u. Volljährigkeit) das. 5867. 

Z. 13 V. n. Tableau] das. S. 5332. 
B. 154 Z. 14 V. o. Schubert] 8. 5506. 

Z. 18 T. o. Rflmelin] &. 5867. Ans der Ptedekirche 8. 177. 
8. 165 Z. 1 o. Sebald beim Wablgeeetael JUxgnue a. a. 0. 8, 6tt. 
Z. 11 r. o. Roichcnsperger] Sten. Ber. VII 5260. Jaigeu 8. 80. 
Z. 16 V. o. «Bterr. Abgeordnete] Römelin S. 177. 
Z. 7 V. u. Löwe] Sten. Ber. Vll 5242. 
S. 156 Z. 5 o. Wahlen s. Frankfurter Parlament) R MoU, Staalmeht, 
VOlkeneobt, Politik II 1 & 88. 
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S. 156 Z. 6 V. u. etwas lang sprecheuj Verhandluiigenderzweitcnprou£8.Kammer 

FMHj. 1M9 8. 271 (r. Kifchmum). 
8. 167 Z. 10 V. o. Geschichtschreiber des deutschen P»tL) Lanbe, d. ente 
deutsche Parlament III (Lcip/. 1849) 8. 12. 
Z. 14 V. o. JahnJ Ston. Der. VII 5280. 

Z. 11 1^ Webesinhl mein«» Täters] Der «rate ▼ereinigte Landtag hg. 

V. Bleich III (Berl. 1847) S. 1387. Wio ra«ch die wahre Hedeiitnnp eine« 
geflügelten Wortes vergessen wird, zeigt Hich auch hier. In der Debatte 
Ober eine Aendcrung des StaatsacbuldenedikU« zu gunaton der Regierung 
hatte G. t. Vinci» ciek mit genehtem Blolse erinnert, daw Mine Vorfidire» 
den Aclrer des Hechts seit vielen hundert .Tahrfn gepflf5pt niid ihm wert- 
vollere Frächte abgewonnen b&tten als die materiellen Güter diener Krde. 
Dttu knüpfte jenes Warfe Beekemtiu «b: icli mflinieteQi hihe keine lange 
Reihe von Ahnen aubnwciMn, meine Wiege rtaad u. a. w., aber ich habe 
deshalb nicht einen gerinfrem Anteil an den gnMMtt Emingenaohaftein onien 
Volks von meinen Vätern geerbt. 

8. IM Z. 1 V. o. Ranmer] Steo. Ber. VII 6S88ff. 

8. 169 Z. 4 V. o. K. Vogt] das. 6fl67. 

7,. 7 V. 0. Reichensperger ) das, ?j262. 

Z. 9 V. u. Herrschaft der Minorität] da«. 0254, — Venedey ) diis. S.5290. 
8. 160 Z. 16 T. tt. Dahlmann] Sten. Ber. 8. 4M0. 
& 161 Z. 8 V. o. Kaumer] das. B285. 

Z. 17 V. 0. Herzog v. Koburg] Aua meinem lieben I SSO. 
S. 163 Z. 11 V. 0. Reicbensperger] Sten. Ber. VII 5610. ^ 
a 164 Z. 6 o. Mathy xl Oagern] dae. 8. 5896 n. S808. 
Z. 8 V. 0. Sclui1)ert] da.-;. S. 5606. 
Z. 15 T. u. Berichterstatters] das. S. Ö527 (lUeaaer). 
8. 166 Z. 18 V. a. M. Mohl] S. 5520. 

Z. 4 V. u. Hildebrand] 8. 5618. 
S> 166 Z. 1 V. 0. KiolbaHsa] als l-Veigftrtner in den Verhandlungen bezeichnet eVien- 
so wie Mros. Herrn. Wagener, Erlebtes (Burl. 1884) S. 30. G. Frejrtog, 
gesantmelte AuftitM I (Leips. 1888} 8. Btt. nnd 5«ff. 
Z. ö V. o. Dorfschnlsen] Alk Wdff» Berliner Bevoltttioni-Ohronik Di 

(Berl. 1864) 8. 402. 
Z, 17 V. u. ßussj Sten, Ber. VU 6524. 
Z. 10 T. a. Rtesser] das. 5687. 
8 167 Z. 6 T. u. Waitz] das. 5491. 
8. 168 Z. 17 T. o. Beselerl dnn. 5497. 
Z. 25 V. 0. Vogt] das. 5499. 
Z. 9 V. n. Nanwerck] das. 6488. 
8. 169 Z. 19 V. o. Riesser] das. 5503. 

Z. 5 V. u. geheime Stimmabgabe.) In der Aldmndlung v. 0. tVhm. 
V. Völdemdortf, deutsche Verfussungen (Annolen des deutschen Reiche« 1890) 
kehlt «tindig die irrige Bdianptong irieder, in FninkAirt sei tfibnlliche 
Stimmabgabe lieselilosaen wnrden, v^^l. S. 402, III und tle.isellMO Teif. harm- 
lose Plaudereien e. alicsi Münchners (Mflnch. 1892) S. 296. 
8. 170 Z. 5 V. 0. Reicbensperger] Sten. Ber. VII 6680. 
Z. 18 o. Venedej] dae. 6169 o. 54B0. 
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& 170 Z. 14 V. n. auBserst« Linkel «bu. 56M. 

Z. 10 V. u. zweite Lesnng) das. 5561, 
Z. 8 V. u. Vogtl Sten. Rer. VIII :)6i4. 
Z. 7 V. u. EisentituckJ da«. öü4ti. 
& 171 Z. 8 V. 0. Biedermann] cUw. 6661. 

S i in (1 II I «las. 'j651. 
Z. 20 V. 0. Vogtl VII .V2:,7, 
Z. 12 V. u. Rieaser) VUi 5ti54. 
S. 172 Z. 6 0. Oestftit der eilten Lesung] Dos WaUgesets in dieaor Gestalt 
ist abgedruckt VIII 6798, 
Z. 13 V. o. Verfaainngiauaichuss aber den Welckerscben Antrag] 
Uaat. 57i)5. 

Z. 18 o. Dringt iehkeii versagt] das. 6998. 

Z. 23 V. o. Unteracliriftcn aller Parteien 1 diw. G0fi9. 
Z. 9 V. u. KompromisH der Parteien] das. 6122 v<;l. mit S. 5Ü18 und 
Erklärung von Huiurich und Max Simon iu der Deutücbuu Zeitung 1849 No. 92. 
S. 173 Z. 18 V. o. Reiehsgeseta geworden] Sten. Her. TU 6609 (Schubert). 
Z. 14 V. u. Parrisius] V< rlKitiillnMyeii der 2. Kammer 8, 388. 
Z. 5 V. u. Zimmermann] Sten. iier. VII 5372. 
Si. 174 Z. 19 V. u. organis. Revolution) F. Frenwlorir, StOve in Preun. Jnbrb. 
XXXI 690. 

Z. 17 V. u. nnndehulsi .ind] Ranke, Aus dem Briefw. Friedrick Wilhelms IV. 

mit tiunnen S. 272 u. 265. 
Z. 11 V. u. suspensives Vetol Reidwverfo-siig. § 101 n. % 196. 
S. 175 Z. 16 V. u. Duckwit/.) Duck-A^it/, DenkwOrdigkeiten (Brem. 1877) S. 891. 

Z. 8 V. u. Unns.Mi] Ilank.- S. 2R8. 
176 Z. ö r. o. matfkopy mit der Linken] du«. S. 278 u. 273. 
Z. 9 T. o. Brief an Bnnsen) das. 8. 878. 
Z. 15 V. n. Kierulffscber Antrag) Sten. Her. VIII G148. 
S. 177 Z. 13 V. u. DreiköniK«verfa«8unKl Glaser Ö. 132. 

Z. 6 V. u. Stüvti] rreuM. Jahrb. a. a. 0. 8. 635. 
S. 178 Z. 8 V. o. Draehensfthne der Bevolation] Stüve, Wesen und Terfas- 
Hung der Landgemeinden <Jena 1851) S. XV. 
Z. 5 V. o. Rheinische Ahgeordnele] Leop. v. (Jerhich, DenkwürtUgkeitcn 
(Berlin 1891) S. 317: unterm 2. Mai: E» wird ein Wahlgeseta oktruyiert. 
Mm legt die SelbstEadigkeii aus und teili dann in drei Klassen. Hanse- 
mann, Aldi-Tilmvc n, Arnim, Alvt-nnleKen sind dabei a consiliis gewesen. 
Z. 16 V. o. Vcrtiammlung ku iäothaj Laub«, d. erste deutucho Parlament 
III 446. 

Z. 4 V. n. Erfurter Parlament) Sten. Ber, Ober die Verhnndtangen des 

Erf. Pari. II S. 2:C. W. (Volknhau«). 
S. 17B Z. 1 V. ü. l)enk.sehrifti da». 1 15. 

S. 179 Z. 19 V. u. Diäten aus Staatsmitteln] Sten. B«>r. Ober die VprHnndlungen 

des Reichfttiigo.-) den Nordd. ItiindcH S. 478. 
Z. 12 V. II. C rscIiäftHordnungJ äUtn. Uer. Ober die Verhandlungen düs 
deutschen i'iirlumeut« 1 164. 
S. 180 Z. 6 V. o. Die preusstsehen Abgeordneten) Tbndiehnm, TerAuwungs- 
recht des Nordd. Bundes 8. 19. 
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8. 180 Z. S n. Windthoritg Berechuntig] Ston. Bericlite (des Nmdd. RT.) 

9. 425. 

S. 181 Z. 1 V. 0. Bebel] das. 67». 

11 ▼. Q. O. T. Tinekel da«. 8. 178. 

8. 188 Z. 16 V. 0. Frankfurter Wortes] Sl«n. Ber. Vtl 6808 (Vogt). 

Z. 18 V. o. Waldeck] St*in. Ber. *l. s RT. S. 332. 

a. 183 Z. 23 V. u. Mit«treiterJ RUmeliu, au« dur PauUkircbo ä. 203. 

a 187 Z. 4 V. n. Frie«! Ston. Ber. dee RT. 8. 4U. 

8. 188 Z. 9 V. 0. Weber] dun. 418. 

Z. 10 V. o. Griiml.r.M hl) diw. 423. 

Z. 14 V. o. Sjbol] das, 8. 427. 

8. 189 Z. 8 V. o. Windihontl 8. 485. 

Z. 6 V. o. Briliincck] S. 436. 

Z. 11 V. o. Zac-hariaej 8. 436. 

Z. 15 V. u. VVagenerJ S. 421. 

Z. 18 T. u. VerlftitgeruDg der LegielHtnrperioden) 8. 4S0ff. 

8. 180 Z. 90 V. u. Vorlage des AuHaobuRM>M| St(>n. U«r. VI 408t. 

Z. 8 V. u. Aiisrriff von zwei Seilen) da.s. VII öööl. 

8. 191 Z. 12 V. o. Schul ee- Delitzscb] Stcu. Ber. über die Verhmidluugeu den 
Abg.-Haii«M 1866 8. 888. 

Z. 19 V. u. Auülegun^xfrag«'] Sten. Ber. des RT. 8. 709 (v. BeniügeeiiK 

727 (Simon. Graf Bismarck): de» Abg.-UauiieM 1867 8. 62 (Kowh). 

Z. 8 V. u. Brauu von Plauen] Sten. Ber. de« KT. 707. 

Z. 4 r. 11. Oerlacb) Abg.-Haae 1867 8. 78. 

8. 198 Z. 1 V. o. Graf Eulenburg) 8ten. Her. den RT. 8. 709. 

Z. 9 V. n. ])reuB8i8ch(> urüte Kammer] du«. S. 478 (Tweiiien), 8. 608 

(P. ReichensiiergerJ, Abg.-Hauu 1867 8. 81 (der».). 

Z. 19 y. u. NotabelnyereaminlaBgl Sten. Ber. dee RT. 8. 707. 

Z. 18 V. n. meckleobnrg. Abgoordpeier n. a. w.] den. 8. 470 (v. Thttnm), 

S. 473 (Ree), 8. 479 (Twe«t*^n). 

Z. 14 V. u. Üraf 8vbweriu] da». 710. 

Z. 8 V. u. V. Belowl du. 8. 488. 

Z. 6 V. n. Junger mann] da». 8. 48() 

8. 193 Z. 11 V. o. liberalen Partei] da«. 8. 709 C 

Z. 9 V. u. MiquelJ da«. 8. 4öl. 

Z. 4 T. n. Friedenthal] dae. 8. 415. 

8. 194 Z. 4 o. 8clin]ie>Delitssch] S. 438. 

Z. 14 V. o. Wagen er] 8. 420. 469, 471; Abg.-Haofl 1866 8. 833. 

S. 196 Z. 16 V. o. Befürchtungen] RT. S 423 (Gnimbrecht). 

Z. 17 V. o. Graf Biamarck] S. 428; Frhr. v. Völdenuiorff, Plaudereien 8. 297. 

Z. 10 V. n. T. Blanekenbnrgl Abg.-HaaB 1866 8. 888. 

8. 196 Z. 3 V. 0. Naiionalreprilaentationi Prent». Abstimmung am Bundea« 
tage vom 14. .\n<^- 18f?'i 'Srhtilthfvs. Knrop. Ge>tehieht»ka1. 18H2 S. 8(1) 

Z. ö V. o. König Wilhelm] v. Sjbel, Ui^üuduug de* Ueutachcn K(.>ichei< 
II 686. 

Z. 7 r. O. preuMKiarhe Ministerium] Scholttie«, IBß» 8. 95, 63, 78. 

Z. 18 V. tt. diterreieh. Memorandum] dae. 8. 86. 
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Amneikungen. 



S. 196 Z. 17 V. u. drei Juhrc epüter] Ei^äiizungütiofl %. uurop. Geäclüchtskal. f. 

1865 S. 86 und 75. 

S. 197 Z. 1 V. o. Grnf Hi^inarrk 11 iri Svl,,.! ;i. a. <). S. 540. RT. S. 429, 708. 
Z. 11 V. Q. Graf Dyhni u. s. w.J Krfurt. Tarl. S. Iö8 iVolksfaaua); Abg.-Uaus 

1866 8. 897; UT. ä. 421. 429. 

S. 199 Z. 15 V. 0. Heinrich Simon) Allgem. deutsche Biographie XXXIV S74 

(Alfr. Storni. 

Z. 19 V. o. liüiuclin] Aus der I'uubkircbo 8.203. 

Z. 15 V. u. Simsonl Abg. (lau« 1866 S. 294. 

Z. 10 V. u. B. V. Molilj SUuitNrecht, Völkerrecht, Politik II 1 S. 22. 

Z. 9 V. II. Hüiifl^^crl lihintxolili ii. Bmtor, StaatewOrtetb. VII 207. 

Z. 1 V. u. Graf BiemarckJ KT. S. 429. 
S. 200 Z. 11 V. 0. R. V. Hohl) a. a. 0. S. 900. Schtfll« in der (Tflh.) Zeihichr, f. 
il. gesamte StaatswisB. XXI (18()5) S. 379 ff. 

Z. 7 ^. ti. Mathy] Stell. Ikr. VII 5297 ff. 
.S. Z. VI V. 0. l'lathnerl das. 5311. 

Z. 10 V. n. Waits] da«. 8. 5884. 

Z. 4 V. B. Wortführer) RT. t^. 'm n. 434. 
8. 202 Z. 9 V. o. Oldenburg. AbgeordneteJ »ten. Ber. Vil 4059 (Meiling v. 
Jever). 

Z. IS V. n. »nglincher Parlameniarier) Sehftflie a. a.0. 8. 390. 

Z. 8 V. n. H. V. Gadern! St.-n Hör VIT hm. 
8. 2ü3 Z. 3 V. o. Twestenl AbK.-Hau« 1806 S, 279. 

S. 804 Z. 10 V. o. Anhilngt-rj .S,vbel Y 442: wer eine Stechpalme pflanzt, kunn 
nicht BUs«e IhrBehle davon ernten. Rllmelin, Reden und Anfifttne II 27H: 
ein Verehrer von Bismarck hat einen venweifelt ediwierigen Stand. 



PrMk VOM Uuam A SsMMim !■ iMtpri«. 



292^? 



^ .d by Google 



».na 

tV 374 



ir. 



in 

8: 



d by Google 



ANBXWUf 

Stanford Lffw Llbrar 




I 



3 6106 044 066 672 



